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Alphabetisches Sachregister. 



(Die neben den Schlagworte ri angegebene Zahl bezeichnet die Ordnungs- 
nummer der Entscheidung in der Sammlung). 



Abzüge vom Lohne behufs 
Tilgung von Lebensmittel- 
schulden sind unzulässig ... 7 

Accord. Übernahme des Ver- 
putzes von Mauerwerk und 
der Einmauerung von Thür- 
und Fensterstöcken 40 

— Mangels besonderer Verein- 
barung hat der Übernehmer 
der Arbeit nur jene Verrich- 
tungen zu versehen, welche 
herkömmlich einen Bestand- 
theil der übernommenen 
Arbeit bilden und in der 
Regel ohne separate Ent- 
lohnung verrichtet werden. . 178 

— Der Accordarbeiter haftet 

für die mangelhafte Arbeit 176, 
178 

— Wegen solcher Mängel, die 
der Arbeitgeber selbst ver- 
schuldet hat, darf die Aus- 
folgung des Arbeitsbuches 
nicht verweigert werden . . . . 1()7 

— Der Accordarbeiter ist nicht 
verpflichtet, ohne besondere 
Entlohnung Änderungen 
oder später bestellte Er- 
gänzungen an der vertrags- 
mäßig ausgeführten Arbeit 
vorzunehmen, ohne Ent- 
schädigung Nacharbeiten 
vorzunehmen 179 

— Für die durch Obersiedlung 
des Unternehmers nicht 
vollendete Accordarbeit ist 
dem Arbeiter eine ange- 



messene Vergütung zu 
zahlen 75 

Accord. Anspruch des Arbeiters 
auf Entschädigung beiNicht- 
voUendung der accordierten 
Arbeit durch Verschulden 

des Unternehmers 177 

— Unterlassung der Beistellung 
des Materials bei Accord- 
arbeiten macht den Arbeit- 
geber ersatzpflichtig 97 

Accordarbeiter haben Anspruch 
auf die gesetzliche Kündi- 
gungsfrist 95 

Adyocaten. Vertretung durch 
Advbeaten vor Gewerbege- 
richten ist ausgeschlossen . . 15 

Agenten^ siehe Reisende. 

Alter. Unfähigkeit zur Kessel- 
wartung infolge vorgeschrit- 
tenen Alters 185 

XndcrDngen an der verembarteji 
Accordarbeit müssen l)e- 
sonders entlohnt werden ... 179 

Arbeit. Mängel der Arbeit vor- 
pflichten den Arbeiter zur 
Entschädigung 17G, 178 

Arbeiter. Geschäftsreisende an- 
derer Unternehmungen als 
der Handelsgewerbe sind 
nicht als Arbeiter im Sinne 
des Gew. Ger. G. anzusehen . 42 
Siehe auch Hilfsarbeiter. 

Arbeitsbestätigung. Im Arbeits- 
buch hat der Arbeitgeber 
zu unterschreiben 116 

1* 
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Arbeitsbestätigung* Die zurEr- 
theilung der Arbeitsbestäti- 
gung erforderlichen Erhe- 
bungen hat der Arbeitgeber 
vorzunehmen 118 

— Die Durchstreichung einer 
infolge Entlassung vorbe- 
reiteten, jedoch durch Fort- 
setzung des Arbeitsverhält- 
nisses gegenstandslos ge- 
wordenen Arbeitsbestäti- 
gung ist zulässig 119 

Arbeitsbach. Die Ausfolgung 
des Arbeitsbuches ist als 
Entlassung anzusehen 184 

— Nichtausfolgung des Ar- 
beitsbuches aus Versehen 
rechtfertigt nicht die An- 
nahme, dass das gekündigte 
Arbeitsverhältnis erneuert 
worden sei 152 

— Übernahme des Arbeits- 
buches ohne Einsprache 
enthält keinen Verzicht auf 
die Entschädigung für die 
Kündigungsfrist 35 

— Muss bei ordnungsmäßiger 
Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses ausgefolgt werden . . .106 

— Nichtausfolgung des Ar- 
beitsbuches aus Versehen 
ist nicht gleichbedeutend 
mit Verweigerung 169 

— Bei Lösung des Arbeitsver- 
hältnisses muss das Arbeits- 
buch ausgefolgt werden, 
eines ausdrücklichen Ver- 
langens des Arbeiters bedarf 

es nicht 170 

— Der Arbeitgeber haftet für 
die verspätete Aushändigung 
des Arbeitsbuches durch 
einen Beauftragten 17^ 

— Wegen solcher Mängel einer 
Accordarbeit, die der Ar- 
beitgeber selbst verschuldet 
hat, darf die Ausfolgung des 
Arbeitsbuches nicht, ver- 
weigert werden 107 

— Die Ausfolgung des Arbeits- 
buches darf nicht bis zur 
Räumung der vom Arbeiter 
benützten Wohnung ver- 
weigert werden 168 



Arbeitsbuch. Die Nichtaus- 
folgung und Hinterlegung 
des Arbeitsbuches bei der 
Gewerbebehörde infolge 
Weigerung des Accordar- 
beiters zur Ausführung der 
übernommenen Arbeit be- 
gründet keine Entschädi- 
gungspflicht des Gewerbe- 
inhabers 121 

— Die Aufforderung des Ar- 
beitgebers an den excedie- 
renden Arbeiter, sich das 
Arbeitsbuch bei der Ge- 
nossenschaft abzuholen, ist 
keine Verweigerung der 
Ausfolgung des Arbeits- 
buches 117 

— Übersendung des Arbeits- 
buches an den Vorsteher 
der Heimatsgemeinde ge- 
nügt nicht 171 

— Bei Unterbrechung (Aus- 
setzen) der Arbeit besteht 
keine Verpflichtung des Ge- 
werbeinhabers zur Aushän- 
digung des Arbeitsbuches . . 165 

— Die Rubriken des Arbeits- 
buches sind vom Gewerbe- 
inhaber auszufüllen und 

zu unterschreiben 116 

— Die zur Ertheilung der Ar- 
beitsbestätigung (Ausfüllung 
der Rubriken des Arbeits- 
buches) etwa nöthigen Er- 
hebungen obliegen dem 
Gewerbeinhaber 118 

— Nicht der Tag der Erkran- 
kung, sondern der ordnungs- 
mäßigen Lösung ist als Tag 
des Abganges in das Ar- 
beitsbuch einzutragen i6 

— Es ist unzulässig, im Ar- 
beitsbuch auf eine Arbeits- 
einstellung als Entlassungs- 
grund hinzuweisen 1 64 

— Die Durchstreichung einer 
infolge Entlassung vorberei- 
teten, jedoch durch Fort- 
setzung des Arbeitsverhält- 
nisses gegenstandslos ge- 
wordenen Arbeitsbestäti- 
gung ist keine unzulässige 
Eintragung 119 



Arbeitsbuch. Der Arbeitgeber 
ist nicht vorpflichtet, die 
Ausfolgung eines neuen 
Arbeitsbuches zu bewirken . 120 

— Der Arbeitgeber kann nicht 
verhalten werden, das Zeug- 
nis in das erst nach dem 
Austritt neu beschaffte Ar- 
beitsbuch einzutragen 122 

— Bei Beurtheilung der Ent- 
schädigung wegen Nicht- 
ausfolgung darf unter nor- 
malen Arbeitsverhältnissen 
angenommen werden, dass 
der Hilfsarbeiter im Falle 
rechtzeitiger Aushändigung 
des Arbeitsbuches sofort 
Arbeit erhalten und den 
seinen Fähigkeiten ange- 
messenen ordentlichen Lohn 
verdient hätte 1 70 

Arbeitseinstellung. Im Arbeits- 
buch darf die Arbeitsein- 
stellung nicht als Entlas- 
sungsgrund angegeben wer- 
den 164 

— Die Drohung der anderen 
Arbeiter, die Arbeit einzu- 
stellen, wenn ein bestimmter 
Arbeiter nicht entlassen 
wird, ist kein begründeter 
Entlassungsgrund 1 83 

Arbeitsmangel. Einverständnis 
des Arbeiters mit dem Aus- 
setzen wegen Arbeitsmangel 67 

— Nach einiger Zeit kann der 
Arbeiter Arbeit verlangen 
und, wenn diese nicht ge- 
währt wird, ohne Kündi- 
gung austreten 68, 69 

— Für die Zeit, da der Ar- 
beiter nicht beschäftigt 
wurde, steht ihm ein Lohn- 
anspruch nicht zu 69 

Arbeitsordnung. Verlautba- 
rung ist wesentlich, damit 
deren Bestimmungen zum 
Bestandthcil des Arbeitsver- 
trages werden 12 

— Der bloße Anschlag der 
Arbeitsordnung im Arbeits- 
local genügt nicht, um de- 
ren Bestimmungen zu einem 



Bestandtheile des Arbeits- 
vertrages zu machen 11 

Arbeitsordnung. Verlautbarung 
durch Vorlesen, Behändigen 
oder Hinweis genügt 81 

— Wird zum Bestandtheil des 
Arbeitsvertrages, wenn der 
Arbeiter beim Antritt des 
Dienstes bestätigt, sie ge- 
lesen zu haben und sich ihr 

zu unterwerfen 80 

— Ausschluss der Kündigung 
durch Unterfertigung der 
Arbeitsordnung 1 13 

— Behändigung genügt auch 
dann, wenn der Arbeiter die 
Sprache, in der die Arbeits- 
ordnung abgefasst ist, nicht 
versteht 114 

— Kündigung an einem be- 
stimmten Tage 153 

Arbeitsverhältnis. Nichtaus- 
folgung des Arbeitsbuches 
aus Versehen rechtfertigt 
nicht den Schluss auf Er- 
neuerung des Arbeitsver- 
hältnisses 152 

— Das Arbeitsverhältnis ist 
als ein einheitliches aufzu- 
fassen (hinsichtlich der Ver- 
einbarung über die Kündi- 
gung), wenn auch hinsicht- 
Uch Beschäftigung und Lohn 
eine Änderung eingetreten 

ist 47 

— Umwandlung eines zur Aus- 
hilfe begründeten Arbeits- 
verhältnisses in ein dauern- 
des 100 

— Begründung für bestimmte 
Zeit 133 

— Für die Dauer der Erkran- 
kung eines anderen 134 

— Zur Aushilfe 135, 136 

— Die unbestimmte Dauer 
liegt nicht vor, wenn ein 
Maurer nur zur Ausführung 
bestimmter kleiner Arbeiten 
aufgenommen wird 1 33 

Arbeitsvertrag. Wenn der 
Dienstnehmer nach Ablauf 
der Kündigungsfrist ohne 
Auftrag des Dienstgebers 
in dessen Geschäft erscheint 
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und Dienste verrichtet, wird 
dadurch noch keine Erneue- 
rung des Arbeitsvertrages 

bewirkt 16, 93 

Arbeits ?ert rag. Bloßer An- 
schlag der Arbeitsordnung 
im Arbeitslocal genügt 
nicht, um sie zum Bestand- 
theil des Arbeitsvertrages 
zu machen 11 

— Die Verlautbarung der Ar- 
beitsordnung ist ein wesent- 
liches Erfordernis ihrer 
Rechtsgiltigkeit dem Ar- 
beiter gegenüber 12 

— Die Arbeitsordnung wird 
zum Bestand th eil des Ar- 
beitsvertrages, wenn der 
Arbeiter beim Antritte des 
Dienstes schriftlich bestätigt, 
dass er die Arbeitsordnung 
gelesen habe 80 

— Der Unternehmer haftet für 
den Lohn der von seinem 
Partieführer aufgenomme- 
nen Hilfsarbeiter 73 

— Der Unternehmer haftet 
dann nicht, wenn der Partie- 
führer die Arbeit selbständig 

in Accord übernommen hat. 74 

— Sicherung durch Gaution. . .132 
ArbcitSTerweigerung kein Ent- 
lassungsgrund, wenn sie 
nachgesehen worden ist. .. . 11 

— kein Entlassungsgrund, 
wenn die übertragene Ar- 
beit dem Arbeitsvertrag zu- 
widerläuft 85 

Arbeitszeit wird in Ermanglung 
einer Vereinbarung durch 
den Ortsgebrauch bestimmt . 109 

— Die Vorschriften über die 
Maximalarbeitszeit finden 
auf den Platzmeister eines 
Kohlenhändlers keine An- 
wendung 142 

— Nichteinhalten der bedun- 
genen oder ortsübUchen 
Arbeitszeit ungeachtet wie- 
derholter Vei-warnung be- 
rechtigt zur sofortigen Ent- 
lassung 51, 59 

— Nichteinhalten der Arbeits- 
zeit durch den Handlungs- 



gehilfen bildet einen Ent- 
lassungsgrund 148 

Arbeitszeit. Überstunden sind 

auch dann zu entlohnen, 

wenn sie mit Übertretung 

. der gesetzlichen Vorschriften 

gemacht wurden 37 

Arbeitszeugnis kann verweigert 
werden, wenn es der Wahr- 
heit gemäß ungünstig lauten 
müsste 173 

Arbeitszulage. Erkundigungen 

über die Voraussetzungen . . 34 

Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses. Die Absicht, das 
Arbeitsverhältnis zu lösen, 
muss bestimmt erklärt 
werden ." 27, 28, 29 

— — „Wenn Ihnen die Arbeit 
nicht passt, können Sie 
gehen**, enthält keine Ent- 
lasssung 27 

— — „Jetzt sind wir schon 
fertig", enthält keine Ent- 
lassung 29 

Ebensowenig die Auf- 
forderung, nachhause zu ge- 
hen und sich auszuschlafen 30 

— — „Packen Sie sich sofort 
aus der Arbeit **, enthält die 
Entlassung . . ... 85 

— — ,Wenn Ihnen die Arbeit 
nicht gefällt" enthält keine 
Kündigung 101 

— — „In 14 Tagen suchen 
Sie sich einen anderen 
Platz«, enthält eine Kündi- 
gung .103 

— — „Wenn es Ihnen hier 
nicht gefällt, so können Sie 
sich einen anderen Dienst 
suchen", enthält keine Kün- 
digung 104 

Die gesetzhchen Gründe 

für die Auflösung des Ar- 
beitsverhältnisses köimen 
nicht durch Vertrag ver- 
mehrt werden 181 

— des Lehrvertrages durch 
übereinstimmenden Willen 
beider Theile 92 

— des Arbeitsverhältnisses. Bei 
einverständlicher Auf löMing 
besteht kein Anspnich auf 
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Entschädigung für die Kün- 
digungsfrist 107 

Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses infolge Zufalls. Auch 
wenn der Zufall, der das 
Aufhören des Gewerbe- 
betriebes verursacht, als 
höhere Grewalt anzusehen 
ist, hat der Hilfsarbeiter 
Anspruch auf Schadloshal- 
tung für den Entgang der 
Kündigungsfrist 1 

— — infolge Zwanges 183 

— — durch Kündigung, siehe 
Kündigung. 

— — ohne Kündigung bei Auf- 
nahme zur Probe !24, 25, 26, 44 

— — Ein zur Aushilfe für 
die Dauer der Erkrankung 
eines anderen Arbeiters auf- 
genommener Hilfsarbeiter 
kann ohne Kündigung nicht 
entlassen werden, solange 
der Aushilfsgrund noch 
besteht 106 

— — Im Falle provisorischer 
Aufnahme gegen nachträg- 
liche Beibringung des Ar- 
beitsbuches kann das Ar- 
beitsverhältnis ohne Kündi- 
gung gelöst werden 137 

Ein nur für bestimmte 

kleine Arbeiten (Weißigen 
der Wohnung) begründetes 
Arbeitsverhältnis endet mit 
Vollendung der Arbeit und 
bedarf nicht der Kündigung. 133 

— — wegen strafbarer Hand- 
lung 86, 191, 192, 193, 194, 195 

— — wegen verspäteten Dienst- 
aiitrittes 17 

— — wegen ;unentschuldigten 
Ausbleibens 20 

— — wegen oftmaligen Blau- 
machens 21 

wegen Weigerung, Über- 
stunden zu machen 22 

— — wegen beharrlichenNicht- 
einhaltens der Geschäfts- 
stunden 51, 59 

— — vereinzeltes Zuspätkom- 
men ist nicht als beharrliche 
Pflicht Vernachlässigung an- 
zusehen 52 



AuflSsiing des Arbeitsverhält- 
nisses wegen wiederholter 
Weigerung des Hilfsarbei- 
ters, ihm übertragene Arbei- 
ten zu verrichten 55 

— — wegen Einstellung der 
Arbeit infolge eines Wort- 
wechsels einige Stunden vor 
Feierabend 56 

— — wegen unbefugten Ver- 
lassens der Arbeit . 2, 4, 53, 56, 

196, 197 

— — wegen grober Beleidi- 
gung des Directors 60 

— — wegen groberBeleidigung 
der Frau des Arbeitsgebers . 61 

— — wegen Bedrohung mit 
Thätlichkeiten 63 

— — wegen beiderseitiger Be- 
leidigungen 65 

— — wegen grober Ehrenbelei- 
digung durch grundlose Be- 
schuldigung mit Diebstahl . . 14() 

— — wegen Unfähigkeit zur 
Arbeit . .185, 186, 187, 188, 189 

In der Aufforderung eines 

Arbeiters an die übrigen, sich 
um bessere Dienstplätze um- 
zusehen, liegt kein Grund 
zur sofortigen Entlassung. . . 57 

— — Unterlassene Anzeige von 
dem pflichtwidrigen Verhal- 
ten eines Mitarbeiters bildet 
keinen Entlassungsgrund ... 58 

— — wegen erheblicher Ver- 
zögerung der Auszahlung 
des Lohnes 66 

wegen Mangel an Arbeit (i7, 

(•»8, ()9 

— — Trotz Einverständnis 
über das Aussetzen der 
Arbeit kann der Arbeiter 
Entschädigung begehren, 
wenn nach einiger Zeit keine 
Arbeit geboten wird 6S 

— — Entschädigung gebürt 
nur für die Kündigungsfrist . 69 

— — Entschädigung gebürt 
nicht, wenn die Arbeit wegen 
nothwendiger Reparaturen 
ausgesetzt werden muss SS 

— — Nichtausfolgung des Ar- 
beitsbuches aus Versehen 
rechtfertigt nicht den Schluss 



vra 



auf Erneuerung des Arbeits- 
verhältnisses 152 

Ausbleiben von der Arbeit, Ent- 
lassung wegen 20 

— — muss entschuldigt wer- 
den 53 

Siehe auch Auflösung. 

Ausfolgun^ des Arbeitsbuches 

ist als Entlassung anzusehen. 184 
Siehe auch Arbeitsbuch. 

Aushilfe. Ein für die Dauer 
der Erkrankung eines Hilfs- 
arbeiters aufgenommener 
Aushelfer kann nicht ohne 
Kündigung entlassen wer- 
den, wenn der Aushilfe- 
grund noch fortdauert 106 

— Ein anfänghch nur zur Aus- 
hilfe aufgenommener Arbei- 
ter wird, sobald der Grund 
der Aushilfe weggefallen ist, 
durch seine Weiterverwen- 
dung im Gewerbe dauernd 
in Arbeit übernommen und 
erlangt dadurch Anspruch 

auf Kündigung 100 

— Lohn eines zur Aushilfe auf- 
genommenen Gehilfen 39 

— Die Aufnahme „ zur Au shilf e " 
ändert nichts an der gesetz- 
lichen Kündigungsfrist, falls 
der Zeitpunkt, wann die 
Aushilfe enden soll, nicht 
genau bestimmt ist 86 

— Im Falle der Aufnahme für 
die Dauer der Erkrankung 
eines bestimmten anderen 
Arbeiters endet das Arbeits- 
verhältnis ohne Kündigung 
mit der Genesung des an- 
deren Arbeiters 1 84 

— Eine nur zur Aushilfe aufge- 
nommener und demzufolge 
auch nur nach Maßgabe des 
Bedarfes an einzelnen Tagen 
der Woche beschäftigte 
Wäscherin hat keinen An- 
spruch auf Kündigung VX) 

Aushilfscondition der Buch- 
drucker beinhaltet Recht zur 
Auflösung ohne Kündigung .13() 
Aushilfskellner. Lohnanspruch. 141 
Ausschließung der Kündigung 
liegt nicht in der Erklärung, 



dass der Arbeiter bloß be- 
dingungslos aufgenommen 

werde 1 38 

Siehe auch Kündigung. 
Aassetzen der Arbeit. Wenn 
sich der Hilfsarbeiter da- 
mit einverstanden erklärt 
hat, kann er nicht nach- 
träglich Entschädigung ver- 
langen 67 

— Er kann nach angemessener 
Zeit Arbeit beziehungsweise 
Lohnentschädigung tür die 
Kündigungsfrist verlangen . . 68 

— Eine durch nothwendige 
Reparaturen veranlaßte ein 
bis zweitägige Arbeitspause 
berechtigt nicht, das Arbeits- 
verhältnis für gelöst zu be- 
trachten 88 

— Arbeitsbuch braucht nicht 
ausgefolgt zu werden 1 65 

Austreten durch Ansichnehmen 

des Arbeitsbuches 31 

— des Hilfsarbeiters wegen 

Mangels an Arbeit 153 

Siehe auch Auflösung. 

Barzahlung des Lohnes. Ab- 
züge behufs Tilgung von 
Lebensmittelfordeviingen 
eines Kaufmannes sind un- 
zulässig 7 

Bauarbeiter. Umfang des Be- 
griffes gewerblicher Hilfs- 
arbeiter 160, 161, 162 

Bauschreiber. Hat keinen An- 
spruch auf Entlohnung von 
Überstunden, wenn eine 
nach Stunden bestimmte 
Dauer der Arbeitszeit weder 
bedungen noch ortsüblich 
ist 38 

— Nachlässigkeit bei der Füh- 
rung von Wochenlisten be- 
rechtigt zur "Verweigerung 
eines günstigen Zeugnisses .173 

Banzeichner^ die bloß zum Go- 
pieren von Plänen und zur 
Zusammenstellung der Wo- 
chenlisten verwendet wer- 
den, sind als Hilfsarbeiter 
anzusehen 130 
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Beharrliches Vernachlässigen 
derPflichten als Entlassungs- 
grund liegt nicht vor, wenn 
der Arbeiter vereinzelt zu 
spät kommt 52 

Beriifungsverfahren. Für. die 
Bewertung des Streitgegen- 
standes im Bemfungsver- 
fahren sind die im Beni- 
fungsverfahren vorgenom- 
menen Feststellungen maß- 
gebend 123 

— Im Falle der Berufung ge- 
gen ein gewerb egericht- 
liches Urtheil in Säumnis- 
fällen ist neues thatsäch- 
liches Vorbringen und Ein- 
wendungen gegen das von 
der nicht säumigen Partei 
in erster Instanz. Vorge- 
brachte ausgeschlossen ... .124 

— Im Verfahren vor dem Be- 
rufungsgerichte finden die 
Vorschriften der G. P. 0. 
über das Vorverfahren keine 
Anwendung 1 64 

Bestimmtheit der Erklärung 
bei Kündigung oder Ent- 
lassung 27, 28, 29, 30, 85, 101, 
103, 104 

Betriebsstätte^ für welche die 
Arbeiten zu leisten sind, ist 
maßgebend für örtliche Zu- 
ständigkeit 125 

— in welcher die Arbeiten 
geleistet werden 126 

Betmg durch Übervortheilung 
der Gäste berechtigt zur 
Entlassung des schuldtra- 
genden Schankgehilfen 1 94 

Berollmächtigter. Abschluss 
des Arbeitsvertrages durch 
den Partieführer verpflichtet 
den Unternehmer 73 

— dann nicht, wenn der Partie- 
führer die Arbeit selbständig 

in Accord übernommen bat . 74 
Bewertung des Streitgegen- 
standes im Berufungsver- 
fahren 123 

Blau machen. Entlassung we- 
gen 21 

Bohrist. Der als Bohr ist aufge- 
nommene Arbeiter ist Hilfs- 



arbeiter, und nicht Tag- 
löhner .. 111 

Buchdrucker* Bei Aufnahme in 
Aushilfscondilion besteht 
kein Anspruch auf Kündi- 
gung 136 

Caution. Streitigkeiten über die 
Rückgabe einer Caution 
gehören vor das Gewerbe- 
gericht. 

Die Caution ist zurückzu- 
stellen, wenn feststeht, daf-s 
keine Verpflichtung mehr 
existiert, für die sie zu haften 
hätte. Der Nachweis einer 
solchen Verpflichtung ist 
Sache des Cautionsempfän- 
gers 132 

Conipensation zwischen dem 
Schadenersatzanspruch des 
Arbeitgebers und dem Er- 
satzanspruch des Hilfsar- 
beiters 90 

Concurs. Zur Entscheidung über 
Streitigkeiten zwischen den 
Arbeitern und dem Goncurs- 
masseverwalter aus dem 
für Rechnung der Masse 
fortgesetzten Arbeit sverhält- 
nisse ist das Gewerbegericht 
zuständig ... 82 

Dampfkessel. Der Kesselwärter 
kann ungeachtet günstiger 
Prüfungs- undVerwendungs- 
zeugnisse wegen Unfäliigkeit 
entlassen werden 185 

Diäten. Bei Reisenden bilden 
die Diäten einen Theil der 
vertragsmäßigen Entlohnung 78 

Diebstahl. Wenn nachträglich 
bekannt wird, dass der 
Hilfsarbeiter wegen Dieb- 
stahls verurtheilt worden ist, 
kann er wegen Vertrauens- 
unwürdigkeit entlassen v 

werden ....:... 86 

— Die Entlassung wegen Dieb- 
i^tahls kann auch dann er- 
folgen, wenn eine Verfol- 
gung wegen Unterlassung 
der Strafanzeige und nach- 
. träglicher Schadensgutma- 
chung nicht eintritt 191 



Diebstahl« Entlassung eines 
Nachtwächters wegen ver- 
suchter Verleitung zu Koh- 
lendiebstählen 193 

Dienstboteiistreitigkeiten. 
Für Dienstbotenstreitigkei- 
ten ist das Gewerbegericht 
nicht zuständig 128 

Dienstzen^is, siehe Zeugnis. 

Drohung mit Thätlichkeiten, 
Auflösung des Arbeitsver- 
hältnisses wegen 63 

Ehrenbeleidi^im^. Entlassung 
wegen grober Beleidigung 
des Direclors 60 

— Der Frau des Arbeitgebej-s . . 61 

— Ungehörige Äußerungen 
bilden an sich keine Ehren- 
beleidigung 62, 64 

— - Beiderseitige Ehrenbeleidi- 
g»mg 65 

— (irobe Beschimpfung eines 
anderen Handlungsgehilfen 
bildet einen Entlassungs- 
grund H4 

— Eine grundlose Beschuldi- 
gung mit Diebstahl bildet 
eine grobe, zur Auflösung 
des Dienstverhältnisses be- 
rechtigende Ehrenbeloidi- 
gung 1 40 

Ehrverletzung. Derbe unge- 
hörige Reden des Principals 
wider den Handlungsge- 
hilfen bilden an und für sich 
keine schwere Ehrvei letzung. 145 

Einstellen der Arbeit vor Feier- 
abend ist unbefugtes Ver- 
lassen der Arbeit 56 

Siehe auch Arboitsoinstellung. 

Eintragung, unzulässige in das 
Arbeitsbuch. Hinweis auf 
Strike als Entlassungsgrund . 164 

Entlassung. Die Erklärung des 
Arbeitgebers oder seines 
Bevollmächtigten dem Ar- 
beiter gegenüber, es sei für 
ihn keine Arbeit da, er möge 
sich anderswo umsehen, ist 
einer sofortigen Entlassung 
gleich zuhalten 12 

— Die Äußerung ,.Wonn Ihnen 
die Arbeit nicht passt, kön- 



nen Sie gehen" enthält 

keine Entlassung 27 

Entlassung. Die Äußerung: 
,. Jetzt sind wir schon fertig** 
enthält keine Entlassung ... 29 

— Ebensowenisr die Aufforde- 
rung, nach Hause zu gehen 
und sich auszuschlafen 30 

— „Gehen Sie hin, wohin Sie 
wollen", keine Entlassung . . 32 

— In der Aufforderung an den 
Arbeiter, der gekündet hat, 
auszusetzen oder sich das 
Buch zu holen, hegt die 
Entlassung ... 33 

— , Packen Sie sich sofort aus 
der Arbeit* enthält die Ent- 
lassung 85 

— Durch Ausfolgung des Ar- 
beitsbuches . . . . 82 

— liegt nicht vor, wenn der 
Arbeiter selbst das Arbeits- 
buch verlangt und es ihm 
ausgefolgt wird 31 

— Wenn die Entlassung sofort 
vom Gewerbeinhaber wider- 
rufen und ordnungsmäßig 
g(ikündigt wird, kann der 
Arbeiter nicht sofort die 
Arbeit verlassen und Ersatz 
begehren 101 

— Nach der Entlassung ist der 
Arbeiter nicht verpflichtet, 
der Aufforderung, durch 
14 Tage die Arbeit fortzu- 
setzen, Folge zu leisten .... 81 

— ohne vorausgehende Kündi- 
gung bei Aufnahme zur 
Probe 24, 25, 26 

— Auch wenn die Kündigung 
ausgeschlossen ist, muss 
dem zur Arbeit erschienenen 
Maurer der ganze Tag ver- 
gütet werden 163 

Entlassungsgründe. Die gesetz 
liehen Entlassungsgründe 
können nicht durch Vertrag 
vermehrt werden 181 

— Sie sind im Gesetze taxativ 
angeführt 182. 183 

— Durch höhere Gewalt be- 
wirktes Aufhören des Ge- 
worbebetriebes ist kein Ent- 
lassungsgrund 1 
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Entlassun^s^rfinde« Andro- 
hung der Arbeitseinstellung 
durch die anderen Arbeiter 
ist kein gerechtfertigter Ent- 
lassungsgrund 183 

Entlassung« Langsamkeit und 
geringe Leistungsfähigkeit 
des Arbeiters bilden keinen 
Grund zur Entlassung ohne 
Kündigung . ... 186 

— Wegen mangelhafter Aus- 
führung einer Arbeit am 

• ersten Arbeitstage kann 
nicht ohneweiters auf Un- 
fähigkeit des Hilfsarbeiters 
zu der vereinbarten Arbeit 

geschlossen werden 187 

~ Es ist kein Entlassungs- 
grund, wenn sich der Ar- 
beiter in einem zum Teigan- 
machen bestimmten Ge- 
schirre die Füße wäscht .... 106 

— wegen Beleidigung, siehe 
Ehrenbeleidigung. 

— wegen strafbarer Handlung. 
Fälschliche Eintragungen 
des Hilfsarbeiters im Lohn- 
verrechnungsbuche berechti- 
gen den Unternehmer zur 
sofortigen Entlassung dos 
Hilfsarbeil ers 192 

— — Wenn der Nachtwächter 
trotz Verbotes Unberechtig- 
ten gestattet, von dem seiner 
Bewachung unterstellten 
Kohlenlager Kohlen zu neh- 
men, so liegt zur Entlassung 
berechtigende Verleitung zu 
Kohlen diebstählen vor 193 

— — eines Schankgehilfen 
wegen Obervorth eilung der 
Gäste 194 

— — Auftragwidriges Heraus- 
n(»hm(;n von Pölzungen 
eines Ganalschachtes durch 
den Hauptgerüster bildet 
einen Entlassungsgrund . . . .195 

— — wegen Diebstahls ist zu- 
lässig, auch wenn die ge- 
richtliche Verfolgung wegen 
Unterlassung der Strafan- 
zeige und nachträghcher 
Schaden sgutmachung aus- 
geschlossen ist 191 



Entlassung wegen Trunksucht .190 

— wegen verspäteten Dienst- 
anintts 17 

— wegen unentschuldigten 
Ausbleibens von der Ar- 
beit 20, 21 

— wegen Weigerung, Überstim- 
den zu machen 22 

— wegen unbefugten Ver- 
lassens der Arbeit 2, 4, 190, 196, 

197 

— des Handlungsgehilfen we- 
gen ungerechtfertigter Un- 
terbrechung der Dienst- 
leistung. Verwirkung des 
Vertrauens des Frincipals . . . 147 

wegen wiederholter 

Nichtbefolgung der Anord- 
nung des Geschäftsinhabers. 149 

— wegen Unfähigkeit zur Ar- 
beit 188, 189 

— wegen Unfähigkeit infolge 
höheren Alters 185 

— eines Kutschers wegen Be- 
treibens von Fuhrwerksge- 
schäften auf eigene Rech- 
nung 50 

— wegen Vertrauensunwürdig- 
keit 86 

— des Handlungsgehilfen we- 
gen Untreue 149 

— Das Verschweigen der von 
einem anderen Handlungs- 
gehilfen vertraulich mitge- 
theilten, von ihm begange- 
nen Unterschlagung bildet 
an und für sich keinen 
Grund zur sofortigen Ent- 
lassung 1 43 

— Anspruch wegen Entlassung 
gegen den Partieführer. ... 180 

— Infolge Zwanges durch die 
anderen Arbeiter 183 

Entlohnun^^ siehe Lohn. 

Entschiidigun^ des Arbeiters 
wegen Nichtvollen düng der 
accordierten Arbeit 177 

— wegen vorzeitiger Entlas- 
sung. Im Falle der Kündi- 
gung mit einer kürzeren als 
der gesetzlichen oder ver 
tragsmäßigen Kündigimgs- 
frist kann der Arbeiter nicht 
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Entschädigung, sondera nur 
Zuhaltung des . Vertrages 

verlangen 83 

EntscMdigung wegen grund- 
loser Entlassung umfasst 
zum mmdesten den Lohn 
für einen vollen Arbeitstag, 
auch wenn die Kündigung 
ausgeschlossen war, sofern 
der Arbeiter zur Arbeit er- 
schienen ist 163 

— wegen vorzeitiger Entlas- 
sung hat sich auch auf die 
Vergütung des durch den 
Entgang einer Naturalwoh- 
nung verursachten Schadens 

zu erstrecken 157 

— wegen Nichtbeschäftigung 
der Arbeiter 153 

— Der Reisende ist zu ent- 
schädigen, wenn er durch 
ungenügende Verwendung 
und anderweitige Beschäfti- 
gung an seiner Provision 
verkürzt wird 159 

— des Arbeitgebers durch den 
Gehilfen, wenn dieser eine 
unbrauchbare Arbeit Uefert. 
Mangelhaftigkeit des Mate- 
rials entschuldigt nicht, wenn 
der Arbeiter den Besteller 
nicht darauf aufmerksam 
gemacht hat 176, 178 

— wegen Entlassung, siehe 
EnÜassung. 

— wegen vorzeitiger Kündi- 
gung, siehe Kündigung. 

— wegen Nichtausfolgung des 
Arbeitsbuches, siehe Ar- 
beitsbuch. 

Erdarbeiter. Mit dem Abladen 
und Anschütten von Erde 
gegen Täglohn beschäftigte 
Arbeiter sind nicht als ge- 
werbliche Hilfsarbeiter an- 
zusehen 161 

Ergänzungen an der verein- 
barten Accordarbeit müssen 
besonders entlohnt werden .179 

Erlernung der Arbeit, Lohn- 
anspruch 43, 44 

Fälschliche Eintragungen im 
Lohnverrechnungsbuche be- 



rechtigen zur sofortigen Ent- 
lassimg des Hilfsarbeiters . . 192 
Fortsetzung der Arbeit durch 
kürzere Zeit nach Beendi- 
gung des Arbeitsverhältnisses 
ist nicht als stillschweigende 
Verlängerung anzusehen ... 93 

Gehalt« Der Reisende hat An- 
spruch auf Gehalt für die 
Kündigimgszeit nur dann, 
wenn er während dieser Zeit 
den vereinbarten Dienstver- ^ 
pflichtungen nachkommt ... 36 

Gerüster ist gewerblicher Hilfs- 
arbeiter 162 

— kann entlassen werden, 
wenn er auftragswidrig die 
Pölzungen eines Ganal- 
schachtes herausnimmt .... 195 

Geschäftsreisende, siehe Rei- 
sende. 

Geschäftsstunden. Beharrli- 
ches Nichteinhalten der Ge- 
schäftsstunden berechtigt 
zur Entlassung 51, 59 

Handlungsgehilfe. Der Rei- 
sende eines Tuchfabrikanten 
ist bezüglich der Kündigung 
nach Handelsrecht zu beur- 
theilen 36 

— Die Verkäuferin in einem 
Handelsgewerbe ist Hand- 
lungsgehilfin 48 

— Ratencassiere sind als Hand- 
lungsgehilfen anzusehen . .124 

• — Reisen, die in Privatange- 
legenheiten unternommen 
wurden, berechtigen nicht 
zu Ansprüchen an den Prin- 
cipal, auch wenn gelegent- 
lich Geschäfte gemacht 
wurden 23 

— Nichteinhalten der Arbeits- 
zeit durch den Handlungs- 
gehilfen trotz Verwarnung 
bildet einen Entlassungs- 
grund 51, 148 

— Wiederholte Nichtbefolgung 
der Anordnung des Ge- 
schäftsinhabers berechtigt 
zur vorzeitigen Entlassung. 
Das Zurückbehalten eincas- 
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sierter Beträge kann als Un- 
treue ausgelegt werden .... 149 
Handlan^sgehilfe« Entlas- 
sung wegen ungerechtfer- 
tigter Unterbrechung der 
Dienstleistung. Verwirkung . 
des Vertrauens des Princi- 
pals 147 

— Das Verschweigen der von 
einem anderen Handlungs- 
gehilfen vertraulich mitge- 
theilten, von ihm began- 
genen Unterschlagung bildet 
au und für sich keinen Grund 

zur sofortigen Entlassung. . . 143 

— Beschimpfung eines anderen 
Gehilfen im Geschäfte (Buch- 
halters) durch einen Hand- 
lungsgehilfen bildet einen 
Entlassungsgrund 144 

— Derbe ungehörige Reden 
des Principals wider den 
Handlungsgehilfen bilden an 
und für sich keine schwere 
Ehrverletzung 145 

— Der Gommis, dem gekündet 
wurde, kann sich an einigen 
Tagen in der Woche auf 
einigß Stunden entfernen, 
um eine andere Stelle zu 
suchen 150 

HaiKlelsreisende. Privatreisen 
berechtigen nicht zum An- 
spruch auf Diäten und ^ 
Reisekosten, wenn auch 
diese Reisen dazu benützt 
wurden, um im Geschäfte 
des Principals thätig zu sein . 23 
Siehe auch Reisende. 

Heimatsgemeinde. Übersen- 
dung des Arbeitsbuches an 
die Heimatsgemeinde ge- 
nügt nicht 171 

Hilfsarbeiter. Ob ein Bedien- 
steter Hilfsarbeiter oder 
Dienstbote sei, ist im ein- 
zelnen Falle zu bestimmen. . 128 

— Kutscher einer Fabrik sind 
Hilfsarbeiter .128 

— Ebenso Küchenmädchen 
eines Restaurants 129 

— Bauzeichner eines Bau- 
meisters 130 



Hilfsarbeiter. Ziegelträger sind 
nicht als gewerbliche Hilfs- 
arbeiter anzusehen 160 

— Erdarbeiter sind nicht Hilfs- 
arbeiter 161 

— Gerüster sind Hilfsarbeiter. .162 
Hinterlegung des Arbeitsbuches 

bei der Gewerbebehörde im 
Falle nicht ordnungsmäßiger 
Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses ist zulässig 117, 121 

sonst genügt Obersen- 
dung an den Gemeindevor- 
steher nicht 171 

— — Die Vei^jährung des Ent- 
schädigungsanspruches be- 
ginnt nicht schon mit der 
Hinterlegung 164 

Höhere Gewalt befreit nicht 
von der Pflicht zur Schad- 
loshaltung für entgangene 
Kündigungsfrist 1 

Kellnerin. Die Caution ist zu- 
rückzustellen, wenn fest- 
steht, dass keine Verpflich- 
tungmehr besteht. Der Nach- 
weis einer solchen Ver- 
pflichtung ist Sache des 
Gautionsempfängers 132 

Kesselwärter. Unfähigkeit zur 
Kesselwartung beruhend auf 
Kurzsichtigkeit, Schwer- 
hörigkeit und Schwerfällig- 
keit infolge höheren Alters . 1 85 

Köchin eines Gastwirtes ist als 
gewerbliche Hilfsarbeiterin 
anzusehen 45 

— Küchenmädchen in einem 
Restaurant sind gewerbliche 
Hilfsarbeiter 129 

Krankheit begründet nur eine 
Unterbrechung, nicht aber 
die Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses. Bei Auflösung 
während oder nach der Er- 
krankung ist nicht der Tag 
der Erkrankung, sondern 
der Tag der ordnungsmäßi- 
gen LöjMUg des Arbeits- 
verhältnmes als Tag des 
Abganges in das Arbeits- 
buch einzutragen 46 
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Krankheit. Während der vier 
ersten Krankheitswochen 
ist eine Kündigung durch 
den Unternehmer unzu- 
lässig 3 

— als Grund für das Ausbleiben 
von der Arbeit muss vom 
Arbeiter nachgewiesen oder 
doch glaubhaft gemacht 
werden 190 

KächeBmiidclien eines Restau- 
rants gehören zum gewerb- - 
heben Hilfspersonal 129 

Kttndigim^. Die Bestimmungen 
über die Kündigung finden 
auf Stückarbeiter Anwen- 
dung 95 

— bei Handlungsgehilfen .... 48 

— bei einem Raten cassier .... 124 

— Ausschheßung durch Ver- 
einbarung • 19, 49, 102 

— Ausschließung bei Verein- 
barung einer Probezeit . . 25, 26 

— Im Falle provisorischer Auf- 
nahme gegen nachträgliche 
Beibringung des Arbeits- 
buches kann das Arbeits- 
verhältnis ohne vorausge- 
hende Kündigung gelöst 
werden 137 

— Die Äußerung des Arbeit^ 
gebers, den Hilfsail)eiter 
bloß bedingungslos aufzu- 
nehmen, kann nicht als Ver- 
einbarung des Ausschlusses 
der Kündigungsfrist aufge- 
fasst werden 138 

— Stillschweigende Aus- 
schheßung durch Bezug- 
nahme auf frühere Verein- 
barung 90 

— Eine in früheren Fällen ver- 
einbarte achttägige Kündi- 
gungsfrist gilt nicht für 
spätere Fälle 94 

— Ausschließung durch Unter- 
fertigen der Arbeitsordnung 113 

— durch Empfangnahme der 
in deutscher Sprache abge- 
fassten Arbeitsordnung 
durch einen dieser Sprache 
nicht mächtigen A|l)eiter ... 114 

— Ein zur Verrichtung be- 
stimmter kleiner Arbeiten 



begründetes Arbeitsverhält- 
nis endet ohne Kündigung 
mit Fertigstellung der Arbeit. 133 
Kündigung'. Wenn auch Aus- 
schheßung der Kündigung 
vereinbart ist, muss dem zur 
Arbeit erschienenen Arbeiter 
der ganze Tag vergütet wer- 
den 163 

— Die Vereinbarung über die 
Kündigung wird durch Ände- 
rung der Beschäftigung und 
des Lohnes nicht alteriert . . 47 

— kann auch durch schlüssige 
Handlungen erfolgen 18 

~ Wenn die Entlassung sofort 
widerrufen und ordnungs- 
mäßig gekündigt wird, be- 
steht die Kündigung zu Recht .101 

— muss einen bestimmten End- 
termin enthalten 79 

— Eine an alle Arbeiter eines 
Unternehmens gerichtete 
Kündigung gilt nur für die 
anwesenden Arbeiter 79 

— muss bestimmt und ver- 
ständlich ausgesprochen 
werden. „Wenn Ihnen die 
Arbeit nicht gefällt, können 
Sie weggehen " , enthält kein e 
Kündigung lUO 

— Die Worte: „In 14 Tagen 
wird keine Arbeit sein", ent- 
halten keine Kündigung .... 35 

— • „In 14 Tagen suchen Sie 
sich einen anderen Platz", 
enthält eine Kündigung 103 

— „Wenn es Ihnen hier nicht 
gefällt, so können Sie sich 
einen anderen Dienst su- 
chen", enthält keine Kün- 
digung lOi 

— Die gesprächsweise Mitthei- 
lung, dass in 14 Tagen alle 
gehen werden, ist keine 
Kündigung 151 

— Die sofortige Berichtigung 
einer sprachhch falsch aus- 
gedrückten Kündigung ist 
keine Änderung derselben. 
Der Arbeiter, dem gekündigt 
wird, kann demnach aus 
der ersten Erklärung keine 
Rechte ableiten 105 
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Kündigung. Die Kündigung ist 
ordnungsmäßig, wenn sie in- 
folge Äußerungen des Ar- 
beiters, dass er von einer 
Kündigung nichts wisse, 
außer Zweifel gestellt wurde, 
doch erst von diesem Tage 
an zu rechnen 156 

— Die Zurücknahme einer ord- 
nungsmäßig gegebenen Kün- 
digung nicht gegenüber dem 
Arbeiter, sondern einer 
dritten Person ist ohne recht- 
liche Wirkung 87 

— Die von einem Platzmeister 
an zwei mit der Arbeit inne- 
haltende und bei einem Ofen 
sich wärmende Hilfsarbeiter 
gerichteten Worte: „Wenn 
Ihr nicht arbeiten wollt, so 
bekommt Ihr am Samstag 
Eure Arbeitsbücher"* ent- 
halten keine Aufkündigung . 15i 

— Die von einem zur Kün- 
digung nicht berechtigten 
Platzmeister ertheilte Kündi- 
gung ist nur dann wirksam, 
wenn sie infolge Auftrages 
des Unternehmers oder sei- 
nes Stellvertreters gegeben 
wurde und der Arbeiter 
keinen Grund hatte, an der 
Ertheilung des Auftrages zu 
zweifeln 155 

— Wenn nach der Arbeitsord- 
nung nur an einem be- 
stimmten Tage der Woche 
gekündigt werden kann, ge- 
hurt die Lohnentschädigung 
vom Tage des Austrittes bis 
zu dem in der Arbeitsord- 
nung für die Kündigung fest- 
gesetzten Tage und von da 
ab bis zum Ablauf der Kün- 
digungsfrist 153 

— Vorzeitige Entlassung des 
Arbeiters nach dessen Kün- 
digung 33 

— während der vier ersten 
Krankheits Wochen ist nicht 
zulässig 3 

— Bei Berechnung der Kündi- 
gungsfrist ist der Tag der 



Kündigung nicht mitzu- 
rechnen 16 

Kündigung« Wenn dem Arbeiter 
mit einer kürzeren als der 
gesetzlichen oder vertrags- 
mäßigen Kündigungsfrist ge- 
kündet wird, kann er nur 
die Zuhaltung des Arbeits- 
vertrages für den restüchen 
Theil der Kündigungsfrist, 
nicht aber Entschädigung 
verlangen 83 

— Der Handlungsgehilfe, dem 
gekündet wird, kann sich an 
einigen Tagen in der Woche 
entfernen, um eine andere 
Stelle zu suchen 150 

— Wegen Rücktrittes des Prin- 
cipals voi^ dem Antritt des 
Dienstes durch den Hand- 
lungsgehilfen ist Schaden- 
ersatz wegen Entganges der 
Kündigungsfrist zu leisten . 87 

— In der Annahme des rück- 
ständigen Lohnes bei der 
Entlassung liegt nicht der 
Verzicht auf die Entschädi- 
gung für den Entgang der 
Kündigungsfrist . i2i 

— Die Erklärung, keine wei- 
teren Fordeningen zuhaben, 
enthält einen Verzicht auf 
Entschädigung 76 

— Übernahme des Arbeits- 
buches enthält keinen Ver- 
zicht auf die Entschädigung 
wegen Entganges der Kündi- 
gungsfrist 35 

— Bei einverständlicher Auf- 
lösung des Arbeitsverhält- 
nisses besteht kein Anspruch 
auf Entschädigung für die 
Kündigungsfrist 107 

Knrzsichtigkeit eines, Kessel- 
wärters 185 

Kutscher sind nicht als Dienst- 
boten anzusehen, wenn die 
Arbeitsordnung derFateriks- 
unternehmung sie zu den 
Hilfsarbeitern rechnet ... . 128 

— Aushilfsweise Verwendung 
während der Erkrankung 
eines bestimmten anderen . .135 
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Kntseher« Wenn der Kutscher 
trotz Verbotes für dritte 
Personen auf eigene Rech- 
nung Fuhrwerksdienste lei- 
stet, ist der Fuhrwerksbe- 
sitzer zur sofortigen Ent- 
lassung berechtigt 50 

Langsamkeit des Arbeiters 
bildet keinen Entlassungs- 
grund 186 

Lehryerhältnis. In Rechts- 
streitigkeiten über das Lehr- 
verhältnis bedarf der Minder- 
jährige der Mitwirkung des 
gesetzlichen Vertreters 14 

— Autlösung wegen unter- 
lassenen Schutzes gegen 
Misshandlungen des Lehr- 
hngs 71 

— -^ wegen Misshandlung 
durch den Lehrherrn und 
dessen- Sohn 72 

Lehrvertra^. Auf mündhche, 
neben dem schriftlichen 
Lehrvertrag getroffene Ab- 
machimgen ist kein Bedacht 
zu nehmen 70 

— Der Lehrvertrag kann durch 
Willensübereinstimmung 
beider Theile jederzeit auf- 
gelöst werden . . '. 92 

Lehrzeit. Lohnanspruch wäh- 
rend 43, 4i 

— Die Dauer der Lehrzeit wird 
dadurch, dass bei der be- 
treffenden Genossenschaft 
nur alle zwei Monate Frei- 
sprechungen stattfinden, 
nicht verlängert 70 

Lehrzen^nis. Ein Lclirzeugnis 
über die zugebrachte Lehr- 
zeit hat der Lehrherr nur 
bei Auflösung des Lehrver- 
hältnisses auszustellen, also 
nicht, wenn das Klagebe- 
gehren auf Auflösung abge- 
wiesen wird 71, 7!2 

Leistangen. Zeugnis über die 
Leistungen kann verwei,rert 
werden, wenn es bei wahr- 
heitsgemäßen Angaben un- 
günstig lauten müssle 173 



Lohnyereinbarnng, stillschwei- 
gende 9 

auf Naturalbezüge 8, 10 

Lohn. Wohnung neben Lohn 157, 158 

— Vereinbarung durch vorbe- 
haltlose Annahme des Ac- 
cordlohnes 140 

— In der Äußerung, dass der 
Geschäftsreisende ein Jah- 
reseinkommen von 2400 fl. 
beziehen und sich besser 
stehen werde als ein Be- 
zirkshauptmann, liegt kein 
Lohn versprechen 1 59 

— Der nach Zeitlohn aufgenom- 
mene Arbeiter kann ohne 
seine Einwilligung nicht zur 
Arbeit gegen Stücklohn ver- 
halten werden 98 

— Ein nur jenen Arbeitern, die 
bis zum Schlüsse der Gam- 
pagne (Malzfabrik) in Ar- 
beit verbheben, zugesagter 
Geldbetrag ist als Gratifi- 
cation, nicht als Lohn anzu- 
sehen, den Arbeiter, die 
diese Bedingung nicht er- 
füllen, nicht verlangen 
können 139 

— Bestimmung durch den 
Richter nach den örtlichen 
Gewohnheiten 39, 41 

— — einer Zulage zum Lohn . 77 

— Mangels Vereinbarung über 
den Lohn wird dessen Höhe 
durch den Richter bestimmt. 84 

— Ein in der Fabrik ausge- 
hängter Lohntarif ist dann 
nicht maßgebend, wenn 
ausdrücklich oder still- 
schweigend ein vom Tarif 
abweichender Lohn verein- 
bart wurde 5 

— des Arbeiters, der einer 
anderen Abtheilung der- 
selben Fabrik behufs Erler- 
nung einer besser gezahlten 
Arbeit zugewiesen wird .... 43 

— für Änderungen, Ergänzun- 
gen an der vertragsmäßig 
ausgeführten Accordarbeit . . 179 

— eines Aushilfskellners 141 

— Der I^ohn ist wöchentlich 
und bei früher vollbrachter 
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Arbeit nach deren Beendi- 
gung zu entrichten. 
Lohn« Erhebh'che Verzögerung in 
der Auszahlung berechtigt 
zur Auflösung des Dienst- 
verhältnisses C)6 

— AufVorschüsse besteht kein 
gesetzlicher Anspruch 6 

Lohnabzüge behufs Tilgung von 
Lebensmittelschulden eines 
Arbeiters sind unzulässig ... 7 

Lohntarif. Der in einer Fabriks- 
localität ausgehängte Lohn- 
tarif ist für die Lohnbemes- 
sung nur dann rechtlich von 
Bedeutung, wenn Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer 
ausdrucklich oder still- 
schweigend ihrem Willen 
Ausdruck gaben, dass die 
Ablöhnung nach dem Tarife 
zu geschehen habe. Wurde 
ausdrücklich oder still- 
schweigend ein vom Tarif 
abweichender Lohn verein- 
bait, so ist diese Verein- 
barung maßgebend und der 
Tarif außer Geltung 5 

Lohnyorsehtisse können aucli 
ohne EinwiUigung des Ge- 
hilfen vom Lohn abgerech- 
net werden 112 

— Abrechnung bei der Ent- 
lassung 147 

— Auf Lohnvorschüsse besteht 
kein gesetzlicher Ausspruch . 6 

Lohnznlage. Bestimmung durch 
den Richter, wenn sie nicht 
zifTermäßig vereinbart war. . 77 

Maifeier« Entlassung wegen 
unbefugten Verlassens der 
Arbeit aus Anlass der Mai- 
feier 2 

Mangelhaftigkeit der Arbeit 
verpflichtet den Arbeiter zur 
Entschädigung 176, 178 

Mängel einer Accordarbeit, die 
der Arbeitgeber selbst ver- 
schuldet hat, berechtigen 
nicht zur Verweigerung des 
Arbeitsbuches 167 

Masseverwalter. Durch den 
Fortbetrieb des Unterneh- 



mens für Rechnung der 
Goncursmasse werden die 
Arbeiter zu Massegläubigern. 
Sie können ihre Ansprüche 
vor dem Gewerbegericht 
geltend machen 82 

Material. Nichtbeistellung des 
Materials macht den Arbeit- 
geber ersatzpflichtig 97 

— Mangelhaftigkeit des Mate- 
rials entschuldigt nicht die 
Unbrauchbarkeit der Arbeit, 
wenn der Arbeiter den Be- 
steller nicht darauf auf- 
merksam gemacht hat 170 

Manrerarbeit« Vergebung in 
Accord. Bedeutung des Aus- 
druckes „^ack und Pack* . . 40 

Maurer« Nur zur Verrichtung 
bestimmter kleiner Arbeiten 
(Zimmerputzen und Aus- 
weißen) aufgenommene 
Maurer haben keinen An- 
spruch auf Kündigung. Das 
Arbeitsverhältnis endet mit 
Verrichtung der Arbeit 13.3 

Minderjährige bedürfen in 
Rechtsstreitigkeiten über 
Antritt, Fortsetzung und 
Aufhebung des Lehrver- 
hältnisses der Mitwirkung 
des gesetzlichen Vertreters . 1 i 

Misshandlnngen des Lehrlings 71, 

72 

Nacharbeiten bei der Accord- 
«irbeit müssen besonders 
entlohnt werden 179 

Nachlflssigkeit bei der Führung 
der WochenJisten durch den 
Bauschreiber berechtigt zur 
Verweigening eines günsti- 
gen Zeugnisses 173 

Naturalbezüge, stillschweigen- 
de Vereinbarung auf Ent- 
lohnung durch 9, 158 

Naturalwohniing ist zu ver- 
güten, wenn wegen vor- 
zeitiger Entlassung Entschä- 
digung zu leisten ist 1 57 

Nebengeschäft. Betreiben eines 
erträglichen Nebengeschäf- 
U»s durch einen Kutstlier . . . 50 

2 
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Nebenbezüge der Zählkellner 
(Trinkgelder) sind nach 
§. 84 Gew. 0. zu vergüten . . 108 

Ortsgebraiieh« Mangels einer 
Vereinbarung über die Ar- 
beitszeit wird diese durch 
den Ortsgebrauch bestimmt. 109 

Ortsüblicher Lohn. Bestim- 
mung des Lohnes durch den 
Richter nach dem ortsüb- 
lichen Lohn 39, 41 

..— Arbeitszeit 109 

Örtliche Zuständigkeit des Ge- 
werb egerichtes bestimmt 
sich nach der Betriebsstätte 125, 
126 

Partieführer. Der Unternehmer 
haftet für den Lohn der von 
seinem Partieführer aufge- 
nommenen Hilfsarbeiter .... 73 

— Der Unternehmer haftet dann 
nicht, wenn der Partieführer 
selbständig zu derimAccord 
übernommenen Arbeit die 
Arbeiter aufzunehmen, zu be- 
zahlen und zu entlassen hat . 74 

— Wenn einem Partieführer 
die Ausführung einer Arbeit 
übertragen ist, haben die 
vorzeitig entlassenen Ar- 
beiter gegen den Gewerbe- 
inhaber keinen Anspruch auf 
Entschädigung 180 

Pölznn^« Auftragwidriges Her- 
ausnehmen der Pölzung bei 
einem Ganalschacht berech- 
tigt zur 'Entlassung des 
Hauptgerüsters 195 

Priyatlehranstalten. Gewerbe- 
gericht ist nicht zuständig 
für Streitigkeiten der 13 

Probe. Aufnahme auf Probe 
rauss ausdrücklich verein- 
bart sein und setzt die Be- 
stimmung einer Zeit grenze 
voraus 24 

— In den beim Eintritt in den 
Dienst von dem Dienstgeber 
gebrauchten Worten : „Pro- 
biren wir es halt" liegt an 
sich keine die Kündigung 
ausschließende Aufnahme 

zur Probe 45 



Probe. Die Aufnahme ist nicht 
als eine probe- oder aushilfs- 
weise anzusehen, wenn sie 
mit den Worten erfolgte: 
„Also gut, wir werden- es 
mit Ihnen versuchen, treten 
Sie morgen den Dienst an" .157 

Probezeit des lernenden Ar- 
beiters 44 

— während der Probezeit ist 
Entlassung ohne Kündigung 
zulässig 25,26 

Processfähi^keit. Minderjähri- 
ger vor dem Gewerbegericht 14 

Proyision. Der Reisende hat An- 
spruch auf Entschädigung, 
wenn er durch Übertragung 
anderweitiger Geschäfte und 
durch imgenügende Verwen- 
dung an seiner Provision 
verkürzt wird 159 

Proyisionsreisende^ siehe Rei- 
sende. 

Provisorisches Arbeitsverhält- 
nis durch Aufnahme zur 
Probe 24, 25, 26 

— Aufnahme gegen nachträg- 
liche Beibringung des Ar- 
beitsbuches 137 

Ratencassier. Ersatzanspruch 
des ohne Kündigimg ent- 
lassenen Ratencassiers ist 
nach Handelsrecht zu beur- 
theUen 124 

RftamuB^ der Wohnung darf 
nicht durch Verweigerung 
des Arbeitsbuches erzwun- 
gen werden 168 

Reisende. Für Rechtsstreitig- 
keiten der Reisenden, die 
nicht bei einem Handels- 
gewerbe angestellt sind, sind 
die Gewerbegerichte nicht 
zuständig , 42 

— Das Gewerbegericht ist zu- 
ständig für Streitigkeiten 
zwischen Kaufleuten und 
Provisionsreisenden, sofern 
diese nicht als selbständige 
Kaufleute anzusehen sind . .131 

— Der Reisende eines Tuch- 
fabrikanten ist als Hand- 
lungsgehilfe anzusehen 36 
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Reisende. Der Reisende hat nur 
dann Anspruch auf Gehalt 
während der Kündigungs- 
frist, wenn er während dieser 
Zeit den vereinbarten Dienst- 
verpflichtungen nachkommt. 36 

— Bei Reisenden bilden die 
Diäten einen Theil der ver- 
tragsmäßigen Entlohnung . . 78 

— haben ohne ausdrückliche 
Vereinbarung keinen An- 
spruch auf Reisekostenvor- 
schuss 131 

— Ein Geschäftsreisender, der 
durch die Übertragung an- 
derweitiger Geschäfte und 
durch ungenügende Ver- 
wendung an seiner Provi- 
sion verkürzt wird, hat An- 
spruch auf Entschädigung . . 159 

Beparatnren. Aussetzen durch 
ein bis zwei Tage wegen 
nothwendiger Reparaturen 
, berechtigt nicht zur einsei- 
tigen Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses 88 

Richter. Bestimmung des Lohnes 
durch den Richter mangels 
Vereinbarung 39, 41 

— Der Lohnzulage 77 

Ruhen des Verfahrens beseitigt 

die durch Klageerhebung 
bewirkte Unterbrechung der 
Verjährung nach §. 80^ 

Gew. 110 

Rficktritt des Principals vor 
Antritt des Dienstes durch 
den Handlungsgehilfen ver- 
pflichtet den Principal zum 
Ersatz des Gehaltes und der 
sonstigen Bezüge für die 
Kündigungszeit 78 

Sack und Pack. Bedeutimg des 
Ausdruckes bei der Ver- 
gebimg von Maurerarbeiten 
in Accord 40 

Sänmnisfälle. Gegen ein ge- 
werbegerichtUches Ver- 
säunmisurtheil findet nicht 
volle Berufimg in der Weise 
statt, dass die säumige Partei 
neues Thatsächliches vor- 
bringen könnte 124 



Schadenersatz wegen Nichtbei- 
stellung des Materials bei 
Accordarbeiten 97 

Schadenersatzpflicht des Hilfs- 
arbeiters wegen unbefugten 
Verlassens der Arbeit .... 54, 90 
— wegen Verderbens des Ar- 
beitsproductes 89 

Schadensgutmachun^ beseitigt 
nicht den durch Begehung 
des Diebstahls begründeten 
Entlassungsgrund 191 

Schankgehilfe. Ein Schank- 
gehüfe, der die Gäste wieder- 
holt übervortheilt hat, kann 
entlassen werden 194 

Schreien 9 kein Entlassungs- 
grund 11 

Schriftlicher Dienstvertrag. Auf 
mündliche Vereinbarungen 
neben dem schriftlichen 
Dienstvertrag ist kein Be- 
dacht zu nehmen 159 

Schutz des Lehrlings gegen 
Misshandlungen 71, 72 

Schwerhörigkeit und Schwer- 
fälligkeit eines Kesselwärters 1 85 

Sicherung des Arbeitsvertrages 

durch Cautionsrückstellung . 1 32 

Sittliches Verhalten. Zeugnis 
über sittliches Verhalten 
kann verweigert werden, 
wenn es bei wahrheitsge- 
mäßen Angaben ungünstig 
lauten müsste 173 

Sonntagsruhe. Überstunden, die 
unter Überschreitung der 
Vorschriften über die Sonn- 
tagsruhe gemacht worden 
sind, sind gleichwohl be- 
sonders zu entlohnen, wenn 
nach der Vereinbarung die 
Überstunden nicht in an- 
derer Weise vergütet werden 37 

Sprache der Arbeitsordnung hat 
keinen Einfluss auf das Zu- 
standekommen des unter 
Bezugnahme auf die Ar- 
beitsordnung geschlossenen 
Arbeitsvertrages 114 

Stellungsuche durch den Hand- 
lungsgehilfen, dem gekündet 
wurde . : 1 50 

2* 
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Stempel. Die Nichtbeibringung 
des Stempels berechtigt nicht 
zur Verweigerung des Zeug- 
nisses 174 

Stillschweigende Erneuerung 
des Arbeitsvertrages Hegt 
nicht vor, wenn der Ar- 
beiternach Ablauf der Kündi- 
gungsfrist, ohne Auftrag die 
Dienste weiter verrichtet. .16, 93 

— Vereinbarung einerkürzeren 
Kündigungsfrist kann nicht 
schon daraus erschlossen 
werden, dass früher solche 
vereinbart war 94, 96 

— — auf Ausschließung der 
Kündigungsfrist liegt nicht 
vor, wenn auf die mit dem 
Arbeitsvorgänger vereinbar- 
ten Arbeitsbedingungen ver- 
wiesen wurde, diese aber 
dem Arbeiter nicht bekannt 
waren 96 

— — über Lohn durch vor- 
behaltlose Annahme des 
Accordlohnes 140 

Strafbare Handlung. Entlassung 
wegen Diebstahls kann auch 
stattfinden, wenn Strafe 
wegen Schadensgutmachung 
ausgeschlossen ist 191 

Streitgegenstand. Für die Be- 
wertung des Streitgegen- 
standes im Berufungsver- 
fahren sind die Feststel- 
lungen in diesem Verfahren 
maßgebend 128 

Strike. Im Arbeitsbuch darf 
die Arbeitseinstellung nicht 
als Entlassungsgrund ange- 
geben werden 164 

— Androhung des Strikes, 
wenn ein Arbeiter nicht 
entlassen wird, ist kein ge- 
rechtfertigter Entlassungs- 
grund 183 

Stückarbeiter. Die Bestimmun- 
gen über die Kündigungs- 
frist finden Anwendung 95 

Stücklohn. Der Unternehmer 
kann nicht einseitig die nach 
Zeit vereinbarte Entlohnimg 
in Stücklohn ändern 98 



Snbnntemehmer. Wenn einem 
Partieführer die Ausführung 
einer Arbeit übertragen ist, 
haben die vorzeitig entlas- 
. senen Arbeiter gegen den 
Gewerbeinhaber keinen 
Anspruch auf Entschädi- 
gung 180 

Taglöhner. Mit Ziegeltragen be- 
schäftigte Taglöhn er sind 
nicht als gewerbliche Hilfs- 
arbeiter anzusehen 160 

— Ebensowenig Erdarbeiter . . 161 

— Ein zu untergeordneten Ar- 
beiten gegen Taglohn ver- 
wendeter Arbeiterhat keinen 
Anspruch auf Kündigung . . 99 

— Der als „ Bohrist " aufge- 
nommene Arbeiter ist Hi&s- 
arbeiter und nicht Tag- 
löhner 111 

Taglohn. Wenn die Entlassung 
erfolgt, nachdem der Ar- 
beiter schon zur Arbeit er- 
schienen ist, muss ihm zum 
mindesten der ganze Tag- 
lohn vergütet werden 163 

Tarif. Ein Lohntarif ist dann 
nicht maßgebend, wenn ein 
vom Tarif abweichender 
Lohn vereinbart wurde 5 

Taxative Aufzählung der gesetz- 
lichen Entlassungsgründe . 181, 
182, 183 

Trinkgelder gehören bei Zähl- 
kellnern und Zahlmar- 
queuren zu den nach §. 84 
Gew. 0. zu ersetzenden ver- 
einbarten Genüssen ....... 108 

Tranksucht. Der Entlassungs- 
grund ist gegeben, wenn 
ein Arbeiter mehreremale 
betrunken in die Arbeit kam 
und ungeachtet wiederhol- 
ter Ver^^arnung neuerlich 
betrunken zur Arbeit er- 
schienen ist 190 

Übersiedlung« Der Unterneh- 
mer haftet für den durch 
die Übersiedlung den Ac- 
cordarbeitern verursachten 
Schaden 75 
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Überstunden. Weigerung ge- 
setzlich gestattete Über- 
stunden zu machen, berech- 
tigt zur Entlassung 22 

— Überstunden in fabriks- 
mäßig betriebenen Unter- 
nehmungen sind besonders 
zu entlohiien. Ob im Lohne 
die Entlohnung der Über- 
stunden enthalten ist, ist 
Gegenstand der Willensaus- 
legung. Entlohnung gebort 
auch bei Übertretung der 
gesetzlichen Bestimmungen 
über die tägliche Arbeits- 
dauer und Sonntagsruhe ... 37 

— Ein Bauschreiber hat keinen 
Anspruch auf Entlohnung 
von Überstunden, wenn 
eine nach Stunden bestinmite 
tägliche Arbeitszeit weder 
bedungen noch ortsüblich ist 38 

— Die Vorschriften über die 
Maximalarbeitszeit finden 
auf den Platzmeister eines 
Holz- und Kohlenhändlers 
keine Anwendung 142 

Übervortheilung der Gäste 
durch den Schankgehilfen 
begründet einen Entlas- 
sungsgrund 194 

Unbefugtes Verlassen der Ar- 
beit. Das Einstellen der Ar- 
beit infolge eines Wort- 
wechsels einige Stunden 
vor Feierabend berechtigt 
zu sofortiger Entlassung. ... 56 

— anläßlich der Maifeier 2 

— der Arbeit liegt auch dann 
vor, wenn der Arbeiter von 
der Arbeit ausbleibt, ohne 
sein Ausbleiben entschuldigt 
zu haben, es wäre denn, 
dass ein unvorhergesehenes, 
unübersteigliches Hindernis 
das Ausbleiben verursacht 
hat 53 

— der Arbeit liegt vor, wenn 
der Arbeiter mehrere Tage 
von der Arbeit ausgeblieben 
ist und seine Behauptung, 
krank gewesen zu sein, 
nicht wenigstens glaubhaft 
machen kann 190 



Unbefn^es Verlassen der Ar- 
beit liegt vor, wenn der 
Arbeiter die Abwesenheit 
des Gewerbeinhabers be- 
nützt, um sich für mehrere 
Stunden aus der Werkstätte 
zu entfernen 196 

— Die wiederholte Weigerung 
des Arbeiters, ihm übertra- 
gene Arbeiten zu verrichten, 
stellt sich als unbefugtes 
Verlassen der Arbeit dar ... 55 

— der Arbeit liegt vor, wenn 
ein Hilfsarbeiter, dem we- 
gen Mangls an Arbeit vom 
Meister erlaubt worden war, 
zu Hause zu bleiben, zu 
einer nachher bestellten 
dringlichen Arbeit geholt 
wird, zu kommen verspricht, 
aber ausbleibt 197 

— der Arbeit. Schadenersatz- 
pflicht wegen 54 

Ungestümes Benehmen kein 
Entlassungsgrund 11 

Ungünstiges Zeugnis kann ver- 
weigert werden 173 

Unfähigkeit zur Arbeit (Kessel- 
wartung) infolge hohen 
Alters 185 

— — Langsamkeit und geringe 
Leistungsfähigkeit des Ar- 
beiters bilden keinen Grund 

zur Entlassung 186 

— — Aus der mangelhaften ^ 
Ausführung einer Arbeit am 
ersten Arbeitstag kann nicht 
ohneweiters auf Unfähig- 
keit des Hilfsarbeiters zu 
der vereinbarten Arbeit ge- 
schlossen werden 187 

— — Wenn ein Schrobler das 
Material derart verdirbt, 
dass es zum Spinnen un- 
brauchbar wird, kann er 
entlassen werden 188 

— — Ein Arbeiter, der für eine 
bestimmte besondere Arbeit 
aufgenommen wurde, kann 
entlassen werden, wenn 
sich herausstellt, dass er 
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diese Arbeit nicht versteht 
und unfähig ist, selbe zu 
verrichten 189 

Unterbrechiui^ der Arbeit. Ar- 
beitsbuch braucht nicht aus- 
gefolgt zu werden 165 

— — Der Verjährung des An- 
spruchs auf Entschädigung 
wegen Vorenthaltens des 
Arbeitsbuches. Die Unter- 
brechung durch Klageerhe- 
bung wird wirkungslos, 
wenn Ruhen des Verfahrens 
eintritt 110 

Unterfertignn^ der Rubriken 
des Arbeitsbuches obliegt 
dem Arbeitgeber, bei son- 
stiger Schadenersatzpflicht. .116 

Untreue« Das Zurückhalten ein- 
cassierter Beträge durch den 
Handlungsgehilfen kann als 
Untreue ausgelegt werden . . 149 



Verjährung des Anspruches auf 
Entschädigung wegen unzu- 
lässiger Eintragung in das 
Arbeitsbuch beginnt nicht 
mit der Hinterlegung des 
Buches bei der Gewerbe- ^ 
behörde, sondern mit dem 
Tag, an dem der Arbeiter 
Kenntnis erlangt 164 

Vereinbarung über Ausschluss 

der Kündigungsfrist 19, 102 

— über Ausschluss der Kündi- 
■ gungsfrist durch Bezug- 
nahme auf die Arbeitsord- 
nung 113, 114 

— auf Ausschließung der 
Kündigungsfrist. Bedeutung 
der Formel: Dies sei der 
Form wegen und es werde 
hoffentlich nicht dazu kom- 
men 49 

— Als stillschweigende Ver- 
einbarung auf eine kürzere 
als die gesetzliche Kündi- 
gungsfrist ist der Eintritt in 
ein Arbeitsverhältnis, bei 
dem früher achttägige Kün- 
digung ausgemacht war, 
nicht anzusehen 94 



Vereinbarung über die Auf- 
lösung des Dienstverhält- 
nisses 107 

— über Lohn, stillschweigende 8 

— auf Naturalbezüge 9 

— über Höhe des Lohnes 10 

— über die Art der Entlohnimg 
(Zeitlohn) kann nicht ein- 
seitig (in Stücklohn) geän- 
dert werden 98 

Veijälirung des Anspruches auf 
Entschädigung nach §. 80 g 
Gew. 0. wird durch Klage- 
erhebung unterbrochen, die 
Unterbrechimg wird wir- 
kungslos, wenn Ruhen des 
Verfahrens eintritt 110 

Verkäuferin in einem Handels- 
gewerbe ist Handlungs- 
gehilfin 48 

Verlassen der Arbeit anlässlich 
der Maifeier, Entlassung 
wegen 2 

— — während eines Tages 

durch einen Kellner 4 

Siehe auch Unbefugtes Ver- 
lassen der Arbeit. 

Verlautbarung der Arbeitsord- 
nung 12 

— der Arbeitsordnung durch 
Hinweis auf den Bestand 
der Arbeitsordnung und 
ihren Aufbewahrungsort 
(beim Werkmeister) 80 

— kann durch Vorlesen, Be- 
händigen oder Hinweis er- 
folgen 81 

— ist nicht entbehrlich, wenn- 
gleich der Arbeiter vom 
Inhalt der Arbeitsordnung 
Kenntnis hat 81 

Verspätete Aushändigung des 

Arbeitsbuches durch Ver- 
schulden des Beauftragten 
hat der Arbeitgeber zu ver- 
treten 172 

Verspäteter Dienstantritt kein 

Entlassungsgrund 17 

Vertrauensverlust infolge Ab- 
strafung wegen Diebstahls . . 86 

— infolge unordentlichen Le- 
benswandels 147 
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Verweigerung der Ausfolgung 
des Arbeitsbuches liegt 
nicht vor, wenn es aus 
Versehen nicht übergeben 
wird 169 

— des Arbeitszeugnisses, weil 
es bei wahrheitsgemäßer - 
Ausfertigung ungünstig lau- 
ten müsste 173 

Verzicht auf Ersatz für Entgang 
der Kündigungsfrist liegt 
nicht in der Annahme des 

rückständigen Lohnes 24 

oder des Arbeitsbuches .... 35 

— Hegt in der Erklärung, der 
Arbeiter habe keine weiteren 
Forderungen zu stellen .... 76 

Vis major siehe höhere Gewalt. 

Verzögerung in der Ausstellung 
eines Zeugnisses liegt nicht 
vor, wenn das nach mehre- 
ren Monaten nach Beendi- 
gung des Dienstverhältnissies 
verlangte Zeugnis jiicht so- 
fort ausgestellt wira - 175 

Vollendung der accordierten Ar- 
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Wäscherin aushilfsweise. Ver- 
wendung 135 

Werkmeister an Privatlehran- 
stalten; deren Streitigkeiten 



gehören nicht vor das Ge- 
werbegericht 13 

Wochenlisten« Nachlässigkeit 
bei der Führung der Wo- 
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verweigert werden, wenn es 
bei wahrheitsgemäßen An- 
gaben ungünstig lauten 
müßte. 

Das sittliche Verhalten und 
die Leistungen eines Hilfs- 
arbeiters sind nur dann un- 
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wenn das Verhalten in mehr 
als einer Beziehung und zu 
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nehmern sind die Gewerbe- 
gerichte nicht zuständig .... iH 
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Kaufleuten und Reisenden, 
sofern sie nicht als selb- 
ständige Kaufleute anzu- 
sehen sind 131 
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durch die Betriebsstätte des- 
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ches die Arbeiten, bezie- 
hungsweise Dienste zu 

leisten sind 125 

oder wo die Arbeiten ver- 
richtet werden 1 26 

Zwang« Gegen den Arbeitgeber 
geübter Zwang zur Entlas- 
sung eines Arbeiters befreit 
ihn nicht von der Entschä- 
digungspflicht 183 
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Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 1. 



Nr. 1. 

Auch wenn der Zufall, der das AufhBren des Gewerbebetriebes ver- 
ursachte, als höhere Gewalt anzusehen ist, hat der Hilfsarbeiter 
Anspruch auf Schadloshaltung für den Entgang der Kündigungsfrist. 
§. 83, Absatz 2 Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes ßielitz vom 28. April 1899, Gr. ü, 48/99. 

Am 8. April 1899 brannte die Fabrik der Firma C. B. S. 
nieder, wodurch über 700 Arbeiter erwerblos wurden. Die genannte 
Firma zahlte den Arbeitern den Lohn für eine Woche als Entschädigung 
für den Entgang der Kündigungsfrist aus. 

Einige Arbeiter begehrten nun unter Hinweisung auf die in der 
Fabriksordnung normierte 14tägige Kündigungsfrist die Nachzahlung 
für die zweite Woche. 

Bei der Streitverhandlung hat sich die geklagte Firma gegen 
die Verpflichtung verwahrt, den erwerblos gewordenen Arbeitern eine 
Entschädigung für den Entgang der Kündigungsfrist zu gewähren. 

Der Vertreter der geklagten Firma hat vor allem darauf hinge- 
wiesen, dass das Feuer ohne Verschulden der Firma ausgebrochen 
sei, und dass die Feuersbrunst als höhere Gewalt die geklagte Firma 
von der Verpflichtung ihre Vertragspflichten zu erfüllen enthebe, also 
auch von der angeblichen Verbindlichkeit, den Arbeitern die begehrte 
Entschädigung zu bezahlen. 

Die geklagte Firma habe ihren Arbeitern seit jeher, also auch 
nach dem Brande eine wohlwollende Behandlung angcdeihen lassen 
und den Lohn für eine Woche freiwillig bezahlt. Die Heranziehung zu 
einer Mehrleistung wäre eine große Unbilligkeit gegen die Firma, da sie 
durch das Feuer einen bedeutenden Schaden erleide. 

Im vorliegenden Falle sei das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch 
anzuwenden, das in seinem §. 1311 ausdrücklich bestimme, ein Zufall 
treffe denjenigen, in dessen Person oder Vermögen er sich ereignet hat. 

Ein Fabriksbrand, den weder der Fabriksherr noch der Arbeiter 
verschuldet habe, treffe als Zufall beide Thcilc, nicht nur den Unter- 
nehmer, sondern auch den Arbeiter, der erwerblos wird und dieses 
Ungemach ebenso tragen muss, wie andere unverschuldete Unfälle. 

Der §.83 Gew. 0. dürfe vorliegend nicht angewendet werden, 
denn diese Gesetzesstelle spreche von Zufall und nicht von höherer 
Gewalt. 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 1 . 



Ein Fabriksbrand aber müsse als ein außerhalb des gewöhn- 
lichen Betriebskreises liegender Zufall mit Rücksicht auf seine Größe 
und elementare Kraft als höhere Gewalt bezeichnet werden. 

Das Gewerbegericht verurtheilte die geklagte Firma nach 
dem Klagebegehren aus nachstehenden Gründen: 

Gemäß §. 83 Gew. 0., welche Bestimmung im §.14 der Fabriks- 
ordnung der geklagten Firma unter der Aufschrift , Entlohnung hei 
vorzeitiger Auflösung des Dienstverhältnisses" wörtlich abgedruckt ist, 
gebürt jedem Hilfsarbeiter im Falle seiner vorzeitigen Entlassung 
infolge eines den Gewerbsinhaber treffenden Zufalls eine Schadlos- 
haltung für den Entgang der Kündigungsfrist. 

Auch das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch enthält bei Bestim- 
mung der Rechte aus dem Lohnvertrage im §. 1155 eine ähnliche 
Norm, indem in dieser Gesetzesstelle dem Arbeiter, der das bestellte 
Geschäft zu verrichten bereit war, eine angemessene Entschädigung 
für den Fall zugesprochen wird, wenn die Arbeit wegen eines die 
Person des Arbeitgebers treffenden Zufalls nicht vollendet werden kann. 

Beiden Gesetzesstellen liegt offenbar eine billige Rücksicht- 
nahme auf den Arbeiter zugrunde, der gewöhnlich keine Ersparnisse 
für die Zeit der Noth besitzt und daher in solchen Fällen bis zum 
Erlangen einer neuen Beschäftigung drückendem Nothstande preis- 
gegeben wäre. 

Bei Entscheidung des vorliegenden Rechtsfalles muss gemäß 
Artikel IV des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung, sowie 
gemäß §. 73 dieses Gesetzes ausschließlich der §. 83 Gew. 0. ange- 
wendet werden. Diese Gesetzesstelle spricht nun ganz allgemein von 
einem Zufalle, der den Gewerbsinhaber trifft, ohne zwischen dem 
allgemeinen Begriffe des Zufalls und dem besonderen Begriffe der 
höheren Gewalt zu unterscheiden. Die Gewerbeordnung kennt ebenso- 
wenig wie das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch den Begriff der 
höheren Gewalt. 

Da nun in dem allgemeinen Begriffe des Zufalls der engere 
Begriff der höheren Gewalt mitenthalten ist und weil dort, wo der Gesetz- 
geber nicht unterschieden hat, auch der Richter nicht unterscheiden 
darf, so geht es bei Interpretation des Wortes »Zufall** im §. 83 
Gew. 0. nicht an, den diesem Gesetze fremden Begriffe der „höheren 
Gewalt" dem Begriffe »Zufall" entgegenzusetzen. 

Auch dann also, wenn der Brand der Fabrik der geklagten 
Firma als eine höhere Gewalt aufgefasst werden wollte, trifft die 
geklagte Firma die Entschädigungsverpflichtung nach §. 83 Gew. O. 

Die geklagte Firma war daher nach dem Klagebegehren zu 
verurtheilen. 

Der Spruch über die Kosten gründet sich auf §. 41 G. P. 0. 



G«weri)egehchtliche Entscheidungen. Nr. ± 



Nr. 2. 

Eine mit ißv Verpflichtung des Hilfsarbeiters, die ortsübliche 

Arbeitszeit einzuhalten, unvereinbare, absichtliche, wenn auch nur 

kurze Unterbrechung der Arbeit kann als unbefugtes Verlassen der 

Arbeit angesehen werden. (§§. 82 lit. f und 76 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 9. Mad 1899 Gr. I. 48/99. 

Der Tischlergehilfe V. Z. belangte den Maschinenfabrikanten 
Th. S. auf Entschädigung für den Entgang der 14tägigen Kündigungs- 
firist per 18 fl., weil er am 2. Mai 1899 grundlos entlassen wurde. 

Der Beklagte wendet ein, die Entlassung sei keine grundlose 
gewesen, denn Kläger sei trotz vorheriger Verwarnung am Nach- 
mittage des 1. Mai 1899 nicht in die Arbeit gekommen, habe somit 
die Arbeit unbefugt verlassen. Schon am Samstag vor dem 1 . Mai habe 
Geklagter alle Arbeiter, darunter auch den Kläger berufen und ihnen 
mitgetheilt, dass am 1. Mai 1899 gearbeitet werden muss. Trotzdem 
haben am 1. Mai 1899 vormittags die Tischler der Fabrik, unter denen 
sich auch Kläger befand, den Fabriksherm durch den Werkführer 
ersuchen lassen, den Nachmittag des 1. Mai frei zu geben. 

Der Geklagte erwiderte, das sei wegen des, diesem Ansuchen 
entgegenstehenden Beschlusses des Bielitzer Industriellenverbandes 
nicht möglich. 

Der Kläger hat jedoch, wie er selbst zugibt, am 1 . Mai mittags 
die Fabrik in der Absicht verlassen, auf keinen Fall die Arbeit nach- 
mittags wieder aufzunehmen; er wusste nämlich, dass auch die 
anderen Arbeiter die Arbeit stehen lassen werden und fühlte sich zu 
einem solidarischen Vorgehen gedrängt. 

Das Gewerbegericht hat die Klage abgewiesen aus 
folgenden Gründen: 

In dem Umstände, dass Kläger am 1. Mai 1899 von der Arbeit 
und zwar, wie er zugeben musste, absichtlich weggeblieben ist, hat 
das Gewerbegericht ein unbefugtes Verlassen der Arbeit gefunden. 

Beklagter war demnach berechtigt, nach §.82, lit. f Gew. 0. den 
Kläger ohne Kündigung zu entlassen. 

Denn unter unbefugtem Verlassen der Arbeit muss jede mit der 
Verpflichtung des Arbeiters unvereinbare absichtliche Unter- 
brechung der Arbeit verstanden werden. Eine solche absichtliche 
Unterbrechung hat Kläger zugeben müssen. 

Dass Kläger verpflichtet war, auch am 1. Mai Nachmittag zu 
arbeiten, ist zweifellos, da das Arbeiten an einem Wochentage nach 
dem Arbeitsvertrage selbstverständlich ist und nach §.76 Gew. 0. 
der Arbeiter verpflichtet ist, die ortsübliche Arbeitszeit einzuhalten, 

I* 
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zumal Kläger für die Unterbrechung der Arbeit einen rechtfertigenden 
Grund nicht anzugeben vermochte. 

Der Anspruch des Klägers auf Ersatz für den Entgang der 
Kündigungsfrist nach §. 84 Gew. 0. war daher unbegründet, da 
Kläger nicht grundlos entlassen wurde. Die Klage musste. daher 
abgewiesen werden. 

Der Spruch über die Kosten stützt sich auf §. 41 G. P. O. 

Nr. 3- 

Gemäfl §. 82 lit. h der Gew. 0. ist dem Unternehmer eine Kündigung 
während der vier ersten Krankheitswochen nicht gestattet. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 22. August]1898 JCr. 1. 23/98. 

A. H. arbeitete seit August 1896 als Weber bei dem Tuch- 
fabrikanten F. G. gegen einen Wöchenlohn per 4. fl. 40 kr. 

Am 29. Juni 1898 erkrankte A. H., blieb in häuslicher Pflege 
und erhielt wöchentlich von dem Unternehmer den Krankenzettel. 

Am 4. August 1898 verweigerte F. G. die Ausstellung des 
Krankenzettels, obwohl A. H. noch krank war, er übergab ihm viel- 
mehr das Arbeitsbuch, in dem als Tag des Dienstaustrittes der 
9. Juli 1898 eingetragen erscheint. 

A. H. erachtete sich als grundlos entlassen und überreichte 
gegen F. G. eine Klage auf Zahlung des Lohnes für die gesetzliche 
Kündigungsfrist per 8 fl. 80 kr. 

Geklagter wendete ein, dass er dem Kläger bereits am 
9. Juli 1898 gekündigt habe und dass er ihn wegen Kränklichkeit in 
die Arbeit nicht aufnehmen könne; die Ausstellung des Krankenzettels 
habe er deshalb verweigert, weil das Arbeitsverhältnis längst gelöst sei. 

Das Gewerbegericht wies den Kläger mit seiner Klage 
ab aus nachstehenden Gründen: 

Vor allem entfiel die Noth wendigkeit zu untersuchen, ob 
Geklagter dem leugnenden Kläger am 9. Juli 1898 gekündigt 
hat oder nicht, denn diese Kündigung wäre , weil innerhalb der vier 
ersten Krankheitswochen erfolgt, ungiltig; aus der Bestimmung des 
§. 82 lit. h der Gew. 0. ergibt sich nämlich, dass das Gesetz im 
Falle der Erkrankung des Arbeiters den Fortbestand des Arbeits- 
verhältnisses durch volle vier Wochen fordert; wollte man dem 
Arbeitgeber ein Kündigungsrecht während der Krankheit seines 
Arbeiters zugestehen, dann könnte der Arbeitgeber auch schon am 
ersten Tage der Krankheit kündigen, der Arbeiter müsste sodann mit 
Beginn der dritten Krankheitswoche aus dem Dienstverhältnisse 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 3 — 4. 



scheiden und würde eventuell Quartier, Kost etc. verlieren und schon 
so gestellt sein, wie ihn das Gesetz erst 14 Tage später, nämlich bei 
Beginn der fünften Krankheitswoche situirt. 

Die Kündigung am 9. Juli 1898 war also ungiltig, dagegen- war 
Beklagter am 4. August gemäß §.82 lit. h Gew. 0. berechtigt, den 
Kläger zu entlassen, weshalb sich der Klagsanspruch als ungerecht- 
fertigt darstellt 

Nr. 4. 

Der Umstand, dass der Arbeiter ohne Urlaubsbewilligung einen 
ganzen Tag dem Geschäfte, in dem er als Kellner bedienstet war, 
fern geblieben ist, ist ein Grund, ihn wegen unbefugten Ver- 
lassens der Arbeit (§. 82 lit. f Gew. 0.) sofort zu ent- 
lassen. 

Urtheü des Gewerbegerichtes Roichenberg vom 23. November 1898J 
Cr. I 135/98 



Nach dem Vorbringen des Klägers war er bei dem Be- 
klagten als Kellner gegen einen Monatslohn von 15(1. nebst Kost 
und Nebenverdienst durch Trinkgelder, beim Verkaufe von Cigarren, 
beim Billard und im Gesellschaftszimmer angestellt, eine Kündigung 
war nicht vereinbart. 

Am 12. November 1898 wurde dem Kläger der Dienst litägig 
gekündigt. Vor Ablauf der Kündigungsfrist am 18. November 1898 
wurde jedoch der BQäger entlassen, ihm der Lohn für die Zeit vom 
12. bis 26. November 1898 ausbezahlt, der Ersatz der Auslagen für 
die Kost und der obigen Nebenbezüge für die Zeit vom 18. bis 26. 
November 1898 verweigert. 

Dieser Ersatz wird vom Kläger in Klagswege angesprochen. Der 
Beklagte wendet ein, dass er den Kläger am 18. November 1898 
sofort entlassen habe, weil dieser am 17. November 1898 ohne Be- 
willigung ausgeblieben sei, wogegen der Kläger angibt, einen Urlaub 
für den 17. November 1898 bei dem Oberkellner P. angesucht und 
erhalten zu haben; dieser Zeuge sagte jedoch unter Eid aus, dass er 
dem Kläger einen Urlaub nicht erlheilt habe, und dass dieser gleichwohl 
am 17. November 1898 einen ganzen Tag eigenmächtig aus- 
geblieben sei. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund des Thalhestandes hat das Gericht fest- 
gestellt, dass der Kläger ohne Urlaubsbewilligung am 17. November 
1898 den ganzen Tag dem Geschäfte ferngeblieben ist. 



6 GtewerbegerichÜkhe Entsicheidungen. Nr. 4—5. 

Hiedurch aber ist außer Zweifel gestellt, dass der Kläger seine 
V Arbeit unbefugt verlassen hat, welcher Vorgang einen Entlassungs- 
grund nach §. 82, lit. f Gew. 0. bildet. 

Der Kläger hat hiemach auf die im §. 84 Gew. 0. vorgesehene 
Vergütung keinen Anspruch, weshalb das darauf gerichtete Klage- 
begehren abgewiesen wurde. 

Nr. 6- 

Der in einer Fabrikslocalität ausgeliängte Lolintarif ist f Ur die 
Lolinbemessung nur dann rechtlicli von Bedeutung, wenn Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer ausdrlicldich oder stillschweigend ihrem 
Willen Ausdruck gaben, dass die AbIBhnung nach dem Tarife zu 
geschehen habe. Wurde ausdrücklich oder stillschweigend ein vom 
Tarife abweichender Lohn vereinbart, so ist diese Vereinbarung 
maRgebend und der Tarif aufler Geltung. 

Gr. I 274/98 
Urtheil das Gewerb egorichtes Brunn vom 6. December 1898, 



5 

bestätigt mit Urtheil des Landes- als Berufungsgerichtes Brunn vom 
30. December 1898, Gg. I 650/98. 

Der Kläger (Weber) war vom9. Mai 1892 brs 26. November 1898 
bei der Beklagten (SchafwoUwarenfabriksfirma) in Arbeit. Nach seiner 
Angabe befand sich im Arbeitssaale ein Tarif, wonach die Entlohnung 
der Accordarbeiter stattfand. Wie Kläger weiter behauptet, habe die 
Beklagte durch Anschlag dieses Tarif es ihren Willen zu erkennen 
gegeben, die Arbeiter darnach zu entlohnen. Da auch die Arbeiter 
auf Grund des Tarifes die Arbeit übernommen hätten, so sei nach 
Maßgabe des Tarifes der Lohn vereinbart werden. 

Die Beklagte habe sich aber ihm gegenüber nicht nach dem 
Tarife gehalten, sondern ungeachtet seiner Einsprache stets weniger 
ausbezahlt. Inhaltlich des Webbuches, in dem jedesmal nach 
Fertigstellung einer Kette der Lohn berechnet und eingeschrieben 
wurde, erhielt der Kläger seit dem Jahre 1895 bis zu seinem Aus- 
tritte um 641 fl. 56 kr. weniger an Lohn, als ihm nach dem Tarife 
hätte zukommen sollen. 

Er beantragte infolge dessen die Ver urtheil ung der Beklagten 
zur Zahlung des zurückbehaltenen Lohnes per 641 fl. 56 kr. Die 
Belangte hat um Abweisung der Klage gebeten und vorgebracht, dass 
der Tarif, auf den sich der Kläger berufe, aus einer Zeit (1889) 
stamme, wo ausschließlich nur alte Stühle mit circa 34 Touren in 
Verwendung waren, und dass dieser Tarif für die bei solchen 
Stühlen beschäftigten Weber gegenwärtig noch Anwendung finde. 
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Der Kläger habe auf belgischen Stühlen mit 62 Touren und im 
letzten Jahre auf sächsischen Stühlen mit 72 Touren gearbeitet, für 
die der Tarif keine Geltung hatte und auch nie angewendet wurde. 
Die Entlohnung aller auf diesen Stühlen beschäftigten Arbeiter erfolgte 
yielmehr nach dem Einheitsssatze von 12i/j, beziehungsweise 
11 Kreuzer per 100 Schuss. Dieser Einheitssatz wurde in das Lohn- 
buch in der Regel schon vor Übernahme der Arbeit eingetragen und 
bei der Lohnberechnung zugrunde gelegt. Der Kläger habe niemals 
diesen Einheitssatz angefochten und sich auf den Tarif berufen, 
sondern nur bei der wenigen Ware, welche sich , schlecht", das 
heißt nur mit mehr Aufwand an Zeit und Mühe verarbeiten ließ, eine 
Lohnzulage verlangt, die ihm manchmal zugestanden wurde. 

Der Kläger bestritt, dass er sich niemals auf den Tarif berufen 
habe. Die Zeugen J. B., F. W. und J. V. bestätigten die Angaben der 
Beklagten. 

Die Klage wurde zurückgewiesen. 

Gründe: Nach Lage des Sachverhaltes war als feststehend 
anzusehen, dass der Tarif, auf den sich der Kläger berief, aus einer 
Zeit herrührte, als in der Fabrik der Beklagten ausschließlich auf ver- 
alteten Stühlen gearbeitet wurde, und dass dieser Tarif für die auf 
diesen Stühlen beschäftigten Weber noch gegenwärtig in Geltung ist, 
dass aber seit der Einführung von belgischen und sächsischen Stühlen 
der erwähnte Tarif auf die bei solchen Stühlen beschäftigten Weber 
nicht mehr zur Anwendung kam, sondern dass die Entlohnung der 
Arbeiter auf diesen Stühlen nach den Einheitssätzen von I2Y2» be- 
ziehungsweise 1 1 Kreuzer mit zeitweisen Zulagen bei solcher Ware, 
welche sich schlecht verarbeiten ließ, stattfand. 

Da somit die Ablehnung der Weber auf den schnell gehenden 
Stühlen niemals nach dem Tarife geschah und dieser auch niemals 
bei der Übernahme und Ablieferung der Arbeit der Lohnberechnung 
zugrunde gelegt wurde, für letztere vielmehr die angeführten be- 
sonderen Einheitssätze in Anwendung kamen, war der Tarif für diese 
Stühle, nie in Wirksamkeit getreten und konnte sich der Kläger daher 
anch nicht mit Erfolg auf den Tarif berufen und eine Lohnnachzahlung 
begehren. 

In der vom Kläger rechtzeitig und formgerecht einge- 
brachten Berufung wurde die rechtsverbindliche Geltung des 
Lohntarifes für die Streittheile aus dessen Affigirung und aus den im 
Nachstehenden angeführten angeblichen Feststellungen des Gewichtes 
abgeleitet. Es sei nämlich nachgewiesen, dass 1. mit keinem der 
Arbeiter, insbesondere auch nicht mit dem Kläger eine Lohnverein- 
barung getroffen wurde, 2. der Kläger mit dem erhaltenen Lohn 
niemals zufrieden war und sich ausdrückhch auf den Tarif berief. 
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3. der Tarif für die mechanische Weberei, bei der Kläger thätig war, 
ohne Unterschied der Maschinen lautete, und 4. das angebliche nach- 
trägliche Übereinkommen mit den damals beschäfligten Arbeitern, 
nicht aber mit dem Kläger getroffen wurden. 

Es wurde daher die Abänderung des erstrichterlichen Urlheiles 
im Sinne des Klagebegehrens beantragt. 

Zufolge Urtheiles des k. k. Landes- als Berufungs- 
gerichtes Brunn vom 30. December 1898, Cg. I 650/98, wurde 
der Berufung keine Folge gegeben und das erstrichterliche Ur- 
theil bestätigt. 

Gründe: Abgesehen davon, dass der sub 4 angeführte 
Berufungsgrund den sub 1 angeführten theilweise aufhebt, sind 
sämmtliche Beruf ungsgründe durch die im Thalbcstande der ersten 
Instanz angeführten Deposilionen der Zeugen J. B., F. W. und J. V., 
die im Zuge der Berufungsverhandlung dasselbe ausgesagt haben, 
widerlegt. Es wurden hiernach die Löhne mit jenen Arbeitern, die auf 
den schneller gehenden belgischen und sächsischen Stühlen arbeiteten, 
besonders vereinbart und bei Beginn oder während der Arbeit in der 
Regel in das Lohnbuch eingetragen. 

Dies geschah auch beim Kläger, ohne dass er bei der Bekannt- 
gabe des Lohnsatzes Einspmch erhob und ohne dass er die Arbeit 
versagte. Kläger hat somit concludenter Weise seine Zustimmung zum 
versprochenen Lohne gegeben. Eine nachträgliche Berufung auf 
den in der Fabrik der Beklagten angeschlagenen Tarif, von dem durch 
besondere Verabredung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
abzugehen jederzeit freistand, vermochte den von diesem Tarife 
abweichend geschlossenen Lohnvertrag nicht umzustossen, wenn der 
andere Vertragstheil dem nicht zustimmte. 

Wird erwogen, dass sich der Klagsanspruch lediglich auf den 
tarifierten Lohnsatz stützt, so vnirde derselbe mit Recht von dem 
Gerichte erster Instanz zurückgewiesen, weshalb auch das Urtheil 
desselben bestätigt wurde. 

Nr. 6. 

Wenn nichts anderes vereinbart^ist, gebUrt der Lohn allwöchentlich 
(§. 77 Gew. 0.) und bei frllher vollbrachter Arbeit nach Beendi- 
gung der Arbeit (§. 1156 a. b. G. B. und §. 72 Gew. 0). Auf Lohn- 
vorschUsse hat der Hilfsarbeiter Iceinen gesetzlichen Anspruch. 

Gr. II 76/98 

Urtheil des Gewerbegerichles Brunn vom 31. August 1898, . 

4 

Der Ziegelarbeiter E. P., der bei dem Ziegeleibesitzer G. S. 
beschäftigt war, nach der Stückzahl der fertigen Ziegel (mit 2 fl. 50 kr. 
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von jedem Tausend) allwöchentlich entlohnt wurde und auf die gesetz- 
liche 14tägige Kündigungsfrist Anspruch hatte, klagte am 22. August 
auf Lohnentschädigung für die Kündigungfrist in der Höhe seines 
14tägigen Durchnittsverdienstes von 20 11., weil er angeblich am 
1 . August nach vorausgegangener dreiwöchentlicher Verwendung ohne 
gesetzlichen Grund entlassen worden war. 

Bei der Verhandlung änderte er den Klagegrund, behauptend, 
dass er wegen Verweigerung eines Lohnvorschusses selbst ausgetreten 
sei. Er erblickte in dieser Verweigerung eine ungebürliche Lohnvor- 
enthaltung, somit einen gesetzlichen Rücktrittsgrund (§. 82 a lit d. 
Gew. 0.). Er beantragte danach die Verurtheilung des Geklagten zur 
Zahlung der eingeklagten Entschädigung von 20 fl. 

Der Beklagte wendete ein, dass der Kläger keiuen Lohn zu 
fordern und auf den verlangten Lohnvorschuss keinen Anspruch hatte. 

Dass sich der Beklagte zur Gewährung von Lohnvorschüssen 
verpflichtet hätte, konnte vom Kläger nicht behauptet werden. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach dem geänderten Vorbringen des Klägers 
trat er selbst aus] der Arbeit, weil ihm ein Lohnvorschuss verweigert 
worden war. 

Gemäß §§. 72 und 77j:.Gew.-0. und §. 1156 a. b. G. B. hat 
aber der Arbeiter nur Anspruch auf den ins Verdienen gebrachten 
Lohn, der Lohn ist, wenn nichts anderes vereinbart wurde, allwöchent- 
lich und bei früher vollbrachter Arbeit nach deren Beendigung auszu- 
bezahlen. Auf Lohnvorschüsse hat der Arbeiter, wenn diesfalls keine 
Verpflichtung seitens des Gewerbeinhabers eingegangen wurde, keinen 
Anspruch, Wenn daher der allwöchentlich ordnungsmäßig entlohnte 
Kläger austrat, weil ihm der begehrte Lohnvorschuss verweigert 
worden ist, so geschah der Austritt ohne die behauptete Lohn- 
vorenthaltung, somit ohne gesetzlichen Grund, und war der Kläger 
nicht berechtigt, unter Berufung auf §§. 82 a, lit d und 84 Gew. 0. 
Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist zu beanspruchen. 

Nr.:?. 

Lohnabzüge behufs Tilgung von Lebensmittelschulden eines Arbeiters 
sind unzulässig (§§. 78, 78 d und 78 e Gew. 0., §. 5 des Gesetzes 
vom 29. April 1873/R. G. BI. Nr. 68, und Art. IX/Z. 10, E. G.z. E. 0.). 

Gr. 11302/98. 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom «13. December 1898,5 ., 

4 

Der Maurermeister W. N. hat am 10. December bei der Lohn- 
auszahlung dem Maurer J. B. von dem falligen Lohne per 5 fl. 



10 Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 7—8. 

den Betrag von 4 fl. 40 kr. b^ufs Tilgung einer Schuld an den 
Kau&iann S. für von diesem auf Borg genommene Lebensmittel und 
Getränke zurückbehalten. J. B. klagte auf Zahlung des einbehaltenen 
Lohnbetrages per 4 fl. 40 kr. und beantragte die kostenpflichtige Ver- 
urth eilung des Maurermeisters. 

Der Beklagte gab das Thatsächliche zu, indem er anführte, dass 
er den Kaufmann S. bezahlt, und dass dieser ihm seine Forderung 
abgetreten habe. Er hielt sich nach Erwerbung der Forderung für 
berechtigt, sie mit der klägerischen Lohnforderung aufzurechnen. 

Der Beklagte wurde verurtheilt, den eingeklagten Lohnvertrag 
von 4 fl. 40 kr. zu bezahlen und die Kosten zu tragen. 

Gründe: Der Beklagte war nicht berechtigt, die durch Gession 
an sich gebrachte Forderung des Kaufmannes S. für die dem Kläger 
auf Borg abgegebenen Lebensmittel und Getränke durch Lohnabzug 
im Gompensationswege zu tilgen, da hiemit eine Umgehung der 
Bestimmungen des §. 78 der Gew. 0. über die Barzahlung des 
Lohnes sowie der Bestimmungen des Gesetzes vom 29. April 1873, 
R. G. Bl. Nr. 68 über die Unstatthaftigkeit der Execution auf Lohn- 
bezüge vor der Auszahlung und über die Unzulässigkeit jedes einer 
derartigen Execution der Wirkung nach gleichkommenden Rechts- 
geschäftes beabsichtigt wurde, und jede darauf abzielende Rechts- 
handlung nach §§. 78 d und 78 e der Gew. 0. und nach §. 5 des Ge- 
setzes vom 29. April 1873, R. G. Bl. Nr. 68 ohne Rechtswirkung ist. 

Nr. 8. 

Ein Hilfsarbeiter, der die Erklärung des Gewerbeinhabers, dass er 
in Hinkunft einen geringeren Lohn erhalten werde, widerspruchslos 
zur Kenntnis nahm und gegen die regelmäflige Auszahlung dieses 
geringeren Lohnes nie eine Einwendung erhob, hat sich mit der 
Verringerung des Lohnes stillschweigend einverstanden erklärt 
(§. 863 a. b. G. B. und §. 72 Gew. 0.). 

Gr. I 74/98 
Urlheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 9. August 1898, . 

o 

Der Kläger (Handlungsdiener) begehrte für die Zeit vom 
October 1897 bis April 1898 eine Lohnnachzahlung im Betrage von 
28 fl., da ihm durch 28 Wochen an Stelle des ursprünglich verein- 
barten Lohnes von 8 fl. wöchentlich nur ein solcher von 7 fl. ausbe- 
zahlt worden war. 

Der Beklagte (Bierexportgeschäfts-Inhaber) wendete ein, dass 
dem seit Mai 1897 mit einem Wochenlohn von 8 fl. bediensteten 
Kläger im October 1897 in Anwesenheit seiner in demselben Unter- 
nehmen beschäftigten Ehegattin eröffnet wurde, dass er in Hinkunft 
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an Wochenlohn um 1 fl. weniger, seine Gattin aber um 1 fl. mehr 
erhalten werde. Da dies Beide widerspruchslos zur Kenntnis nahmen 
und bei der allwöchentlichen Lohnauszahlung nie einen Einwand 
erhoben, so habe sich der Kläger mit dem geringeren Lohne zufrieden 
gegeben und sei daher der Klagsanspruch nicht begründet. 

Der Kläger konnte das Thatsächliche der Einwendungen nicht 
bestreiten. 

Die Klage wurde zurückgewiesen. 

Gründe: Nach dem unbestrittenen Vorbringen des Beklagten 
hat der Kläger, als ihm im October 1897 vor seiner in demselben 
Unternehmen beschäftigten Ehegattin eröflßaet wurde, dass er in Hin- 
kunft an Wochenlohn um 1 fl. weniger, seine Frau aber um 1 fl. 
mehr erhalten werde, hiezu geschwiegen und dann durch 28 Wochen 
den verminderten Lohn ohne Einwendung angenommen. 

In diesen Verhalten lag ein stillschweigend gegebenes Einver- 
ständnis mit der Herabminderung des Lohnes (§. 863 a. b. G. B. und 
§.72 Gew. 0.) und es war deshalb im obigen Sinne zu erkennen. 

Nr. 9. 

Die nach §. 78, Abs. 2 Gew. 0. zulässige Art der Entlohnung in 
Naturalbezügen kann auch stillschweigend (§. 863 a. b. G. B. und 
§. 72 Gew. 0.) vereinbart sein, sie ist als in dieser Weise bedungen 
anzusehen, wenn der Arbeiter Monate lang diese Zuwendungen 
angenommen und eine Entlohnung in Geld nicht beansprucht hat. 

Cr. n 293/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 7. December 1898, . 

4 

J. 0., welcher durch 10 Monate im Ziegelschlage des G. S. als 
Accordarbeiter beschäftigt war und nach der Stückzahl der fertigen 
Ziegel entlohnt wurde, hat für die während seiner mehrmonatlichen 
Beschäftigung nebst der accordierten Arbeit im Auftrage des Ziegelei- 
besitzers verrichteten diversen anderen Arbeiten (Aufstellung von 
Ziegeln, Weggrabung, Wasserzufuhr, Abtragung eines Schopfens u. dgl.) 
keinen Lohn erhalten. Er beansprucht denselben daher im Klagswege. 

Der Beklagte wendete ein, dass der Kläger in der überlassenen 
Benützung eines Grundstückes, in dem Bezüge von Lebensmitteln und 
von Feuerungsmaterial nach Bedarf eine mehr als angemessene Ent- 
lohnung für die neben der Accordarbeit versehenen Dienste erhalten 
hatte, und er beantragte infolge dessen die Abweisung des auf Zahlung 
von 12 fl. 83 kr. gerichteten Anspruches. 

Der Kläger gab zu, dass er nebst dem Lohne auch noch die 
obigen Zuwendungen erhielt, und dass deren Geldwert der Höhe 
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seines Lohnanspruches entsprechen dürfte. Er sah hierin aber keine 
Entlohnung für die geleisteten Arbeiten und beantragte daher nach 
dem Klagebegehren zu erkennen» 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger hatte inhaltlich des Thatbestandes 
außer der von ihm zu dem vereinbarten Lohne übernommenen Arbeit 
zeitweise auch diverse kleinere Handlangerarbeiten in der Ziegelei des 
Beklagten versehen. Für diese Arbeiten konnte er keine besondere 
Entlohnung in Geld beanspruchen, da er nach eigenem Zugeständnisse 
nebst seinem Stücklohne noch andere Zuwendungen von der obbezeich- 
neten Art in einem Geldwerte, der eine angemessene Entlohnung 
der oben angeführten Arbeiten repräsentierte, erhalten hatte, und, da 
er monatelang für diese Arbeiten keinen Geldlohn begehrte, demnach 
mit der bezeichneten nach §. 78, Abs. 2 Gew.-O. zulässigen Art der 
Entlohnung seiner Arbeiten stillschweigend einverstanden war (§. 863 
a. b. G. B. und §. 72 Gew. 0.). 

Nr. 10. 

Ein Hilfsarbeiter, der auf die Erklärung des WerkfUhrers, dass er 
für das fertigzustellende Stück 13 fl. erhalten werde und, falls er 
einen höheren Lohn verlange, sich an den Meister wenden mllsse, 
das Stück in Arbeit nimmt und. den Meister um Gewährung eines 
höheren Lohnes nicht angeht, hat sich stillschweigend mit dem 
Lohne von 13 fl. einverstanden erklärt (§ 863 a. b. G. B. und 

§ 72 Gew. 0.). 

Gr. II 330/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom^SO. December 1898 

5 

Der Kläger (Tischlergehilfe) hat einen Kasten fertiggestellt und 
außerdem durch einen halben Tag im Auftrage des Werkführers in 
der Tischlerei Hilfsarbeiten verrichtet. Nach dem Klagsanbringen hat 
eine Lohnvereinbarung nicht stattgefunden. Der Kläger beanspruchte 
daher einen seiner Leistung angemessenen Lohn, und zwar für den 
Kasten, an dem er 14 Tage zu thun gehabt habe . . . 21 fl. — kr. 
und für die halbtägige Arbeit nach dem ortsüblichen 
Durchschnittsverdienste 75 kr. 

zusammen . . 21 fl. 75 kr. 

Nach Abrechnung des erhaltenen Betrages per . 1 2 , 40 , 

verblieben 9fl. 35kr., 

auf deren Zahlung geklagt wurde. 
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Der Geklagte (Tischlermeister) anerkannte, dass 

dem Kläger für den Kasten ein Lohn von 1 3 fl. — kr. 

und für die halbtägige Arbeit ein solcher von .... 50 , 

zusammen ein Lohn von . . 13 fl. 50 kr. 

gebürt, und dass ihm nach Abzug der erhaltenen , . . 1 2 , 40 , 

noch ein Betrag von 1 fl. 1 kr. 

zukommt 

Der Lohn für den Kasten sei dem Kläger vom Werkführer bei 
der Übergabe der Arbeit bekannt gegeben worden; der Kläger habe 
wohl bemerkt, dass dies wenig sei, habe aber auf die Bemerkung des 
Werkführers, sich wegen Gewährung eines höheren Lohnes an den 
Meister zu wenden, dies nicht gethan. Dass Kläger zur Ferligstellung 
fast 14 Tage brauchte, sei seine Schuld; denn er habe zu langsam 
gearbeitet. Die EnQohnung der Hilfsarbeiten mit dem Betrage von 
50 kr. sei angemessen und entspreche dem Durchschnittsverdienste 
des Klägers. Der Beklagte beantragte auf Grund dieses Verbringens die 
Zurückweisung des auf Zahlung von 8 fl. 25 kr. gerichteten Mehr- 
anspruches. 

Der Kläger gab die Richtigkeit der auf den Kasten belrefl'enden 
gegnerischen Darstellung zu. 

Im Urtheile wurde dem Kläger der Theilbetrag von 1 fl. 30 kr. 
zugesprochen, der Theilbetrag von 8 fl. 05 kr. aberkannt. 

Gründe. Rücksichtlich des Theilbetrages zon 1 fl. 10 kr. lag 
ein Anerkenntnis vor; dieser Betrag war also nach § 395 C. P. 0. 
zuzusprechen. 

Nebstdem musste aber für die vom Kläger durch einen halben 
Tag versehenen Hilfsarbeiten außer dem anerkannten Betrage von 
50 kr. noch ein weiterer Betrag von 20 kr. zugebilligt werden, weil 
bei dem Abgange einer besonderen Vereinbarung über den Lohn für 
diese Arbeiten der ortsübliche Durchschnittslohn gebürte, dieser aber 
pro Tag 1 fl. 40 kr. beträgt, demnach bei einer halbtägigen Arbeit mit 
70 kr. auszumessen war (§ 1152 a. b. G. B. und § 72 Gew. 0.). 

Der Mehranspruch musste abgewiesen werden, und zwar jener 
für die halbtägige Arbeit aus den vorstehend angeführten Gründen, 
jener für die Verfertigung des Kastens aber deshalb, weil der Kläger 
bei Übernahme der Arbeit der Eröffnung des Werkführers, dass 
er hiefür einen Lohn von 1 3 fl. erhalten werde, keine Ablehnung 
folgen ließ. 

Denn die Bemerkung des Klägers, dass dies wenig sei, konnte 
als eine Ablehnung des Lohnanerbietens umsoweniger aufgefasst 
werden, als er die Aufforderung des Werkführers, sich an den Meister 
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zu wenden, wenn er einen höheren Lohn haben wolle, nicht befolgte, 
sondern den Kasten ohne weitere Einsprache in Arbeit nahm und 
damit stillschweigend sein Einverständnis mit dem Lohne von 13 fl. 
zu erkennen gab (§ 863 a. b. G. B. und § 72 Gew. 0.). 

Nr. 11. 

Der blofle Anschlag der Arbeitsordnung im Arbeitsiocale, auf die 
beim Abschluss des Arbeitsvertrages nicht Bezug genommen worden 
ist, genllgt nicht, um die Bestimmungen der Arbeitsordnung zu 
einem Bestandtheile des Arbeisvertrages zu machen. Eine frllher 
erfolgte und nachgesehene Arbeitsverweigerung sowie Schreien und 
Herumfuchteln mit den erhobenen Fäusten in Gegenwart des Arbeits- 
gebers begründen keinen Entlassungsgrund (§§. 77, 82, lit f und g 

Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. September 1898 

Gr. I 682/98 



Über die Klage des Schlossergehilfen Franz H. wider Robert D. 
wegen Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage von 
28 fl. 20 kr. wendete der Beklagte ein, dass die am 24. September 
1898 erfolgte Entlassung ohne Kündigung gerechtfertig sei. Laut der 
im Arbeitslocale angeschlagenen Arbeitsordnung sei die Kündigung 
ausgeschlossen. Kläger habe abends mehrere Wochen vorher die Ver- 
richtung einer Arbeit verweigert und habe, erbost über eine ihm zuge- 
theilte Arbeit den Werkführer angeschrieen und mit den Händen gegen 
ihn herumgefuchtelt. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe. Die von dem Beklagton geltend gemachten Ent- 
lassungsgründe sind nicht stichhältig, denn die in der Arbeitsordnung 
enthaltene Bestimmung, dass im Betriebe des Beklagten die Kündigung 
ausgeschlossen sei, ist belanglos, weil diese Arbeitsordnung dem 
Kläger beim Eintritte in den Dienst nicht verlautbart wurde, die vor 
mehreren Wochen erfolgte Arbeitsverweigerung von dem Beklagten 
nachgesehen und Kläger weiter in Arbeit behalten wurde. Diese 
Arbeitsverweigerung konnte daher zur Begründung der späteren Ent- 
lassung nicht geltend gemacht werden. Darin, dass der Kläger über 
eine ihm vom Beklagten zugetheilte Arbeit erbost, schrie und mit 
erhobenen Fäusten herumfuchtelte, ohne jedoch Schimpfworte oder 
Drohungen zu gebrauchen, ist wohl ein ungehöriges tadelnswertes Ver- 
halten, keineswegs aber ist darin eine grobe Ehrenbeleidigung oder 
gefährliche Drohungen im Sinne des § 82. lit. g Gew. 0., gelegen. 
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Das Klagebegehren ist demnach nach § 77 und 84 Gew. 0. 
begründet. 

Im gleichen Sinne ergiengen die Entscheidmigen : 

Cr. I 142/98 Gr. I 550/98 
vom 17. August 1898 , vom 7. November 1898 , 

Cr. I 127/99 
vom 30. März 1899 . 



Nr. 12. 

DieVerlautbarung der Arbeitsordnung (§. 88a Gew. 0.) ist ein wesent- 
liches Erfordernis ihrer Rechtsgiltigiceit dem Arbeiter gegenüber. 
Die Erldärung des Arbeitgebers oder seines Bevollmächtigten dem 
Arbeiter gegenüber: ,,es sei fUr den letzteren keine Arbeit da, er 
mSge sich anderswo umsehen'^ ist einer sofortigen Entlassung 

gleichzuhalten. 

Urtheil des Gewerbegerichtes Reichenberg vom 24. October 1898 
Cr. I 113/98 



Der Kläger, der bei dem Beklagten als Maurergehilfe in Arbeit 
stand, verlangt eine Vergütung von 14 Arbeitstagen, da er am 
18. October 1898 aus der Arbeit ohne Kündigung entlassen wurde 
und eine Kündigung nicht vereinbart wai. 

Der Beklagte gibt letzteren Umstand zu, wendet jedoch ein, dass 
die Arbeitsordnung, nach der eine Kündigungsfrist nicht bestehe, im 
Bauhofe angeschlagen war und deren Bestimmungen dem Kläger beim 
Arbeitsantritte auch verlautbart wurden, übrigens sei der Kläger gar 
nicht entlassen sondern, ihm bloß bedeutet worden, er möge auf Arbeit 
warten. 

Der Kläger bestreitet, die Arbeitsordnung gesehen und eine 
Bekanntgabe betreffs der Kündigung erhalten zu haben und behauptet 
von dem Bevollmächtigten des Beklagten mit den Worten : man habe 
keine Arbeit für ihn, er möge sich wo anders umschauen ! , entlassen 
worden zu sein. Zeuge A. L. gibt an, er habe den Kläger im Auftrage 
des Beklagten aufgenommen; die Aufnahme sei im Bauhofe erfolgt, 
wo die Arbeitsordnung, nach der eine Kündigung nicht besteht, ange- 
schlagen war; bei der Aufnahme sei dem Kläger von dem Zeugen 
nicht ausdrücklich mitgetheilt worden, dass eine Kündigung nicht 
bestehe, doch habe dies der Kläger als mehrjähriger Bauarbeiter wissen 
müssen. Auf den Bauplätzen seien die Arbeitsordnungen nicht ange- 
schlagen, wohl aber Zettel, in denen wichtige Bestimmungen der 
Arbeitsordnung, darunter auch, dass keine Kündigungsfrist besteht, 
den Arbeitern bekannt gegeben werden. 
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Ob solche Zettel auf den Bauplätzen, wo der Kläger arbeitete, 
angeschlagen waren, wisse Zeuge nicht. Mit welchen Worten Zeuge 
dem Kläger angekündigt habe, dass für ihn dermalen keine Arbeit vor- 
handen sei, könne Zeuge nicht angeben; jedenfalls habe er nicht die 
Absicht gehabt, ihn zu entlassen, was auch der Umstand beweise, dass 
Zeuge dem Kläger das Arbeitsbuch nicht ausgehändigt, und dieser 
dessen Ausfolgung gar nicht verlangt habe. Zeuge J. B. sagt aus, dass 
auf seinem Bauplatze, auf dem auch der Kläger arbeitete, ein Zettel mit 
der Bekanntgabe, dass Kündigung nicht gegeben und auch nicht verlangt 
werden könne, angeschlagen und dass er diese Bestimmung den Arbei- 
tern am Bauplatze auch bekanntgegeben habe; ob dies zu einer Zeit war, 
wo der Kläger am Bauplatze sich befand, vermag Zeuge nicht anzugeben. 

Der Beklagte wurde gemäß dem Klagebegehren verurlheilt. 

Gründe. Maßgebend sind im vorliegenden Rechtsfalle zwei 
Momente : 

1. Ob beim Arbeitsantritte oder später zwischen den Parteien 
eine Kündigungsfrist vereinbart war; 

2. ob der Kläger aus der Arbeit entlassen wurde. 

Ad 1. War betreffs der Kündigung nichts vereinbart, so ist nach 
§ 77 Gew. 0. eine 14 tägige Frist vorauszusetzen. Dass zwischen den 
Parteien eine solche ausdrückliche Vereinbarung getroffen wurde, wird 
von dem Beklagten nicht behauptet; es wird jedoch geltend gemacht, 
dass eine keine Kündigungsfrist normierende Arbeitsordnung ange- 
schlagen und dass dem Kläger auch vor dem Polier dieser Umstand 
bekanntgegeben wurde. 

Die Arbeitsordnung tritt an die Stelle der mündlichen Verein- 
barung und hat deren Rechtswirkung nur dann, wenn außer den übri- 
gen im §. 88 a Gew. 0. genannten Erfordernissen die Arbeitsordnung 
a) in der Betriebsstätte angeschlagen ist und 
h) den Arbeitern bei ihrem Eintritte verlautbart wurde. 

Diese Requisite werden von dem Gesetze so stringent gefordert, 
dass sie durch die Kenntnis von der bezüglichen Bestimmung der 
Arbeitsordnung seitens des Arbeitsnehmers nicht ersetzt werden 
können. 

Der Kläger behauptet nun, dass eine Arbeitsordnung weder am 
Bauplatze angeschlagen war, noch dass ihm eine solche verlautbart 
wurde. Zeuge A. L. gibt an, dass eine solche Arbeitsordnung im Bau- 
hofe ausgehängt war, und dass die Poliere den Auftrag hatten, die- 
selbe jeweils den Arbeitern bekannt zu geben. 

Derselbe Zeuge gibt jedoch zu, den Kläger aufgenommen und 
ihm die Arbeitsordnung nicht verlautbart zu haben. Zeuge J. B. gibt 
an, dass eine Art Arbeitsordnung am Bauplatze, an welchem auch der 
Kläger arbeitete, angeschlagen war und dass er sie auch seinen Arbei- 
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tem bekanntgegeben habe, kann aber nicht bestimmt behaupten, ob 
dies zur Zeit der Fall war, als der Kläger daselbst in Arbeit stand. 

Es ist somit festgestellt, dass mit dem Kläger bei "seinem Eintritte 
nichts ausdrückliches betreffs der Kündigungsfrist vereinbart und dass 
ihm auch zu jener Zeit die Arbeitsordnung nicht verlautbart wurde. Ander- 
seits kann der Beweis nicht erbracht werden, ob zur Zeit, als der Kläger 
arbeitete, die Arbeitsordnung oder ein sich als Auszug aus derselben 
darstellender Zettel am Bauplatze wirklich angeschlagen war. 

Es muss deshalb gemäß §.77 Gew.O. eine 14tägige Kündigungs- 
frist präsumiert werden. 

Ad 2. Durch zugestandene Angabe des Klägers erscheint fest- 
gestellt, dass er am 17. October 1898 auf einen anderen Bau 
geschickt, dort nicht beschäftigt und auch am 18. October 1898 nicht 
zur Arbeit verwendet wurde. 

Der Kläger behauptet nun, dass er von A. L., der ihn in Arbeit 
auftiahm, mit den Worten entlassen wurde: „es sei für ihn keine 
Arbeit da, er möge sich anderswo umsehen" während A. L. die Ent- 
lassungsabsicht in Abrede stellt. 

Zeuge A. L. vermag die Worte^ die er aus diesem Anlasse ge- 
braucht hat, nicht anzugeben; es steht ferner fest, dass er den Kläger 
am 17. und 18. October nicht beschäftigt und ihm bedeutet hat, er 
habe für ihn keine Arbeit, während an anderen Bauplätzen des 
Geklagten gearbeitet wurde. Darnach muss angenommen werden, dass 
der Beklagte, beziehungs>veise sein Bevollmächtigter den Willen hatte, 
den Kläger zu entlassen und der Kläger allen Grund hatte, sich als 
entlassen anzusehen, gleichviel ob ihm sein Arbeitsbuch ausgehändigt 
wurde oder nicht, zumal nicht behauptet wurde, dass ungünstige 
Witterung oder ein sonstiges Elementarereignis die Fortsetzung der 
Arbeit verhinderte. 

Gemäß §, 84 Gew. 0. gebürt sonach dem Kläger eine Vergütung 
für die 14tägige Kündigungsfrist. 

Nr. 13. 

Zur Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhält 
nisse des in einer Privatlehranstalt fUr Eleictrotechnik und Mechanik 
angestellten Werkmeisters gegen den Inhaber dieser Privatlehr- 
anstalt ist das Gewerbegericht nicht zuständig. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 30. December 1898, 
Cr. I 1091/98 

4 * 

Bei der Verhandlung über die Klage des Werkmeisters Carl V. 
gegen Franz F. wegen Zahlung von Lohnabzügen und Entschädigung 

II 
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für Vorenthaltung eines Zeugnisses wurde das weitere Verfahren 
wegen Unzuständigkeit des Gewerbegerichtes eingestellt. 

Der Beklagte ist Inhaber einer Lehranstalt für Elektrotechnik 
und Mechanik, mit welcher Anstalt zu Lehrzwecken eine Lehrwerk- 
stätte verbunden ist, an der Kläger als Werkmeister beschäftigt war. 

Nach §. 1, Absatz 2, Gew. Ger. G. ist die sachliche Zuständig- 
keit der Gewerbegerichte auf alle Unternehmungen, auf welche die 
Gewerbeordnung Anwendung findet, sowie eventuell auch auf die im 
Art. V, lit. 1 und Art. VIII des Kundmachungspatentes zur Gewerbe- 
Ordnung vom 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, beschränkt. 
Nach Art. V lit. h des bezogenen Patentes findet die Gewerbeordnung 
auf die Erwerbszweige des Privatunterrichtes und die sich darauf be- 
ziehenden Anstalten keine Anwendung. Es vmrde daher im Sinne des 
§. 261, G. P. 0. (Schlussatz), §. 23 Gew. Ger. G., §. 43, J. N. 
(Schlussatz). und §. 104 J. N. von amts wegen die Unzuständigkeit des 
Gewerbegerichtet ausgesprochen. 

Nr. 14. 

In Rechtsstreitigkeiten Über den Antritt, die Fortsetzung und Auf- 

ISsung des Lehrverhältnisses bedarf der Minderjährige der Mit- 

wlrl(ung seines gesetzlichen Vertreters. §§.99^101, Z. 2 Gew. 0.: 

§§. 1 und 2 C. P. 0. 

Cr. VI 91/99 
Beschluss des Gewerbegerichtes Wien vom 16. März 1899, — . 

In der Streitsache des minderjährigen Josef Z., vertreten durch 
seinen Vater und gesetzlichen Vertreter Vinzenz Z. wider A. H. wegen 
Einhaltung des Lehrvertrages und Fortsetzung des Lehrv^rhältnisses 
erschien zur Streitverhandlung der minderjährige Kläger allein. Das 
Gericht erkannte, dass der minderjährige Kläger in diesem Rechts- 
streite sich nicht selbst vertreten kann, und verfügte gemäß §.6 G.P.O. 
die Beiziehung seines Vaters und gesetzlichen Vertreters. 

Nr. 16. 

Die Vertretung durch Advocaten vor Gewerbegerichten ist aus- 
geschlossen. §. 25 Gew. Ger. G. 

Cr. I 5/98 
Beschluss des Gewerbegerichtes Wien vom 17. Juli 1898, . 

o 

In der Rechtssache des Schlossergehilfen Adolf J. gegen 
Heinrich B. wegen 22 fl. 80 kr.^ wurde der für den Beklagten (Voll- 
macht vom 13. Juli 1898 und Legitimationsurkunde vom 29. Oc- 
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tober 1895) als Substitut des Hof- und Gerichtsadvocalen Dr. 
Leopold S. erschienene Advocaturscanditat Dr. Ignaz H. zur Ver- 
handlung nicht zugelassen, weil §.25 Gew. Ger. G., diejenigen Per- 
sonen bezeichnet, durch welche sich die Parteien vor dem Gewerbe- 
gerichte vertreten lassen können. Dass diese Gesetzesstelle alle anderen 
Bevollmächtigten, seien es nun Rechtsfreunde oder gemeine Bevoll- 
mächtigte ausschließen will, geht, abgesehen von den Motiven des 
Gesetzgebers, aus eben dieser Gesetzesstelle selbst hervor, weil bei 
Zulässigkeit gemeiner Bevollmächtigter überhaupt die Aufzählung der 
Personen des §.25 überflüssig wäre. 

Der gegen diesen Beschluss eingebrachte Recurs wurde vom 
k. k. Landesgericht Wien mit Beschluss vom 6. August 1898, Nr. I 
351/98 
als unzulässig zurückgewiesen (§. 22 Gew. Ger. G., §§. 517 



bis 526 G. P. 0.) 

Nr. 16. 

Wenn der Dienstnehmer nach Ablauf der Kündigungsfrist ohne Auf- 
trag des Dienstgebers in dessen Geschäft erscheint und Dienste 
verrichtet, wird dadurch noch l(eine Erneuerung des Lohnvertrages 

bewirl(t. 

Bei Berechnung der— vereinbarten oder gesetzlichen — Kündigungs- 
frist wird der Tag, an dem die Kündigung erfolgt ist, nicht mit- 
gerechnet. 

Gr. m 495/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 22. März 1899, . 

5 

In dem Rechtsstreite der Oberkellner Johann S. und Fritz F. 
wider B. T. führen die Kläger zur Begründung ihres, auf Zahlung einer 
Entschädigung von je 60 fl. 20 kr. für die Kündigungsfrist vom 15. März 
1899 bis 29. März 1899 gerichteten Klagebegehrens an, dass ihnen 
am 27. Februar 1899 abends 14tägig gekündigt wurde. Die Kündi- 
gungsfrist sei am 12. März 1899 abgelaufen, sie hätten aber nach 
Ablauf der Kündigungsfrist ihre Dienste weiter verrichtet, wodurch der 
Dienstvertrag stiUschweigend erneuert wurde. Die Entlassung erfolgte 
sodann erst am 15. März. 

Der Beklagte brachte vor, dass er den Klägern am 27. Februar 
1899 für Mitte März mit den Worten kündigte: »in UTagen ist Musik, 
Mitte März können Sie gehen*, dass weiters die Kündigung nicht 
zurückgenommen wurde. Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Unter Bedachtnahme auf den herrschenden Sprach- 
gebrauch, dem zufolge der Anfangstag einer Frist nicht als erster Tag 

n* 
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gerechnet wird und welcher Sprachgebrauch für bestimmte Fristen auch 
gesetzlich anerkannt ist, §. 125 G. P. 0., Art. 328 H. G. §. 6 St. P. 0. 
kami nicht bezweifelt werden, dass bei der am 27. Februar abends 
erfolgten 14tägigen Kündigung der 27. Februar nicht als erster Tag 
gerechnet, werden kann, dass daher die Frist erst am 13. März 
beziehungsweise, da kein Grund vorliegt anders als nach ganzen Tagen 
zu rechnen, mit Ablauf des 13. März abgelaufen ist. 

In dem Umstände aber, dass die Kläger noch durch einen Tag 
Dienste verrichteten, kann eine stillschweigende Erneuerung des Lohn- 
vertrages nicht erblickt werden, da die nach §. 863 a. b. G. B. er- 
forderlichen concludenten Handlungen nicht vorliegen, vielmehr die 
Handlungsweise der Kläger lediglich als Geschäftsführung ohne Auf- 
trag nach §. 1039 a. b. G. B. zu beurtheilen ist und eine solche Ge- 
schäftsführung von dem Beklagten jederzeit abgestellt w^erden konnte. 

Nr. 17. 

Die Verzögerung des Dienstantrittes durch den Hilfsarbeiter um 

einen Tag berechtigt den Arbeitgeber nicht zur sofortigen Auflösung 

des Dienstverhältnisses. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 18. November 1898, 

Gr. 11062/98 

5 

Der Metallschleifer Anton P. klagt den Gr. G. auf Bezahlung des 
Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist im Betrage von 36 fl. und 
führt an, dass er am 24. October 1898 vom Beklagten als Gehilfe 
aufgenommen wurde, ohne dass über die Höhe des Lohnes und die 
Kündigungsfrist eine Vereinbarung getroffen worden wäre ; am 25. October 
habe er den Dienst nicht antreten können, weil er infolge einer 
Mahnung wegen Bezahlung der Einkommensteuer zur Hintanhaltung 
einer Execution sich zum magistratischen Bezirksamte begeben musste ; 
als er am 26. Mai früh in die Arbeit kam, sei er vom Beklagten 
entlassen worden. 

Der Beklagte bringt an, er habe dem Kläger bei der Aufnahme 
gesagt, dass er am nächsten Tage die Arbeit antreten möge. Da Kläger 
am 25. Mai nicht kam, habe er wegen dringender Arbeit sofort einen 
anderen Arbeiter aufgenommen und infolge dessen dem Kläger, als er 
am 26. Mai kam, erklärt, dass er nicht mehr bei ihm arbeiten könne. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe; Zwischen dem Kläger und dem Beklagten kam am 
24. October 1898 ein Lohnvertrag ohne Vereinbarung eines bestimmten 
Lohnes und einer Kündigungsfrist zustande ; dieser Lohnvertrag konnte 
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mangels einer Vereinbarung über die Kündigung nur im Einverständ- 
nisse beider Theile sofort, sonst aber nur nach erfolgter vierzehntägiger 
Kündigung aufgehoben werden, wenn nicht etwa einer der Auflösungs- 
gründe des §.82 Gew. 0. den Beklagten zur sofortigen Lösung des 
Arbeitsverhältnisses berechtigen würde. Ein solcher Auflösungsgrund 
liegt aber nicht vor, denn darin, dass der Kläger, entgegen der Auf- 
forderung des Beklagten, gleich am nächsten Tage (2v5. October) die 
Arbeit zu beginnen, an diesem Tage nicht zur Arbeit erschien und erst 
am 26. October in die Arbeit eingetreten ist, kann weder ein unbefugtes 
Verlassen der Arbeit am 25. October noch eine Arbeitsverweigerung 
oder eine beharrliche Pflichtverletzung erblickt werden. 

Dem Kläger wurde somit im Sinne der §§. 77 und 84 Gew. 0. 
die 14tägige Lohnentschädigung zuerkannt, wobei gemäß §. 1152 
a. b. G. B. der notorisch ortsübliche Wochenlohn von 12 fl. als ange- 
messen erachtet wurde. 



Nr. 18. 

Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses muss nicht nothwendig 

durch das Wort kundigen, sondern kann auch mit anderen Worten 

und durch schlüssige Handlungen erfolgen. 

Gr. 935/98 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 3. November 1898, ^ . 

Kläger Josef G. verlangt von der Beklagten, Firma L. & T., Ver- 
gütung des Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist im Betrage 
von 20 fl. 

Die beklagte Firma brachte vor: Kläger war am 6. September 
1898 bei der beklagten Firma gegen einen Wochenlohn von 10 fl. in 
den Dienst eingetreten; am 1. October 1898 sagte der Gesellschafter L. 
dem Kläger, dass er ihm wöchenthch nur 9 fl. zahlen könne, Kläger 
verlangte aber 10 fl., welcher Lohn ihm dann auch gegeben wurde. 
Hiebei wurde ihm aber bedeutet, dass, wenn er weiter arbeiten wollte, 
er mit 9 fl. zufrieden sein müsse; am 8. October und 15. October 
erhielt Kläger den Lohn mit 10 fl. ausbezahlt; am 15. October fragte 
ihn dann der gedachte Gesellschafter, ob er um 9 fl. wöchentlich 
weiter arbeiten wolle, was Kläger verneinte. Dem Kläger wurde sodann 
bemerkt, er möge die Arbeit stehen lassen und sein Buch nehmen. 

Dem Klagebegehren wurde keine Folge gegeben. 

Gründe: Das Gericht erblickte in der am 1. October 1898 
abgegebenen Erklärung nach den Umständen des Falles eine Kündi- 
gung, welche mit 15. October abgelaufen war, daher Kläger an diesem 
Tage entlassen werden konnte. 
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Nr. 19. 

Die vom Dienstgeber bei der Auf nähme des Hilfsarbeiters gebrauchten 
Worte: ^^Verheiratet sind wir nichts wenn es mir nicht passt, l(ann 
ich Sie entlassen, wenn es Ihnen nicht passt, kSnnen Sie gehen'S 
bezwecken eine Vereinbarung auf beiderseitige jederzeitige LSsung 
des Dienstverhältnisses ohne Kündigung. §. 72 Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 28. December 1898 
Gr. m 208/98 



Der Kutscher Anton X. beansprucht gegen Marie N. Vergütung 
des Lohnes von täglich 2 fl. für die gesetzliche Kündigungsfrist im 
Betrage von 28 fl., indem er behauptet, dass eine Vereinbarung über 
die Kündigungsfrist nicht getroffen und er am 13. December 1898 
grundlos ohne Kündigung entlassen worden sei. 

Die Beklagte führt an, dass sie dem Kläger bei der Aufnahme 
sagte, sie wolle ihn nehmen, , verheiratet sind wir nicht, wenn es mir 
nicht passt, kann ich Sie sogleich entlassen, und wenn es Ihnen nicht 
passt, können Sie auch sogleich gehen* ; Kläger habe hiegegen nichts 
eingewendet. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die bei der Aufnahme des Klägers von der Beklagten 
gebrauchte Äußerung kann unter Bedachtnahme auf den Umstand, 
dass notorischerweise beim Fuhrwerksgewerbe zwischen Dienstgeber 
und Dienstnehmer in der Regel beiderseits das Recht auf sofortige 
Lösung des Dienstverhältnisses ohne Kündigung vereinbart zu werden 
pflegt, in keinem anderen Sinne verstanden werden, als dass die 
Beklagte damit das gegenseitige Recht auf jederzeitige Lösung des 
Dienstverhältnisses ohne Kündigung gemeint habe; da Kläger gegen 
diese Worte keine Einwendung erhob, muss er gemäß §. 863a.b.G.B. 
mit dem Antrage der Beklagten einverstanden angesehen werden. 

Nr. 20. 

Unentschuldigtes Ausbleiben des Arbeiters durch zwei Tage bildet 
einen Entlassungsgrund. §. 82, lit. f Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 28. November 1888, 

Gr. 11192/98 

5 

Der Kläger Michael H, war bei dem Bauschlosser Ludwig P. als 
Gehilfe bedienstet. Bei Eingehung des Dienstverhältnisses war Aus- 
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schluss der Kündigungsfrist bedungen worden; am 8. October 1898 
trat er aus dem Dienste aus; am 17. October wurde er wieder auf- 
genonmien, ohne dass hiebei von dem Lohne und der Kündigungsfrist 
die Rede war. Kläger, der am 19. November 1898 entlassen 
worden war, verlangt Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist 
im Betrage von 25 fl. 92 kr. Der Beklagte beruft sich auf die Verein- 
barung über den Ausschluss der Kündigunjgsfrist und wendet weiters 
ein, dass Kläger entlassen wurde, weil er durch zwei Tage von der 
Arbeit wegblieb. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Gewerbegericht konnte nicht feststellen, dass die 
Parteien über die Ausschließung der Kündigung eine Vereinbarung 
getroffen haben. Denn bei der Wiederaufnahme des Klägers war von 
der früheren Vereinbarung über die Ausschließung der Kündigung 
keine Rede, die Aufnahme erfolgte am 17. October 1898 auch nicht 
unter Bezugnahme auf die früheren Bedingungen. Es wurde somit 
weder ausdrücklich noch stillschweigend über die Kündigungsfrist 
etwas vereinbart, so dass die Bestimmung des §.77 Gew. 0. zur 
Anwendung kommen würde. Trotzdem war das Klagebegehren abzu- 
weisen ; da nämlich Kläger durch zwei Tage von der Arbeit wegblieb 
und sich in Wirtshäusern herumtrieb, war Beklagter wegen des unbe- 
fugten Verlassens der Arbeit durch den Kläger berechtigt, ihn gemäß 
§.82 lit. f Gew. 0. sofort zu entlassen. 

Nr. 21. 

Oftmaliges Blaumachen des Hilfsarbeiters bildet einen Entlassungs- 
grund. §. 82, lit. f Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 6. December 1898, 

Gr. I 1186/98 

5 

Gegen das Klagebegehren des ohne Gewährung einer Kündigungs- 
frist entlassenen Schlossergehilfen Josef B. gegen Ludwig P. wegen 
Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage von 30 fl. 
wendete der Beklagte ein, dass die sofortige Entlassung deshalb ver- 
fügt wurde, weil der Kläger trotz oftmaliger Verwarnung an Montagen 
»blau« machte. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das, ungeachtet vorausgegangener Verwarnung erfolgte 
wiederholte , Blaumachen* an Montagen ist als beharrliche Pflicht- 
verletzung anzusehen und liegt somit der Auflösungsgrund des 
§. 82 lit. f Gew. 0. vor. 
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Nr. 22. 

Die Weigerung des Hilfsarbeiters, entgeaen der ihm verlautbarten 
Arbeitsordnung gesetzlich gestattete Überstunden zu machen, 
berechtigt den Unternehmer zur sofortigen LOsung des Arbeits- 
verhältnisses. §. 82, lit. f Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 29. December 1898, 
Gr. II 235/09 



In der Rechtssache des Tischlergehilfen Richard H. wider Sig- 
mund J. wegen Bezahlung des Entschädigungsbetrages von 103 fl. 88 kr, 
führte der Kläger an, dass er durch Verschulden des Beklagten eine 
ihm übertragene bereits angefangene Accordarbeit nicht vollenden 
konnte. 

Der Beklagte bringt an, dass der Kläger nach Inhalt der ord- 
nungsmäßig verlautbarten und von ihm unterfertigten Arbeitsordnung 
verpflichtet war, in dringenden Fällen gesetzlich gestattete Überstunden 
zu machen. Dieser übernommenen Verpflichtung habe er jedoch nicht 
entsprochen, sondern trotz wiederholter und eindringlicher Aufforderung 
des Beklagten sich geweigert, Überstunden zu machen. Infolge dessen 
sei Kläger entlassen worden. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Gericht erblickte in der angeführten Weigerung 
des Klägers ein unbefugtes Verlassen der Arbeit, das den Beklagten 
berechtigte, gemäß §. 82 lit. f Gew. 0. das Arbeitsverhältnis vor- 
zeitig, vor Vollendung der vom Kläger begonnenen Accordarbeit, zu 
lösen. Der Entschädigungsanspruch erscheint daher nicht begründet. 

Nr. 23. 

Von Handlungsgehilfen unternommene Privatreisen berechtigten ihn^ 

wenn nicht anders verabredet, nicht zum Ansprüche auf Ersatz von 

DiSten und Reisekosten, auch wenn diese Reisen dazu benutzt 

wurden, um im Geschäfte des Principals thätig zu sein. 

Urtheil des Gewerbegerichtes Reichenberg vom 22. Noyember 1898 

Gr. II 10/98 
4 

Der Kläger spricht die Bezahlung von 50 fl. an, weil er als 
Handelsangestellter des Beklagten für dessen Geschäft im Jahre 1896 
und 1897 fünfmal Reisen nach Teplitz unternommen, hiebei im 
ganzen 10 Tage für das genannte Geschäft thätig war und die aus 



1 
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diesem Anlasse ihm erwachsenen Spesen für Beköstigung und 
Wohnung nicht ersetzt erhalten hat. 

Der Beklagte wendet ein, dass diese fünf Reisen Privatreisen 
waren , die der Kläger nach hiezu erhaltenem Urlaube unternommen 
habe, und dass er (Kläger) diesen Anlass, ohne hiezu beauftragt 
worden zu sein, benützt habe, um für die Firma des Beklagten 
Geschäfte abzuwickeln. Kläger habe hiebei auch im Interesse des 
Beklagten Umsätze erzielt, allein eine Entschädigung war weder 
bedungen, noch von dem Beklagten nach Rückkehr beansprucht. 

Im Gegentheile habe der Kläger, der übrigens jedesmal eine 
Urlaubsüberschreitung bei den erwähnten Touren sich zu Schulden 
kommen ließ, selbst wiederholt erklärt, dass diese Reisen den 
Beklagten nichts kosten. 

Zeuge E. L., Werkführer des Beklagten, gibt beeidet an, dass 
der Kläger ihm einige Tage vor Antritt seiner Reisen nach Teplitz 
wiederholt bemerkt habe, dass er zu seiner Braut fahre und die 
Mustercollection mitnehme, und dass dies dem Beklagten nichts koste; 
auch habe Letzterer mehreremale nach Rückkehr des Klägers von 
seiner Tour seinen Unwillen darüber geäußert, dass Kläger den 
ihm bewilligten Urlaub überschreite. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger stützt seinen Anspruch auf §. 1037 
a. b. G, B. 

Dagegen wird von dem Beklagten eingewendet, dass diese von 
dem Kläger unternommenen Reisen Privatangelegenheit des Klägers, 
welchem zur Vornahme derselben ein Urlaub bewilligt wurde, waren, 
dass ein Ersatz der Reisekosten weder bedungen, noch von dem 
Beklagten, welcher seine Spesen sonst immer bei jedesmaliger Rück- 
kehr von seiner Geschäftstour liquidierte, angesprochen wurde, dass im 
Gegentheile der Kläger sich wiederholt geäußert habe, diese Touren 
, gehen nicht auf Kosten des Beklagten und dass er somit einen 
Anspruch auf Ersatz nicht stellen könne. Nach dem Thatbestande 
erweist sich in der That der Anspruch des Klägers nicht als gegründet. 
Denn die Reisen, deren Ersatz der Kläger begehrt, trugen nach dem 
Zugeständnisse des Klägers und mit Rücksicht darauf^ dass er vor 
deren Antritt bei seinem Chef um Urlaub eingekommen ist, den 
Charakter von Privatreisen. Wenn Kläger sie auch dazu benützt hat, 
um im Geschäfte des Beklagten thätig zu sein, so erhielten sie hiedurch 
nicht das Gepräge von Geschäftstouren, das ist von Reisen, die bloß 
oder in erster Reihe im Interesse des Handelsgeschäftes, in dem 
Kläger angestellt' war, unternommen wurden, sondern sie waren allem 
Anscheine nach nur dem Diensteifer des Klägers ein willkommener 
Anlass, sie auch zum Vortheile des Geschäftes zu benützen und 
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hiedurch dem Beklagten die Erkenntlichkeit für den erhaltenen Urlaub, 
vielleicht auch eine Entschädigung für die öfter mit diesen Reisen 
verbundene Urlaubsüberschreitung zu erweisen. 

Von diesem Standpunkte und da ein directer Auftrag von Seite 
des Beklagten zur Vornahme geschäftlicher Thätigkeit an den Kläger 
aus diesem Anlasse nicht ergangen ist, sondern der Kläger freiwillig 
zu solcher Thätigkeit, ohne auf den Widerspruch des Beklagten zu 
stoßen, sich erbot, ein Ersatzanspruch weder im vorhinein bedungen, 
noch später von dem Kläger gefordert wurde, erweist sich ein solcher 
nicht gerechtfertigt, zumal ins Gewicht fällt, dass der Kläger sich 
wiederholt geäußert, dass diese Reisen den Beklagten nichts kosten 
und dass er, entgegen seiner sonstigen Gepflogenheit, seine Reise- 
spesen bei jedesmaliger Rückkunft von der Geschäftstour zu liquidieren, 
gerade bei diesen fünf Reisen diese Anrechnung unterlassen hat. 

Von einigem Belange für die Beleuchtung des Sachverhältnisses 
dürfte auch der Umstand sein, dass der Kläger seinen Anspruch erst 
nach Jahren — nachdem ihm von dem Beklagten kurz vorher der 
Dienst gekündigt war — gerichtlicli erhoben hat. 

Nr. 24. 

Wenn der Arbeiter bei Entlassung den rückständigen Lohn annimmt, 
ohne zugleich auf die vertragsmäßig vereinbarte Kündigung^ be- 
ziehungsweise die Vergütung für die Kündigungsfrist Anspruch zu 
erheben, so liegt darin nicht der Verzicht auf diesen, dem 
Arbeiter gemäß §. 84 Gew. 0. zustehenden Anspruch. Die 
^^Arbeitsaufnahme auf Probe'^ setzt die bestimmte Mit- 
theilung an den Arbeiter, dass er auf Probe aufgenommen werde, 
sowie die Bestimmung einer Zeitbegrenzung voraus. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Reichenberg vom 16. December 1898 

Cr. 1 152/98 
4 

Nach dem Vorbringen des Klägers wurde er von dem Beklagten 
alsTischlergehilfe in die Arbeit aufgenommen, jedoch am 10. December 
1898 unter Bezalilung des Wochenlohnes von 8 fl. entlassen. 

Eine Kündigung sei nicht vereinbart worden, und verlange er 
eine Entschädigung für eine achttägige Kündigungsfrist im Betrage 
eines Wochenlohnes von 8 fl. nebst den Processkosten. 

Das Thatsächliche dieser Angaben wird von dem Beklagten 
zugestanden, dagegen eingewendet, dass erstens der Kläger bloß 
probeweise aufgenommen wurde, daher er ohne Kündigung 
entlassen werden konnte und dass zweitens der Kläger bei Entlassung 
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und Empfangnahme des Lohnes von 8 fl. eine Kündigung oder 
Entschädigung erst zwei Tage später verlangte , aus welchem Anlasse 
der Beklagte ihm bedeutete, er müsse, wenn er acht Tage Kündigung 
haben wolle, noch acht Tage bei ihm arbeiten, worauf der Kläger jedoch 
nicht eingegangen sei. Dieses wird von dem Kläger zugestanden und 
beiderseits zugegeben, dass am 10. December 1898 die meldeämtliche 
Anzeige von dem Austritte des Klägers stattgefunden habe. 

Der Klage wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Einwendungen des Beklagten sind gesetzlich 
nicht begründet. 

Voraussetzung der Rechtsgiltigkeit eines jeden Vertrages, also 
auch des Arbeitsvertrages ist, dass der wesentliche Inhalt und Haupt- 
gegenstand des Vertrages von beiden vertragschließenden Theilen 
gekannt werde (§§. 869, 871 a. b. G. B.). 

Ist somit — wie vorliegend behauptet wird — die Absicht des 
Beklagten darauf gerichtet gewesen, den Kläger' bloß für eine 
Probezeit in die Arbeit aufzunehmen, so war es Sache des 
Beklagten, diesen Vertragswillen dem anderen Gontrahenten bestimmt 
und deutlich kimdzugeben. 

Da die „Aufnahme auf Probe •* der provisorischen Natur dieses 
Verhältnisses entsprechend nicht auf immerwährende oder unabsehbar 
lange Dauer stattfindet, setzt dieser von dem eigentlichen Arbeits- 
vertrage in mancher Beziehung abweichende provisorische Vertrag 
die genaue Bestimmung der Dauer dieser probeweisen Aufnahme 
voraus, wie dies — wenn auch nicht gesetzlich vorgeschrieben — so 
doch ortsüblich ist und worauf auch die Analogie mit §. 99 Gew. 0. 
deutlich hinweist. 

Weder die bestimmte Kundgebung der Aufnahme des Klägers 
auf Probe an den Kläger noch die Festsetzung einer Probezeit wurde 
vom Beklagten behauptet, weshalb bei dem Mangel dieser wesentlichen 
zwei Momente der Angabe des Klägers, dass der Vertrag als definitiver 
Arbeitsvertrag abgeschlossen wurde, Glauben beigemessen wurde 
(915 a, b. G. B.). 

Wenn der Kläger bei seiner Entlassung den ihm ausbezahlten 
Lohn annahm und zu jener Zeit einen Anspruch auf Kündigung oder 
Vergütung wegen Nichteinhaltung der Kündigungsfrist nicht erhob, so 
hat der Kläger von der sofortigen Geltendmachung dieses ihm 
zustehenden Anspruches Abstand genommen, nicht aber auf die 
seinerzeitige Erhebung des Anspruches verzichtet, weil zu einer 
Schlussfolgerung auf einen nicht ausdrücklich erklärten Verzicht auf 
ein besonderes Recht nur solche Handlungen des Berechtigten geeignet 
sind, die keinen Zweifel an seinem Willen, auf das ihm zustehende 
Recht Verzicht zu leisten, übrig lassen (§. 863 a. b. G. B.). 
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Eine solche Handlung des Klägers liegt umsoweniger vor, als er 
bei seiner Entlassung des ihm vorbehaltenen Rechtes nicht erwähnt, 
sich jedoch — wie unbestritten ist ~ zwei Tage später bei Abholung 
seines Arbeitsbuches das Recht auf Vergütung wegen vorzeitiger Ent- 
lassung ausdrücklich vorbehalten hat. 

Den von dem Beklagten bei Ausfolgung des Arbeitsbuches 
gemachten Gegenanspruch, noch acht Tage bei ihm zu arbeiten, war 
der Kläger zu erfüllen nicht verpflichtet, weil er an diesem Tage 
bereits entlassen, und meldeämtlich abgemeldet war, somit das 
Arbeitsverhältnis bereits seine Auflösung gefunden hatte. 

Bei dieser Sachlage sind §§.77 und 84 Gew. 0. maßgebend, und 
wkr dem Klagebegehren stattzugeben. 

Nr. 25. 

Vereinbarung einer vierwSchentlichen Probezeit berechtigt zur jeder- 
zeitigen sofortigen Auflösung des Dienstverhältnisses während der 
Probezeit (§. 77 Gew. 0.). 

Gr. VI 120/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 27. März 1899, . 

4 

Die Klage der Gomptoiristin Mathilde E. wider Julius G. auf 
Aufhebung des Urtheiles des Gremialschiedsgerichtes der Wiener Kauf- 
mannschaft vom 23. Februar 1899, Nr. 825, und Verurtheilung des 
Beklagten zur Zahlung des Lohnes für die quartalmäßige Kündigungs- 
frist w^urde abgew^iesen. 

Bei der Aufnahme der Klägerin als englische Gorrespondentin 
v^^urde ausdrücklich eine vierwöchentliche Probezeit vereinbart. 

Während dieser Probezeit konnte, v^^ie in dem angefochtenen 
Erkenntnisse mit Recht angenommen wurde, das Dienstverhältnis 
jederzeit sofort ohne Kündigung aufgelöst werden. Der Beklagte war 
somit berechtigt, die Klägerin am 19. Jänner d. J. zu entlassen und 
es war daher das der Sach- und Rechtslage entsprechende Urtheil des 
obgedachten Schiedsgerichtes aufrecht zu erhalten. 

Nr. 26. 

Die Aufnahme des Hilfsarbeiters ,,zur Probe'^ berechtigt den 
Arbeitgeber zur Entlassung des Arbeiters ohne Kündigung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 30. August 1898, 
Gr. I 170/98 

4 * 

Der Spenglergehilfe Samuel T. belangte den David S. auf 
Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage von 24 fl., 
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indem er anführt, dass eine Vereinbarung über die Kündigungsfrist 
nicht getroffen, er aber am 22. October 1898 grundlos entlassen 
wurde. Der Beklagte wendet ein, dass er den Kläger nur zur Probe 
aufgenommen habe. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Zwischen den Kläger und dem Beklagten wurde ein 
Lohnvertrag „auf Probe" abgeschlossen. 

Die Vereinbarung des Arbeitsverhältnisses „ auf Probe ** berech- 
tiget aber zur sofortigen jederzeitigen Aufhebung des Arbeits- 
verhältnisses ohne Kündigung. 

(In demselben Sinne ergiengen die Entscheidungen vom 26. Juli 

Gr. I 38/98, Cr. I 348/98 
1898, ^— , 6. October 1898, , 20. October 1898, 

Gr. 1686/98 , , Cr. 1 984/98 Cr. II 369/99 
— , 14. November 1898, —, 27. März 1898, —, 

Gr. IV 109/99 , Gr. VI 120/99 

27. März 1899, ' — , 27. März 1899, '—). 

5 4 

Nr. 27. 

In dem vom Arbeitgeber an den Arbeiter gerichteten Zurufe: 
,,Wenn Ihnen die Arbeit nicht passt, so l(önnen Sie gehen'S liegt 
keine sofortige, den Anspruch auf Vergütung nach §. 84 Gew. 0. 
begründende Entlassung des Arbeiters, sondern ist der Ausdruck 
des Willens des Arbeitgebers zu erblicken, dem Arbeiter frei zu 
stellen, entweder die ihm aufgetragene Arbeit zu vollführen, oder 
seinerseits das Arbeitsverhältnis aufzulösen, beziehungsweise mit der 
Arbeit ohne Anpruch auf Entschädigung fUr eine Kündigungsfrist 

aufzuhören. 

Urtheil des Gewerbegerichtes in Reichenberg vom 26. August 1898, 

Gr. I 55/98 
5 

Sachverhalt: Der Kläger v^^ar als Kutscher bei dem Beklagten 
ohne Vereinbarung einer Kündigungsfrist eingetreten. Er wurde laut 
seiner Behauptung und Zugeständnis des Beklagten am 16. August 
1898 zum 30. August 1898 entlassen, er verlangt demgemäß den 
Lohn und den Ersatz für die Kost für den Zeitraum von 14 Tagen. 

Der Beklagte ist erbötig, dem Beklagten für die drei Tage, den 
16., 17. und 18. August 1898, an welchen der Kläger bei ihm nach 
der Kündigung gearbeitet hat, eine Vergütung zu gewähren, lehnt 
jedoch die Bezahlung eines weiteren Betrages ab. Denn der Kläger 
sei am 18. August 1898, ohne hiezu befugt gewesen zu sein, aus dem 
Dienste des Beklagten weggegangen unh habe dadurch den Anspruch 
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auf ein Entgelt für die Arbeit vom 19. August 1898 bis zum Ende der 
Kündigungsfrist verwirkt. 

Der Beklagte habe nämlich dem Kläger am 18. August 1898, 
als dieser es verweigerte, einem Auftrage des Beklagten nachzukommen, 
bedeutet: „Wenn es Ihnen nicht passt, so lassen Sie den Wagen 
stehen ! ** , worauf der Kläger aus der Arbeit sich entfernte und nicht 
wieder kam; am 19. August 1898 sei ihm von dem Beklagten erklärt 
worden, dass seine Arbeitszeit erst am 30. August 1898 ende; dessen- 
ungeachtet habe der Kläger die Arbeit nicht aufgenommen. 

Der Kläger behauptet, dass durch die obige Äußerung des 
Beklagten ihm freigestellt worden sei, aus der Arbeit zu treten, was 
Kläger auch gethan habe, ohne hiedurch den Anspruch auf den Lohn 
bis 30. August 1898 verloren zu haben. 

Der Klagsanspruch, soweit er den Betrag von 4 fl. — als 
Vergütung für drei Arbeitstage übersteigt — wurde abgewiesen. 

Gründe: Während der Kläger in dem an ihn vom Beklagten 
ergangenen Zurufe: „Wenn Ihnen die Arbeit nicht passt, so lassen sie 
den Wagen stehen", eine vorzeitige sofortige Entlassung aus der 
Arbeit erblickt, die für ihn, den Kläger, einen Anspruch auf Vergütung 
gemäß §.84 Gew. 0. begründet, bestreitet Beklagter diese der obigen 
Redewendung unterlegte, seiner Absicht nicht entsprechende Bedeutung. 

Bei der Auslegung dieser in ähnlicher Form (zum Beispiel 
wenn Sie nicht folgen wollen, können Si-e gehen u. dgl.) im Ver- 
hältnisse zwischen Arbeitgeber und Arbeiter nicht selten vorkommen- 
den Wortfügung ist nicht zu übersehen, dass ebenso wie der 
Abschluss eines Vertrages, um Rechte zu erzeugen, die Bestimmtheit 
des Willensausdruckes zur Voraussetzung hat, die Rechtsgiltigkeit der 
Aufhebung des Vertrages durch Parteiwillen davon bedingt ist, dass 
die auf diesen Act gerichtete Absicht deutlich und bestimmt zum 
Ausdrucke gelangt. Dieser Grundsatz hat insbesondere auch bei der 
Aufhebung des Arbeitsvertrages zu gelten, umsomehr, als derselbe 
unter Umständen Ersatzansprüche und Ersatzpflichten begründet. 

Bei der hypothetischen und nicht decidirten Form der Wendung : 
,Wenn Ihnen die Arbeit nicht passt**, u. s. w. konnte ihr die 
Absicht und Wirkung einer sofortigen Entlassung umsoweniger bei- 
gelegt werden, als nicht anzunehmen ist, dass der Wille der Beklagten 
darauf gerichtet war, den ungehorsamen Arbeiter sofort seiner Arbeits- 
verpflichtung zu entbinden oder es in sein Belieben zu stellen, die 
Arbeit zu verlassen, ohne dass sein Anspruch auf Vergütung des 
Arbeitslohnes tangiert würde. 

In der erwähnten Anrede ist vielmehr der Ausdruck des Willens 
des Beklagten zu erblicken, dem Kläger freizustellen, entweder die 
ihm aufgetragene Arbeit zu verrichten, oder seinerseits den Arbeits- 
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vertrag aufzulösen, beziehungsweise mit der Arbeit ohne einen 
Ansprach auf Entschädigung für eine Kündigungsfrist aufzuhören. 
Hiernach hat nicht der Beklagte, sondern der Kläger das 
Arbeitsverhältnis aufgelöst und gebürt dem Letzteren keine Vergütung 
nach §. 84 Gew^. 0. 

Nr. 28. 

Die Enttassungserklärung des Arbeitgebers muss eine bestimmte 
und unzweifelhafte sein, sonst rechtfertigt sie nicht das Verlassen 

der Arbeit. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 20. September 1898, 

Gr. i 304/98 
5 
In der Rechtssache des Hilfearbeiters Adolf K. wider die 
Firma B. & R. wegen Vergütung des Lohnes für die gesetzliche 
Kündigungszeit infolge Entlassung ohne Kündigung bestritten die 
Beklagten, dass Kläger entlassen worden sei. Sie führten an, dass 
in ihrem Auftrage die in ihrem Betriebe beschäftigten Arbeiter, denen 
bei der Aufnahme die Arbeitsordnung nicht verlautbart worden war, 
durch den Werkführer aufgefordert wurden, die Arbeitsordnung zum 
Zeichen des Einverständnisses mit den darin enthaltenen Bestim- 
mungen zu unterfertigen. Der Kläger, der die Arbeitsordnung nicht 
unterschrieben hatte^ wurde neuerlich hiezu aufgefordert, und als. er 
abermals ablehnte, äußerte der Werkführer: „So sage ich Ihnen im 
Auftrage des R., dass derjenige, der nicht unterschreibt, entlassen 
wird"; damit gieng Kläger wieder zu seiner Arbeit und sagte, wenn das 
so sei, so gehe er halt. Auf die Präge des Klägers, ob er entlassen sei 
oder nicht, bemerkte ihm später der Werkführer, er möge ruhig weiter 
arbeiten und warten, bis R. kommt, der Kläger stellte aber die Arbeit 
ein. Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach dem angeführten Sachverhalte liegt eine Ent- 
lassung auf Seite der Beklagten nicht vor und ist Kläger vielmehr ohne 
gesetzlichen Grund aus der Arbeit ausgetreten. 

Nr. 29. 

Wenn der Arbeitgeber nach Auszahlung eines von dem Hilfsarbeiter 
nachträglich geforderten Betrages sich geäußert hat: Jetzt sind 
wir schon wieder fertigt liegt darin keine Entlassungserklärung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 24. November 1898, 

Gr. II 32/98 
4 
Der Anspruch des Tischlergehilfen Anton D. wider Johann W. 
auf Zahlung des Lohnes von 20 fl. 40 kr. für die Kündigungsfrist stützt 
sich auf folgenden Sachverhalt. 
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Kläger beschwerte sich beim Beklagten, dass ihm bei der Aus- 
zahlung ein Betrag von 1 fl. 40 kr. vom Lohne abgezogen wurde. 
Beklagter entgegnete, dass dies für das Zusclmeiden geschehen sei, 
zahlte aber dann dem Kläger den Betrag und äußerte dabei: „Jetzt 
sind wir schon wieder fertig.* Daraufhin packte Kläger seine Werk- 
zeuge zusammen. Beklagter brachte ihm das Krankenbüchel und auf 
Verlangen auch das Arbeitsbuch, worauf Kläger sich ohne einen 
weiteren Anspruch zu erheben, entfernte. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Gericht erkannte, dass in der angeführten Äuße- 
rung eine Entlassung nicht erblickt \yerden könne, daher nicht eine 
Entlassung des Klägers durch den Beklagten, sondern ein Verlassen 
der Arbeit durch den Kläger vorliege. 

Nr. iO. 

Die Aufforderung des Arbeitgebers an den Arbeiter, nach Hause zu 
gehen und sich auszuschlafen, ist keine Entlassung. 

Entscheidung des Gevverbegerichtes Wien vom 3. Au just 1898, 

Cr. I 120/98 

5 

Der Hilfsarbeiter Anton K. klagte den Karl S. auf Vergütung des 
Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage von 21 fl., indem er 
behauptete, dass er am 24. Juli 1898 grundlos ohne Kündigung ent- 
lassen worden sei. Der Beklagte wendet ein, dass er den Kläger nicht 
entlassen, sondern ihn nur, weil er angetrunken und als streitsüchtig 
bekannt war, aufgefordert habe, er möge nach Hause gehen und sich 
ausschlafen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: In der angeführten Aufforderung kann eine Ent- 
lassung des Klägers nicht erblickt werden, es war vielmehr nach dem 
Ergebnisse der Verhandlung anzunehmen, dass Kläger aus freien 
Stücken austrat. 

Nr. 31. 
Entlassung oder Austritt? 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 30. December 1898, 
Gr.I 1169/98 

8 

Gegen die Klage des Metallschmelzers Ferdinand W. gegen 
Moritz S. auf Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage 
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von 26 fl. wegen grundloser Entlassung wendete der Beklagte ein, 
dass der Kläger nicht entlassen wurde, sondern selbst aus der Arbeit 
ausf eü^ten sei. Der Kläger sei nämlich na,ch dreitägigem Ausbleiben 
von der Arbeit infolge behaupteter Erkrankung im Gomptoir erschienen 
und hsibe, ohne ein Wort zu reden, sein auf dem Schreibtische des 
Buchhalters Franz M. liegendes Arbeitsbuch nebst dem dabei befind- 
lichen Lohne an sich genommen und sich dann entfernt. Nach einigen 
Stunden sei Kläger wieder gekommen und habe auch das Krankengeld 
und erst am nächsten Sonntage auch die 14tägige Lohnentscbädigung 
verlangt. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach dem angeführten Sachverhalte liegt keine Ent- 
lassung des Klägers aus dem Dienste, sondern ein freiwilliges Aus 
bleiben desselben von der Arbeit vor. 

Nr. 32. 

Die zu dem kranken Gehilfen, der es ablelint, in das Spital zu gehen, 

und erklärt, einen Arzt aufzusuchen, ^ vom Dienstgeber gemachte 

Äuflerung: ,,Dann gehen Sie hin, wohin Sie wollen'^, kann nicht 

• als Entlassung aufgefasst werden. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 2. März 1899, 

Cr. m 395/99 

5 

Der Kläger hatte sich am 20. Februar d. J. beim Brotschneiden 
mit dem Messer an der linken Hand verletzt, erklärte tagsdarauf, dass 
er wegen seiner Wunde seinen Dienst nicht verrichten könne, worauf 
der Beklagte bemerkte, wenn er nicht arbeiten könae, soll er ins Spital 
gehen. Auf die Einwendung des Klägers, dass er dies nicht thue, rief 
ihm Beklagter zu: , Dann gehen Sie hin, wohin Sie wollen*. Diese 
Äußerung fasste Kläger als Entlassung auf, holte sich am nächsten 
Tage das Arbeitsbuch und verließ den Dienst. 

Kläger fordert als Entschädigung für die Kündigungsfrist den 
Betrag von 25 fl. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Den angeführten Worten des Beklagten kann im gege- 
benen Falle keineswegs die Bedeutung einer Dienstentlassung bei- 
gemessen werden, sie lassen sich vielmehr nach dem ganzen Vorfalle 
nur dahin verstehen, dass der Beklagte dem Kläger freistellte, entweder 
zum Arzt oder ins Spital zu gehen. Es liegt demnach im gegebenen 
Falle auf Seite des Klägers ein eigenmächtiges Verlassen des 
Dienstes vor. 

III 
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Nr. 33. 

Wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer, nachdem dieser gekündigt 
hat, auffordert, mit der Arbelt auszusetzen und sich zu entfernen, 
ist der Arbeitgeber zur Vergütung des Lohnes verpflichtet (§. 82 a 

lit. d Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 10. October 1898, 

Cr. I 592/98 

5 

Dem Begehren des Hilfsarbeiters Otto W. wider Edmund Seh. 
wegen Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist per 16 fl. 92 kr. 
liegt folgender Sachverhalt zugrunde. 

An einem Samstag kündigte der Kläger das Arbeitsverhältnis. 
Am darauffolgenden Montag abends erklärt der Beklagte, der Kläger 
müsse am nächsten Tage aussetzen. Der Kläger kam dessen unge- 
achtet am nächsten Tage zur Arbeit. Der Beklagte forderte aber den 
Kläger auf, sich zu entfernen, indem er sich bereit erklärte, ihm sofort 
das Arbeitsbuch zu geben. Kläger lehnte die Entgegennahme des 
Buehes zunächst ab, ließ sich das Buch aber am Freitag ausfolgen. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Das Gericht erblickte darin, dass der Beklagte den 
Kläger vor Ablauf der Kündigungsfrist die Verrichtung der Arbeit unter- 
sagte und sich weigerte, seine Dienste anzunehmen, eine vorzeitige 
Entlassung ohne gesetzlichen Grund und verurtheilte deshalb den 
Beklagten zur Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist. 

Nr. 34. 

Es Ist nicht als Vorenthalten der bedungenen Bezüge anzusehen, 

wenn lediglich Zahlung eines Theiles der vom Hilfsarbeiter ver- 

langten, der HOhe nach nicht vereinbarten Arbeitszulage verweigert 

oder aufgeschoben wird. (§. 82 a lit. d Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 18, October 1898, 

Gr. I 753/98 

5 

Der Monteur Ernst G. klagte den B. auf Vergütung des Lohnes 
von 35 fl. 14 kr. für die Kündigungsfrist und führt an, dass ihm der 
Beklagte am 4. October 1898 die bedungenen Bezüge vorenthalten 
habe und dass er infolge dessen ausgetreten sei. Der Beklagtis wendet ein, 
dass er dem Kläger den vereinbarten Wochenlohn anstandslos bezahlt 
habe. Er habe jedoch für eine vom Kläger in Schwechat ausgeführte 
Arbeit statt der verlangten Zulage von 60 kr. nur 30 kr. mit dem Bei- 
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fügen bezahlt, dass vor Auszahlung der höheren Zulage noch zu 
ermitteln sei, ob Schwechat thatsächlich außerhalb des Wiener Polizei- 
rayons gelegen ist. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: In der Erklärung und demVorgehen des Beklagten 
kann eine ungebürliche Vorenthaltung von bedungenen Bezügen im 
Sinne des §. 82 a lit. d Gew. 0. nicht erblickt werden. Dem Unter- 
nehmer war nicht bekannt, ob die Voraussetzungen für die höhere 
Zulage gegeben sind, und es muss ihm daher freigestellt werden, inner- 
halb angemessener Zeit sich darüber zu vergewissern, und für solange 
die Auszahlung der höheren Zulage aufzuschieben; dem Ansprüche des 
Klägers, der infolge des angeführten Umstandes aus dem Dienste 
getreten ist, mangelt daher die gesetzliche Grundlage. 

Nr. 35. 

Die Worte: ^^In 14 Tagen wird keine Arbeit sein, wenn sich nicht 
etwas trifff' enthalten keine Kündigung. Der Umstand, dass der 
Arbeiter, ohne zu remonstrieren, das Arbeitsbuch Übernimmt^ 
macht Ihn des Anspruches auf Entschädigung für die KUndigungSi- 
frist nicht verlustig. (§§. 77, 84 Gew. 0., §§. 869, 863 b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 15. Juli 1898, Gr. I 6/98. 

Schneidergehilfe Ign. Chr. belangte den Schneidermeister Ed. N. 
auf Zahlung eines Betrages per 9 fl. 60 kr. als Entschädigung für 
den Entgang der 14tägigen Kündigungsfrist, weil er am 9. Juli 1898 
grundlos entlassen worden sei. 

Beklagter wendet ein, er habe schon 14 Tage vor der Ent- 
lassung dem Kläger gesagt: »In 14 Tagen wird keine Arbeit sein, wenn 
sich nicht etwas trifft*. 

Aus dieser Äußerung habe Kläger entnehmen müssen, dass ihm 
gekündigt sei. Auch habe Kläger, als er am 9. Juli 1898 entlassen 
wurde und das Arbeitsbuch übergeben erhalten habe, dagegen nicht 
remonstriert, somit stillschweigend in die sofortige Lösung des Arbeits- 
verhältnisses gewilligt. 

Das Gewerbegericht Bielitz verurtheilte den Beklagten 
zur Zahlung von 4 fl. 20 kr. sammt Nebengebüren aus folgenden 
Gründen: 

Eine Kündigung muss, wenn sie rechtswirksam sein soll, in 
Form und Inhalt präcise abgegeben werden und hat insbesondere 
zu enthalten den Zeitpunkt, wann das Arbeitsverhältnis endet 

Demzufolge ist eine Kündigung, die wie im gegebenen Falle in 
unbestimmter Weise erklärt wird, wirkungslos. (Vergl.§. 869 a. b. G. B). 

III* 
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Ebenso hat das Gewerbegericbt in dem Umstände , dass Kliüger, 
ohne zu remonstrieren, das Arbeitsbuch annahm, einen Verzicht auf 
die Entschädigung für die Kündigungsfrist nicht zu erblicken vermocht, 
weil Yon einem Arbeiter, der entlassen und brotlos wird und daher 
in äufterst gedrückter Stimmung sich befindet, wohl nicht gesagt 
werden kann, dags er durch Übernahme des Arbeitsbuches auf sein 
Recht, Entschädigung für die Kündigungsfrist zu verlangen, in unzweifel- 
hafter Weise stillschweigend verzichte. (§. 863 a. b. G. B.}. 

Der Beklagte wurde sohin nach §§. 77 und 84 Gew. 0. unter 
Zugrundelegung der gesetzlichen Kündigungsfrist von 14 Tagen und 
des ermittelten 14tägigen durchschnittlichen Stücklohnes per 4 fl. 20 kr« 
zur Zahlung dieses Betrages an den Kläger verurtheilt. 

Nr. 36. 

Der Reisende eines Tuchfabrikanten Ist bezüglich der Kündigung 
nach den Bestimmungen des sechsten Titels des ersten Buches des 
Handelsgesetzbuches zu beurtheilen; einen Anspruch auf GehaM 
wShrend der Kündigungsfrist hat er nur dann, wenn er während 
dieser Zeit den vereinbarten Dienstverpfiiohtungen nachkommt. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes in Bielilz vom 29. Juli 1898, Gr. II 4/98. 

W. F. v^urde von dem Tuchfabrikanten K. B. in Bielitz als 
Reisender ab 15. März 1898 mit einem Jahresgehalte von 1500 fl. 
und Reisespesen per 1 2 fl. für jeden Reisetag engagiert. 

Er behielt mit seiner Familie sein bisheriges Homicil in 
Jägerndorf und hielt sich in Bielitz lediglich vom 15. März bis 11. April 
1898 auf, an welchem Tage er die Geschäftsreise antrat. 

W. F. hatte vereinbarungsgemäß im Geschäfte das K. B. 
lediglich Tuchmuster anzufertigen und, wenn nothwendig, bei der 
Zusammenstellung der sogenannten Gommissionen (Aufträge der aus- 
wärtigen Kunden) mitzuhelfen. 

W. F. bereiste in der Zeit vom 11. April his 15. Mai 1898 
Niederösterreich, Steiermark, Kärnten, Krain, Istrien und Mähren mit 
sehr geringem Erfolge. 

Nach Beendigung der Reise kehrte er nicht nach Bielitz zu 
seinem Chef zurück, sondern begab sich direct nach Jägerndorf zu 
seifier Familie, woselbst er am 15. Mai 1898 einen Brief seines Chefs 
mit der Kündigung und Aufforderung, sofort seine Reiserechnung ein- 
zuschicken, vorfand. 

W. F. blieb in Jägerndorf und stellte sich seinem Chef brieflich 
zur Disposition. 

K. B. rügte ebenfalls brieflich das Benehmen seines gewesenen 
Reisenden, verlangte jedoch weder dessen* Anwesenheit in Bielitz 
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no^h auch irgend welche Dienstieistimg, weil er das Dienstv«rhätnis 
als mit 15. Mai 1898 aufgelöst ansah. 

Am 10. Juli 1898 überreichte nun W. F., nachdem er mit 
einer ähnlichen Klage von dem k. k. Bezirksgerichte Bielitz an das 
Gen^Törbegericht verwiesen worden war, bei letzterem gegen K. B. 
eine Klage auf Bezahlung des Gehaltes für die Monate Mai und Juni 
per 250 fl. nach Abrechnung eines Guthabens des K.B. per 95 fl. 50 kr., 
also auf den Restbetrag per 1 54 fl. 50 kr. 

Geklagter wendete gegen den Klagsanspruch die Erfolglosigkeit 
der Reise des Klägers, die mangelhafte Berichterstattung, sowie den 
Umstand ein, dass Kläger verpflichtet war, nach Beendigung seiner 
Reise nach Bielitz zu kommen und sich hier dem Geklagten zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Das Gewerbegericht hat den Kläger mit seiner Klage ab- 
gewiesen und zum Processkostenersatze an den Beklagten ver- 
urtheilt aus nachstehenden Gründen: 

Die im §. 23, Absatz 2 Gew. Ger. G. vorgeschriebene amts- 
wegige Prüfung der Zuständigkeit hatte sich gemäß §. 24 des 
citierten Gesetzes im vorliegenden Falle auf die Gonstatierung zu 
beschränken, dass Kläger laut des bereits rechtskräftig gewordenen 

Gr. VI 3/98 
Beschlusses des Bezirksgerichtes in Bielitz mit seinem 

Klagsanspruche an das Gewerbegericht gewiesen wurde. 

In meritaler Beziehung gewann das Gewerbegericht die Über- 
zeugung, dass der Erfolg der Reise des Klägers ein sehr ungünstiger 
und die Berichterstattung über den Verlauf der Reise eine mangel- 
hafte gewesen ist. Trotzdem erscheint jedoch die diesfäUige Handlungs- 
weise des Klägers als keine solche, welche den Geklagten nach 
Artikel 64 des im vorliegenden Falle anzuwendenden Handelsgesetz- 
buches berechtigen würde, die sofortige Aufhebung des Dienstverhält- 
nisses zu begehren. 

Der Klagsanspruch erscheint unter einem anderen Gesichts- 
punkte als ungerechtfertigt. 

Der Anspruch auf Gehalt während der Kündigungsfrist steht 
einem Handlungsgehilfen nur dann zu, wenn er während dieser Zeit 
seinen vertragsmäßigen Verpflichtungen nachkommt. Dies hat Kläger 
nicht gethan. Es war vor allem seine Pflicht, nach Beendigung der 
Tour nach Bielitz zu kommen, und er durfte sich nicht mit der 
brieflichen Mittheilung begnügen, er stelle sich seinem Chef zur Dis- 
position, während er in seinem Domicile Jägemdorf verweilte. Die 
Ausflucht des Klägers, er sei in Jägemdorf geblieben, um sich in 
Bielitz nicht den Grobheiten des Geklagten auszusetzen, ist nicht stich- 
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hältig. Ein ausdrückliches Verlangen des Geklagten, Kläger möge nach 
Bielitz kommen, liegt wohl nicht vor, allein die Verpflichtung des 
Klägers, sich seinem Chef persönlich zur Disposition zu stellen, ist 
eine selbstverständliche. Dem Kläger kam es nicht zu, von Jägemdorf 
aus zu beurtheilen, ob ihn sein Chef in Bielitz zur Zusammen- 
stellung von Commissionen benöthige oder nicht, er hatte hierüber 
nach Beendigung der Tour persönlich anzufragen, wie sich dies einem 
Bediensteten seinem Chef gegenüber geziemt. 

Aus diesen Gründen konnte dem Kläger der Gehalt für die Zeit 
vom 15. Mai bis 1. Juli 1898 nicht zugesprochen werden. 

Für die erste Hälfte des Monates Mai hat Kläger dagegen unbe- 
dingt seinen Gehalt im Betrage per 62 fl. 50 kr, zu fordern, welcher 
Betrag deswegen nicht zuerkannt werden konnte, weil dieser Forde- 
rung die Gegenforderung des Geklagten per 95 fl. 50 kr. gegen- 
übersteht. 

Der Spruch über die Kosten gründet sich auf §. 41 C. P. 0. 

Nr, 37. 

Überstunden in fabriksmällig betriebenen Gewerbsunternehmungen 
sind besonders zu entlohnen. Es ist bei dem Abgange ausdrücklicher 
Vereinbarung Gegenstand der Willensauslegung, ob in dem aus- 
bezahlten Lohne die Entlohnung für die Überstunden mit enthalten 
war. Eine Entlohnung für Überstunden gebUrt auch bei Übertretung 
der gesetzlichen Bestimmungen über die tägliche Arbeitsdauer und 
über die Sonntagsruhe (§§. 75, 78 und 96 a Gew. 0., Gesetz vom 
15. Jänner 1895, R. G. Bl. Nr. 21, Ministerialverordnung vom 
24. April 1895, R. G. Bl. Nr. 58, und §. 863 a. b. G. B.). 

Gr. I 153/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 1. October 1898, . 

4 

In der Brauerei der Firma M. B. wurde jahraus jahrein ohne 
behördliche Bewilligung mit Überstunden gearbeitet. Der Arbeiter V. B., 
war mit einem Taglohn von 1 fl. in derselben beschäftigt gewesen 
und erhob nach seinem Austritte am 24. September 1898 Anspruch 
auf Entlohnung von 240 Überstunden k 25 ki*. im Gesammtbetrage von 
60fl.,er erweiterte bei der Streitverhandlungseinen Anspruch auf weitere 
56 Überstunden, welche er in der Nacht und an Sonntagen gearbeitet 
hatte, mäßigte aber zugleich seine Forderung von 25 kr. auf 15 kr. pro 
Stunde und willigte auch in die Abrechnung eines auf seinen Lohn 
vorschussweise erhaltenen Betrages von 4 fl. 30 kr., welchen er der 
Brauerei schuldete. 
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Er beanspruchte darnach: 
a) für 240 Stunden, welche er täglich von 6 Uhr bis 

8 Uhr abends über die Zeit gearbeitet hatte . . . 36 fl. — kr. 

i^ für 47 Überstunden zur Nachtzeit 7 , 05 , 

c) für 9 Überstunden an Sonntagen ....... 1 , 35 ,, 

zusammen . . 44 fl. 40 kr. 
und nach Abzug seiner Schuld pro 4 , 30 ,, 

den verbleibenden Betrag von . . 40 fl. 10 kr. 

Die Beklagte anerkannte nur den Anspruch des Klägers auf Ent- 
lohnutig von 10 Überstunden zur Nachtzeit und von 9 Überstunden 
an Sonntagen. 

Im übrigen wendete sie ein: 
ad a) dass der Kläger gerade sowie die anderen Arbeiter für die täg- 
lichen Überstunden nach 6 Uhr abends als Entlohnung vier Liter 

Bier im Erzeugungs werte von 28 kr. bekam, 
ad h) dass dem Kläger gleich den anderen Arbeitern, die zur Nachtzeit 

Überstundenarbeit verrichteten, ein um 20 kr. höherer Taglohn 

ausbezahlt wurde und dass in diesen 20 kr. die Entlohnung der 

nächtlichen Überstundenarbeit enthalten war. 

Die Anzahl der Überstunden sub h) wurde ohne Einschränkung, 
jene suh a) nur bis zur Hälfte als richtig anerkannt, sonst aber bestritten. 

Unter Hinweis auf die klägerische Schuld von 4 fl. 30 kr., die 
den Lohn für die anerkannten 1 9 Überstunden übersteigt, wurde auf 
Grund der angeführten Einwendungen die Abweisung der Klage beantragt. 

Der Kläger gab zu, dass er nebst dem Lohne täglich vier Liter 
Bier erhielt und dass er nach der Arbeitsordnung keinen Anspruch 
darauf hatte; er bestritt aber, dass die vier Liter Bier als Lohn für die 
Überstunden verabreicht wurden. 

Äd h) brachte er, ohne dass dies widersprochen worden wäre, 
vor, dass auch Arbeiter, die in der Nacht nicht beschäftigt wurden, 
einen um 20 kr. höheren Taglohn bezogen haben und dass demnach 
in diesen 20 kr. eine Entlohnung für die Überstundenarbeit zur Nacht- 
zeit nicht erblickt werden könne, dass übrigens ab und zu die Nacht- 
arbeit besonders entlohnt wurde. 

Er beantragte daher die Verurtheilung der Geklagten zur Zahlung 
der eingeklagten Forderung in dem oben eingeschränkten Betrage von 
40 fl. 10 kr. 

Die Zeugen (Arbeiter der Brauerei) bestätigten, dass sie täglich 
über die in der Arbeitsordnung bestimmte Zeit arbeiteten und die Ver- 
abfolgung von vier Litern Bier, auf die sie nach der Arbeitsordnung 
keinen Anspruch hatten und die jederzeit hätte eingestellt werden 
können, als Entlohnung für die tägliche Überstundenarbeit ansahen. 
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Die vorgewiesene Arbeitsordnung enthielt die Bestimmung, dass 
dem Arbeiter ein Anspruch auf Yerabfolgung von Bier nicht zusteht. 

Die Beklagte wurde zur Zahlung des Lohnes für 

47 Oberstunden zur Nachtzeit per 7 fl. 05 kr. 

und für 9 Überstunden an Sonntagen per 1 , 35 , 

zusammen . . 8 fl. 40 kr. 
abzüglich der Schuld des Klägers per 4 , 30 , 

sohin zur Zahlung von , 4 fl. 10 kr. 

verurtheilt. 

Der Anspruch des Klägers auf den Lohn für 240 Über- 
stunden per 36 fl. wurde abgewiesen. 

Gründe: Zufolge der Festellungen im Thatbestande wurde in 
der Brauerei der Beklagten jahraus jahrein täglich bis zu zwei Stun- 
den über die in der Arbeitsordnung bestimmte Arbeitsdauer ohne 
behördliche Bewilligung gearbeitet. Der Kläger bezog nebst dem orts- 
üblichen Lohn in Geld (1 fl.) noch täglich vier Liter Bier zum Erzeü- 
gungspreise von 28 kr., die laut Arbeitsordnung keinen Bestandtheil 
des Lohnanspruches bildeten. 

Angesichts dieser Festellungen konnte der vom Kläger erst bei 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses geltend gemachte Anspruch auf 
Entlohnung der täglichen Überstundenarbeit in der Zeit von 6 bis 8 Uhr 
abends nicht als begründet angesehen werden, da in der widerspruch- 
losen Verrichtung der Arbeit während der Überstunden durch Monate 
hindurch und in der vorbehaltlosen Annahme einer weiteren Entlohnung 
in Bier sowohl die thatsächlich erfolgte Entlohnung der Überstunden 
in angemessener Weise als auch ein stillschweigendes Einverständnis 
des Arbeiters mit der Entlohnung in Lebens- (Genuss-) mittein statt in 
barem erblickt werden muss (§. 78 Gew. 0. und 863 a. b. G. B.). 

Inhaltlich des Thatbestandes war aber der Kläger überdies 
auch noch manche Nacht in der Brauerei beschäftigt und wurden 
von Zeit zu Zeit einzelne Nachtstunden entlohnt. Darnach war der 
Kläger berechtigt, für jede in der Nacht über die Zeit verbrachte 
Arbeitsstunde, insoweit hiefür keine besondere Zahlung stattfand, eine 
angemessene Entlohnung zu fordern. Hiebei kann dem Kläger nicht 
entgegengehalten werden, dass er einen höheren Taglohn als andere 
Arbeiter bezog und auf diese Art für die Nachtstunden entlohnt wurde, 
da der vereinbarte Taglohn nur für die regelmäßige Tagarbeit gezahlt 
wird und bei dem Abgange eines besonderen Abkommens nicht auch 
als Entlohnung für eine in der Nacht über die Zeit verrichtete Arbeit 
angesehen werden kann. Desgleichen war er berechtigt, eine besondere 
Entlohnung für die Arbeit an jenen Sonntagen zu begehren^ an denen 
er für neunstündige Mehrarbeit Zugestandenerweise kein Entgelt erhalten 
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hatte. Dieser Ansprüche konnte der Kläger demungeachtet, dass von 
ihm im ersteren Falle ohne eine der Unternehmung ertheilte behörd^ 
liehe Bewilligung und im letzteren Falle gegen ein gesetzliches Verbot 
gearbeitet wurde, nicht verlustig werden, da durch die bezüglichen 
Bestimmungen nach der Absicht des Gesetzgebers ih erster Linie der 
übermäßigen Ausnützung der Fabriksarbeiter durch die Arbeitgeber 
Schranken gesetzt werden sollen und es daher nicht angeht, das Gesetz 
auch nur mittelbar zum Nachtheile des Arbeiters auszulegen. 

Bezüglich der Überstunden an Sonntagen und eines Theiles der 
Überstunden zur Nachtzeit liegt übrigens ein ausdrückliches Anerkennt- 
nis des klägerischen Anspruches vor. 

Es war daher, wie geschehen, zu erkennen. 

Nr. 38. 

Ein mit Wochenlohn angestellter Bauschreiber hat iceinen Anspruch 
auf besondere Entlohnung der Arbeitsstunden nach Beendigung der 
Arbeit am Baue (Feierabend) als Überstunden, wenn eine nach 
Stunden bestimmte tägliche Arbeitszeit weder bedungen noch orts- 
üblich ist (§. 76 Gew. 0.). Eine demselben für den Fall zufrieden- 
stellender Leistungen versprochene Zulage kann als bedingt zuge- 
sichert nur bei Erfüllung der in den vorausgesetzten Leistungen 
bestehenden Bedingung eingefordert werden (§§. 897, 941 und 
1152 a. b. G. B. und §. 72 Gew. 0.). 

Gr. II 175/98 

Urlboil des Gewerbegerichtes Brunn vom 12. October 1898, — . 

4 

Der Kläger war seit 1. März d. J. bei dem Belangten (Bau- 
meister) als Bauschreiber mit einem vereinbarten Wochenlohn von 9 fl. 
bedienstel. Er begehrt den eingeklagten Betrag von 45 fl. 90 kr. als 
Entlohnung für 306 Überstunden. Während er aber in der Klage seinen 
Anspruch auf die angebliche Vereinbarung einer täglichen zehnstündigen 
Arbeitszeit und auf die Behauptung, dass er über diese Zeit im ganzen 
durch 306 Stunden beschäftigt war, ohne hiefür besonders entlohnt zu 
werden, gründete, stützte er bei der mündhchen Streitverhandlung 
nach vorausgegangenem Widerrufe seiner Behauptung über die Verein- 
barung einer zehnstündigen Arbeitszeit die eingeklagte Forderung auf 
eine von dem Belangten ihm gegenüber gethane ausdrückliche Zusiche- 
rung des Inhaltes, dass er bei zufriedenstellendem Verhalten zu dem 
vereinbarten Lohne noch eine Zulage bekommen werde. In dieser 
Zusicherung erblickt der Kläger eine bedungene Belohnung, die ihm 
nebst dem Wochenlohne gebüre und deren Auszahlung er bei der Ende 
September erfolgten Lösung des Arbeitsverhältnisses erwartete. 
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Behufs Bestimmung dieser ihrer Höhe nach nicht vereinbarten 
besonderen Entlohnung wurde seitens des Klägers angeführt, dass die 
ortsübliche Arbeitszeit bei Bauschreibem zehn Stunden täglich betrage, 
imd dass demnach vorliegendenfalls eine Belohnung nach der Anzahl 
der darüber hinaus beschäftigten Stunden und nach dem vereinbarten 
Lohne von 9 fl. pro Woche oder per 60 Arbeitsstunden ange- 
messen sei. 

Der Belangte brachte vor, dass bei Bauschreibern eine Normal- 
arbeitszeit nicht bestehe, sondern sich nach den jeweiligen Verhält- 
nissen richte, dass der Kläger einen unverhältnismäßig hohen Lohn 
bezog, dass er wegen Untüchtigkeit nur zu einem Theile der ihm 
obliegenden Arbeilen herangezogen werden konnte und selbst mit dem 
ihm übertragenen Theile der Arbeit nicht zufriedenstellte, dass er bei 
gehöriger Ausnützung der Zeit die ihm übertragene Arbeit täglich 
früher hätte beenden können und dass er demnach die ihm bei seiner 
Aufnahme nur für den Fall zufriedenstellender Leistungen in Aussicht 
genommene Zugabe zum Lohne nicht erhielt, sie auch nicht ver- 
langte und bei Lösung des Dienstverhältnisses keinen rechtlichen 
Anspruch darauf erheben könne. 

Dass die Leistungen des Klägers nicht zufriedenstellende waren, 
und dass er nicht allein am Morgen öfter später kam, sondern auch 
die von ihm in Rechnung gestellten angeblichen Überstunden nach 
6 Uhr abends bei entsprechender Ausnützung der Tageszeit hätte ver- 
meiden können, wurde von den Zeugen G. M., A. B. und I. W. bestätigt 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Dem Kläger würde ein Anspruch auf die eingeklagte 
Entlohnung im vollen oder geminderten Betrage nur zustehen, wenn 
entweder thatsächlich Überstunden vorhanden wären und der aus- 
bezahlte Wochenlohn nicht etwa bereits eine Entlohnung für diese in 
sich schließen würde, oder aber wenn die Zusicherung einer besonderen 
Belohnung im Sinne des §. 941 a. b. G. B. stattgefunden hätte. 

Keines von beidem trifft jedoch vorliegendenfalls zu. Denn das 
Vorhandensein von Überstunden kann nicht angenommen werden, weil 
eine bestimmte tägliche Arbeitszeit weder bedungen war, noch wie 
gerichts bekannt, bei Baupolieren und Bauschreibern üblich ist, vielmehr 
jeweils nach dem Bedarfe sich richtet und weil weiters auch nach den 
Aussagen der im Thatbestande benannten Zeugen bei gehöriger Ein- 
theilung der Arbeit und bei entsprechender Ausnützung der Tageszeit 
die Arbeit nach 6 Uhr abends wenigstens zum größeren Theile hätte 
vermieden werden können. 

Die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Belohnung im Sinne 
des §. 941 a. b. G. B. liegen aber nicht vor, weil der Beklagte bei der 
Aufnahme des Klägers nur bei zufriedenstellendem Verhalten eine 
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Zulage zum Lohn in Aussicht genommen hatte, die Fähigkeiten und 
das Verhalten des Klägers jedoch nach den Zeugenaussagen den 
Beklagten nicht zufriedenstelltejQ und auch nicht befriedigen konnten 
und weil überdies noch der dem Kläger durch die ganze Zeit gezahlte 
Wochenlohn von 9 fl. den ortsüblichen Lohn von 6 bis 8 fl. erheblich 
überstieg, daher die Entlohnung des Klägers für die Gesammtleistungen 
mehr als angemessen erscheinen lässt. 

Der Anspruch des Klägers musste demnach als unbegründet 
abgewiesen werden. 

Nr, 39. 

Einem nicht dauernd gegen Kündigung, sondern nur vorübergehend 
zur Aushilfe aufgenommenen Gehilfen ist bei dem Mangel einer 
Lohnvereinbarung oder im Falle der Unklarheit derselben der Lohn 
mit Berücksichtigung der örtlichen Gewohnheiten durch den Richter 
zu bestimmen (§. 1152 a. b. G. B.). 

Cr. I 157/99 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 1. October 1898, . 

4 

Der Bäckermeister A. N. (Beklagter) hat infolge seiner Einbe- 
rufung zur Wafifenübung und infolge Abwesenheit seiner Ehegattin für 
die voraussichtliche Dauer der Abwesenheit dieser letzteren den 
Bäckergehilfen H. V. (Kläger) zur Aushilfe aufgenommen. Der Schwager 
des Meisters I. P. theilte sohin dem Kläger mit, dass ihm wöchentlich 
3 fl. werden ausbezahlt werden und dass das Weitere der Meister selbst 
mit ihm ordnen werde. 

Der Kläger erblickte in der wöchentlichen Auszahlung von 3 fl. 
nur eine Abschlagszahlung auf den bei Aushelfern üyichen Wochen- 
lohn von 7 fl. und verlangte nach seiner Entlassung eine Nachzahlung 
von 4 fl. pro Woche, demnach für eine sechswöchentliche Aushilfe eine 
Nachzahlung von 24 fl. Der Beklagte wendete ein, dass der Wochen- 
lohn von 3 fl. ausbedungen war und dass der Kläger sowohl aus 
diesem Grunde als auch deshalb keine Nachzahlung verlangen könne, 
weil er noch durch sechs Wochen über die Zeit der Aushilfe, im ganzen 
sohin durch 1 2 Wochen beschäftigt wurde und dadurch in ein dauern- 
des Lohnverhältnis getreten war. 

Er beantragte deshalb die Zurückweisung des auf Verurtheilung 
zur Zahlung von 24 fl. gerichteten klägerischen Antrages. 

Der Schwager des Beklagten I. P. bestätigte als Zeuge, dass er 
im Auftrage des Beklagten dem Kläger 3 fl. wöchentlich versprochen 
und hinzugefügt habe, dass das Weitere der Beklagte selbst mit ihm 
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ordnen werde^. Der Zeuge I. St. gab an, dass der Kläger ausdrücklich 
nur zur Aushilfe aufgenommen woMen war und dass Aushelfer eiften 
Lohn von 7 fl. pro Woche zu erhalten pflegen, was vom Beklagten 
nachträglich zugegeben würde. 

Der Beklagte wurde dem klägerischen Antrage gemäß ver- 
urtheilt. 

Gründe; Das Gericht gieng von der in dem vorstehenden Sach- 
verhalte begründeten Überzeugung aus, dass der Kläger vom Beklagten 
infolge seiner Waffenübung und infolge Abwesenheit seiner Ehegattin 
ausdrücklich bloß zur Aushilfe aufgenommen worden war. Nach den 
bestehenden Gewohnheiten wbd dem Aushelfer sowohl mit Rücksicht 
auf die vorübergehende Dauer seiner Beschäftigung als auch wegen 
seiner meist größeren Inanspruchnahme ein höherer Lohn als dem 
dauernd angestellten Gehilfen ausbezahlt. 

Wenn demnach dem Kläger inhaltlich des Sachverhaltes ein um 
mehr als die H^fte niederer Lohn ausbezahlt wurde, so ließe sich dies 
nur mit dem Vorhandensein eines klägerischen Einverständnisses recht- 
fertigen. 

Das Vorhandensein eines solchen wurde nun allerdings behauptet. 

Allein der Schwager des Beklagten I. P. hat, als er dem Kläger 
die in Aussicht genommene Zahlung von 3 fl. wöchentlich mittheilte, 
dieser Mittheilung ausdrücklich hinzugefügt, dass das Weitere der 
Beklagte selbst mit dem Kläger ordnen werde. Der letztere hatte somit 
allen Grund anzunehmen, dass er noch weiters für seine Arbeit werde 
entlohnt werden. Der Beklagte hat aber dem Kläger keine weitere 
Entlohnung zukommen lassen, sondern ihn nur noch durch sechs 
Wochen über die Zeit der Aushilfe beschäftigt. 

Durch diese sechswöchentliche Weiterverwehdung wurde nun 
allerdings der Eindruck hervorgerufen, als ob der Kläger in dauernde 
Beschäftigung -übernommen worden wäie und insoferne auf eine 
besondere Entlohnung für die Zeit der Aushilfe keinen Anspruch hätte. 

Allein die kurze Dauer dieser Vei-wendung konnte nicht als eine 
Entschädigung für die nicht entsprechend entlohnte sechswöchentliche 
Aushilfe angesehen werden und es war demnach dem Kläger bei dein 
Abgange einer klaren Abmachung über den Lohn für die Zeit der 
Aushilfe gemäß §. 1152 a. b. G. B. der ortsübliche Lohn zuzubilligen 
und demgemäß die begehrte Nachzahlung zuzuerkennen. 
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Nr. 40, 

Die der Vereinbarung des Lohnes für den Verpittz des Mauerwerkes 
beigesetzten Worte ,,Sack und Pack<< künnen im Zweifel nicht dahin 
ausgelegt werden, dass sich die Lohnvereinbarung nicht allein auf 
den Verputz, sondern auch noch auf andere zugleich mit dem Ver- 
putze versehene Arbeiten (Einmauern ven Thlir- und Fensterstücken) 

bezog. 

Cr. II 106/98 

Urthell des Qewerbegerichtes Brünn vom 7. September 1898 . 

4 

Der im Accord arbeitende Maurer I. St. (Kläger) hat bei einem 
Neubaue den Verputz des Mauerwerkes und die Einmauerung der 
Thür- und Fensterstöcke übernommen. 

Bei der Lohnvereinbarung wurden nach den Angaben des 
Klägers Einheitssätze sowohl vom Verputz (13 kr. pro Quadratmeter 
von außen und 7 kr. pro Quadratmeter von innen) als auch von der 
Einmauerung (60 kr. pro Stück) verabredet; nach Angabe des Bau- 
meisters E. P. (Beklagten) wurden jedoch nur die obigen Einheitssätze 
per 13 und 7 kr. vom Verputz bestimmt. Für die Einmauerung wurde 
nichts besonderes ausbedungen. Es wurde vielmehr durch Beisetzung 
der Worte „Sack und Pack" die Lohnvereinbarung hinsichtlich des 
Veiputzes auch auf die Einmauerung der Thür- und Fensterstöcke aus- 
gedehnt. Der Kläger hat 30 Thür- und Fensterstöcke eingemauert und 
er beanspruchte hiefür unter Berufung auf die behauptete Lohnverein- 
barung von 60 kr. pro Stück den Betrag von 1 8 fl. 

Der Beklagte bestritt diesen Anspruch und beantragte. unter Hin- 
weis auf die pauschalmäßig (Sack und Pack) erfolgte Lohn Vereinbarung 
die Abweisung der Klage. 

Das durchgeführte Beweis verfahren ergab, dass dem Kläger bei 
der Übergabe der Arbeit versprochen worden war: „Sie bekommen 
vom Verputz Sack und Pack 13 kr. für den Quadratmeter von außen 
und 7 kr. für den Quadratmeter von innen*. 

Darüber ob dem Kläger auch für die Einmauerung der Thür- 
und Fensterstöcke ein Lohn ausdrücklich zugesichert worden war, 
konnten die Zeugen keinen Aufschluss geben. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung des eingeklagten Lohn- 
betrages per 18 fl. kostenpflichtig verurtheilt. 

Gründe: Der Kläger hat wohl den Nachweis dafür, dass ihm 
für die Einmauerung der Thür- und Fensterstöcke ein Lohn von 60 kr. 
pro Stück ausdrücklich zugesichert worden war, nicht erbracht. Allein 
nichtsdestoweniger war dem Klagebegehren gemäß zu erkennen. Denn 
der Beklagte hat mit den Worten: ,Sie bekommen vom Verputz 
Sack und Pack 1 3 kr. für den Quadratmeter von außen und 7 kr. für 
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den Quadratmeter von innen* seine Absicht, dass in diesen Einheits- 
sätzen auch schon der Lohn für die nicht erwähnte Einmauerung 
der Thür- und Fensterstöcke inbegriffen sei, keineswegs zum Ausdrucke 
gebracht. Der Accordarbeiter konnte eine derartige Absicht des Bau- 
meisters auch gar nicht voraussetzen, da, wie von dem mit fachkundigen 
Beisitzern besetzten Gerichte als festehend (§§. 269 und 364 G. P. 0.) 
angenommen wurde, die Entlohnung für den Verputz und für die Ein- 
mauerung regelmäßig separat vereinbart vrird und der ausbedungene 
Einheitssatz von 13, beziehungsweise 7 kr. dem ortsüblichen Lohne 
für den Verputz allein, nicht aber auch der Höhe eines combinierten 
Lohnes für den Verputz und die Einmauerung entsprach. 

Die Worte »Sack und Pack* konnten darnach nur auf den Ver- 
putz, bei dessen Ausmaß Öffnungen und Vertiefungen im Mauerwerke 
außer Berechnung zu bleiben pflegen, bezogen und mit der angeführten 
Gepflogenheit in Zusammenhang gebracht werden. 

Hätte der Beklagte diese Worte auch auf die Einmauerung aus- 
gedehnt wissen wollen, so wäre eine deutlichere Ausdrucksweise 
geboten gewesen. In dem Zusammenhange wie die Ausdrucksweise 
thatsächlich erfolgt ist, war selbe zum mindesten unklar und deshalb 
gemäß §. 915 a. b. G. B. zum Nachtheile des Beklagten auszulegen. 

Sobald als festehend angenommen wurde, dass der Lohn für die 
Einmauerung der Thür- und Fensterstöcke in dem vereinbarten und 
ausbezahlten Lohne für den Verputz des Mauerwerkes nicht inbegriffen 
war, musste der Lohnanspruch bezüglich der Einmauerung noch als 
unbefriedigt angesehen und zur Entscheidung, inwieweit derselbe 
berechtigt ist, geschritten werden. Diesfalls ließ sich aber die Entschei- 
dung sofort fällen. Denn da der verlangte Betrag von 60 kr. pro Stück 
der gerichtsbekannten Höhe des ortsüblichen Lohnes entsprach, so 
konnte die klägerische Behauptung, dass dieser Betrag ausdrücklich 
ausbedungen worden war, außer Betracht bleiben und die eingeklagte 
Forderung nach §. 1152 a. b. G. B. und §§. 72 und 78 Gew. 0. ohne 
die Nothwendigkeit weiterer Beweisaufnahmen als angemessen zuer- 
kannt werden. 

Nr. 41. 

Einem für mittelmäRig erkannten Arbeiter geblirt für seine Lei- 
stungen mangels einer Lolinvereinbarung der ortsübliche Durch- 
schnittslohn (§. 1152 a. b. G. B.). 

Cr. II 206/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 27. October 1898, . 

4 

Der Kläger, der durch 10 Y2 Arbeitstage in der Tischlerei des 
Belangten als Gehilfe beschäftigt war, verlangte für seine Arbeiten in 
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Ermanglung einer besonderen Vereinbarung den ortsüblichen Durch- 
schnittslohn und veranschlagte denselben mit 9 fl. pro Woche, indem er 
anführte, dass der Gehilfenlohn hierorts 6 bis 12 fl. pro Woche betrage. 
Darnach berechnete er seinen Lohnanspruch für 

lOVa Tage mit •. . 15 fl. 75 kr. 

und begehrte in der Klage nach Abzug des vom Belangten 

erhaltenen Lohnes von 12 , 20 , 

den Restbetrag per 3 fl. 55 kr. 

Bei der Steitverhandlung restringierte er seinen 

Anspruch um den Betrag von — , 28 , 

der von dem Belangten für ihn zum Zwecke der Krank- 
heits- und Unfallversicherung verausgabt worden war, 

auf 3 fl.' 27 kr. 

Der Belangte wendete ein, dass die Arbeiten des Klägers unter 
dem Mittelmaße waren und dass der ihm ausbezahlte Lohn der orts- 
üblichen Entlohnung gleichartiger Arbeiten entsprach; er beantragte 
daher die Abweisung. 

Demgegenüber bestätigten jedoch die bei dem Beklagten beschäf- 
tigten Hilfsarbeiter 1. K. und I. K. übereinstimmend als Zeugen, dass 
der Kläger als mittelmäßiger Arbeiter angesehen werden müsse und 
dass, insofeme als der ortsübliche Lohn von Tischlergehilfen 5 bis 
1 2 fl. und der Lohn der bei dem Beklagten in Arbeit stehenden Gehilfen 
6 bis 11 fl. betrage, der Durchschnittslohn für den mittelmäßigen 
Arbeiter mit 8 fl. 50 kr. zu veranschlagen sei. 

Dem Kläger wurde der Betrag von 2 fl. 43 kr. zuerkannt; 
der Mehranspruch wurde abgewiesen. ^ 

Gründe: Gemäß §. 1152 a. b. G. B. wird angenommen, dass 
derjenige, welcher eine Arbeit bestellt hat, in einen angemessenen 
Lohn eingewilligt habe, und es wird der letztere in Ermanglung einer 
Vereinbarung oder gesetzlicher Festsetzung durch den Richter bestimmt. 
Im vorliegenden Falle war der Standpunkt der Parteien nur insoferne 
ein gegensätzlicher, als der Kläger einen Wochenlohn von 9 fl. als 
angemessen für sich in Anspruch nahm, während der Belangte bloß 
einen Wochenlohn von 7 fl. als angemessen gelten lassen wollte. 

Das Beweisverfahren ergab, dass der Kläger die Arbeiten eines 
mittelmäßigen Gehilfen verrichtet hat und dass der sowohl am Platze 
als auch in der Tischlerei des Belangten übliche Durchschnittslohn 
8 fl. 50 kr. per Woche beträgt. 

Damach musste ein Wochenlohn von 8 fl. 50 kr., beziehungs- 
weise Taglohn von 1 fl. 42 kr. als den Verhältnissen angemessen 
bestimmt und in dieser Höhe den Ansprüchen des Klägers Rechnung 
getragen werden. 
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Die Lohnforderung des Klägers beziffert sich sohin 

für lOVa Tage mit .... • 14 fl. 91 kr. 

und nach Abzug des erhaltenen Lohnes per 1 2 fl. 20 kr. 
imd der für ihn gezahlten Versicherungs- 
beiträge per — , 28 a 

zusammen 12 , 48 , 

auf resüiche 2 fl. 43 kr. 

Nach Maßgabe dieser Berechnung erfolgte obige Urlheilsfallung. 

Nr. 42. 

Zur Entscheidung von Reohtsstreitigkeiten zwischen den in gewerb- 
lichen Unternehmungen mit Ausnahme der Handelsgewerbe angestell- 
ten Reisenden (Agenten) und den Unternehmern sind die Gewerbe- 
gerichte nicht zuständig (§. 1 und 5 Gew. Ger. G. und §. 73 Gew. 0.). 

Entscheidang des Gewerbegerichtes Wien vom 17. Juli 1898, Gr. I 87/98. 

Die Klage des Agenten Heinrich F. gegen Emil P. wegen Zahlung 
von 1 42 fl. 50 kr. wurde wegen Unzuständigkeit des Gewerbe- 
gerichtes zurückgewiesen. 

Nach §. 1 Gew. Ger. G. ist das Gewerbegericht zur Aus- 
tragung gewerblicher Rechtsstreitigkeiten zwischen gewerblichen Unter- 
nehmern und Arbeitern berufen und §. 5 dieses Gesetzes bestimmt, 
wer als Arbeiter zu gelten hat. Geschäftsreisende (Agenten) können 
unter die daselbst in ö bis c angeführten Personen nicht subsumiert 
werden, zumal der Umfang des Begriffes „Hilfsarbeiter* durch §. 73 
Gew. 0. präcisiert ist. Es sind daher Agenten in aDen gewerblichen 
Betrieben, mit Ausnahme der Handelsgewerbe, bezüglich deren §. 5 
Ut d Gew. Ger. G. eine besondere Bestimmimg enthält, von der 
Gerichtsbarkeit des Gewerbegerichtes ausgeschlossen. 

Nr. 43. 

Wenn ein Hilfsarbeiter behufs Erlernung einer besser gezahlten 
Arbeit einer anderen Betriebsabtheilung derselben Fabrik zugewiesen 
wird, so kann er nicht an einem ihm beliebigen Lohntage unter 
Hinweisung auf seine Mehrleistungen denselben Lohn fordern, wie 
seine geübteren Mitarbeiter; den Anspruch auf den höheren Lohn 
erwirbt der Hilfsarbeiter erst durch die von dem Unternehmer 
angeordnete definitive Zuweisung zu der besseren Arbeit. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 3. November 1898, Cr.II 38/98. 

G. K. wurde in die Metallgießerei der Firma E. v M. ajs Tag- 
löhner mit einem Taglohne von 70 kr. aufgenommen und nach einiger 
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Zeit behufs Erlemens des Putzens in der Putzerei beschäftigt. Nachdem 
er daselbst mehrere Wochen gearbeitiBt hatte, bemängelte er unter 
Hinweisung auf den höheren Lohn der übrigen Putzer die Lohnabrech- 
nung vom 20. October 1898 und trat gegen die Firma E. v. M. wegen 
des angeblich um 4 fl. verkürzten Lohnes klagbar auf. 

Die geklagte Firma verwahrte sich gegen den Elagsanspruch» 
behauptend, dass die Zuweisung zu der Putzerei keine definitive 
gewesen sei und dass Kläger das Putzen noch nicht vollkommen 
erlernt habe. 

Das Gewerbegericht hat den Kläger mit seiner Klage ab- 
gewiesen aus nachstehenden Gründen: 

Abgesehen davon, dass durch die als Zeugen vernommenen 
Mitarbeiter des Klägers bewiesen ist, dass dieser das Putzen noch 
nicht vollkommen erlernt hat, erscheint sein Klagsanspruch auch 
deswegen unbegründet, weil es im Falle einer provisorischen, die 
bessere Ausbildung des Hilfsarbeiters bezweckenden Zuweisung zu 
einer höher entlohnten Arbeit nicht in dem Belieben des Letzteren 
liegt, seinen Lohn sich einseitig zu erhöhen, sondern zu dieser Lohn- 
erhöhung, ebenso wie zu dem Zustandekommen des lu'sprünglichen 
Arbeitsvertrages ein Übereinkommen beider Vertragstheile noth- 
wendig ist. 

Den Anspruch auf höheren Lohn erwirbt ein derartiger Arbeiter 
erst dann, wenn er nach vollkommener Erlernung der neuen Arbeit 
dieser definitiv zugewiesen wird, was vorliegend nicht geschehen ist. 

Die Klage war daher abzuweisen. 

Nr, 44. 

Diejenige Zeit, durch welche ein im Gewerbe niemals verwendeter 
Arbeiter lediglich zur Erlernung der ihm zugedachten gewerblichen 
Arbeit beschäftigt wird, und während deren er weder einen Lohn 
noch ein sonstiges Entgelt bezieht^ ist als Lehrzeit und in den ersten 
vier Wochen auch zugleich als Probezeit (§.99a Gew. 0.) anzusehen. 
Während der Probezeit Icann die Entlassung sowie der Austritt ohne 
Kündigung erfolgen. 

Cr. n 312/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brünn vom 16. December 1898, . 

5 

Der Vergolder A. St. (Beklagter) hat am 5. December den 
Taglöhner S. Z. (Kläger), der früher niemals zu gewerblichen Arbeiten 
verwendet worden war, mit der Abmachung aufgenommen, dass er 
durch 14 Tage zu lernen habe und während dieser Zeit keinen Lohn 
beziehen werde, sodann aber vom Stücke werde entlohnt werden. 

IV 
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Der Kläger legte am neunten Tage (14. December) die Arbeit, 
zu der er sich nicht für geeignet hielt, nieder und trat aus. 
- • Der Beklagte verlangte, dass ihm dem Gesetze §.77 Gew. 0. 
gemäß vierzehntägig gektindigt werde, und hielt deshalb das Jclägerischo 
Arbeitsbuch zurück. 

Der Kläger klagte nun auf Hinausgabe des Arbeitsbuches und 
beantragte die kostenpflichtige Verurtheilung des Beklagten. 
, Dieser bat um Abweisung der Klage. 

Der Beklagte wurde zur Herausgabe des Arbeitsbuches und 
Äum Gerichtskostenersatze verurtheilt. 

Gründe: Die ersten zwei Wochen, in denen der Kläger zum 
Erlernen der • ihm zugedachten Arbeit ohne Anspruch auf Löhn oder 
sonstiges Entgelt herangezogen werden sollte, hatten zweifellos den 
Charakter einer Lehr- und Probezeit im Sinne des §. 99 a Gew. 0., 
innerhalb welcher das zwischen den Parteien eingegangene Arbeits- 
yerhältnis durch einseitigen Rücktritt jedes der beiden Theile aufgelöst 
werden konnte. 

Der Beklagte hatte innerhalb dieser 1 4 Tage kein Recht auf 
Kündigung und Zurückhaltung des Arbeitsbuches bei einseitigem 
Rücktritte des Klägers, sondern hatte infolge der durch diesen Rück- 
tritt erfolgten ordnungsmäßigen Lösung des Arbeitsverhältnisses 
gemäß §.80 c Gew. 0. das Arbeitsbuch bedingungslos herauszugeben. 

Es war demnach, wie geschehen, zu erkennen. 

Nr. 46. 

In den beim Eintritte in den Dienst von dem Dienstgeber gebrauchten 

Worten: .,, Probieren wir es Haitis liegt an sich l<eine die Kündigung 

ausschlienende Aufnahme zur Probe. §§. 77 und 84 Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 19. September 1898, 
Gr. 1521/98. 

Die Köchin Josefine G. wurde von der Gastwirtin Therese W. 
am 13. September 1898 aufgenommen, ohne dass über den Lohn und, 
die Kündigungsfrist eine Vereinbarung getroffen wurde; beim Antritt 
des Dienstes am 15: September äußerte die Beklagte Bedenken, weil 
Klägerin, welche ihr Arbeitsbuch verloren hatte, erst die Ausstellung 
eines neuen Arbeitsbuches veranlassen musste. Die Beklagte besorgte 
nämlich diesbezügHch einen behördhchen Anstand, ließ aber die 
Klägerin mit den Worten: ^ Probieren wir es halt", die Arbeit beginnen. 
Da die Klägerin die Zuspeise nicht nach dem Geschmacke der Beklagten 
anfertigte, wurde sie am selben Tage (15. September) nachmittags 
wieder entlassen. 
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Die Klägerin beansprucht den Lohn für die gesetzliehe Kün- 
digungsfrist und Entschädigung für Kost, Unterstand und Wäsche im 
Betrage von 14 fl. 90 kr. 

Dem Begehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Bei Aufnahme der Klägerin als Köchin am 13. Sep- 
tember 1898 war von einer Aufnahme zur Probe keine Rede; 
wenn nun die Beklagte bei dem am 15. September 1898 erfolgten 
Eintritte der Klägerin in den Dienst sagte: „Probieren wir es halt*, so 
liegt darin keine Aufnahme auf Probe vor, weil mit Rücksicht auf die 
l)egleitenden Umstände die auf den Mangel des Arbeitsbuches und der 
Zeugnisse Bezug nehmenden Worte ein beiderseitiges Einverständnis, 
jdas jede Kündigung ausschließt, nicht bekunden. Der bereits iam 
15. September nachmittags wieder entlassenen Klägerin war daher die 
Vergütung des Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist zuzu- 
erkennen. 

Nr. 46. 

Krankheit begründet nur eine Unterbrechung, nicht aber die Auf- 
lösung des Arbeitsverhältnisses. Bei Lösung des Arbeitsverhältnisses 
während oder nach der Krankheit ist demnach nicht der Tag der 
Erkrankung, sondern der Tag der ordnungsmäRigen LUsung des 
Verhältnisses als Tag des Abganges in das Arbeitsbuch einzutragen 
(§§. 80d und 82, lit. h Gew. 0. und §. 1160 a. b. G. B.) 

Gr. 112/98 
Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 12. Juli 1898, . 

Der Kläger ist bei der beklagten Schuhfabriksfirma am 13. Juli 
1896 als Schuhzwicker eingetreten und hat bis zum 12. Februar 1898 
bei dieser Firma gearbeitet. Von da ab bis zum 18. Juni 1898 war er 
krank und arbeitsunfähig. Am 3. Juli meldete er sich bei der beklagten 
Firma. Die letztere erklärte aber, ihn nicht mehr beschäftigen zu 
können und gab ihm sein Arbeitsbuch, in dem der letzte Arbeitstag 
(12. Februar) als Austrittstag eingetragen war. Der Kläger verlangte, 
dass ihm der 18. Juni, bis zu dem er krank war und seit dem er dann 
nicht mehr zur Arbeit kam, als Tag des Abganges bestätigt werde. 

Die beklagte Firma hielt sich nicht für berechtigt hiezu und 
beantragte die Abweisung des auf ihre Verurtheilung gerichteten 
klägerischen Antrages. Sie gab aber zu, dass sie den Kläger nicht ent- 
lassen und ihm noch am 1 1. Mai für die Krankencassa eine Bestätigung 
des Inhaltes ausgestellt hat, dass er bei ihr in Arbeit stehe. 

Die beklagte Firma wurde verurtheilt, in das Arbeitsbuch 
des Klägers den 18. Juni als Tag des Abganges einzutragen. 

Gründe: Nach §. 80 d Gew. 0. hat der Gewerbsinhaber bei 
ordnungsmäßigem Austritte die Rubriken des Arbeitsbuches, darunter 

IV* 
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auch »das Datum des Austrittes* auszufüllen und zu unterfertigen. 
Als Datum des Austrittes kann aber, da die Erkrankung des Arbeiters 
keinen Auflösungsgrund bildet, nur jener Tag angesehen werden, in 
dem das Arbeitsverhältnis entweder durch Kündigung (eventuell Ein- 
verständnis) oder einseitig auf Grund eines gesetzlichen Entlassimgs- 
oder Rücktrittsgrundes aufgehoben vdrd. Wie die beklagte Firma zu- 
gesteht, hat sie durch die ganze Zeit der Krankheit des Klägers niemals 
zu erkennen gegeben, dass sie das Arbeitsverhältnis mit ihm lösen 
wolle ; sie hat vielmehr noch im Monate Mai eine Bestätigung über die 
Fortdauer des Arbeitsverhältnisses ausgestellt. 

Der im §. 82 lit h Gew. 0. vorgesehene Entlassungsgrund bei vier- 
wöchentlicher Dauer der Krankheit wird nicht von selbst wirksam, 
sondern muss vom Arbeitgeber geltend gemacht werden. Da auch dies 
bis zum 18. Juni nicht geschehen ist, so war das Arbeitsverhältnis bis 
dahin durch die Krankheit nur unterbrochen, nicht aber aufgelöst 
worden. Das klägerische Begehren erschien mithin begründet. 

Nr. 47. 

Die bei Eintritt in das Dienstverhältnis getroffene Vereinbarung über 
die Kündigung wird durch die nachfolgende Änderung der Beschäf- 
tigung und des Lohnes nicht alteriert. 

Gr. II 13/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 21. November • 

5 

Der Hilfsarbeiter Albert A. klagt die Firma W. & Co. wegen 
30 fl. und führt an, dass er von der beklagten Firma am 22. April 
1898 als Heizer gegen einen Wochenlohn von 10 fl. aufgenommen, 
und dass der Ausschluss einer Kündigungsfrist vereinbart wurde; 
nachträglich sei er als Maschinenwärter unter Erhöhung seines Lohnes 
auf 15fl. beschäftigt worden. Kläger erblickt darin einen neuen Arbeits- 
vertrag und fordert, da im letzteren Falle über die Kündigungsfrist 
nichts vereinbart und er am 1. November 1898 grundlos entlassen 
wurde, Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist. Der Vertreter 
der beklagten Firma beruft sich auf die Vereinbarung des Kündigungs- 
ausschlusses. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Dadurch^ dass Kläger zunächst als Heizer beschäftigt 
war, nachher als Maschinenwärter fungierte und sein wöchentlicher 
Lohn von 10 fl. auf 15 fl. erhöht wurde, trat keine Veränderung des 
ursprünglichen Arbeitsverti-ages in Ansehung der Vereinbarung über 
die Kündigung ein; das Arbeitsverhältnis war vielmehr als ein ein- 
heitliches aufzufassen und war eine neue Vereinbarung über die 
Kündigung nicht erforderlich. 
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Nr. 48. 

Die Verkäuferin in einem Handelsgewerbe ist Handlungsgehilfin und 
hat bei dem Abgange einer besonderen Vereinbarung Anspruch auf 
die im Art. 61 H. 6. B. normierte kalenderquartalmässige sechs- 
wOchentliche Kündigungsfrist (Art. 61 H. 6. B. und §. 92 Gew. 0.). 

Cr I 9/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 15. Juli 1898, '■ . 

4 

Der Verkäuferin J. N. (Klägerin), die bei dem Schirmhändler 
G. W. (Beklagten) mit einem Monatsgehalte von 15 fl. bedienstet war, 
wm'de am 17. Juni 1898 auf 14 Tage gekündigt. Sie nahm diese 
Kündigung nicht an, verlangte bei dem Abgange einer besonderen Ver- 
einbarung die Einhaltung der ihr nach Handelsrecht zustehenden 
Kündigungsfrist bis 30. September 1898 und brachte vor dem Gewerbe- 
gerichte einen Feststellungsantrag ein. 

Der Beklagte gab zu, dass eine besondere Vereinbarung über die 
Kündigungsfrist nicht getroffen wurde; er vertrat jedoch die Ansicht, 
dass eine Verkäuferin nicht auf die handelsrechtliche, sondern nur auf 
die in der Gewerbeordnung bestimmte vierzehntägige Kündigungsfrist 
Anspruch habe. Er bat deshalb um Abweisung der Klage. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die im Art. 61 H. G. B. normierte Kündigungsfrist 
ist gemäß Art. 65 H. G. B. nur hinsichtlich derjenigen Personen, die 
bei dem Betriebe des Handelsgewerbes Gesindedienste verrichten, 
ausgeschlossen. Gemäß §. 92 Gew. 0. finden die Bestimmungen des 
sechsten Abschnittes der Gewerbeordnung (§§. 72 — 105 Gew. 0.) auf 
Handlungsgehilfen nur insoferne Anwendung, als in dem Handels- 
gesetzbuche nicht etwas anderes angeordnet ist. 

Es gilt darnach für Handelsgehilfen nicht die Kündigungsfrist 
des §. 77 Gew. 0., sondern jene des Art. 61 H. G. B. Da die Klägerin 
als Verkäuferin zweifellos Handlungsgehilfm gewesen ist, so war ihrem 
Feststellungsantrage gemäß zu erkennen. 

Nr. 49. 

Wenn der Dienstgeber das Recht sofortiger Entlassung beansprucht 
und auf Bedenicen des Arbeitnehmers erldärt: „Dies sei der Form 
wegen und es werde hoffentlich nicht dazu kommen", so liegt, wenn 
der Bedienstete den Dienst sodann ohne Widerspruch antritt, eine 
Vereinbarung auf sofortige Entlassung vor. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 231 November 1898, 
Cr. I 1052/98. 

Gegen die Klage des Zahlkellners Ludwig H. wider Adolf D. 
wegen Zahlung einer Köndigungsentschädigung von 50 fl. 40 kr. 
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wendete der Beklagte ein, dass et mit dem Kläger eine Vereinbarung 
auf sofortige Entlassung getroffen habe, indem er ihm bei der Aufnahme 
erklärte, er nehme ihn nur unter der Bedingung auf, dass er ihn ohne 
Kündigung entlassen könne; Kläger habe zu dieser Bestimmung wohl 
ein etwas verdutztes Gesicht gemacht, jedoch auf die Bemerkung des 
Beklagten, es sei dies der Form wegen und es werde hoffentlich nicht 
dazu kommen, nichts weiter erwidert und den Dienst angetreten. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Beklagter verlangte bei der Aufnahme des Klägers, 
dass ihm das Recht der sofortigen Entlassung zustehe. 

Mit den Worten: „Dies sei der Form wegen" gab Beklagter 
nicht das beanspruchte Recht auf sofortige Entlassung auf, sondern es 
vmrde durch die Äußerung nur mit einer Umschreibung der Wünsche 
und der Erwartung Ausdruck gegeben, dass kein Anlass vorliegen 
werde, von diesem Rechte Gebrauch zu machen (§§. 6, 914 a.b. G. B.). 

Da Kläger nun darauf nichts erwiderte, sondern den Dienst 
antrat, hat er gemäss §. 863 a. b. G. B. seine Zustimmung zu der 
von Beklagten verlangten Ausschließung der gesetzlichen Kündigungs- 
frist gegeben. 

Nr. 50. 

Wenn der Kutscher trotz Verbotes für dritte Personen auf eigene 

Rechnung Fuhrwerksdienste verrichtet, ist der Fuhrwerksbesitzer 

zur sofortigen Entlassung berechtigt (§. 82, lit e Gew. 0.) 

Gr. I 966/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 9. November 1898, 

5 

Der Kutscher Albert Seh. klagte den Großfuhrmann M. H. 
infolge grundloser Entlassung aus dem Dienste auf Vergütung des 
Lohnes für die vereinbarte achttägige Kündigungsfrist per 10 fl. und 
Zahlung des rückständigen Lohnes per 8 fl. 40 kr., zusammen 18 fl. 
40 kr. Der Beklagte wendet ein, dass der Kläger deshalb entlassen, 
wurde, weil er trotz Verbotes für fremde Personen Fuhrwerksdienste 
auf eigene Rechnung verrichtet habe, dass ferner, was den Lohnbetrag 
von 8 fl. 40 kr. anbelangt, Kläger sich verpflichtet habe, ihm diesen 
Betrag insolange als Gaution zu lassen, bis er Kläger mehrere mit 
Lieferscheinen begangene Unregelmässigkeiten, wodurch dem Beklagte» 
ein Schade erwachsen sei, geordnet habe. Dies sei aber bis heute 
nicht geschehen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Kläger hat dadurch, dass er vvährend seiner Pienstzeit 
trotz Verbotes für dritte Personen Fuhrwerksdienste auf eigene Rech- 
nung verrichtete, ein der Verwendung beim Gewerbe des Beklagten 
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abträgliches Nebengeschäft betrieben. Der Beklagte war daher gemäß 
§. 82, lit. e Gew.O. zur sofortigen Entlassung des Klägers berechtigt. Der 
Anspruch auf Zahlung des Lohnes von 10 fl. für die Kündigungsfrist 
ist daher nicht begründet. 

Da Kläger ferner den Lohnbetrag von 8 fl. 40 kr. dem Beklagten 
als Gautiori belassen hat und die Voraussetzung für die Rückerstellung 
dieses Betrages noch nicht gegeben ist, kann er dermalen auch die 
Zahlung dieses Betrages noch nicht verlangen. 

Nr. 51, 

Das beharrliche Nichteinhalten der Geschäftsstunden seitens des 
Handlungsgehilfen, ungeachtet wiederholter Ausstellung dieser 
UnpUnktlichkeit und das Fernbleiben von dem Geschäfte durch 
mehrere Stunden ohne Urlaubsbewilligung oder nachträgliche Ent- 
schuldigung ist ein Grund zur Auflösung des Dienstverhältnisses 
ohne Kündigung gemäß Artikel 64, Z. 3 und Artikel 62 H. G. B. 

Urtheil des Gewerbegerichtes Roicbenbcrg vom V2. Novembei' 1898, 
Cr. U 9/98. 

Der Kläger behauptet im Juli 1898 bei dem Beklagten als Buch- 
halter mit einem monatlichen nachhinein zahlbaren Gehalte von 65 fl. 
eingetreten zu sein, wobei eine Kündigungsfrist nicht vereinbart wurde. 
Am 30. September 1898 sei er mit Gehaltsabfertigung für den Monat 
September von dem Beklagten entlassen worden» 

Diese Behauptungen werden von dem Beklagten nicht bestritten. 

Der Kläger beansprucht nun, gestützt auf Artikel 61H.G.B. den 
für das Kalendervierteljahr vom 1. Octoberbis I.Jänner 1898 ihm 
angeblich gebürenden Monatsgehalt, beziehungsweise, da dieser Gehalt 
vertragsgemäß in monatlichen Decursivraten zahlbar ist, den fälligen 
Monatsgehalt für October'im Betrage von 65 fl. 

Beklagterseits wird vorgebracht, dass die Geschäftsstunden in 
seinem Geschäfte von 7 Uhr morgens mit einer einstündigen Mittags- 
pause bis 7 Uhr abends währten, dass Kläger dies wusste, oder doch 
vnssen musste, dass er trotzdem regelmäßig um 8Y4 Uhr und 2Y4 Uhr, 
oft auch um 8^/4 Uhr in dem Geschäftslocale sich einfand, dass er 
sogar einen Tag ganz ausblieb, ein anderesmal erst nachmittags 
erschien, ohne Urlaub erbeten oder sich auch nur entschuldigt zu 
haben, dass ihm der Beklagte diese UnpUnktlichkeit wiederholt vorhielt 
und ihm schließlich androhte, ihn bei Wiederholung sofort zu ent- 
lassen, gleichwohl der Kläger am folgenden Tage wieder wie gewöhn- 
lich zu spät in das Geschäft kam, und dass der Beklagte sich für 
berechtigt erachtete, angesichts dieser wiederholten und trotz Büge 
fortgesetzten Pflichtwidrigkeiten mit der sofortigen Entlassung des 
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Klägers vorzugehen. Das thatsächliche Vorbringen des Beklagten 
wird von den vernommenen Zeugen im wesentlichen bestätigt. 

Die Klage vmrde abgewiesen aus nachfolgenden Gründen: 

Nach dem Thatbestande ist festgestellt, dass der als Handlungs- 
gehilfe bei dem Beklagten angestellte Kläger, obgleich er den Beginn 
der Geschäftsstunden kannte, ungeachtet der zweimaligen Ausstellung 
seiner Unpünktlichkeit regelmäßig diese Geschäflsstunden nicht ein- 
hielt, einmal einen ganzen halben Tag, einmal einen ganzen Tag dem 
Geschäfte fern blieb, ohne um einen Urlaub angesucht, denselben 
erhallen oder sein Wegbleiben auch nur nachträglich entschuldigt zu 
haben, und dass der Kläger ungeachtet der ihm diesbezüglich gewor- 
denen Zurechtweisung beharrlich nach Beginn der Geschäftsstunden in 
dem Geschäftslocale sich einfand. 

Die infolge dessen vom Beklagten verfügte Aufhebung des 
Dienstverhältnisses nimmt der Kläger zum Anlasse, aus dem Grunde 
des Artikels 61 H. G. B. eine Entschädigung zu beanspruchen, die der 
Beklagte unter Hinweis darauf, dass eine ohne Kündigung erfolgte 
Dienstesentlassung im vorliegenden Falle begründet sei, zu leisten 
sich weigert. 

Gemäß Artikel 64 H. G. B. kann die Aufhebung des Dienstverhält- 
nisses (ohne vorgängige Kündigung) gegen den Handlungsgehilfen 
insbesondere auch ausgesprochen werden, wenn er seine Dienste zu 
leisten verweigert, oder ohne rechtmäßigen Hindernisgrund während 
einer den Umständen nach erheblichen Zeit unterlässt. (Z. 3 cit. 
Artikel). Wenn nun auch vorliegend von einer Dienstesverweigerung im 
eigentlichen Sinne nicht gesprochen werden kann, so muss anderseits 
angenommen werden, dass durch das regelmäßig unpünktliche Er- 
scheinen des Klägers nach Beginn der Geschäftsstimden und durch 
sein unentschuldigtes zweimaliges Fernbleiben durch einen halben und 
einen ganzen Tag, ohne dass hiefür ein rechtmäßiger Hinderungs- 
grund geltend gemacht vnirde, die Bedingung der Entlassung nach 
Artikel 64, Z. 3 H. G. B. erfüllt ist. 

Die Entlassungsgründe sind durch den Artikel 64 H. G. B. keines- 
wegs erschöpft. 

Denn einerseits werden sie in dieser Bestimmung, wie 
das Wort „insbesondere* außer Zweifel stellt, nicht taxativ, sondern 
blos demonstrativ aufgezählt, anderseits gestattet Artikel 62 H. G. B. 
die Aufhebung des Dienstverhältnisses vor der Kündigungsfrist des 
Artikels 61 H. G. „aus wichtigen Gründen", deren Beurtheilung dem 
Ermessen des Richters überlassen wird. 

Als ein solcher wichtiger Grund muss aber das oben fest- 
gestellte Betragen des Klägers, dessen pflichtvddriges consequentes 
Nichteinhalten der Geschäftsstunden, ungeachtet wiederholter Aus- 
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Stellungen, dessen zweimaliges unentschuldigtes und ungerechtfertigtes 
Fembleiben von dem Geschäfte durch einen ganzen, dann einen halben 
Tag umsomehr angesehen werden, als durch solche fortgesetzte 
Pflichtverletzungen die unerlässliche Disciplin der Handelsangestellten 
erschüttert, und der ungestörte Gang des Geschäftsbetriebes gefährdet 
wird. Auch die Gewerbeordnung stellt im §. 82 lit. f die beharrliche 
Pflichtenvemachlässigung als Grund für die Lösung des Arbeitsver- 
hältnisses seitens des Arbeitgebers auf. 

Nr. 52. 

Nur eine „beharrliche^^ Pflichtvernachlässigung berechtigt zur so- 
fortigen Entlassung des Hilfsarbeiters ohne Kündigung (§. 82, IIL 

b und f Gew. 0.) 

Cr I 91/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 26. Juli 1895, . 

5 

Gegen das vom Spenglergehilfen Robert L. wider Carl M. 
gestellte Begehren auf Zahlung des Lohnes von 20 fl. 40 kr. für die 
Kündigungsfrist machte der Beklagte geltend, (Jass er zur sofortigen 
Entlassung berechtigt war, weil Kläger seine Pflichten vernachlässigte. 
Er sei nämlich während seiner einmonatlichen Dienstzeit zweimal zu 
spät in die Arbeit gekommen, habe auch mehrmals Brantwein getrun- 
ken und habe sich als zur Arbeit unfähig erwiesen, indem er bei den 
Gießkannen die Henkel verpfuschte. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe; Darin, dass der Kläger in einem Monat zweimal nach 
seiner Angabe wegen Familienangelegenheiten zu spät in die Arbeit 
kam, bei zwei Anlässen je um 4 kr. Brantwein trank und die Henkel 
mehrerer Gießkannen verdarb, kann keine derartige Pflichtvernachlässi- 
gung (oder Arbeitsunfähigkeit) erblickt werden, die den Beklagten 
zur sofortigen Entlassung berechtigen würde, insbesondere liegt darin 
kein Beharren in der Pflichtvernachlässigung vor. 

Nr. 63. 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit (§.82, lit. f Gew.O.) liegt auch dann 
vor, wenn der Arbeiter von der Arbeit ausbleibt, ohne sein Aus- 
bleiben bei dem Arbeitgeber im vorhinein entschuldigt zu haben, es 
wäre denn, dass ein unvorhergesehenes und unUbersteigliches 
Hindernis das unentschuldigte Ausbleiben verursacht hat 

Cr. 158/99 

Urtheil des Gewerbegerichtes Reichenberg vom 20. Februar 1899 — . 

4 

Kläger erhebt Anspruch auf Vergütung des Arbeitslohnes für 

sieben Tage, weil eine wöchentliche Kündigung vereinbart wurde, und 
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Kläger von dem Beklagten am 15. Februar 1899 ohne Kündigung 
entlassen wurde. Der Beklagte wendet ein, dass der Kläger ohne 
Erlaubnis am 15. Februar 1899 von der Arbeit weggeblieben sei, und 
dass er, als der Beklagte ihn durch den Boten J. K. in die Arbeit holen 
ließ, dem Ersteren habe sage lassen: , dass er nicht kommen werde; 
wenn Beklagter wolle, möge er ihm das Arbeitsbuch schicken". Der 
Beklagte sei somit berechtigt gewesen, den Kläger sofort zu entlassen. 

Der Kläger behauptet, dem Werkmeister A. L. mitgetheilt zu 
haben, dass er am 15. Februar 1899 in die Arbeit nicht kommen 
könne, weil er für diesen Tag gerichtlich vorgeladen sei — welcher 
Angabe A. L., als Zeuge beeidet, vernommen, widerspricht — dass er 
dem ihm zur Arbeit holenden J, K. gesagt habe, er könne nicht kom- 
men, weil ei* zu Gericht müsse — welchen letzteren Beisatz' J. tC. 
unter Zeugeneid in Abrede stellt — und dass übrigens J. T. dem 
Beklagten selbst bekanntgegeben habe, der Kläger werde am 1 5. Fe- 
bruar 1899 wegen einer Vorladung vor Gericht nicht in die Arbeit 
kommen. Zeuge J. T. gibt unbeeidet an, dass ei* dem Beklagten am 
14. Februar 1899 gesagt habe, er, Zeuge, und Kläger müsse morgen 
nochmals zu Gericht gehen, welche Angabe der Beklagte bestreitet. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Unter den im §. 82 Gew. 0. angeführten Entlassüngs- 
gründen ist auch jener des unbefugten Verlassens der Arbeit angeführt. 
Unter „Verlassen der Arbeit" ist dem Wortsinne und Sprachgebrauche 
nach das Unterlassen der Fortsetzung der Arbeit seitens des Arbeiters, 
ohne dass dieser die Entlassung genommen oder erhalten hätte, zu 
verstehen. „Unbefugt" ist dieses Verlassen im allgemeinen dann, 
w^enn abgesehen von dem im §. 82 a Gew. 0. angeführten Fällen der 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses, welche hier nicht in Betracht 
kommen, hiezu dem Arbeiter seitens des Arbeitgebers oder dessen 
Vertreters die Befugnis, das ist die Erlaubnis nicht ertheilt wurde. 

Von diesem Grundsatze muss aus Billigkeitsgründen wohl dann 
eine Ausnahme zugestanden werden, wenn ein unvorhergesehenes 
und unübersteigliches Hindernis (z. B. plötzliche Krankheit) das vor- 
gängige Ansuchen um Urlaubsbewilligung nicht zulässt, oder wenn 
diese Bewilligung wohl nachgesucht, aber versagt wurde, und der 
Arbeiter dennoch aus zwingenden Gründen die Arbeit nicht aufzu- 
nehmen in die Lage kommt. 

Allein auch im letzteren Falle kann von einem vorangehenden 
Ansuchen um Enthebung von der Arbeit nicht abgesehen werden, 
weil dieses einerseits das Interesse der nothwendigen Disciplin de^ 
Beamtenkörpers und der Arbeiterschaft des Gewerbebetriebes, ande- 
rerseits der ungestörte Fortgang der Unternehmung gebieterisch 
erheischt. . 
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Der Thatbestand hat vorliegend festgestellt, dass der Kläger für 
den 15. Februar 1899 zu Gericht geladen, und dass ilim di^se La^ 
düng bereits am 14. Februar 1899 zugestellt war, dass er dies jedoch 
weder dem Arbeitgeber, noch dessen Vertreter gemeldet und dass er 
für den 15. Februar 1899 um einen Urlaub nicht nachgesucht hat. 
Fiine zufällige — übrigens von dem Beklagten in Abrede gestellte — 
Bekanntgabe einer dritten Person, J. T., an den Arbeitgeber, dass am 
15. Februar 1899 eine Gerichtsverhandlung stattfindet, zu welcher 
auch der Kläger geladen ist, oder die von J. K. bestrittene Bemerkung 
zu dem Boten, dass Kläger nicht zur Arbeit komme, weil er gerichtlich 
geladen sei, kann dieses Urlaubsansuchen nicht ersetzen. ^ 

Der Kläger hat somit die Arbeit unbefugt verlassen, und es liegt 
auf Seite des Beklagten der Entlassungsgrund des §. 82, lit. f 
Gew. 0. vor. 

Nr, U. 

Schadenersatzpflicht des Hilfsarbeiters wegen unbefugten Verlassens 
der Arbeit (§, 85 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes in Bielilz vom 10. November 1898, 

Gr. II 34/98. 

J. K. war in der Metallgießerei der Firma E. v. M. als Dreher 
bedienstet und blieb ohne Entschuldigung durch sechs Tage von der 
Arbeit aus. 

Die genannte Firma belangte J. K. auf Bezahlung eines Schaden- 
ersatzbetrages per 18 fl. 

GeMagier gestand das ungerechtfertige Ausbleiben von der 
Arbeit wohl zu, bestritt jedoch das Vorhandensein eines Schadens. 

Durch Sachverständige wurde constatiert, dass in einem Betriebe 
voö der Größe des klägerischen Etablissementes durch das Ausbleiben 
eines Hilfsarbeiters, der bei einer mittelgroßen Drehbank beschäftigt 
ist, der von der klägerischen Firma angesprochene Schaden entsteht, 
zumal es nicht angeht, die Lücke, die ein derartiger Arbeiter verur- 
sacht, etwa durch einen Vorrathsarbeiter auszufüllen, indem der 
Schade derselbe bliebe und nur an einem anderen Orte entstünde. 

Das Gewerbegericht verurtheilte den Geklagten zur 
Leistung eines Schadenersatzbetrages per 9 fl. sammt 25 kr. Process- 
kosten aus nachstehenden Gründen: 

Dadurcli, dass der Geklagte ünbefugterweise durch sechs Tage 
nicht in die Arbeit gekommen ist, wurde er gemäß §.85 Gew. 0. der 
klägerisehen Firma gegenüber schadenersatzpflichtig. 

Das Gewerbegericht hat den von den Sachverständigen ange- 
gebenen Schadensbetrag von 3 fl. täglich mit Rücksicht darauf; als die 
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Drehbank während der sechs Tage keine mit der Benützung sonst 
verbundene Wertverminderung erlitten hat, auf die Hälfte herab- 
gesetzt und der klägerischen Firma lediglich den Betrag per 9 fl. 
zugesprochen. 

Der Spruch über die Kosten gründet sich auf die §§. 41 und 43, 
Abs. 2 G. P. 0. 

Nr. 56. 

Die wiederholte Weigerung des Hilfsarbeiters, ihm Übertragene 

Arbeiten zu verrichten, stellt sich als unbefugtes Verlassen der 

Arbeit dar (§. 82, lit. f Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. December 1898, 
Cr. m 129/98. 

Gegen den Anspruch des Florian G. wider den Weinfuhrmann 
Georg H. auf Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist pro 22 fl., 
wendete der Beklagte ein, dass Kläger ohne Kündigung entlassen 
wurde, weil er kurz nacheinander dreimal die Verrichtung bestimmter 
ihm aufgetragener Arbeiten verweigerte und in diesen Fällen nur 
einmal auf die wiederholte Aufforderung hin die Arbeit verrichtete, 
wogegen in den beiden anderen Fällen infolge Weigerung der Klägers 
die Arbeit durch einen anderen Arbeiter verrichtet werden musste, 
beziehungsweise unverrichtet blieb. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die angeführte Arbeitsverweigerung stellt sich als 
unbefugtes Verlassen der Arbeit im Sinne des §. 82, lit. f, Gew. 0. dar, 
und war der Beklagte zur sofortigen Entlassung des Klägers ohne 
Kündigung berechtigt. 

Nr. 66. 

Das Einstellen der Arbeit infolge eines Wortwechsels einige Stunden 
vor Feierabend berechtigt zur sofortigen Entlassung des Hilfs- 
arbeiters (§. 82, lit. f Gew. 0.). 

Cr TT 9ÄA/QQ 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 9. März 1899, — '- — « • 

Gegen den Klageanspruch des Tapezierergehilfen Sylvester M. 
wider Friedrich G. wegen Vergütung des Lohnes für die Kündigungs- 
frist pro 30 fl. brachte der Beklagte vor, dass der Kläger, mit diem 
er wegen Ausführung einer Arbeit am Donnerstag den 9. Februar 1899 
gegen ^^4 Uhr nachmittags einen kleinen Streit hatte, ihm bemerkte, 
er habe schon in mehreren Werkstätten die Arbeit stehen lassen, er 
arbeite wie er wolle. Beklagter habe sich darauf aus der Werkstätte 
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entfernt, Kläger habe seine Werkzeuge eingesperrt und sei weg- 
gegangen. Nachdem Kläger so die Arbeit stehen ließ, habe Beklagter 
ihm am anderen Tage früh sein Buch gegeben. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Darin, dass Kläger am bezeichneten Tage um bei' 
läufig Y^4 Uhr nachmittags die Arbeit einstellte und weggieng, liegt 
ein unbefugtes Verlassen der Arbeit vor, der Beklagte war daher gemäß 
§. 82 lit f Gew. 0. berechtigt, den Kläger ohne Kündigung zu entlassen. 

Nr. 67. 

In der Aufforderung eines Hilfsarbeiters an die Übrigen Hilfsarbeiter, 

sich um bessere Dienstplatze umzusehen, liegt kein Grund zur 

sofortigen Entlassung vor (g. 82, lit. f Gew. 0.). 

Gr. m 218/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 18. Februar 1899, « 

Gegen den Anspruch der Küchengehilfin Emma B. gegen 
Josef R. wegen Zahlung des Lohnes von 8 fl. für die Kündigungsfrist 
wendete der Beklagte ein, er habe die Klägerin sofort entlassen, weil 
sie die übrigen Bediensteten des Beklagten aufforderte, sich um 
bessere Dienstplätze umzusehen. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die obangeführte Aufforderung kann nicht als ver- 
suchte Verleitung zum Ungehorsam oder zur Auflehnung gegen den 
Geschäftsinhaber im Sinne des §. 82, lit. f Gew. 0. angesehen werden, 
daher die sofortige Entlassung grundlos war. 

Nr. 68. 

Die unterlassene Anzeige von dem pflichtwidrigen Verhalten eines 

Mitarbeiters bildet keinen Grund zur sofortigen Entlassung des 

Hilfsarbeiters (§. 82 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 11. November 1898, 

Cr. II 



Gegenüber dem Klagebegehren des Johann D. wider Max E. 
wegen Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage von 
1 8 fl. begründet der Beklagte die sofortige Entlassung des Klägers 
lediglich damit, dass dieser es unterließ, ihm von dem als pflicht- 
widrig bezeichneten Vergehen eines Mitarbeiters Mittheilung zu 
machen. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben, weil in der oban- 
geführten Unterlassung kemer der im §. 82 Gew. 0. angeführten Gründe 
zur sofortigen Entlassung des Klägers ohne Kündigung vorliegt. 
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Nr- 59, 

Nichteinhaltung der bedungenen oder ortsüblichen Arbeitszeit, unge^ 
achtet wiederholter Verwarnung, berechtigt den Gewerbeinhaber 
zur sofortigen Entlassung des Hilfsartreiters (§. 82, fit. f Gew. 0.). 

. Cr, I 265/99 

Entsckeidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. März 1899, — "^ — ;^ 

o* 

Der Hufschmiedgehilfe J. W. klagt wegen grundloser Entlassung 
ohne Kündigung auf Zahlung des Lohnes von 26 fl. für die Kündi- 
gungsfrist. Der Beklagte begründete die Entlassung damit, dass der 
Kläger öfters und trotz Mahnung zu spät in die Arbeit kam, so dass die 
Kunden mit den zu beschlagenden Pferden warten mussten. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe; In dem angeführten Umstände erblickte das Gericht 
eine beharrliche Pflichtvernachlässigung, die den Beklagten gemäß 
§. 82, lit. f Gew. 0. zur sofortigen Entlassung des Klägers ohne Kündi- 
gung berechtigte. 

Nr. 60. 

Eine grobe Beleidigung des Directors der Betriebsunternehmung 

durch den Hilfsarbeiter berechtigt zur sofortigen Entlassung des 

Hilfsarbeiters (§. 82, lit. g Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. Juli 1898, ^^-^ ^/^^ 

5. 

Gegen die Klage des Schlossergehilfen Johann J. wider den 
Metallwarenfabrikanten Arthur K. wegen Vergütung des Lohnes für 
die Kündigungsfrist pro 30 fl., machte der Beklagte geltend, dass die 
Entlassung des Klägers aus dem Grunde erfolgte, weil er anlässlich 
einer Beanständung dem Director der Fabrik gegenüber die Äußerung 
machte: „Sie verstehen einen D. . . ., nehmen Sie sich wieder den 
Arbeiter N. N. und schieben sie sich denselben in den hinein." 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Durch die obangeführte Äußerung machte sich der 
Kläger einer groben Ehrenbeleidigung des Directors schuldig. Diese 
berechtigte den Beklagten zur sofortigen Entlassung des Klägers. 

Nr. 61. 

Die grobe Beleidigung und Bedrohung der Frau des Arbeitgebers 

durch den Arbeiter berechtigt zur sofortigen Entlassung des 

Arbeiters (§. 82, lit. g Gew. 0.). 

Cr 1 379/98 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 26.September 1898, — —x — - — 

«/. 

Gegen das Klagebegehren des Fleischergehilfen Ignaz K., der 

ohne Kündigung entlassen wurde, wider Michael Seh. auf Zahlung des 
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IJohnes pro 23 fl. 40 kr. wendete der Beklagte ein, dass die Ent- 
lassung aus dem Grunde erfolgte, weil Kläger seine Gattin durch die 

Äußerung: „Sie g Mopsiii, dass geht sie einen D. . , . an, wenn 

Sie nicht sofort ruhig sind, werden sie gleich den Erdboden küssen*, 
beleidigte. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Durch die vorangeführte Äußerung machte sich 
Kläger einer groben Ehrenbeleidigung und gefährlichen Drohung gegen 
die Ehegattin seines Arbeitgebers schuldig, und war hiedurch für deil 
Beklagten im Sinne des §. 82, iit. g Gew. 0. ein gesetzlicher Grund zur 
sofortigen Entlassung des Klägers ohne Kündigung gegeben. 

Nr. 62. 

Eine ungehörige Äußerung des Hilfsarbeiters berechtigt den Arbeit- 
geber nicht zur sofortigen Entlassung (§. 82, Iit. g Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbcgerichtes Wien vom 7. October 1898, 
Gr. I 550/98 

5 

Der ohne Kündigung entlassene Buchbindergehilfe Josef P, 
erhebt wider Arthur S. Anspruch auf Vergütung des Lohnes für die 
Kündigungsfrist im Betrage von 20 fl. Der Beklagte begründet die 
Entlassung damit, dass Kläger ihn beleidigte, indem er anlässlich 

einer Zurechtweisung ihn anschrie: , Himmel S , ich kann 

das Papier nicht größer machen". 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: In der obangeführten Äußerung liegt kein gesetzlicher 
Grund zur sofortigen Entlassung vor, es ist dies eine ungehörige rügens- 
werte Äußerung, nicht aber, wie der Beklagte meint, eine grobe Ehren- 
beleidigung im Sinne des §.82, Iit. g Gew. 0. 

Der Beklagte ist daher nach §.84 Gew. 0. ersatzpflichtig» 

Nr. 63. 

Die Äußerung des Gehilfen, er werde seinen Meister, wenn er ihn 
nochmals wegen schlechter Arbeit zur Rede stellen sollte, schlagen, 
berechtigt zur sofortigen Entlassung des Gehilfen (g. 82, Iit. g 

Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 10. December 1898, 

Cr. III 77/98. 

Gegen den Anspruch des Bäckergehilfen Wenzel D. wider Wilhelm 
W. auf Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage von 25 fl. 
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40 kr. begründet der Beklagte die sofortige Lösung des Dienstverhält* 
nisses ohne Einlialtung der Kündigungsfrist damit, dass der Kläger in 
der Backstube in Gegenwart mehrerer Personen äußerte, er werde 
seinen Dienstgeber schlagen, wenn er ihm noch einmal wegen 
schlechten Gebäckes Krawall mache. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Infolge der angeführten Äußerung war nach Anschauung 
des Gerichtes der Beklagte zur sofortigen Entlassung des Klägers 
gemäß §.82, lit. g Gew. 0. berechtigt, denn die nach dieser Gesetzes- 
stelle geforderte „ gefährliche Drohung* muss nicht nothwendiger* 
weise eine nach §. 99 St. G. zu ahndende, gefährliche Drohung sein. 
Es genügt, wenn eine Handlung oder Äußerung vorliegt, die nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauche als gefährliche Drohung angesehen wird, 
und als eine solche ist wohl die vom Kläger gebrauchte Äußerung 
aufzufassen. 

Wenn aber auch die gedachte Äußerung nicht unter dem 
Gesichtspunkte der gefahrlichen Drohung in Betracht kommen könnte, 
so vnirde sie unter allen Umständen eine grobe Ehrenbeleidigung des 
Dienstgebers enthalten. Denn mit dieser Äußerung hat der Kläger 
den Beklagten laut und — wie aus den obwaltenden Umständen 
hervorgeht — um gehört zu werden, mit Misshandlung bedroht. Es 
liegt daher eine Ehrenbeleidigung im Sinne des §. 496 St. G. vor, 
die unter Bedachtnahme auf das Dienstverhältnis, den Ort und die 
Personen, in deren Gegenwart die Äußerung gefallen ist, sich als grobe 
Ehrenbeleidigung darstellt. 

Nr. 64. 

Der von dem Hilfsarbeiter dem Geschäftsinhaber gemachte Vor- 
wurf, dass dieser sein Geschäft nicht verstehe, und dass sein 
Geschäft eine Rastelbinderwericstätte sei, bildet Iceinen Grund zur 
sofortigen Entlassung des Hilfsarbeiters (§. 82, liL g Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 20. December 1898, 

Cr. I 1259/98 



Gegen die Klage des vorzeitig entlassenen Hilfsarbeiters Josef D. 
gegen den Mechaniker Anton M. auf Zahlung des Lohnes für den noch 
übrigen Theil der Kündigungsfrist im Betrage von 16 fl. wendete der 
Beklagte ein, er habe den Kläger vor Ablauf der Kündigungsfrist ent- 
lassen, weil dieser ihm vorwarf, dass er sein Geschäft nicht verstehe, 
und weil er seinen Betrieb eine Rastelbinderwerkstatt nannte. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 
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Gründe: Die obangeführten Äußerungen qualificieren sich zwar 
als ein ganz und gar ungehöriges, rügenswertes Benehmen des 
Klägers, nicht aber als grobe Ehrenbeleidigung des Beklagten. 



Nr. 65. 

Beiderseitige Ehrenbeleidigangen als Auflösungsgrund des Dienst- 
verhältnisses g. 82, lit g, und g. 82 a, lit. b, Gew. 0. 

Gr. 1302/99 ' 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 9. März 1899, . 

5 

Abgeändert durch Entscheidung des k. k. Landes-- als Berufungsgerichtes 
Wien vom 8. April 1899, Z. Gg. X 123/99. 

Nach dem Sachverhalte, der in der Streitsache des Zeichners 
Egidiüs L. wider W. wegen Zahlung des Lohnes für die vereinbarte 
vierwöchentliche Kündigungsfrist im Betrage von 64 fl. festgestellt wurde, 
wurde das Dienstverhältnis vom Kläger aufgelöst, weil infolge einer 
geschäftlichen Differenz zvdschen dem Kläger und dem Stellvertreter 
des Beklagten Letzterer dem Ersteren . in aufgeregter Stimmung die 
Worte „Trottel", „Sie sind dumm und blöd** zugerufen hat. Kläger 
hatte seinerseits wieder entgegnet: „Sie sind noch dümmer* oder 
„Sie sind der Zweite**. 

Dem Kläger wurde der angesprochene Betrag zuerkannt. 

Gründe: Beide Beschimpfungen sind als gleichwertig zu 
betrachten und als grobe Ehrenbeleidigungen aufzufassen. Hiernach 
aber konnte Kläger im Hinblicke auf die vom Stellvertreter des 
Beklagten zuerst gegen ihn gebrauchten Beschimpfungen von dem 
Dienstauflösungsgrunde des §. 82 a, lit b, Gew. 0. mit der Rechts- 
wirkung des §.84 Gew. 0. Gebrauch machen, daher ihm der Lohn 
für die vertragsmäßige Kündigungsfrist zuzusprechen war. 

Das k. k. Landesgericht Wien als Berufungsgericht hat mit 
Urtheil vom 8. April 1899, Z. Gg. I 123/99 dem Kläger nur die 
Hälfte des Gehaltes für die Kündigungsfrist im Betrage von 32 fl. 
zugesprochen, weil durch die obangeführten Beleidigungen jeder 
der Betheiligten eine Handlung gesetzt hat, die zur sofortigen Auflö* 
sung des Dienstverhältnisses berechtigt, weil demnach beide ein gleiches 
Verschulden an der Auflösung des Dienstverhältnisses trifft, und es 
daher gerechtfertigt erscheint, dass der Schade, der dem Kläger durch 
die sofortige Entlassung erwachsen ist, und der nach §.84 Gew. 0. in 
dem Lohne für die vereinbarte vierwöchentliche Kündigungsfrist besteht, 
vom Kläger und Beklagten zu gleichen Theilen getragen werde. 
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Nr. 66. 

Erhebliche Verzögerung der Auszahlung des Lohnes berechtigt den 

Hilfsarbeiter zur Auflösung des DienstverhSItnisses ohne Ktlndigang 

(g. 82 a, lit d und g. 84 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes .Wien vom 29. December 1898, 
Cr. n 254/98 



In der Rechtssache des Tischlergehilfen Franz L. wider M. D. 
wegen Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist per 22 fl. führte 
Kläger an, «s sei das Dienstverhältnis aufgelöst worden, weil ihm 
Beklagter am Samstag von dem Lohne per 1 2 fl. nur den Betrag von 
5 fl. ausbezahlte, den Rest per 7 fl. am Sonntag zu zahlen versprach, 
jedoch an diesen Tage volle Zahlung nicht leistete. Der Beklagte 
wendete ein, dass eine Vorenthaltung des Lohnes nicht vorliege. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Da der Beklagte am Samstag dem Kläger den vollen 
Lohn nicht ausbezahlen konnte und Kläger auch am Sonntag, trotz 
des Versprechens des Beklagten nicht voll befriedigt wurde, war er 
gemäß §. 82 a, lit. d berechtigt, das Arbeitsverhältnis vorzeitig ohne 
Kündigung aufzulösen und vom Beklagten gemäß §. 84 Gew. 0. die 
Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist zu verlangen. 

Nr. 67. 

Ein nach Stück entlohnter Hilfsarbeiter, der sich mit dem Aussetzen 

iier Arbeit einverstanden erldSrte, kann nachträglich nicht mehr 

wegen des Aussetzens der Arbeit Vergütung des Lohnes für die 

Kündigungsfrist verlangen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 5. Jänner 1899, Cr. II 262/99. 

Der klagende Tischlergehilfe Ernst B war bei dem Beklagten 
Wenzel P. gegen Entlohnung nach Stück bedienstet. Am 19. Decem- 
l)er 1898 sagte der Beklagte dem Kläger, er habe für ihn momentan 
•keine Arbeit, er müsse eine Weile aussetzen, damit sei Kläger einver- 
standen gewesen, indem er sagte: „Ja es ist schon gut", und sich 
entfernte. Darnach kam Kläger wieder zurück, erklärte, er setze nicht 
aus und verlangte sein Arbeitsbuch. 

Die Klage wurde abgewiesen. * 

Gründe: Das Gericht erkannte, dass der Kläger sich mit der 
Aussetzung (Unterbrechung) der Arbeit einverstanden erklärte und von 
dieser seiner Zustimmung nachträglich einseitig nicht wieder zurück- 
treten konnte, auch könne nach den Umständen die Erklärung des 
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Beklagten, dass einstweilen mit der Arbeit auszusetzen sei, nicht 
einer Entlassungserklärung gleichgehalten werden. Der Kläger hatte 
daher keinen Grund, sofort aus der Arbeit auszutreten. 

Nr. 68. 

Ein Hilfsarbeiter, der wegen Mangels an Beschäftigung mit dem 
Aussetzen der Arbeit einverstanden war, ist, nachdem er eine Zeit 
lang vergeblich auf seine Wiederverwendung gewartet hatte, 
berechtigt, vom Gewerbsinhaber Arbeit zu verlangen und, wenn 
dieser außerstande ist oder sich weigert, ihm Arbeit und Verdienst 
zu geben, ohne Kündigung auszutreten und Lohnentschädigung für 
die Kündigungsfrist zu beanspruchen (§g. 82 a, lit. e und 84 Gew. 0.)- 

Gr. U 109/98 
Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 10. September 1898, 7 . 

Nach dem unbestrittenen Vorbringen des Klägers (Taschner- 
gehilfen) konnte der Belangte (Sattlermeister) ihm seit Ende Juli oder 
anfangs August wegen Mangels an Bestellungen keine Beschäftigung 
geben, weshalb Kläger durch einige Wochen ohne jede Entlohnung 
die Arbeit aussetzen musste. Am 27. August Heß der Geklagte, wie 
gleichfalls unbestritten ist, dem Kläger, der in der Zwischenzeit wegen 
allfälliger Beschäftigung nachgesehen und eine ihm angebotene vorüber- 
gehende Arbeit nur deshalb, weil sie am Sonntage zu verrichten war, 
abgelehnt hatte, das mit dem Entlassungszeugnisse und der Bestätigung 
des Genossenschaftsvorstandes versehene Arbeitsbuch zusenden, nach- 
dem der Kläger das unmittelbar vorausgegangene Anerbieten des 
Beklagten, zu einemMeister inPrerau überzutreten, zurückgewiesen hatte. 

Der Kläger, der sich unter Verzicht auf eine Entlohnung zur 
Verfügung des Belangten gehalten hatte, erblickte in der Übersendung 
des Arbeitsbuches einen Vertragsbruch, wies deshalb das Buch zurück 
und verlangte mittels der am 2. September eingebrachten Klage wegen 
einseitiger vorzeitiger Lösung des Arbeitsverhältnisses seitens des 
Beklagten den ihm zustehenden Wochenlohn für die Kündigungsfrist 
(acht Tage) per 3 fl. 20 kr. und eine Entschädigung für den Entgang 
der nebst dem Lohne ihm zukommenden Kost während dieser Zeit 
in der Höhe von 2 fl., zusammen den Betrag von 5 fl. 20 kr. 

Der Belangte wendete lediglich ein, dass er, als Kläger das 
Arbeitsbuch zurückwies, sich zur Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses 
bereit erklärte und es bis heute als aufrecht bestehend ansehe. Er 
habe aber für den Kläger noch auf unbestimmbare Zeit keine Beschäfti- 
gung, müsse daher noch ein weiteres Zuwarten begehren. 

Der Kläger wies die Zumuthung eines weiteren Zuwartens zurück 
und beharrte bei seinem Klagsanspruche. Der Belangte beantragte,. 

V* 
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ohne gegen die Höhe der Entschädigung für Lohn und Kost Einsprache 
zu erheben, die Abweisung der Klage. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung der eingeklagten Entschädi- 
gung per 5 fl. 20 kr. verurtheilt. 

Gründe: Das Gericht gieng bei der Entscheidung des vor- 
liegenden Streites davon aus, dass, wenn ein Hilfsarbeiter mit dem 
Aussetzen der Arbeit einverstanden ist, das Lohnverhältnis wohl weiter 
fortbesteht, dem Hilfsarbeiter jedoch infolge seines ausdrücklichen oder 
stillschweigenden Verzichtes ein Anspruch auf Entlohnung oder Ent- 
schädigung nicht zusteht; das Gericht vermochte aber gleichzeitig dem 
Verzichte des Hilfsarbeiters auf Arbeit und Lohn nur den Sinn beizu- 
legen, dass dieser Verzicht ein zeitlich beschränkter ist, und von dem 
Arbeiter ohne Rücksicht darauf, ob der Grund, aus dem die Arbeit aus- 
gesetzt wurde, auf Seite des Gewerbsinhabers noch fortbesteht, vrider- 
rufen werden kann. Wenn daher der Gehilfe nach Ablauf mehrerer 
Wochen, während deren er vergebens auf eine Arbeit gewartet hatte, 
das ihm zur Verfügung gestellte Arbeitsbuch zurückwies und von 
seinem Meister Beschäftigung und Lohn verlangte, so war er hiezn 
auf Grund der Fortdauer des Arbeitsverhältnisses berechtigt, und wenn 
der Beklagte dieses Begehren zu erfüllen sich weigerte, so war der 
Kläger auch im Rechte, wenn er hierin eine Arbeits- und Lohnver- 
weigerung erblickte und unter Berufung auf §§. 82 a, lit.e und 84 
Gew. 0. Entschädigung für den Entgang des Lohnes und der sonstigen 
Genüsse während der Kündigungsfrist beanspruchte. 

Der Klagsanspruch ist demnach begründet, und es war, da die 
Höhe der begehrten Entschädigung nicht bestritten wurde, gemäß 
demselben zu erkennen. 

Nr. 69. 
Ein Fabriksarbeiter, der wegen theil weiser Einstellung des Fabriks- 
betriebes durch mehrere Wochen nicht beschäftigt wurde und ver- 
gebens auf seine Wiederverwendung wartete, ist nur berechtigt, 
Arbeit zu fordern und^ wenn seinem Begehren nicht entsprochen 
wird, auszutreten und Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist 
zu beanspruchen (§§. 82 a^ lit. e und 84 Gew. 0.). Für die Zeit, 
durch die er nicht beschäftigt war, steht ihm ein Lohnanspruch 
nicht zu, da ein Lohn nur fUr die geleistete Arbeit gebUrt, und in 
seinem zuwartenden passiven Verhalten ein stillschweigendes Ein- 
verständnis mit dem Aussetzen der Arbeit erblickt werden muss. 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 10. September 1898, Cr. I 116 

und 117/98. 

In der Spinnfabrik der Firma R. S. & Co. (Geklagten) wurde im 
Monate August 1898 ein Theil des Betriebes eingestellt. Infolge 
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dessen war für den Spinner F. L. bereits seit 9. August und für den 
Spinner J. V. vom 13. August angefangen keine Beschäftigung. 

Beiden wurde ihre Wiederverwendung bei demEintrefifen größerer 
Bestellungen in Aussicht gestellt, worauf sie bis zum 5. September 
auf Arbeit warteten. Am. 5. September verlangten sie, dass ihnen die 
Firma entweder Verdienst gebe oder ihnen die Arbeitsbücher ausfolge 
und sie für die Kündigungsfrist entschädige. Zugleich begehrten sie 
den Lohn für die Zeit, innerhalb deren sie nicht beschäftigt waren. 

Die Arbeitsbücher wurden ihnen ausgefolgt, ihre sonstigen 
Ansprüche aber zurückgewiesen. 

Sie traten demnach gegen die Firma klagbar auf und es beantragte 
F. B. die Verurtheilung der Beklagten zur Zahlung des Lohnes für die 
Zeit vom 9. August bis 5. September (4 Wochen) per 32 fl. 
imd für die Kündigungsfrist , 8, 

zusammen . . 40 fl. 

J. V. die Verurtheilung der Beklagten zur Zahlung des Lohnes für 
die Zeit vom 1 3. August bis 5. September (3 Wochen) per 24 fl. 
und für die Kündigungsfrist „ S „ 

zusammen . . 32 fl. 

Die beklagte Firma beantragte die Abweisung der Klage. Sie 
erklärte, dass sie gegenwärtig für die Kläger keine Beschäftigung habe. 
Wenn aber nach einigen Wochen Bedarf nach Arbeitskräften eintreten 
werde, wolle sie die Kläger wieder verwenden. Ein Anspruch auf Lohn 
bis 5. September stehe den Klägern nicht zu, da sie keine Arbeit 
geleistet und gegen die Unterbrechung der Arbeit nichts eingewendet 
haben. Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist komme ihnen aher 
deshalb nicht zu, weil sie wohl die Arbeitsbücher erhalten haben, um 
sich nach einer Beschäftigung umzusehen, jedoch keineswegs entlassen 
worden seien. 

Die beklagte Firma wurde verurtheilt, an jeden der 
Kläger die verlangte Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist 
per 8 fl. auszubezahlen. 

Der Mehranspruch wurde zurückgewiesen. 

Gründe: Inhaltlich des . vorstehenden Sachverhaltes haben die 
Kläger nach Einstellung eines Theiles des Fabriksbetriebes die 
Erklärung der belangten Firma, dass sie vorübergehend für sie keine 
Arbeit habe, widerspruchslos hingenommen und durch drei, beziehungs- 
weise vier Wochen ihrer Wiederverwendung entgegen gesehen, ohne 
während dieser Zeit einen Lohn oder eine Entschädigung beansprucht 
zu haben. 

Es war also anzunehmen, dass die Kläger sich mit dem Aus- 
setzen der Arbeit durch eine Zeit lang einverstanden erklärt und mit 
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der Erklärung dieses Einverständnisses auch auf einen Lohnbezug 
während dieser Zeit Verzicht geleistet haben. 

Nachdem sie aber durch mehrere Wochen vergeblich zugewartet 
hatten, so war es mit Rücksicht auf den ungeachtet der Unterbrechung 
der Arbeit weiter fortdauernden Bestand des Arbeitsverhältnisses ihr 
vertragsmäßiges Recht, von der Beklagten Arbeit und Lohn zu fordern, 
und wenn diese sich weigerte oder außerstande war, ihnen Verdienst 
zu geben, ihr in den §§. 82 a, lit. e und 84 Gew. 0. begründetes 
weiteres Recht, das Arbeitsverhältnis einseitig ohne Kündigung zu 
lösen und Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist zu begehren. 
In diesem Sinne erfolgte auch der Urtheilsspruch, indem der Lohn- 
anspruch für die Zeit des einverständlichen Aussetzens mit der Arbeit 
abgewiesen, die Lohnentschädigungsforderung für die Kündigungsfrist 
hingegen zuerkannt wurde. 

Nr. 70. 

Auf gfeichzeitige mündliche in dem schriftlichen Lehrvertrage nicht 

enthaltene Abmachungen ist kein Bedacht zu nehmen. 

Die Dauer der Lehrzeit wird dadurch^ dass bei der betreffenden 

Genossenschaft nur alle zwei Monate Freisprechungen stattfinden, 

nicht verlängert (§§. 887 und 1152 a. b. G. B.). 

Cr. I 334/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 4. Jänner 1899, g . 

In der Rechtssache des minderjährigen Johann H,, vertreten 
durch seinen Vater Johann H., wider den Bäckermeister Wilhelm F. 
wegen 141 fl. führte Kläger zur Begründung seines auf Zahlung des 
Betrages von 141 fl. gerichteten Klagebegehrens an: 

Kläger trat am 2. Jänner 1895 beim Beklagten als Bäcker- 
lehrling in die Lehre; bei der Aufnahme sei vereinbart worden, dass 
Kläger sich einer 3 Yg jährigen Lehrzeit unterziehen, jedoch nach 
Ablauf von drei Jahren, das ist vom 2. Jännerl89S an, e»iöen Wochen* 
lohn von 3 fl. zu bekommen habe. • » ' 

: Da Kläger keinen Lohn erhielt, verließ er am 26. September 
1898, noch vor dem Freisprechen, die Lehre, ohne dass ihm hiebcfi 
seine Arbeitsdocumente ausgefolgt wurden, Kläger fordert an Lohn 
für die Zeit vom .2. 'Jänner bis 26. Juli 1898 wöchentlich 3 fl., 
zusammen 8 7 fl. ^ als Entschädigung für Vierdienstentjgang wegen Vor- 
eÄthaltung der Arbeitsdocumente vom 27. Juli bis 7. September 1Ö98 
den Betrag von wöchentlich 9 fl. = 54 fl., zusammen 141 fl. 

' Der Beklagte führt an,' dass in dem schriftlieh errichteten Lehr- 
vertrage ddo. 5. Februar 1895 daT<)n, dass der Kläger nach drei Jiahren 
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einen Wochenlohn von 3 fl. erhalten solle, nichts vorkomme, dass 
dies auch nicht bedungen vmrde; die Lehrzeit des Klägei^s sei wohl 
schon am 2. Juli 1898 abgelaufen, Beklagter- konnte den Kläger aber 
erst im kommenden Monate freisprechen lassen, weil die Wiener 
Bäckergenossenschaft im Juli keine Freisprechungen vornehme. 

Dem Kläger wurde ein Lohnbetrag von 10 fl. 50 kr. zuer- 
kannt, der Mehranspruch abgewiesen. 

Gründe: Auf die angebliche, bei Aufnahme des Klägers als 
Lehrling mit dem Beklagten mündUch getroffene Vereinbarung,, wo- 
nach Kläger in dem letzten halben Jahre der bedungeneu Lehrzeit 
einen Wochenlohn von 3 fl. zu bekommen habe, konnte gemäß 
§. 887 a. b. G. B. kein Bedacht genommen werden, da diese Bestim- 
mung in dem schriftlichen Lehrvertrage keine Aufnahme fand. 

Für die Zeit vom 2. Juli bis 26. Juli 1898 wurde dem Kläger 
em Lohnbetrag von 10 fl. 50 kr. zuerkannt, weil die Lehrzeit des 
Klägers am 2. Juli 1898 endete. Wenngleich nämlich der Kläger zu 
dieser Zeit formell noch nicht freigesprochen war, weil bei der Bäcker- 
genossenschaft nur alle zwei Monate Freisprechungen stattfinden, so 
war er doch thatsächlich nicht mehr als Lehrling zu betrachten und 
hatte von Beendigung der Lehrzeit an Anspruch auf einen angemessenen 
Lohn(§. 1152 a.b. G. B.). 



Nr. 71. 

Die Auflösung des Lehrverhältnisses wegen unterlassenen Schuties 

des Lehrlings gegen Misshandlungen von Seite der Arbeits- und 

Hausgenossen setzt Kenntnis dieser Misshandlungen durch den 

Lehrherrn voraus. 

Ein Lehrzeugnis Über die zugebrachte Lehrzeit hat der Lehrherr 
nur bei Auflösung des Lehrverhältnisses auszustellen. (§. 10T, Z. 2^ 

Entscheidung des Ö^weirbegfetichti^ Wiefl'voiä i7.^Augtist 1899, Gr. 1 186/98. 

. : >..;V Ber^SeMosserlehjÄigi Heinrich W.c:Ma®te ; durch .seinjen^iyfJber 
und gesetzlichen Vertreter den Karl D. auf Auflösung , des LehyveK- 
Mltnisöes/ und Ausstqliuüg. :eines entsprecshenden Ze^gnisaeß'; behufs 
Eintrittös in eine' andeire Lehr fei Zur. Begründung des vKlagebe^'^bröng 
iwurde;.TOi^ehracht,' Beklagter lasse. zuy dliss! Kläger von dem Geselleii 
inis^aandßlt werde^ ;weslMdb'ei!i.tor'Ai)lawf. der bedungen^ Zßitj^txs 
der Lehre ausgetreten sei. Der BekiägtßLtajfclä^ti.er. habi d«^aö.'toi»e 
Kenntnis erhalten, dass der Kläger misshandelt werde. 
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Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die vorzeitige Auflösung des Lehrverhältnisses kann 
nur in den im §.101 Gew. 0. taxativ aufgeführten Fällen verlangt 
werden. Ein solcher Auflösungsgrund liegt nicht vor, und trifft ins- 
besondere der Auflösungsgrund des §. 101, Z. 2, lit. b G. 0. des- 
halb nicht zu , weil der Beklagte von der angeblichen Misshandlung 
des Klägers durch den Gesellen keine Kenntnis hatte. Das Begehren 
um vorzeitige Auflösung des Lehrverhältnisses ist daher unbegründet; 
die Ausstellung eines Lehrzeugnisses aber kann gemäß §. 104 Gew.O. 
nur bei Auflösung des Lehrverhältnisses verlangt werden. 



Nr. 72. 

Wiederholte Misshandlung des Lehrlings durch den Lehrherrn und 

dessen Sohn, berechtigen den Lehrling zur vorzeitigen Auflösung 

des Lehrverhältnisses (§. 101, Z. 2, lit b und §. 104 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 25. November 1898, 
Cr. I 1101/98 



In der Streitsache des minderjährigen Schlosserlehrlings Leopold 
B, vertreten durch seinen Vater und gesetzlichen Vertreter Leopold B. 
wider Johann P. stellte der Kläger das Begehren : der von dem Kläger 
und dem Beklagten auf drei Jahre abgeschlossene, am 12. September 
1897 schriftlich ausgefertigte Lehrvertrag sei durch Verschulden des 
Beklagten aufgelöst, der Beklagte sei schuldig, dem Kläger ein ordnungs- 
mäßiges Zeugnis über die bei ihm zugebrachte Lehrzeit, das ist vom 
11. April 1897 bis 30. November 1898, auszustellen. 

Die Auflösung des Lehrverhältnisses wurde damit begründet, 
dass Beklagter den Kläger durch Schläge auf den Kopf misshandelte 
und es auch unterließ, ihn gegen Misshandlungen seines Sohnes zu 
schützen. Der Beklagte bestreitet, dass eine Misshandlung vorliege. 

Es v^urde dem Klagebegehren stattgegeben. 

Gründe; In dem Ertheilen von , Kopfstücken" ist eine Miss- 
handlung und somit ein Missbrauch des Rechtes der väterlichen Zucht 
zu erblicken. 

Kläger war daher im Sinne des §. 101, Z. 2, lit. b Gew. 0. 
zur sofortigen Auflösung des Lehrverhältnisses berechtigt, der Beklagte 
andererseits gemäß §. 104 Gew. 0. verpflichtet, dem Kläger ein 
Zeugnis über die zugebrachte Lehrzeit, über das Betragen und die 
gewonnene Ausbildung auszustellen. 
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Nr. 73. 

Der Unternehmer haftet für den Lohn der von seinem PartiefUhrer 
aufgenommenen Hilfsarbeiter. 

Entscheidung des Grewerbegerichtes Wien vom 17. August 1898, 
Gr. I 195/98 

Der Schlossergehilfe Stanislaus B. klagt den Mathias H. auf 
Zahlung des rückständigen Lohnes von 10 fl. 

Der Beklagte vsrendet ein, dass nicht er den Kläger in die Arbeit 
aufgenommen habe, sondern sein Partieführer. Dieser erhalte einen 
bestimmten Betrag für Löhne und habe selbständig vorzugehen. Dies 
sei auch dem Kläger bekaimt gewesen, wie sich daraus ergebe, dass 
er, von ihm aufgefordert zu arbeiten, ihm entgegnete er, Beklagter 
gehe ihn nichts an und der Partiefiihrer habe ihm verboten zu 
verbleiben. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Wenn auch der Kläger durch den Partiefiihrer auf- 
genonunen wurde, so handelte dieser im gegebenen Falle nur im Auf- 
trage und für Rechnung des Beklagten und ist daher der Beklagte, 
welcher auch das Krankengeld zahlte und sich in jeder Weise als 
Dienstgeber gerirte, als Arbeitgeber zu betrachten. Er haftet demnach 
auch für den Lohn. 

Im gleichen Sinne ergiengen die Entscheidungen vom 16. September 

Cr. 1360/98 Cr. I 366/98 
1898, —, 20. September 1898, — , 31. October 1898, 

Gr. I 646/98 Cr. H 
—, 2. Jänner 1898, 



Nr. 74. 

Der Unternelimer haftet dann nicht für den Lohn der von seinem 

PartiefUhrer aufgenommenen Arbeiter, wenn dieser vertragsmäßig 

«eibständig zu der in Accord Übernommenen Arbeit die Arbeiter 

aufzunehmen, zu bezahlen und zu entlassen hat. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes in Wien vom 30. August 1898, 
Cr. I 125/98. 

Der Klage des Monteurs Carl W. wider den Installateur Lorenz 
D. auf Zahlung des rückständigen Lohnes von 26 fl. 25 kr. setzte der 
Beklagte entgegen, dass er den Kläger nicht in den Dienst aufge- 
nommen, sondern ihn an seinen Partieführer G geviriesen habe. Dieser 
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habe, die Arbeit im Accord, nehme die Arbeiter selbst auf und 
bezahle sie, so dass Beklagter mit den Arbeitern in kein direetes Ver- 
hältnis- komme und sich nicht weiter um die Arbeiter kümmere. ^ 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach dem Ergebnisse der Verhandlung steht fest, 
dass der Beklagte seinen Partieführem die Arbeit in Accord gab, so 
dass diese selbständig die Arbeiter aufnehmen, bezahlen und entlassen 
konnten und dass dies auch vorliegend der Fall gewesen ist; es ist 
somit ein Lohnvertrag nur zwischen dem Partieführer und dem Kläger, 
nicht aber zwischen dem Beklagten und dem Kläger zustande ge- 
kommen. Dass der Beklagte den Kläger an den Partieführer gewiesen 
bat, verpflichtet ihn ebensowenig, als der äußerliche Umstand, dass 
das Arbeitsbuch vom Partieführer in der Kanzlei des Beklagten auf- 
bewahrt und das Krankengeld von ihm abgezogen wurde. 

Nr. 76. 

Die durch Übersiedlung oder Umzug des Unternehmers verursachte 
Behinderung des (Accord-) Arbeiters in der Ausfuhrung (Vollendung) 
der Arbeit verpflichtet den Unternehmer zur Zahlung des Lohnes 
(§. 1155 a. b.G.B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes in Wien vom 17. August 1898, 
Gr. I 194/98 

Der Gehilfe Adolf M. belangte den J. P. auf Zahlung eines Be- 
trages von 3 fl. 56 kr. aus dem Grunde, weil er infolge Übersiedlung des 
Arbeitgebers an der Vollendung der ihm übeptragenen Accordarbeit 
behindert war. Der Beklagte bestritt, dass er für die angeführte Be- 
hinderung aufzukommen habe. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Der Beklagte hat die aus dem gedachten Umzüge sich 
ergeben^kenr, ^ie ArbHtfa^-tPeöendeiii: Feigen js^fest 8m.tt?ige»f; Ji)^g3* 
|fimäft..§. I't55-«.^b. Gri;B. gefeürt, ati^eb für .Arhe!itqö^;4ißt*oiQht^w^|• 
f^änJ[^fe ^elfOuimeu sind, ; :der rfe^tf llteai P«rwpfl eine ^ &ngenq^$^^o» Ittfe- 
schädigungs weffusiejdastßeischäft za* .y^ri^hten b^i^t^ftr und von 
dem Besteller durch Schuld oder einen Zufall, der sich in seiner 
Person ereignet hat, daran verhindert woräeh ist. 'Die Übetsieklung^ 
des Beklagten ist aber zweifellos entweder als ein durch den Beklagten 
vöranlks&tes Ereignfe oder als ein Zufall, ■ d^r sich in seimer Person 
ereigüeft hat anzusehen. Demnach muss der Beklagte für äeirdeli 
Kläger eatstandenen Schaden aufkommen und ifem, obwohl die\Arf>c^Ä 
nicht vollendet würde, den vollen Adcordlähn:Äahlen4 ^ i-^iT^a« n 
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Nr. 76. 

Verzicht auf Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist ist anzu- 
nehmen, wenn der Arbeitnehmer beim Austritte aus dem Dienste 
erklärte, l(eine weiteren Forderungen an den Dienstgeber zu haben 

(§. 84 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 13. September 1898, 
Gr. I. 333/1898 

5 * 

Gegen das Klagebegehren des Schlossergehilfen Johann L. wider 
R. & Go. auf Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist pr. 30 fl* 
24 kr* wendeten die Beklagten insbesondere ein, dass der Beklagte 
beim Austritte aus dem Dienste laut der von ihm unterfertigten schrift- 
lichen Bestätigung ddo. 27. August 1898 ausdrücklich erklärte, er 
habe keine weiteren Forderungen an die Beklagten- zu stellen. Er 
könne daher auch nicht nachträglich den Lohn für die Kündigungs- 
frist verlangen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger hat nach Inhalt der von ihm unterfertigten 
schriftlichen Erklärung wirksam auf alle weiteren Forderungen, so 
auch auf den ihm etwa zustehenden (von der beklagten Firma übrigens 
bestrittenen) Anspruch auf Vergütung des Lohnes für die Kündigungs- 
frist verzichtet. 

Nr. 77. 

Eine zugesagte, jedoch nicht ziffermänig bestimmte Zulage zum Lohn 

ist mit Zugrundelegung des für gleiche Arbeiten in dem betreffenden 

Gewerbe üblichen Lohnes und entsprechend der geleisteten Arbeiten 

gemäß §.1152 a. b. G. B. vom Richter zu bestimmen. 

Gr. I 63/98 
Crtbeil dQ3 Gewerbegerichtes Brunn vom 6. August 1898, 

< *if ■ . .;. f •::•'. M''. • ■ .-'..-.-. ■ .' / ", . . ■ ^ .'■• '^ 

-••J t^rAiÄLliirMi (]ftontk^)hat der^^schkrmeister W. H. {Böklagtet) 
ai^ an' d§r Förtfg^teiliin^ eines Pöiftale« bdschäftigte© QehJlfeii;4'a!^=: 
äßtöi* Ätf(ä!i de» init'1 fl: 40 kr. täglich entlohtiten^ Kläger J. R'. auf-- 
gefordert^ die Arbeit zu' beschleunligen, und ihm hiefür eine Lohnzulage 
vefsprocliefl,' ohne jedoch deren Hotie anzugeben. Das Portale war am 
1 6, Juli (Samstag) fertig, woraiif dem Kläger an Zulage 1 fl. ausbe- 
zahlt wurde.^ Am 18. Juli (Montag) beschwerte sich der Klaget über 
die Geringfügigkeit. äer. erhaltenen Zulage und erklärte, dass er nicht 
gewillt sei, weiter zu arbeiten, wenn ihm nicht für die Dauer seiner 
Besehifti^ühg* b>t Bauten etwas zugegeben werde. Der Beklagte 
weigeröft^ siöh anfak^, mächte aber schließlich doch das Versprechenv 
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dem Kläger etwas zuzugeben. Bei den Lohnauszahlun^en am 23. und 
30. Juli erhielt jedoch der Kläger nur seinen Lohn ohne jede Aufbes- 
serung, weshalb er am 30. Juli austrat, als Zulage für die ganze 
Dauer seiner Beschäftigung bei Bauten vom 4. bis 30. Juli (4 Wochen) 
10 kr. täglich, sohin für 24 Arbeitstage 2 fl. 40 kr. begehrte, und bei 
der Streitverhandlung den Antrag stellte, den Beklagten zur Zahlung 
dieses Betrages zu verurtheilen. 

Der Beklagte bestritt, dass er dem Kläger am 18. Juli eine Lohn- 
zubesserung versprochen habe und beantragte die Abweisung der Klage. 

Der Kläger gab unter Eid an, dass ihm das von der Gegenseite 
bestrittene Versprechen gegeben wurde. 

Der Geklagte vmrde verurtheilt, dem Kläger den Betrag von 
1 fl. 20 kr. zu bezahlen; der Mehranspruch* wurde zurück- 
gewiesen. 

Gründe: Die beschworenen Klagsangaben überzeugten das 
Gericht von der Richtigkeit des vom Kläger behaupteten und vom 
Beklagten bestrittenen Versprechens einer Lohnzulage. 

Da jedoch diese Zusage erst am 18. Juli erfolgte und deren 
Rückwirkung auf die vorausgegangene Zeit weder besonders verlangt, 
noch auch versprochen worden war, und da der Kläger überdies in 
der Zeit bis 16. Juli für die beschleunigte Fertigstellung eines Portales 
eine Zulage in der Höhe von 1 fl.. erhalten hatte, ohne dass hiebei 
von ihm ein anderes Verlangen, als das einer ferneren Aufbesserung 
des Lohnes für die Dauer seiner Verwendung bei Bauten gestellt 
worden wäre, so konnte dem Kläger eine Lohnzulage nur für die Zeit 
vom 18. bis 30. Juli, somit für 12 Arbeitstage in der begehrten und 
als angemessen befundenen Höhe von 10 Kreuzern täglich zuerkannt 
werden, sein Mehranspruch aber keine Berücksichtigung finden. 

Es war daher vne geschehen zu erkennen. 

Nr. 78. 
Rücktritt des Principals vor Antritt des Dienstes durch denlfandlungs- 
gehilfen verpflichtet den Principal zum Ersätze des Gehaltes und der 
sonstigen Bezüge für die KUndigungszeit; bei Reisenden bilden die 
Diäten einen Theil der vertragsmfifligen Entlohnung (^. 84 und 92 
Gew. 0. 1155 a. b. G. B.). 

Cr. VI 72/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 20, Marx 1899, g— , 

bestfitigt durch Urtheil des k. k. Landesgerichtes Wien als Bemfangsgericht 

Cg. YI 139/99. 
vom 18. Aprü 1899, -^^^ ^ — - — . 

Der Kläger wurde am 15. December 1898 von dem Beklagten 
als Reisender mit einem monatlichen Gehalte von 75 fl. und taglichen 
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Diäten von 9 fl. angestellt, der Dienst war um den 22. December 
anzutreten. 

Kläger sollte anfangs Jänner die Reise antreten, und zwar sollte 
die Reise in den ersten 4 Wochen als Probetour gelten. Als Kläger 
sich am 24. December 1898 zum Dienstantritte meldete, verweigerte 
ihm Beklagter ohne Grund den Antritt des Dienstes. 

Kläger belangte den Beklagten auf Zahlung von 75 fl. als ein- 
monatlichen Lohn und von 60 fl. fär Entgang an Reisediäten. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die angesprochenen Beträge vmrden dem Kläger 
zuerkannt, weil durch Verschulden des Beklagten die Dienste nicht 
zustande gekommen sind, der Kläger aber zur Dienstleistung bereit 
war. Gemäß §. 1155 a. b. G. B. hat demnach der Beklagte dem Kläger 
den vereinbarten einmonatlichen Lohn per 75 fl. und für Entgang an 
Reisediäten den nach Abrechnung der eigentlichen Reiseauslagen für 
angemessen erachteten Betrag von 60 fl. zu ersetzen (§§. 84, 92 
Gew. 0. 1155 a.b. G.B.), 

Nr. 79. 

Eine Kündigung muss, um rechtsverbindlich zu sein, einen bestimm- 
ten Endtermin enthalten; eine an alle Arbeiter eines gewerblichen 
Unternehmens gerichtete Kündigung gilt nur für die bei dem l(Undi« 
gungsacte anwesenden Arbeiter* 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 2. Jänner 1899, Cr. 11 46/98. 

Dem in der SchafwoUwarenfabrik der Firma H. E. & Comp, mit 
einem Wochenlohne von 6 fl. bediensteten Weber J. S. wurde, obwohl 
die Fabriksordnung eine nur Stägige Kündigung normiert, am 26. No- 
vember 1898 litägig gekündigt. 

Nach Ablauf der Kündigungsfrist wurde dem J. S. auf sein drin- 
gendes Bitten wieder Arbeit gegeben. Am 17. December 1898 erklärte 
sich nun die obige Firma als insolvent; der Chef gab den Auftrag, alle 
Arbeiter in das Gomptoir zu berufen und erklärte den daselbst ver- 
sammelten Arbeitern, dass er ihnen mit Rücksicht auf die einge- 
tretene Zahlungsunfähigkeit der Firma Stägig kündige. 

J. S. war zur Zeit dieser Kündigung weder in der Fabrik, noch 
auch im Gomptoir anwesend und erfuhr die allgemeine Kündigung nur 
durch Erzählungen seiner Kameraden. Er fragte noch an demselben 
Tage den Webmeister K. T., ob die allgemeine Kündigung wirklich 
erfolgt sei. Dieser erwiderte ihm lediglich, dass sich die Firma als 
insolvent erklärt habe und nur mehr die vorhandenen Vorräthe auf- 
arbeiten werde, was immerhin noch einige Tage, eventuell länger als 
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8 Tage dauern könne; jedenfalls werden nur soviele Arbeiter in der 
Fabrik behalten, als zur Vollendung der Arbeiten unbedingt nothwendig 
seien. 

J. S. arbeitete nun die folgende Woche vom 19. bis 24. De- 
cember 1898. 

Als er nach den Weihnachtsfeiertagen am 27. December 1898 
in die Fabrik kam, wurde ihm unter Hinweisung auf die am 
17. December erfolgte allgemeine Kündigung keine. Arbeit mehr 
gegeben und das Arbeitsbuch zurückgestellt. 

J. S. belangte mm die Firma H. E. & Comp, auf Bezahlung des 
Lohnes für eine 8tägige Kündigungsfrist im Betrage von 6 fl. mit der 
Begründung, dass er ungerechtfertigterweise entlassen worden sei. 

Der Vertreter der geklagten Firma berief sich zur Entkräftung 
des klägerischen Anspruches zunächst auf die am 26. November 1898 
erfolgte Kündigung mit dem Bemerken, dass Kläger nach Ablauf dieser 
Kündigungsfrist nur auf sein dringendes Bitten, aus reiner Gefälligkeit 
und mit Rücksicht auf seine Nothlage weiter in Arbeit belassen worden 
ist, dass jedoch die Firma jederzeit berechtigt war, den Kläger zu ent- 
lassen; weiters habe für den Kläger die allgemeine Kündigung am 
17. December 1898 ebenso wie für alle anderen Arbeiter gegolten 
und endlich sei dem Kläger an demselben Tage durch den Webe- 
meister K. T. von der Insolvenz der geklagten Firma und der beab- 
sichtigten Entlassung von Arbeitern Mittheilung gemacht worden, 
welch letztere die Bedeutung einer Kündigung habe. 

Die nach Ablauf der Stägigen Kündigungsfrist am 27. December 
1898 erfolgte Auflösung des Arbeitsvertrages sei also eine voU- 
kommen correcte. 

Das Gewerbegericht verurtheilte die geklagte Firma zur 
Bezahlung des Lohnes für die 8tägige Kündigungsfrist 
im Betrage per 6 fl. sammt Processkosten aus nachstehenden 
Gründen: 

Die am 26. November 1898 erfolgte Kündigung hat dadurch 
ihre Wirksamkeit verloren, dass dem Kläger nach Ablauf der 14tägigen 
Frist wieder Arbeit gegeben und ein neuer Arbeitsvertrag geschlossen 
worden ist, zu dessen Lösung abermals eine ordnungsmäßige Kündi- 
gung erfordert werden muss. 

Das Motiv, das die geklagte Firma bei Abschließung dieses 
neuen Vertrages leitete, nämlich das Mitleid mit der Nothlage des 
Klägers, ist für die rechtliche Natur des Vertrages gleichgiltig. 

Die am 17. December 1898 im Comptoir erfolgte Kündigung 
gilt für den Kläger nicht, weil er damals nicht anwesend war. 

Ebensowenig, als es zulässig ist, mit einer Mehrheit von Einzeln- 
personen ohne Unterscheidung der einzelnen Individuen einen Arbeits- 
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vertrag zti schließen, ebensowenig kann einer GoUectivkündigung ver- 
traglösende Bedeutung für die einzelnen Arbeiter beigemessen werden. 

Kündigt also ein Fabriksherr seinen zusammengerufenen Arbei- 
tern, so gilt diese Kündigung doch nur für die anwesenden Arbeiter; 
und keinesfalls auch für jene Abwesenden, die von der allgemeinen 
Kündigung erst durch dritte Personen Kenntnis erlangen. 

Hiebei ist es gleichgiltig, dass der Fabriksherr den Befehl gabj 
alle seine Arbeiter zusammenzurufen, und der Meinung war, er spreche 
zu allen seinen Arbeitern. 

Was schließlich die Mittheilung betrifft, die dem Kläger nach 
der allgemeinen Kündigung von dem Webmeister K. T. gemacht 
worden ist, so kann in dieser eine giltige Kündigung wegen der Unbe- 
stimmtheit des Endtermines nicht erblickt werden, zumal es nicht 
angeht, den Tag der Auflösung des Arbeitsverhältnisses gänzlich der 
Willkür des Arbeitgebers zu überantworten. 

Die geklagte Firma war daher gemäß §.84 G. 0. und §.41 
C. P. 0. nach dem Klagebegehren zu verurtheilen. 

Nr. 80. 

Der Umstand, dass die Arbeitsordnung zur Zeit des Eintrittes des 
Arbeiters, wiewohl sie gewöhnlich in der Werkstätte angeschlagen 
war, zeitweise abgenommen wurde, ist unerheblich, wenn der 
Arbe iter beim Dienstantritte mit seiner Unterschrift bestätigt hat, 
die Arbeitsordnung gelesen zu haben. 

Cr. I 44/98 
ürtheil des Gewerbegerichtes Reichenberg vom 12. August 1898, — '■ 



Der klägerischen Behauptung, dass zwischen den Parteien eine 
Kündigungsfrist nicht vereinbart war, dass somit gemäß §.77 Gew. 0. 
eine 14tägige Kündigungsfrist vorauszusetzen ist, wird von der 
Beklagten die Anführung entgegenstellt, dass in ihrer Unternehmung 
eine Arbeitsordnung besteht, wonach die Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses ohne vorgängige Kündigung erfolgen kann, dass diese Arbeits- 
ordnung in der Werkstatt angeschlagen v^ar und dem Kläger bei 
seinem Arbeitsantritte bekannt gegeben wurde. 

Die Beklagte legt zum Beweise dessen 

1. die Arbeitsordnung ddo. 15. December 1894, bestätigt vom 
Magistrate Reichenberg; 

2. ein Bestätigungsbuch vor, in dem die Arbeiter der Firma 
mit iÜrer Unterschrift bestätigen, dass sie diese Arbeitsordnung gelesen 
haben und sich ihr unterwerfen. 
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Seine in diesem Buche vorkommende Unterschrift erklärt der 
Kläger für echt, gibt jedoch an, dass ihm der Grund und Zweck dieser 
Fertigung nicht bekannt gewesen sei, und dass er eine Arbeitsordnung 
weder gesehen noch gelesen habe. Zeuge 0. K. gibt beeidet an, dass 
er dem Kläger bei seinem Eintritte das Bestätigungsbuch zur Unter- 
schrift vorgelegt und ihm milgetheilt habe, dass er mit seiner Unter- 
schrift bestätige, die Arbeitsordnung sei ihm bekannt; Zeuge habe ihn 
ferner zum Werkführer gewiesen, damit er sich dort die Arbeitsord- 
nung geben lasse. Zeuge A. E. sagt unter Eid aus, dass die Arbeits- 
ordnung wegen einer vorzunehmenden Änderung zeitweise aus der 
Werkstatt, in der sie stets angeschlagen war, herabgenömmen, dann 
aber wieder daselbst angeschlagen wurde. 

Der Klagsanspruch wurde abgewiesen. 

Gründe. Auf Grund des Thatbestandes ist festgestellt: 

1 . dass zur Zeit des Eintrittes des Klägers in die Arbeit bei der 
geklagten Firma eine gewerbebehördlich bestätigte Arbeitsordnung, 
wonach die Auflösung des Arbeitsverhältnisses ohne vorhergehende 
Kündigung festgesetzt ist, bestand, dass sie gewöhnlich in der Werk- 
stätte angeschlagen, jedoch zur Zeit des Eintrittes des Klägers wegen 
einer an ihr vorzunehmenden Änderung zeitweise abgenommen war 

2. dass Kläger mit seiner Unterschrift bestätigt hat, diese 
Arbeitsordnung gelesen zu haben und dass er behufs Entgegennahme 
der Arbeitsordnung an den Werkführer gewiesen wurde. 

Hiedurch erscheint erwiesen, dass der Arbeitgeber der ihm 
durch § 88 a. Gew. 0. auferlegten Verpflichtung des Anschlages der 
Arbeitsordnung in der Betriebsstätte, in der sie regelmäßig ausgehängt 
war, und der Verlautbarung an den Arbeiter genügt hat. Denn als eine 
solche Verlautbarung muss der Hinweis des Arbeiters auf den Umstand, 
dass eine Arbeitsordnung bestehe, und dass deren Inhalt bei dem 
Werkmeister eingesehen werden könne, umsomehr erblickt werden, 
als die Tendenz der Vorschrift der Verlautbarung offenbar dahin geht, 
dem eintretenden Arbeiter die in der Arbeitsordnung enthaltenen 
Arbeitsbedingungen zur Kenntniss zu bringen, was ebensowohl durch 
Vorlesung, Behändigung als durch bloßen Hinweis auf den Bestand 
und Aufbewahrungsort der Arbeitsordnung geschehen kann. 

Hat nun der Kläger die ihm ausdrücklich zur Einsicht frei- 
gestellte Arbeitsordnung nicht eingesehen, jedoch schriftlich bestätigt, 
dass er sie gelesen habe und sich ihr unterwerfe, so hat er damit 
zugestanden, dass ihm die Bestimmungen der Arbeitsordnung bekannt 
gegeben wurden. 

Steht dieses Bekenntnis mit der Wahrheit in Widerspruch, und 
hat er die ihm aiisdrücklich gebotene Gelegenheit, in die Arbeitsord- 
nung Einblick zu nehmen, unbenutzt gelassen, wogegen allerdings die 
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Vermulhung des §. 1297 a. b. G. B. sprechen würde, so hat er die 
Folgen dieser selbstverschuldeten Unterlassung auch selbst zu verant- 
worten. 

An der Sachlage wird durch den Umstand nichts geändert, dass 
die Arbeitsordnung zur Zeit des Eintrittes des Klägers zeitweise abge- 
nommen war, weil der durch § 88 a Gew. 0. geforderte Anschlag der 
Arbeitsordnung der Natur der Sache nach nicht so ausgelegt werden 
kann, dass er unter keinen Umständen durch Abnahme unterbrochen 
werden dürfte. Eine zeitweilige Entfernung der Arbeitsordnung von der 
Anschlagstelle ist aus verschiedenen Gründen, z.B. wegen Vornahme von 
Abänderungen, Unleserlichwerden oder Beschädigung u. dgl. nicht 
zu vermeiden und § 88 a Gew. 0. fordert auch nicht, dass die Arbeits- 
ordnung gerade zur Zeit des Eintrittes des Arbeiters angeschlagen sei. 



Nr, 81. 

Angesichts der im § 88 a Gew. 0. geforderten Verlautbarung der 
Arbeitsordnung ist der Umstand, ob der Arbeiter von der in Frage 
stehenden, durch die Arbeitsordnung festgesetzten Bestimmung that- 
sächlich Kenntnis hatte oder nicht, von keinem Belang. Wurde der 
Arbeiter ohne Einhaltung der Kündigungsfrist entlassen, so kann 
er nicht verpflichtet werden, nach der Entlassung während der 
Dauer der Kündigungsfrist die frühere Arbeit wieder aufzunehmen. 

Gr. I 11/99 
Urtheil des Gewerbegerichtes Reichenberg vom 16. Jänner 1899 ;; . 



Kläger wurde ohne Kündigung entlassen und verlangt deshalb 
die Vergütung für eine 14tägige Kündigungsfrist. 

Zugestanden ist, dass eine Kündigungsfrist mündlich nicht 
vereinbart v\rar, doch wird eingewendet: 

1 . dass die in der Betriebsstätte angeschlagene Arbeitsordnung 
ausdrücklich das Entfallen einer Kündigung festsetzte ; 

2. dass diese Bestimmung dem Kläger bekannt war; 

3. dass dem Kläger nachträglich nach dessen Entlassung, als er 
auf einer 14tägigen Kündigung bestand, bekannt gegeben wurde, er 
möge jene 14 Tage bei dem Beklagten abarbeiten, was Kläger 
ablehnte. 

Zugestanden wird von dem Beklagten, dass die Arbeitsordnung 
dem Kläger nicht verlautbart wurde und dass Kläger gleich bei seiner 
Entlassung auf eine Vergütung für die 14tägige Kündigungsfrist 
bestand. 

VI 



82 Gewerbegerichtliche Entscheidungen Nr. 81. 

Der Kläger gibt zu, von der Existenz der Arbeitsordnung Kennt- 
nis gehabt zu haben, stellt jedoch in Abrede, dass er deren Bestim- 
mung über die Kündigung gekannt habe. 

Der Klagsanspruch wurde als begründet anerkannt. 

Durch § 88 a Gew. 0. wird nebst dem Anschlage in der Betriebs- 
stätte die Verlautbarung der Arbeitsordnung an den Hilfsarbeiter 
bei dessen Eintritte vorgeschrieben. 

Die Verlautbarung hat den Zweck, dem eintretenden Arbeiter 
die wesentlichsten Bestimmungen der Arbeitsbedingnisse bekanntzu- 
geben und kann durch Vorlesen, Behändigung und selbst durch bloßen 
ausdrücklichen Hinweis auf die Arbeitsordnung geschehen. 

Durch die ausdrückliche oder stillschweigende Annahme der 
ihm bekanntgemachten Arbeitsordnung unterwirft sich erst ilcr 
Arbeiter den von dem Arbeitsgeber vorgeschlagenen Arbeitsbedin- 
gungen auf Grund freier Übereinkunft (§72 Gew. 0.) und erst mit 
diesem Acte erlangt die Arbeitsordnung den rechtlichen Charakter und 
die Rechtswirksamkeit eines Vertrages (§ 861 a. b. G. B.), 

Die Verlautbarung der Arbeitsordnung ist somit ein zur wirk- 
samen Abscliließung des Arbeitsvertrages unerlässlicher FormalacU 
worauf auch die imperative Form des die Verlautbarung anordnenden 
Gesetzestextes (i,zu verlautbarende**, „muss*) mit Deutlichkeit hin- 
weist, und kann deshalb von diesem Acte auch dann nicht abgesehen 
werden, wenn der Arbeiter sonst auf zufällige Weise den Inhalt der 
Arbeitsordnung in Erfahrung gebracht oder zur Kenntnis genommen 
hätte. Nachdem eine solche Verlautbarung zugestandenermaßen nicht 
erfolgt ist, eine anderweitige mündliche oder schriftliche Übereinkunft 
betreffs der Kündigungsfrist nicht stattgefunden hat, so wird gemäß 
§ 77 Gew. 0. eine 14tägige Kündigungsfrist vorauszusetzen sein und 
erscheint der vom Kläger geltend gemachte Anspruch auf eine Ver- 
gütung von 1 4 Tagen, welche dem zweiwöchentlichen Lohn von 1 4 fl. 
entspricht gesetzlich begründet. 

Unberücksichtigt musste femer die Thatsache gelassen werden, 
dass der Beklagte den Kläger nach dessen Entlassung und nach Ein- 
bringung der Klage erfolglos aufgefordert hat, durch 14 Tage (die 
Dauer der 14tägigen Kündigungsfrist) die Arbeit bei ihm fortzusetzen, 
weil mit der Entlassung des Arbeiters das Arbeitsverhältnis zwischen 
Arbeitgeber und Arbeiter aufgelöst ist (§82 Gew. 0.), und der entlassene 
Arbeiter nach Auflösung des Arbeitsvertrages nicht mehr dazu ver- 
halten werden kann, die Arbeit bei dem Arbeitgeber wieder aufzuneh- 
men, hiezu vielmehr der Abschluss eines neuen Arbeitsvertrages erfor- 
derlich ist. Ebenso gleichgiltig ist es für die Beurtheilung des Rechts- 
falles, ob der Kläger beim Abgange aus der Arbeit sein Arbeitsbuch 
gefordert oder es bei dem Beklagten gelassen hat. 
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Nr. 82. 

AusschlieRliche Compefenz der Gewerbegerichte in Streitigiceiten 
Über Ansprüche aus dem gewerblichen Arbeits-, Lehr- und Lohn« 
Verhältnisse, die der Anmeldung im Concurse nicht unterliegen. 
Eintreten der Concursmasse in die von dem Cridar geschlossenen 
Arbeitsverträge durch Fortbetrieb des gewerblichen Unternehmens 
nach der ConcurserSffnung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 6. Februar 1899, Gr. II 8/99. 

In der Tuchfabrik der Firma K. J. K. war J. D. als Schermeister 
mit einem Wochenlohne von 18 fl., A. St. als Walkmeister mit einem 
Wochenlohne von 25 fl., W. K. als Manipulant mit einem Wochen- 
lohne von 12 fl. und endlich J. W. als Spinnmeister mit einem 
Wochenlohne per 20 fl. bedienstet. 

Bei ihrem Dienstantritte hatten die genannten Personen mit dem 
Inhaber der Firma eine sechswöchentliche Kündigungsfrist vereinbart. 
Am 15. December 1898 wurde über das Vermögen der oben- 
genannten Firma der Goncurs eröffnet; der Masseverwalter führte das 
Geschäft weiter, zahlte den Bediensteten den bisherigen Lohn und 
nahm von diesen auch die bisherige Arbeit entgegen. 

Am 14. Jänner 1899 kündigte er nun den vier ebgenannten 
Personen den Dienst vierzehntägig auf, ließ sie jedoch nach Ablauf 
der Kündigungsfrist weiter arbeiten. 

Am 4. Februar 1899 verweigerte er die Bezahlung des Lohnes 
für die Woche vom 30. Jänner bis 4. Februar 1899. 

Die eingangs erwähnten Personen traten nun klagbar gegen die 
Concursmasse auf und verlangten : 

1 . Verurtlieilung der geklagten Masse zur Bezahlung des rück- 
ständigen Wochenlohnes für die Woche vom 30. Jänner bis 4. Fe- 
bruar 1899 binnen 14 Tagen bei sonstiger Execution; 

2. die urtheilsmäßige Feststellung, dass die geklagte Masse 
gehalten sei, den Dienstvertrag nach Maßgabe der von den Klägern 
mit dem Cridar seinerzeit vereinbarten Kündigungsfrist, also mit 
Rücksicht auf die am 14. Jänner 1899 erfolgte Kündigung noch bis 
25. Februar 1899 gegen Zahlung des vereinbarten Wochenlohnes 
fortzusetzen ; 

3. Processkostenersatz. 

Bei der Streitverhandlung bestritt der Masseverwalter, dass die 
Ansprüche des Klägers mittels Klage geltend gemacht werden könnten, 
sie wären vielmehr im Concurse anzumelden ; er bestritt die Zuständig- 
keit des Gewerbegerichtes, weil diese Klage, wenn überhaupt zulässig, 
nur vor dem Concursgerichte erhoben werden könnte und behauptete 

vr 
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endlich, dass die Masse in die von dem Gridar mit den Klägern 
geschlossenen Arbeitsverträge nicht eingetreten und daher auch an die 
sechswöchentliche Kündigungsfrist nicht gebunden sei ; für die Masse 
gelte nur die gesetzliche Kündigungsfrist von 14 Tagen. 

Das Gevsrerbegericht gab derKlagein allen Punkten Folge aus 
nachstehenden Gründen: Die Kläger sind, wie weiter unten ausgeführt 
werden wird, Massegläubiger, und daher berechtigt, ihre Ansprüche 
gegen die Masse klagsweise geltend zu machen. 

Das angerufene Gewerbe gericht hielt sich trotz Bestandes des 
laut Artikel VII des Einführungsgesetzes zur Jurisdiction snorm auf- 
recht erhaltenen §. 138, Goncursordnung für zuständig, weil die 
§§. 3 und 23 des Gewerbegerichtsgesetzes zur Entscheidung der im 
g. 4 dieses Gesetzes bezeichneten Streitigkeiten, zu denen auch der 
vorliegende Rechtsfall gehört, das Gewerbegericht mit Ausschluss 
aller anderen Gerichtsstände für zuständig erklären. 

Dass die Kläger als Massegläubiger anzusehen sind, ergibt sich 
aus §. 29 Z. 3, Goncursordnung; nach dieser Gesetzesstelle gehören 
nämlich alle Ansprüche aus Rechtsgeschäften, die zur Zeit der 
Goncurseröffnung noch nicht erfüllt oder noch nicht beendet sind, 
und insoweit die Masse an Stelle des Gridars in dieselben eingetreten 
ist, zu den Masseschulden. 

Die zwischen den Klägern und dem Gridar abgeschlossenen 
Lohnverträge waren nun, weil auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, 
zur Zeit der Goncurseröffnung am 15. December 1898 noch nicht 
erfüllt oder beendet. 

Dadurch, dass die Goncursmasse durch volle vier Wochen den 
Betrieb der Fabrik des Gridars weiterführte, die Kläger weiter arbeiten 
ließ und ihnen die bisherigen Löhne ausbezahlte, hat sie ihren Willen 
zu erkennen gegeben, dass sie in die von dem Gridar abgeschlossenen 
Lohnverträge eintrete (§. 863 a. b. G. B.). 

Das Ansuchen um Bestimmung einer Frist im Sinne des §. 22 
lit. c der Goncursordnung war bei Vorhandensein dieser Willens- 
erklärung nicht nothwendig. 

Da nun weiters nach §.22 lit. c, Abs. 2 der Goncursordnung 
das Rechtsgeschäft, in das die Masse eingetreten ist, von beiden 
Theilen vollständig erfüllt werden soll, so unterliegt es keinem 
Zweifel, dass der Masse Verwalter an die zwischen dem Gridar und 
den Klägern vereinbarten sechswöchentlichen Kündigungsfristen 
gebunden ist. 

Die am 14. Jänner 1899 erfolgte vierzehntägige Kündigung ist 
demnach vertragswidrig und bedeutungslos, weshalb dem Klage- 
begehren vollinhaltlich sta ttgegeben wurde. 
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Nr. 83. 

Bei Nichteinhaltung der vereinbarten Kündigungsfrist seitens des 
Arbeitgebers findet §. 84 Gew. 0. Iceine Anwendung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes in BieUtz vom 21. Februar 1899, 

Cr. n 12/99. 

Dem in der Tuchfabrik des M. P. mit einem Wochenlohne 
von 5 fl. beschäftigten Weber M. K. wurde am 4. Februar 1899 auf 
Grund der ihm bei seinem Dienstantritte nicht kundgemachten Fabriks- 
ordnung achttägig gekündigt. 

Als er nach Ablauf der Kündigungsfrist am 13. Februat 1899 
in die Fabrik kam, wurde er zur Arbeit nicht mehr zugelassen und 
ihm sein Arbeitsbuch zurückgestellt. 

M. K. überreichte nun gegen M. P., gestützt auf §. 84 Gew. 0. 
eine Klage auf Bezahlung des Lohnes für eine 1 4tägige Kündigungs- 
frist im Betrage von 10 fl. 

M. P. berief sich auf die in dem Arbeitssaale placatierte Fal)riks- 
ordnung und bezeichnete die am 4. Februar 1899 erfolgte Kündigung 
als eine rechtmäßige. 

Das Gewerbegericht verurtheilte den Geklagten zur 
Zuhaltung des Arbeitsvertrages durch eine Woche, das ist 
durch sechs Arbeitstage und zum Processkostencrsatze und 
wies den Kläger mit seinem Mehranspruche ab aus nachstehenden 
Gründen: 

Da die Fabriksordnung entgegen der ausdrücklichen Vorschrift 
des §. 88 a Gew. 0. dem Kläger bei seinem Dienstantritte nicht kund- 
gemacht wurde, so gilt vorliegend gemäß §. 77 Gew. 0. eine 
14tä^ge Kündigungsfrist, weshalb dem Kläger noch eine Arbeits- 
woche zugute kommt. 

Mit Unrecht beruft er sich jedoch auf §. 84 Gew. 0., welche 
Gesetzesstelle nur die Auflösung des Arbeitsvertrages im Sinne der 
§§. 82 und 101 Gew. 0., nicht aber auch den Fall betrifft, wenn 
dem Hilfsarbeiter ohne Einhaltung der gesetzlichen oder vertrags- 
mäßigen Frist gekündigt wird. 

In diesem Falle ist der Arbeitsgeber lediglich verpflichtet, den 
Arbeitsvertrag noch für den Rest der Kündigungsfrist zuzuhalten und 
der Arbeiter dagegen gehalten, in dieser Zeit die vertragsmäßige 
Arbeit zu leiten, wenn er den Lohn beanspruchen will. 

Die Worte im §. 84 Gew. 0. — „beziehungsweise für den 
noch übrigen Theil der Kündigungsfrist" — widersprechen dieser 
Auffassung deswegen nicht, weil diese Gesetzesstelle den Fall voraus- 
setzt, dass einem Hilfsarbeiter von seinem Herrn wohl gekündigt 
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worden ist, dass jedoch während der Kündigungsfrist entweder einer 
der im §. 82a Gew. 0. vorgesehenen Fälle eintritt oder aber seitens 
des Arbeitgebers gegen den Hilfsarbeiter mit Unrecht einer der 
Entlassungsgründe im Sinne des §. 82 Gew. 0. geltend gemacht wird. 

Die verschiedenartige Behandlung dieser Fälle ist auch gerecht- 
fertigt durch die Rücksichtnahme auf das Ehrgefühl des Hilfsarbeiters, 
dem es nicht gleichgiltig sein kann, ob das Arbeitsverhältnis durch 
Kündigung oder Entlassung aufgelöst wird. 

Es war daher, wie oben angeführt, zu erkennen. 

Der Spruch über die Kosten gründet sich auf §§. 41 und 43 
C. P. 0. 

Nr. 84. 

Der Anspruch des Arbeiters auf die 14 tägige Kündigung, eventuell 

Ersatz für die Kündigungsfrist setzt zwar einen in gesetzlicher Form 

geschlossenen Arbeitsvertrag voraus, die Festsetzung des Lohnes 

ist aber zur Giltigkeit des Arbeitsvertrages nicht erforderlich. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 31. August 1898, Gr. I 37/98. 

Der Gärtnergehilfe Josef W. belangte den Handelsgärtner Franz 
Gh. auf Zahlung von 91 fl. 50 kr. 

Kläger behauptet vom Beklagten als Gärtnergehilfe ohne vor- 
läufige Bestimmung eines Lohnes in die Arbeit aufgenommen worden 
zu sein. Vor Antritt dieser Arbeit habe ihm Beklagter angezeigt, dass er 
ihn nicht brauchen könne und ihn nicht aufnehme. 

Kläger beansprucht an Schadenersatz für Zureisekosten, Ver- 
dienstentgang 64 fl. — kr. 

Ersatz für den Entgang der 1 4 tägigen Kündigungs- 
frist auf Grundlage des ortsüblichen Lohnes 27 „ 50 , 

zusammen 91 fl. 50 kr. 

Beklagter bestreitet, den Kläger in die Arbeit aufgenommen zu 
haben, es hätten nur unverbindliche Vorbesprechungen stattgefunden 
und es sei nicht einmal der Lohn vereinbart worden. 

Das Gewerbegericht hat das Klagebegehren abgewiesen aus 
nachstehenden Gründen: 

Das Beweisverfahren in der Richtung, ob Kläger vom Beklagten 
in die Arbeit aufgenommen wurde, ist zu Ungunsten deö* Klägers aus- 
gefallen und hat ergeben, dass thatsächlich zwischen den Streit- 
parteien nur unverbindliche Vorbesprechungen stattgefunden haben. 

Auf den Umstand, dass bezüglich des Lohnes keine Verein- 
barung getroffen wurde, hat das Gewerbegericht bei Beurtheilung 
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dieser Frage kein Gewicht gelegt, denn bei mangelnder Lohnverein- 
barung wird angenommen, dass die Parteien in einen angemessenen 
Lohn gewilligt haben, dessen Höhe nach §. 1 1 52 a. b. G. B. der Rich- 
ter bestinmit. Der Lohnvertrag selbst ist giltig. 

Im gegebenen Fall ist aber nach dem Ergebnisse des Beweis- 
verfahrens eine Aufnahme des Klägers in die Arbeit überhaupt nicht 
erfolgt und daher erscheinen alle dessen Ansprüche, insbesondere 
auch der Anspruch auf Ersatz für die Kündigungsfrist hinfällig. 

Nr. 85. 

Die Worte des Arbeitgebers ^^Paclcen Sie sich sofort aus der 
Arbeit'' enthalten dem Arbeiter gegenüber eine sofortige Entlas- 
sung und geben Letzterem , falls die Entlassung eine grundlose 
ist, Anspruch auf Ersatz für den Entgang der Kündigungsfrist 

(§. 84 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 31. August 1898, Gr. I 38/98. 

Der Bäckergehilfe Dominik P. belangte den Bäckermeister 
Gustav L. auf Zahlung von 13 fl. 50 kr. als Ersatz für die 14 tägige 
Kündigungsfrist y^egen grundloser Entlassung. 

Beklagter bestreitet, den Kläger grundlos entlassen zu haben. 
Er habe dem Kläger aufgetragen, die Arbeit eines abv^resenderi Gesellen 
zu verrichten. Kläger erwiderte jedoch, er könne dies nicht thun, er 
habe die ihm obliegende Arbeit gemacht und sei zu der ihm nun auf- 
getragenen Arbeit zu schv^^ach. Beklagter sagte hierauf dem Kläger: 
»So packen Sie sich sofort aus der Arbeit". 

Das Gewerbegericht verurtheilte den Beklagten zur Bezah- 
lung des eingeklagten Betrages aus folgenden Gründen: 

Die Weigerung des Klägers, die ihm aufgetragene Arbeit zu 
leisten, wurde als gerechtfertigt erkannt, da diese Arbeit dem Arbeits- 
vertrage zuwiderlief. 

Beim Bäckergewerbe hat jeder Gehilfe eine Arbeit gewdsser Art 
zu verrichten (Mischer, Schießer etc.) und wird speciell für diese 
Arbeit aufgenommen. Aus diesem Grunde und auch mit Rücksicht 
darauf, dass zum größten Theile die Arbeitszeit in die Nacht fällt, 
erscheint der Bäckergehilfe nicht verpflichtet, eine andere vertragsmäßig 
nicht bedungene Arbeit zu verrichten. Andererseits liegt in den Worten : • 
„Packen Sie sich sofort aus der Arbeit" eine sofortige unbegründete 
Entlassung. 

Der Kläger war daher berechtigt, die Arbeit sofort zu verlassen 
und Ersatz für den Entgang der Kündigungsfrist zu fordern. 
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Nr. 86. 

Eine Aufnahme in die Arbeit ^^zur Aushilfe'' oder bloll ^^provisorisch'' 
ändert nichts an dem Ansprüche des Arbeiters auf die gesetzliche 
Kündigungsfrist, falls der Zeitpunkt, wann die Aushilfe oder das 
Provisorium enden soll, nicht genau bestimmt ist. Der Entlas$ungs- 
grund des §. 82 lit. d Gew. 0. gilt auch dann, wenn das Vergehen 
nicht während des Arbeitsverhältnisses stattgefunden hat, insolange 
die Strafe nicht abgebUsst oder das Vergehen nicht verjährt ist 
(§§. 77 und 82 lit. d Gew. 0., §. 869 a. b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 14. September 1898, 
Gr. I 54,98. 

Der Bäckergehilfe JakoB G. belangte den Bäckermeister Moritz F. 
auf Zahlung einer Entschädigung per 27 fl. 20 kr. für den Entgang 
der 1 4 tägigen Kündigungsfrist infolge grundloser Entlassung. 

Beklagter wendet ein, Kläger sei nur als Aushelfer, somit pro- 
visorisch bei ihm eingetreten; auch habe er erfahren, dass Kläger 
wegen Diebstahls zu drei Wochen schweren Kerkers verurtheilt worden 
sei und wegen des Strafantrittes ausgeforscht werde, weshalb er den 
Kläger sofort entlassen habe. 

Die Abstrafung und Ausforschung gibt Kläger zu, bestreitet 
jedoch, dass er bloß als Aushelfer eingetreten sei. 

Das Gewerbegericht hat das Klagebegehren abgewiesen aus 
nachsiehenden Gründen: 

Es ist unzweifelhaft stillschweigend ein Arbeitsvertrag zwischen 
den Streittheilen zustande gekommen-, da beide Theile wussten, 
welche Arbeit zu leisten und welcher Lohn zu bezahlen war. Ein 
solches Arbeitsverhältnis ist bei Abgang einer besonderen Vereinbarung 
über die Kündigung nur gegen gesetzliche 14tägige Kündigung lösbar. 

Die Festsetzung eines Provisoriums ohne genaue Bestimmung 
des Zeitpunktes, wann dasselbe enden soll, erscheint als eine undeut- 
liche Vertragsbestimmung nach §. 869 a. b. G. B. ohne jede rechtliche 
Wirkung. 

Dagegen musste der Klagsanspruch abgewiesen werden, weil 
Kläger, wie er zugesteht, vor Eingehung des Arbeitsverhältnisses wegen 
Diebstahls zu drei Wochen schweren Kerkers verurtheilt und wegen seines 
Strafantrittes ausgeforscht wurde. 

Beklagter hatte also nach §. 82 d Gew. 0. das Recht, den 
Kläger sofort zu entlassen, da sich dieser emer strafbaren Handlung 
schuldig gemacht hat, die ihn des Vertrauens des Gewerbeinhabers 
unwürdig erscheinen ließ, wobei es gleichgiltig ist, ob das Vergehen 
während des gegenwärtigen Arbeitverliältnisses statt gefunden* hat oder 
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nicht, wenn es nur nicht dem Arbeitsgeber bei Eingehung des Ai-beits- 
vertrages bekannt oder verjährt war oder wenn die Strafe bereits 
abgebüsst ist. 

Nr. 87. 

Die Zurücknahme einer ordnungsrnSliig gegebenen Kündigung nicht 

gegenüber dem Arbeiter, sondern gegenüber einer dritten Person 

ist ohne rechtliche Wirl(ung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 14. September 1898, 
Gr. I, 63/98. 

Der Taglöhner Johann D. belangte den Kohlenhändler Joachim H. 
auf Zahlung von 9 fl. als Ersatz für den Entgang der 14 lägigen Kün- 
digungsfrist in Folge grundloser Entlassung. 

Beklagter wendet ein, er habe dem Kläger der sich öfters 
berauschte, 14 Tage vor der Entlassung ordnungmäßig gekündigt. 

Kläger gibt dies zu, behauptet jedoch unter Widerspruch des 
Beklagten, letzterer habe den folgenden Tag nach der Kündigung der 
Frau dfs Klägers erklärt, er werde den Kläger wegschicken, wenn 
er sich noch einmal betrinkt. 

Die Kündigung sei daher zurückgenommen worden. 

Das Gewerbegericht hat das Klagebegehren abgewiesen aus 
nachstehenden Gründen: 

Die zu der Frau des Klägers in dieser Form gemachte Äußerung 
des Geklagten ist ohne rechtliche Wirkung, da sie im allgemeinen 
unklar, nicht dem anderen Vertragstheile gegenüber abgegeben wurde, 
die Frau des Klägers sich nicht als dessen Bevollmächtigte darstellt. 
Übrigens hätte eine solche Erklärung auch vom anderen Vertragstheil 
angenommen werden müssen, zumal der Fall nicht ausgeschlossen ist, 
dass ein Arbeiter die Fortsetzung des Arbeitsvertrages ablehnt, weil er 
anderweitig Arbeit gefunden hat. 

Nr. 88. 

Eine zwei- bis dreitägige Arbeitspause in einer Tuchfabril( wegen 
nothwendiger Reparaturea oder weil die Webeketten noch nicht 
fertig gestellt sind, gibt dem Arbeiter nicht das Recht, das Arbeits- 
verhältnis fUr gelöst zu erklären und Ersatz fUr den Entgang der 
Kündigungsfrist zu verlangen (§. 82 a. lit. e Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 16. September 1898, 
Gr. I 59/98. 

Der Tuchweber Andreas H. beansprucht vom Tuchfabrikanten 
Franz G. den Ersatz für den Entgang der 14 tägigen Kündigungsfrist 
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mit 8 fl. 80 kr., weil der Arbeitgeber nicht imstande ist, ihm Ver- 
dienst zu geben und keine Arbeit für ihn hat. 

Beklagter gibt zu, dem Kläger gesagt zu haben, er möge in zwei 
bis drei Tagen in die Arbeit kommen, er habe jetzt keinen Schuss für 
seinen Stuhl, dies komme aber bei der Weberei sehr oft vor und sei 
kein Grund für die sofortige Lösung des Arbeitsverhältnisses. 

Kläger ist nun nach zwei bis drei Tagen nicht mehr in die 
Arbeit gekommen, obgleich solche dann vorhanden war. sondern er 
hat sofort die Klage überreicht. 

Das Gewerbegericht hat den Klagsanspruch al) gewiesen, denn 
in der Weberei kommt es sehr oft vor, dass bei einem einzelnen 
Arbeiter oder bei dem ganzen Werke 2- bis 3 tägige Arbeitspausen 
eintreten, sei es, dass insbesondere bei kleineren Betrieben der Schuss 
(die Webekette) für den Weber noch nicht fertiggestellt ist, oder dass 
Reparaturen an den Maschinen nothwendig werden. 

Ein solcher Stillstand oder eine solche Arbeitspause wird von 
Seite des Arbeiters als Unvermögen des Arbeitgebers, ihm Verdienst 
zu geben, in der Regel nicht aufgefasst, ist bei der Tucherzeugung bei- 
nahe unvermeidlich und jeder Tuchweber ist auf einen solchen Still- 
sland vorbereitet. Die Unmöglichkeit oder die Weigerung muss eine 
dauernde und nicht eine vorübergehende sein, ein unnöthiger Zeit- 
verlust darf jedoch nicht gemacht werden. Dies war nicht der Fall. 

Deshalb erscheint die Klage unbegründet und musste der Klags- 
anspruch abgewiesen werden. 

Nr. 89. 

Schadenersatzpflicht des Arbeiters für einen Schaden, den er dem 

Arbeitgeber aus Mangel der gehörigen Aufmerksamkeit zufUgt. 

Verschulden beider Theile (1294, 1304 a. b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 23. September 1898, 

Gr. I 61/98. 

Der Tuchfabrikant Alois M. belangte den Webergehilfen Josef W. 
auf Zahlung von 30 fl. als Ersatz für ein von Letzterem schuldbarer 
Weise theilv^reise verdorbenes Stück Tuch. Beklagter hatte nämlich 
beim Weben eines Tuches im Accordlohn mehrere Fäden fallen 
lassen , so dass das fertige Tuch in seiner ganzen Länge einen anders 
gemusterten Streifen zeigte. 

Beklagter bestreitet, dass er an diesem Fehler Schuld trage, da 
der Meister des Klägers den Fehler hätte bemerken und die Fort- 
setzung der Arbeit verhindern sollen, zumal das Woben des Stückes 
durch mehrere Tage dauerte. 
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Der vernommene Sachverständige constatiert, dass der Fehler 
aus Mangel der gehörigen Aufmerksamkeit des Beklagten entstanden 
sei und beziiTert den Schaden auf 24 fl. 

Das Gewerbegericht verurth eilte den Beklagten zur Bezahlung 
des Schadenersatzbetrages per 12 fl. aus folgenden Gründen: 

Das Gewerbegericht nahm nicht nur ein Verschulden des 
Beklagten, sondern auch ein solches des Klägers an. 

Das Weben des circa 48 m langen Tuches dauerte mehrere 
Tage. Der die Aufsicht führende Meister des Klägers, der als Bevoll- 
mächtigter des Letzteren anzusehen ist, wäre bei gehöriger Aufmerk- 
samkeit wohl in der Lage gewesen , den Fehler zu bemerken und zu 
verhindern, dass die Arbeit fehlerhaft fortgesetzt wird, und der Fehler 
sich auf das Stück in dessen ganzen Länge erstrecke. 

Deshalb wurde nach §. 1304 a. b. G. B. erkannt, dass der 
Schaden von beiden Theilen nach gleichen Theilen zu tragen sei, da 
sich nicht feststellen ließ , in welchem Verhältnis beide Theile an dem 
entstandenen Schaden Antheil haben. 



Nr. 90. 

Der Arbeiter haftet dem Arbeitgeber für den durch unbefugtes 
Verlassen der Arbeit verursachten Schaden ^ auch wenn die 

Entlassung aus diesem Grunde nicht erfolgt ist. 
Compensation dieses Schadenersatzanspruches mit dem Ansprüche 
auf Entschädigung für den Entgang der Kündigungsfrist (§. 85 
Gew. 0. §§. 1295, 1438 a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 26. October 1898, 

Gr. I 87/98. 

Der Kupferschmiedgehilfe Johann J. belangte die Firma Qu. & G. 
wegen grundloser Entlassung auf Zahlung von 18 fl. als Ersatz für 
den Entgang der 14tägigen Kündigungsfrist. 

Beklagter y^endet ein, dass Kläger sich vom 15. bis 19. October 
1898, in y^elcher Zeit gerade die dringendsten Arbeiten zu verrichten 
waren, eigenmächtig aus der Arbeit entfernt hat. Er wurde am 
19. October 1898 mittags wieder in die Arbeit aufgenommen; als 
Kläger aber am 22. October 1898 erst um ^/^ 9 Uhr früh verspätet 
in die Arbeit kam, wurde er sofort entlassen. Den durch das Verlassen 
der Arbeit in der Zeit vom 15. bis 19. October 1898 entstandenen 
Schaden setzt der Beklagte mit 10 fl. dem Klagsanspruche compen- 
sando entgegen. 

Das Gewerbegericht verurth eilte die beklagte Firma zur 
Zahlung von 9 fl. aus nachstehenden Gründen: 
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Die Entlassung des Klägers war eine grundlose, denn die 
beklagte Firma hat aus der Thatsache, dass Kläger in der Zeit vom 
15. bis 19. October 1899 ausgeblieben ist, nicht die rechtlichen 
Gonsequenzen gezogen, sondern den Kläger wieder in die Arbeit 
aufgenommen. Das Zuspätkommen am 22. October 1898 erscheint 
bloß als eine Ordnungswidrigkeit und ist kein gesetzlicher Grund zur 
sofortigen Entlassung. 

Kläger hat Anspruch auf 18 fl., als Ersatz für den Entgang der 
14tägigen Kündigungsfrist. 

Dagegen wurde der im Beweisverfahren mit 9 fl. festgesetzte 
Schadenersatzanspruch der beklagten Firma als aufrecht bestehend 
und compeusationsfähig erkannt und von der Klagsforderung in 
Abzug gebracht; denn die Verpflichtung des Klägers zum Schaden- 
ersatze ist im §. 1295 a. b. G. B. (Übertretung einer Vertragspflicht) 
§. 85 Gew. O.'und die Gompensationsfähigkeit, da es sich um gleich- 
artige und als liquid festgestellte Forderungen handelt, nach §. 1438 
a. b. G. B. begründet. 



Nr. 91. 

Ist das Arbeitsverhältnis infolge Verschuldens des Arbeitgebers 
nicht fortgesetzt worden, so gebUrt dem Arbeiter eine an- 
gemessene Entschädigung (§. 1155 a. b. G. B.). Ausmessung des 
Anspruches nach §. 273 C. P. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 9. November 1898, 

Gr. I 101/98. 

Der Tischlergehilfe Franz W. belangte den Tischlermeister 
Johann K. auf Zahlung von 14 fl. wegen am 28. October 1898 
zugesagter, jedoch verweigerter Wiederaufnahme in die Arbeit. 

Kläger behauptet, dass ihm Beklagter am 11. October 1898 
gesagt habe, er solle sich um Arbeit umsehen, da ihm die Werkstätte 
gekündigt worden sei. 

Hierauf hat Kläger noch eine Woche und die nächste Woche 
1^/2 Tage beim Meister gearbeitet und sodann im Einverständnisse 
mit diesem die Arbeit, um seine Hochzeit zu feiern, unterbrochen. 
Anlässlich dieser Arbeitsaussetzung sagte Beklagter dem Kläger, 
er möge sich keine andere Arbeit suchen, wenn er eine andere Werk- 
stätte bekomme oder die alte Werkstätte behalte, werde er ihn wieder 
in die Arbeit aufnehmen. 

Demungeachtet habe Beklagter am 21. October 1898 dem 
Kläger das Arbeitsbuch geschickt und ihn, als er sich am 28. October 
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1898 zur Arbeit meldete, nicht angenommen, obwohl der Geklagte 
die frühere Werkstätte behalten hatte. 

Das Gewerbegericht verurtheilte den Beklagten zur Zahlung 
von 3 fl. aus nachstehenden Gründen: 

Im Beweisverfahren wurden die Behauptungen des Klägers 
erwiesen. Das Gewerbegericht hat darnach erkannt, dass der Arbeiter 
bereit war, die bedungenen Dienste zu verrichten, der Arbeitgeber 
sie aber aus freiem Willen nicht in Anspruch nahm, dass demnach 
das Arbeitsverhältnis durch Verschulden des Beklagten nicht fort- 
gesetzt wurde. 

Kläger hat somit auf eine angemessene Entschädigung Anspruch 
(§. 1155 a. b. G. B.). 

Das Gewerbegericht hat diese Entschädigung auf Antrag des 
Klägers mit Rücksicht auf die ortsbekannten Verhältnisse, auf den früher 
gegebenen Lohn, und da der Arbeiter bald in die Lage versetzt vmrde, 
sich auf andere Art etwas zu verdienen, mit dem Betrage per 3 fl. 
festgesetzt (§. 273 G. P. 0.) und den Beklagten zur Zahlung dieses 
Betrages verurtheilt. 

Nr. 92. 

Der Lehrvertrag kann auch bei Nichtvorhandensein einer der im 
§. 101, 102 und 102a und 103 der Gew. 0. normierten Auflösungs- 
gründe mit Willensübereinstimmung der vertragschlienenden Theile 
gelfist werden. (§§. 878, 853 a. b. G. B. §§. 101, 102, 102 a und 

103 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 28. November 1898, 
Gr. I 105/98. 

Der minderjährige Lehrling Carl J. belangte durch seinen 
Vater den Schlossermeister Franz B. auf Zuhaltung des Lehrvertrages. 

Der minderjährige Kläger wurde von dem Beklagten mittels 
formellen Lehrvertrages als Schlosserlehrling auf 3 Jahre in die Lehre 
aufgenommen. Nach 2 Y^ Jahren verliess der Lehrling eigenmächtig und 
mit Wissen und stillschweigender Zustimmung seines Vaters die Lehre 
und trat bei einem anderen Schlossermeister als Lehrling ein, wurde 
jedoch von diesem nach einem Monate wegen Unbrauchbarkeit ent- 
lassen. 

Mit der gegenwärtigen Klage verlangt der Vater des Lehrlings 
vom ersten Meister die Zuhaltung des Lehrvertrages für die restliche 
Lehrzeit, indem er mit Rücksicht auf die obcitierten Bestimmungen 
der Gewerbeordnung die vom geklagten Meister behauptete Auflösung 
dse Lehrvertrages als rechtsunwirksam bezeichnet. 
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Das Gewerbegericht hat das Klagebegehren abgewiesen 
aus nachstehenden Gründen: 

Wenn auch die Bestimmungen der Gew. 0. über die Auflösung 
eines Lehrvertrages öfiFentlich rechtlicher Natur sind, so folgt hieraus 
noch nicht, dass der Lehrvertrag nur aus diesen Auflösungsgründen 
allein und nicht auch, wie vorliegend, mit Willensübereinstimmung der 
Gontrahenten gelöst werden könne. 

Die Bestimmungen der Gewerbeordnung über die vorzeitige 
Auflösung des Lehrvertrages setzen eben nur fest, in welchen Fällen 
der Lehrvertrag auch gegen den Willen eines oder des anderen Ver- 
tragstheiles gelöst werden kann. 

Erfolgt aber die Lösung des Lehrvertrages einverständlich, so 
ist an deren Rechtsgiltigkeit nicht zu zweifeln, da eine solche Lösung 
durch das Gesetz nirgends als unerlaubt bezeichnet wird, und bei 
Anwendung der Gewerbeordnung auf das bürgerliche Recht stets 
insoweit Rücksicht zu nehmen ist, als die erstere nicht ergänzende 
oder abändernde Bestimmungen enthält. 

Nr. 98. 

Die Fortsetzung der Arbeit durch kurze Zeit nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses ohne Absicht auf Fortsetzung ist als still- 
schweigende Verlängerung des Arbeitsverhältnisses nicht anzusehen. 
(§. 863 a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 2. Jänner 1899, Gr. I 118/99. 

Der Bäckergehilfe Johann B. belangte den Bäckermeister 
Theodor A. auf Zahlung von 23 fl. 40 kr. als Entschädigung für den 
Entgang der 14tägigen Kündigungsfrist auf Grund des folgenden Sach- 
verhaltes : 

Nach einem vor dem Gewerbegerichte Bielitz einige Zeit vorher 
zwischen denselben Parteien geschlossenen Vergleiche verpflichtete 
sich Beklagter, den Kläger noch durch 14 Tage unter den alten Bedin- 
gungen in der Arbeit zu behalten. Diese Frist lief am 25. December 
1898 abends ab. Kläger blieb jedoch ohne Wissen des Beklagten, der 
nicht zu Hause war, noch am 26. December im Hause. 

Als Beklagter abends nach Hause kam und den Kläger in der 
Backstube bei der im Bäckergewerbe zu dieser Zeit beginnenden Ar- 
beit fand, hielt er ihm vor, dass er hier nichts mehr zu thun habe, 
wollte ihn aber über die Nacht nicht fortweisen und liess ihn, ohne sich 
weiter mit ihm auseinanderzusetzen, bis zum Morgen arbeiten. 

Am nächsten Tage bezahlte Beklagter dem Kläger den rück- 
ständigen Lohn für den einen Tag und entließ ihn. 
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Das Gewerbegericht hat den Kläger mit seiner Klage ab- 
gewiesen aus nachstehenden Gründen: 

Die Entlassung des Klägers ist keinesfalls als eine grundlose 
anzusehen. 

Nach dem bezogenen Vergleiche war Kläger nur für 14 Tage 
in die Arbeit aufgenommen und hatte nach Ablauf dieser Zeit die 
Arbeit zu verlassen. 

Den Anspruch auf den rückständigen Lohn und die Herausgabe 
des Arbeitsbuches könnte Kläger außergerichtlich oder gerichtlich 
geltend machen, falls der abwesende Meister in dieser Richtung keine 
Vorsorge getroffen hatte. 

Eine stillschweigende Verlängerung des Arbeitsvertrages kann 
im vorliegenden Falle als vorhanden nicht angenommen werden, weil 
der Beklagte den Kläger in der Nacht wohl an der Forlsetzung der 
Arbeit nicht hinderte, aber ihn aufmerksam machte, dass er am 
Arbeitsplatze nichts mehr zu thun habe, daher der Kläger mit Über- 
legung aller Umstände keinen vernünftigen Grund hatte, zu bezweifeln, 
dass dies Arbeitsverhältnis gelöst sei. 

Nr. 94. 

Wenn auch der Arbeiter frUher zu wiederholfenmalen die achttägige 
Kündigung annahm, so kann bei dessen neuerlichem Eintritte 
bei demselben Arbeitgeber, falls eine besondere Kündigungsfrist 
nicht vereinbart wurde, nicht wieder eine achttägige, sondern nur 
die gesetzliche Htägige Frist diesem letzten Arbeitsvertrage zu- 
grunde gelegt werden (§. 77 Gew. 0., §§- 863, 915, a. b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Bielitz vom 7. Februar 1899, Gr. I 9/99. 

Der Arbeiter Albert S. belangte den Schlossermeister Robert S. 
wegen grundloser Entlassung auf Zahlung von 9 fl. 60 kr. als Ent- 
schädigung für den Entgang der 14tägigen Kündigungsfrist. 

Beklagter wendete unter anderen ein, dass Kläger schon früher 
bei ihm wiederholt arbeitete und nach erhaltener achttägiger Kündi- 
gung die Arbeit verlassen habe, es sei daher auch beim letzten 
Arbeits vertrage die achttägige Kündigung als stillschweigend bedungen 
anzusehen. 

Das Gewerbegericht verurtheilte den Beklagten zur Entschädi- 
gung für den Entgang der 14tägigen Kündigungsfrist mit 9 fl. 60 kr. 
aus nachstehenden Gründen: 

Nachdem das Gewerbegericht die Entlassung als eine grundlose 
erkannt hatte, wurde der Bemessung der Entschädigung die gesetzliche 
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litagige Kündigungsfrist zugrunde gelegt, da bei dem letzten Eintritte 
des Klagers eine besondere Kündigungsfrist nicbt bedungen war. Hat 
Klager auch truher zu wiederholtenmalen nach erhaltener achttägiger 
Kündigung den Dienst verlassen, so kann hieraus in einer jeden 
Zweifel ausschließenden Weise (§. 863 a. b. G. B.> noch nicht gefolgert 
werden, dass er auch das letztemal auf die gesetzliche 14tägige 
Kündigung zum Theile Verzicht leisten wollte. 

Bei der Wahl der zwei Auffassungen über die Kündigungsfirist 
muss der §.915 a. b. G. B. angewendet werden. Die Schuld der 
Undeutlichkeit trifft den Arbeitgeber, weil die Bestimmung über die 
zu leistende Arbeit und der Anstoß zum Vertrage von ihm ausgeht 
und er wirtschaftlich und social höher steht als der Arbeiter und 
letzterer gar nicht in der Lage ist. auf decidierte Fassungen der Ver- 
tragsbedingungen zu dringen. Im Zweifel musste daher die Auslegung 
gegen den Arbeitgeber erfolgen, abgesehen davon, dass ein und 
dieselbe Kündigungsfrist in einem Unternehmen nicht als feststehend 
für alle Zeiten angenommen werden kann. 



Nr. 95. 

Auf Hilfsarbeiter, die nach StOcIc entlohnt werden, findet die Bestim- 
mung über die Kündigungsfrist Anwendung. §. 77 Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. November 1898, 
Cr. I 999 98 



1 

Gegen die Klage des Tischlergehilfen Karl G. wider Franz S. 
auf Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage von 22 fl. 
wendete der Beklagte ein, dass der Kläger bei ihm als Stückarbeiter 
beschäftigt war und bei Stückarbeitern eine Verpflichtung zur Gewäh- 
rung einer Kündigungsfrist nicht bestehe. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Bestimmung des §. 77 Gew. 0. über die 14tägige 
Kündigungsfrist findet nach ihrem Wortlaute auch auf Arbeiter, die 
nach Stück entlohnt werden, Anwendung und stellt sich daher die 
Einwendung des Beklagten als unbegründet dar. 

Im gleichen Sinne ergiengen die Entscheidungen: 

Vom 24. November 1898, Gr. TL 30/98, Gr. II 31/98 und Cr. H 32 98, 

vom 1. December 1898, Gr. 11 97/98, vom 9. December 1898, Gr. 11 118/98, 

vom 5. Jänner 1899, Gr. H 296/98. 



l 
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Nr. %. 

Die Erklärung des Dfenstgebers^ er nehme den Gehilfen unter 
gleichen Modalitäten auf, wie sie beim Vorgänger gegolten, berech- 
tigt ersteren nicht zur sofortigen Entlassung des letzteren, wenn 
die mit dem Vorgänger vereinbarten Modalitäten dem Gehilfen bei 
der Aufnahme nicht bekannt waren. §§. 77 u. 84 Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 7. December 1898, 
Gr. m 10/98 



Der Zahlkellner Johann U. klagt den Johann H. auf Entschädi- 
gung für die gesetzliche Kündigungsfrist im Betrage von 42 fl., weil 
er am 31. Jänner 1898 ohne Kündigung entlassen wurde. Beklagter 
wendet ein, er habe dem Kläger bei der Aufnahme erklärt, er nehme 
ihn unter denselben Modalitäten auf, wie seinen Vorgänger, da er nun 
mit dem Vorgänger sofortige Entlassung vereinbart hatte, sei er auch 
berechtigt, den Kläger ohne Kündigung zu entlassen. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Beklagter vermochte nicht nachzuweisen, dass die 
Modaütäten, insoferne sie die sofortige Entlassung betreffen, dem 
Klägrer bekannt waren oder bekannt gegeben wurden. Die obige Erklä- 
rung stellt sich, soweit sie auf die allfällige Kündigung Bezug hat, als 
undeutlich dar und ist nach §. 915 a. b. G. B. zum Nachtheile des 
Beklagten» dahin auszulegen, dass bezüglich der Kündigung überhaupt 
(M'ne Vereinbarung nicht zustande kam, daher §.77 Gew. 0, Anwen- 
dung zu finden hat. 

Nr. 97. 

Unterlassung der Beistellung des Materials macht bei Accordarbeiten 
den Arbeitgeber ersatzpflichtig. §.1155 a. b. G. B. 

Entscheidung des Gewerbogerichtes Wien vom 1. December 1898, 
Cr. I 1174/98 

5 

Zwischen dem Kläger und dem Beklagten kam ein Lohnvertrag 
auf Fertigstellung von 50 Betten gegen einen Stücklohn von 
1 fl. 25 kr. zustande. Der Beklagte, der vertragsmäßig das Materiale 
beizustellen hatte, verweigerte die Ausfolgung des nothwendigen 
Materiales und hinderte dadurch den Kläger an der Fertigstellung der 
Arbeit. -Kläger erhob wider den Beklagten Anspruch auf Zahlung 
eines EntscJiädigungsbe träges von 7 fl. 50 kr. 

Dem Klagebegohren wurde stattgegeben. 

VII 
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Gründe: Der Beklagte ist dem Kläger gemäß §. 1 155 a. b. G. B. 
ecsatzpflichüg und hat ihm in Gemäßheil dieser gesetzüchen Bestim- 
mung auch für die nicht zustande gekonmiene Ariteil angemessaie 
Entschädigung in der Höhe des nach der Vereinbarung ent£aliend«i 
Accordlohnes im restlichen Betrage von 7 fl. 50 kr. zu leisten, 
denn Kläger war bereit die Arbeit zu verrichten, wurde daran aber 
durch den Beklagten, durch Schuld oder einen Zufall, der sich in 
seiner Person ereignet hat. verhindert. 



Kr. 98, 

Der nach Zeitlohn aufgenommene Hilfsarbeiter kann ohne seine 

Einwilligung nicht zur Arbeit gegen Entlohnung nach Stück verhalten 

werden. §§. 77 u. 84 Gew. 0. 

Entscheidung dos (Jewerbegerichtes Wien Yom 5. Jänner tS99, 
Cr. n 253/98 



Kläger, Drechslergehilfe Ernst St., wurde von Johann G. am 
2. December 1898 als Gehilfe aufgenommen. Kläger hatte Entlohnung 
nach Stück verlangt, beide Theile wurden aber auf einen Wochenlohn 
von 9 fl. einig. Am 17. December 1898 bemerkte Beklagter dem 
Kläger, er könne ihm weiter einen Wochenlohn von 9 fl. nicht geben, 
da er sich diesen Betrag nicht verdiene, er müsse künftig nach Stuck 
arbeiten. Kläger lehnte dies mit dem Bedeuten ab , er mache dann 
seine 14 Tage; am 19. December wurde Kläger, weil er nicht 
nach Stück arbeiten wollte, entlassen. Kläger verlangt Vergütung des 
Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist im Betrage ¥on 18 fl. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Kläger wurde vom Beklagten gegen einen Wochen- 
lohn von 9 fl. als Gehilfe aufgenommen. Diese Lohnvereinbarung 
konnte nur mit beiderseitigem Einverständnisse abgeändert werden. 

Wenngleich der Kläger bei der Aufnahme anfänglich Entlohnung 
nach Stück verlangt hatte, so konnte nachträglich ohne Einvnlligung 
des Klägers der Zeitlohn nicht in Stücklohn umgewandelt werden. 

Kläger war daher berechtigt, nach der Kündigung des Dienst- 
verhältnisses während der Kündigungsfrist Entlohnung nach Zeit zu 
verlangen. Da der Beklagte dies nicht zulieft, hat er gemäß §. 84 Gew. O. 
dem Kläger den Lohn für die Kündigungsfrist zu vergüten. 
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Ein als TagiShner aufgenommMfr und verweAdefer Arbeiter liat 

keinen Anspruch auf die Kündigungsfrist des §. 77 Gew. 0. (Art. V^ 

Mt. d 4w Kundroachungspatentes zur Gawerbetrdiuing). 

Cr. I 23/98 

, (Ürtheildes €rewerbegerlchtes Brfinn vom 15. Juli 1898, ■ — ). 

4 

Der Kläger war, wie er selbst angibt, bei dem Geklagten 
(Bildhauer) seit dem Monate Mai 1898 als Taglöhner beschäftigt und 
hatte zumeist den Hof aufzuräumen und den Garten zu besorgen. 
Außerdem fand er auch hie und da beim Schleifen der Steine Ver- 
wendung. Am 9. Juli wurde er ohne jede Kündigung entlassen. Er 
nahm eine 14tägige Kündigupgsfrist für sich in Anspruch und 
verlangte wegen seiner Entlassung den Lohn für 14 Tage im Betrage 
von 14 fl. 

Der Beklagte wendete ein, dass der Kläger als Taglöhner 
keinen Anspruch auf Kündigung habe. Er bat deshalb um Abweisung 
der Klage. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger wurde nicht zu regelmäßigen Hilfsdiensten 
im Bildhauei^e werbe des Beklagten (§. 73, lit. d Gew. 0.) verwendet, 
sondern hiezu nur hie und da herangezogen, zumeist jedoch im Hofe 
und Garten des Beklagten mit untergeordneten Arbeiten beschäftigt. 
Er war also kein gewerblicher Hilfsarbeiter im Sinne des §. 73 Gew. 0., 
sondern Taglöhner im Sinne des Art. V lit. d des KundmachUngs- 
patentes zur Gewerbeordnung. 

Auf Taglöhner finden aber zufolge des letztbezogenen Artikels 
die Bestimmungen der Gewerbeordnung keine Anwendung. Der Kläger 
hatte also keinen Anspruch auf die im §. 77, Gew. 0. für gewerb- 
liche Hilfsarbeiter vorgesehene 14tägige Kündigung und war deshalb 
mit seinem Begehren auf Lohnentschädigung wegen unterlassener 
Kündigung zurückzuweisen. 

Nr. 100. 

Ein anfänf^ctt nur zur Aushilfe aufgenommener Arbeiter wird, soliald 
der firund der Aushilfe weggefallen ist, dureb seine Wetterverwen- 
diing im Gewerbe dauernd bi Arbeit Übernommen und erlangt dadurch 
Afispruob auf Kündigung. Die Kündigung muss bestimmt wid ver- 
stSndKeh ausgosproehen werden. In der Äußerung eines Gewerbe- 

vir 
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Inhabers zu seinem Arbeiter: ,yWenn Ihnen die Arbeit nicht gefällt, 
IcSnnen Sie weggehen'S Icommt die Absicht, zu IcUndigen, nicht zum 

Ausdrucice. 

Gr. I 27/98 

(Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 18. Juli 1898, ) . 

o 

Der Buchbinder F. N. (Beklagter) hat den in seinem Gewerbe 
seit neun Monaten gegen einen Wochenlohn von 6 fl. 50 kr. beschäf- 
tigten Gehilfen M. F. (Kläger) am 14. Juli 1898 ohne Kündigung 
entlassen. Er hielt sich hiezu vorerst aus dem Grunde für berechtigt, 
weil er den Kläger aus Anlass eines größeren Andranges von Arbeiten 
ausdrücklich nur zur Aushilfe aufgenommen habe und deshalb 
wegen Mangels einer Beschäftigung sofort ohne Kündigung habe 
enüassen können, weiters aber glaubte er, mit der zu dem Kläger 
14 Tage vor der Entlassung gethanen Äußerung: „Wenn Ihnen die 
Arbeit nicht gefällt, können Sie weggehen" demselben gekündigt zu 
haben. Der Kläger wies auf seine Beschäftigung durch neun Monate 
hin, während welcher in der ersten Zeit allerdings viel zu thun war, 
später aber vne in jeder Buchbinderei bald mehr bald weniger Arbeit 
eingieng. Die Aushilfe könne sich somit bloß auf die ersten Wochen 
bezogen haben; durch seine weitere mehrmonatliche Verwendung sei 
er jedoch in ein auf unbestimmte Zeit fortgesetztes und nur durch 
Kündigung lösbares Arbeitsverhältnis eingetreten. Da er keine 
Kündigung erhalten habe und in der oben angeführten Äußerung eine 
Kündigung nicht habe erblicken können, so sei er ohne Grund vor- 
zeitig entlassen worden und habe auf Lohnentschädigung für die 
gesetzliche Kündigungsfrist von 14 Tagen Anspruch. 

Der Kläger beantragte demgemäß die kostenpflichtige Ver- 
urtheilung des Beklagten zur Zahlung einer zweiwochentlichen Lohn- 
entschädigung im Betrage von 13 fl. 

Der Beklagte bat unter Berufung auf sein Vorbringen um 
Abweisung der Klage. 

Der Beklagte wurde kostenpflichtig verurtheilt, dem Kläger 
den Betrag von 1 3 fl. zu bezahlen. 

Gründe: Als Aushilfsarbeiter kann nur derjenige Arbeiter 
angesehen werden, welcher zur Bewältigung einer zeitweise außer- 
gewöhnlich starken Arbeit bis zur Beendigung derselben oder bis zum 
Eintritt eines ordentlichen Arbeiters aufgenommen ist. In einem solchen 
Falle ist das Ende des Arbeitsverhältnisses von vornherein durch das 
Aufhören der Umstände, die die Aushilfe nothwendig machten, gegeben, 
und es bedarf keiner Kündigung zur Auflösung. Wo solche Umstände 
aber nicht vorliegen, muss einem Arbeiter auch dann gekündigt werden, 
wenn seine Aufnahme nur als „aushilfsweise" erfolgt wäre. Im 
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vorliegenden Falle, in dem der Kläger durch neun Monate und in den 
letzten Monaten unter gewöhnlichen Verhältnissen im Gewerbe des 
Beklagten gearbeitet hatte, kann unmöglich angenommen werden, dass 
er durch die ganze Zeit nur zur Aushilfe thätig war, und dass der 
Grund der Aushilfe am 14. Juli zu bestehen aufgehört hatte. 

Das Arbeitsverhältnis war vielmehr nach Ablauf der ersten 
Wochen, mit dem Nachlassen der Arbeit durch die mehrmonatliche 
Weiterverwendung des Klägers im Gewerbe aus einem aushilfsweisen 
in ein bleibendes, nur durch Kündigung lösbares Arbeitsverhältnis 
übergegangen. 

Der Kläger hatte demnach ein Recht auf Kündigung. Eine 
solche vnirde aber dem Kläger nicht gegeben, da in der Äußerung 
„Wenn Ihnen die Arbeit nicht gefällt, können Sie weggehen" der 
Wille, dass das Arbeitsverhältnis in 14 Tagen (der gesetzlichen 
Kündigungsfrist) enden solle, nicht zum Ausdrucke gelangte, und da 
demnach die Äußerung vom Kläger nicht als Kündigung aufgefasst 
werden konnte. Da somit die Entlassung ohne Kündigung erfolgte und 
ein gesetzlicher Entlassungsgrund nicht vorlag, war auf Grund der 
Bestimmung des §. 84 Gew. 0. dem Klagebegehren gemäß zu 
erkennen. 

Nr, 101. 

Wenn vom Gewerbeinhaber die Entlassung eines Arbeiters wider* 
rufen und ihm zugleich ordnungsmäßig gekündigt wird, so 
besteht die Kündigung zu Recht. Der Arbeiter, der sodann die Arbeit 
verlässt, ist nicht berechtigt, Lohnentschädigung für die Kündigungs- 
frist zu beanspruchen. 

Cr. I 33/98 
(ürtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 18. Juli 1898, ). 

ö 

Der Kläger (Tischlergehilfe), der gegen einen Taglohn von 
1 fl. 20 kr. mit achttägiger Kündigung bei dem Beklagten (Tischler- 
meister) in Arbeit stand, erkrankte am 4. Juli und war durch 14 Tage 
arbeitsunfähig. Am 18. Juli meldete er sich als genesen wieder zur 
Arbeit, wurde jedoch vom Beklagten mit den Worten, dass er ihn 
nicht brauche und dass er gehen könne, zurückgewiesen. Noch bevor 
der Kläger aber die Werkstatt verließ, erklärte sich der Beklagte 
bereit, ihn durch acht Tage (die Kündigungsfrist) arbeiten zu lassen. 
Der Kläger entgegnete darauf, nicht weiter arbeiten zu wollen, und 
klagte auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist. 

Zur Begründung seines auf Verurtheilung des Beklagten zur 
Zahlung von 9 fl. 60 kr. gerichteten Antrages brachte er vor, dass er 
ohne Kündigung und ohne Grund entlassen worden sei, und dass die 
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nachträgliche Bereitwilligkeit des Beklagten^ ihn durch acht Tage 
arbeiten zu lassen, an der Thatsache der Entlassung nichts habe 
ändern können. 

Der Beklagte beantragte die Abweisung der Klage. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der auf §. 84 Gew. 0. gestützte Lohnentschädigungs- 
anspruch war nicht begründet, da die vom Beklagten ausgesprochene 
Entla$sung von ihm noch vor dem Abgange des Klägers widerrufen 
und durch eine ordnungsmäßige Kündigung ersetzt worden ist. Zur 
Ablehnung der Kündigung und des für die Kündigungsfrist ange- 
botenen Verdienstes hatte aber der Kläger kein Recht, da keiner von 
den im §. 82 a Gew. 0. angeführten Gründe vorlag, aus denen ein 
vorzeitiger Rücktritt seinerseits statthaft gewesen wäre. 

Der Kläger hat somit den Verdienstentgang während der 
Kündigungsfrist selbst verschuldet und war deshalb mit seinem An- 
sprüche abzuweisen. 



Kr. 102, 

Die mündliche Vereinbarung, dass das Arbeitsverhältnis zwischen 

dem Unternehmer und Arbeiter jederzeit ohne Kündigung aufgelöst 

werden kiinne, ist gemäß §. 72 Gew. 0. zulässig und schlteflt die 

KOndigungsfrist nach §. 77 Gew. 0. aus. 

Gr. 136/98 ' 
(Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 20. Juli 1898, -k ^). 

Der Kläger (Schmiedegehilfe) beanspruchte Lohnentschädigung 
für die gesetzliche vierzehntägige Kündigungsfrist im Betrage von 
15 fl., weil er am 18.-^uli ohne vorherige Kündigung entlassen 
worden ist. 

. Der Beklagte (Fuhrwerksinbaber) wendete ein, dass Kündigungs- 
ausschluss bedungen war, beschwor seine Angabe und beantragte die 
Klageabweisung. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Durch die eidliche Einvernahme des Beklagten wurde 
der Beweis über die Vereinbarung des Kündigungsausschlusses in 
überzeugender Weise erbracht. 

Da eine derartige Vereinbarung nach §.72 Gew. 0. zulässig ist^ 
und die Kündigungsfrist des §.77 Gew. 0. ausschließt, so war die 
auf diese Kündigungsfrist gestützte und in Gemäßheit des §. 84 
Gew. O; überreichte Lohhehtschädigungsklage abzuweisen. 
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Nr. 1«S. 

In den von dem Unternehmer an den Arbeiter bei der Auszahlung ; 

gerichteten Worten: ,,ln 14 Tagen suchen Sie sich einen anderen 

Platzes liegt eine bestimmt und verständlich ausgesprochene vier- 

zehntägige Kündigung des Arbeitsverhältnisses. 

Cr. 148/98 
(ürtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 30. Juli 1898, 7 ). 

Der Kläger (Bäckergehilfe) beanspruchte Lohnentschädigung für 
die gesetzliche vierzehntägige Kündigungsfrist im Betrage von 
Hfl. 40 kr., weil er am 23. Juli angeblich ohne vorherige Kündigung 
entlassen worden ist, und begehrte die urtheilsmäßige Zuerkennung 
dieses Betrages. 

Der Beklagte (Bäckermeister) wendete ein, dass er am 9. Juli 
bei der Lohnauszahlung dem Kläger mit den Worten: „In 14 Tagen 
suchen Sie sich einen anderen Platz" gekündigt, und dass dieser am 
23. Juli nach Ablauf der Kündigungsfrist das Arbeitsbuch wider- 
spruchslos angenommen habe. 

Er beantragte deshalb die Abweisung der Klage. 

Der Kläger bestritt die Kündigung, gab aber zu, dass er am 
23. Juli das ihm ausgehändigte Arbeitsbuch ohne jede Einwendung 
in Empfang nahm. 

Die Zeugin A. J. bestätigte die Angaben des Beklagten. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: In den von der Zeugin A. J. bestätigten Worten : 
„In 14 Tagen suchen Sie sich einen anderen Platz ** ist die Absicht, 
zu kündigen, in bestimmter und verständlicher Weise zum Ausdrucke 
gebracht worden, und der Kläger hat zweifellos diese Worte gehört 
und als Kündigung aufgefasst, da er andernfalls nach 14 Tagen nicht 
ohne jeden Widerspruch die Arbeit verlassen und sein Arbeitsbuch 
in Empfang genommen hätte. 

Es war demnach infolge rechtmäßiger Kündigung und Lösung 
des Arbeitsverhältnisses die auf das Gegentheil hievon (§. 84 Gew. 0.) 
gestützte Klage abzuweisen. 

Nr. 104. 

Die Worte: ,yWenn es Ihnen hier nicht gefällt, so kSnnen Sie sieb 
einen anderen Dienst suchen^S enthalten Iceine Kündigung. 

Gr. I 51/98 
(Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 30. Juli 1898 ). 

Der am 23. Juli von dem Gastwirte J. B. (Beklagten) entlassene 
Kellner J. M. (Kläger) hat den Betrag von 1 fl. als Lohn- und Kost- 



104 .Grewerbegerichtliche Entscheidungen Nr. 104. 

entschädigung für die gesetzliche vierzehntägige Kündigungsfrist ein- 
geklagt und um Verurtheilung des" Beklagten zur Zahlung dieses 
Betrages gebeten. 

Der Beklagte hat die Abweisung der Klage beantragt und zur 
Begründung seines Anti-ages angeführt, dass er 14 Tage vorher 
(am 9. Juli) den Kläger zurechtgewiesen uiid ihm hiebei gesagt habe: 
»Wenn es Ihnen hier nicht gefällt, so können Sie sich einen anderen 
Dienst suchen*. Mit diesen Worten habe er dem Kläger gekündigt, 
und Letzterer habe auch die obigen Worte als Kündigung aufgefassl. 
da er sofort eine andere Stellung gesucht und nach einigen Tagen den 
anderen Bediensteten erzählt habe, er sei bereits von K. in den Dienst 
aufgenommen. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung des eingeklagten Entschädi- 
gungsbetrages von 10 fl. verurtheilt. 

Gründe: Die vom Beklagten am 9. Juli gelegentlich einer 
Differenz mit dem Kläger zu diesem gethane Äußerung: „Wenn es 
Ihnen hier nicht gefällt, so können Sie sich einen anderen Dienst 
suchen", enthielt keine Kündigung, da in derselben die Absicht, das 
Dienstverhältnis in einer bestimmten Zeit zur Lösung zu bringen, 
nicht zum Ausdrucke gelangte. 

Daraus, dass der Kläger gleich darauf eine andere Stellung 
gesucht und angeblich auch gefunden hat, konnte der Beklagte einzig 
und allein nur folgern, dass der Kläger das Dienstverhältnis mit ihm 
lösen wolle. 

Nichts berechtigte aber den Beklagten zu der Annahme, • dass 
diese Lösung in 14 Tagen eintreten müsse. Denn der Beklagte hat 
mit den eingangs angeführten Worten dem Kläger die Aufhebung des 
Dienstverhältnisses nur freigestellt und demselben demnach einen 
Austrittstermin gar nicht bestimmen können. 

Der Kläger hat sich aber darüber, ob und wann er austreten 
wolle, dem Beklagten gegenüber überhaupt nicht geäußert. 

Der Kläger war daher im Rechte, wenn er über seine vorzeitige 
Entlassung Klage führte, und er war demgemäß auch nach §. 84 
Gew. 0. berechtigt, Lohn- und Kostentschädigung für die Kündigungs- 
frist in dem unangefochten gebliebenen Betrage von 10 fl. zu bean- 
spruchen. 
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Nr. 106. 

Die sofortige Berichtigung einer sprachlicli UAsch ausgedrUcIcten 
Kündigung ist Iceine Änderung derselben. Der Arbeiter, dem gekün- 
digt wird, kann demnach aus der ersten Erklärung keine Rechte 

ableiten, 

(ürtheil des Gewerbegerichtes Brünn Tom 2. August 1898, Cr. I 62/98). 

In der Appretur des G. K. (Beklagten) war zufolge ordnungs- 
mäßig verlautbarter Arbeitsordnung eine achttägige nur am Samstag 
zulässige Kündigung eingeführt. Am Freitag (22. Juli) zeigte der 
Arbeiter J. K. (Kläger) nach Genesung von seiner Krankheit an, dass 
er am Montag (25. Juli) wieder arbeiten werde. Der Beklagte nahm 
dies zur Kenntnis und erklärte zu dem Kläger in böhmischer Sprache : 
„So kommen Sie Montag, ich werde Ihnen aber gleich kündigen" 
(„vykäXu Väm ale hned". Form der Gegenwart mit Futurbedeutung). 
Thatsächlich wollte er jedoch dem Kläger sofort kündigen und er 
berichtigte daher, auf die fehlerhafte Ausdrucks weise in der ihm nicht 
geläufigen böhmischen Sprache aufmerksam gemacht, die obige 
Erklärung, indem er dem Kläger nachrief: „Damit Sie nicht etwa 
glauben, ich werde Ihnen erst am Montag kündigen, so kündige ich 
Ihnea sofort heute" („vykazujf Väm hned" Bedeutung der Gegenwart). 
Der Kläger wendete sich darauf um und erwiderte, er werde sich 
nach der zuerst abgegebenen Erklärung richten. 

Am 30. Juli wurde der Kläger entlassen. 

Der Kläger vertrat die Ansicht, dass der Beklagte seine erste 
Erklärung nicht mehr habe widerrufen können, und dass nach dieser 
Erklärung die Kündigungsfrist erst am Samstag (30. Juli) begonnen 
hätte, klagte auf Lohnen (Schädigung für die Kündigungsfrist von 
8 Tagen im Betrage von 8 fl. 50 kr. und beantragte die Verurtheilung 
des Beklagten zur Zahlung dieses Betrages. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Beklagte hat durch seine zweite Erklärung, die 
zweifellos eine Kündigung von Samstag ('23. Juli) auf 8 Tage in sich 
schloss, nicht eine frühere, dem Kläger günstigere Erklämng, nach 
deren Wortlaute dem Kläger erst am Montag (25. Juh) gekündigt 
'werden sollte, einseitig zum Nachtheile des Klägers abändern wollen, 
sondern hat hiemit eine infolge ungenauer Kenntnis der böhmischen 
Sprache missverständlich ausgedrückte Willenserklärung nur richtig- 
gestellt. 
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Diese Richtigstellung konnte der Kläger durch seine Erwiderung, 
er werde sich an die erste Erklärung halten, nicht ablehnen, da die 
irrthämUche Ausdri\cksweise eine auffallende war und von dem darauf 
aufmerksam gemachten Beklagten sofort in Gegenwart des KlSgera 
berichtigt wurde, daher gemäß §. 876 a. b. G. B. keine Grundlage 
zur Erwerbung eines Rechtes für den Kläger abgeben konnte. 

Da darnach dem Kläger am 22. Juli der Fabriksordnung gemäß 
gekündigt worden ist, so kam das Arbeitsverhältnis am 30. Juli zur 
Lösung und war der klägerische Anspruch auf Zahlung des Lohnes 
über diesen Tag hinaus abzuweisen. 

Nr. 106. 
Die Aufnahme eines Gehilfen als Aushelfer für die Dauer der Er- 
krankung mnes Hilfsarbeiters berechtigt nicht zur Entlassung ohne 
Kündigung. §§. 82 und 84 Gew. 0. 

Cr, I 936/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 5. November 1898 • 

5 

Der Tischlergehilfe Adolf K. belangte den Moriz H. auf Ver- 
gütung des Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist im Betrage von 
30 fl., weil er grundlos, ohne Kündigung, entlassen wurde. Der 
Beklagte wendet ein, dass Kläger nur als Aushelfer für die Dauer der 
Erkrankung eines Gehilfen aufgenommen worden sei und daher jeder- 
zeit ohne Kündigung entlassen werden konnte. Er habe ihn übrigens, 
abgesehen davon, deshalb entlassen, weil er sich in einem zum Teig- 
anmachen bestimmten Geschirre die Füße gewaschen habe. 

Dem Klagebegehrenivurde stattgegeben. 

Grunde: Kläger wurde vom Beklagten ausdrücklich aushilfs- 
weise für die Dauer der Erkrankung eines Gehilfen aufgenommen; es 
unterliegt nun kein Zweifel, dass für den Fall, als der erkrankte Ge- 
hilfe den Dienst wieder angetreten hätte, der Beklagte zur sofortigen 
Entlassung des Klägers berechtigt gewesen wäre, keineswegs konnte 
er dies ohneweiters auch früher thun. 

Nach §. 1160 a. b. G. B. kann ein Arbeiter, der auf eine 
bestimmte Zeit aufgenommen wurde, ohne rechtmäßigen Grund vor 
verlaufener Zeit nicht verabschiedet werden; geschieht dies dennoch, 
so ist der Arbeitgeber im Sinne des §. 84 Gew. 0. ersatzpflichtig. Da 
nun nicht vorliegt, dass der Fall, in dem der Kläger ohneweiters ent- 
lassen werden konnte, vor Ablauf der 14tägigen Kündigungsfrist, für 
die Kläger den Lohn fordert, eingetreten ist, und der vom Beklagten 
geltend gemachte Entlassungsgrund, dass sich Kläger in einem Arbeits-^ 
geschirre die Füße gewaschen habe, unter die im §. 82 Gew^. Ch 
taxativ aufgezählten Entlassungsgründe nicht subsumirt werden kann^ 
war dem Kläger der angesprochene Betrag zuzuerkennen. 
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Nr. 107: 

tat f aHe •inverrtiiHHicIter Äiifhe6iing in DteiisivirMUtBissM bal 

der Arbeiter keinen Aniprueh auf VtfgttBfif des Lohnes für die 

Kündigungsfrist. §. 84 Gew. 0. 

Cr.I43/»9 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 22. Jänner 1899 

5 

Der Kläger wurde am 7 . Jänner d. J. vom Beklagten als Gehilfe 
ohne eine Vereinbarung über den Lohn und die Kündigungsfrist auf- 
genommen. Am 7. Jänner d. J, bezahlte Beklagter dem Kläger den 
ortsüblichen Wochenlobn von 1 2 * fl. Damit war Kläger nicht 
zufrieden, sondern bemerkte, dass er um diesen geringen Lobn nicht 
arbeiten könne. 

Da Kläger trotz wiederholter Vorstellungen auf die Zahlung 
eines Wochenlohnes per 13 fl. und Gewährung eines Natural- 
quartleres bestand, und erklärte, dass er sonst nicht weiter arbeiten 
könne, übergab ihm Beklagter das Arbeitsbuch. Hierauf entfernte ^ich 
Kläger, ohne etwas zu sagen. 

Der Kläger fordert vom Beklagten wegen grundloser Entlassung 
ohne Kündigung Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist^ im 
Betrage von 24 fl. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Gericht erkannte, dass in dem obangeführlen 
Sachverhalte keine Entlassung des Klägers, sondern eine Mangels 
Einigung über den Lohn im Einverständnisse beider Theile vorgenommene 
Aufhebung des Lohnvertrages vorliege, und dem klägerischen An- 
sprüche die Voraussetzungen des §. 84 Gew. 0. fehlen. 

Nr. 108. 

Bei Zahlkellnern und Zahlmarqueuren geliSren Trinkgelder zu den 
nach §. 84 Gew. 0. zu ersetzenden vereinbarten Genüssen. 

Cr. III 12g/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 28. Jänner 1899 . 

5 

Der Zahlkellner Robert G. klagte den Gafetier Johann L. nebst 
Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist auch auf Entschädigung 
wegen Entgang von Trinkgeldern im Betrage von 22 fl., wogegen d^r 
Beklagte sich verwahrte. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Bei Zahlkellnern wird notorisch der Lohn stets unter 
Bedachtnahme auf die Trinkgelder, welche die Zahlkellner von dect 
Gästen zu erhalten pflegen, vereinbart. Die Trinkgelder sind. daher 
auch als vereinbarte Genüsse im Sinne des §. 84 Gew. 0. anzusehen. 
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Nr* 109. 

Die Arbettszeit wird in Ermanglung einer Vereinbarung durcti den 
.■■..... Ortsgebrauch bestimmt. §. 76 Gew. 0. 

Cr. IV 62/89 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 7. März 1899 . 

5 

Gegen das Begehren des Schuhmachergehilfen Alois S. wider 
Albert P. wegen Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist per 18 fl. 
führte der Beklagte an, dass Kläger, mit dem bei Abschluss des Lohn- 
vertrages eine bestimmte Arbeitzeit nicht vereinbart worden war, ohne 
Kündigung entlassen wurde, weil er sich weigerte, nach 8 Uhr abends 
weiter zu arbeiten. 

Dem Klagebegehren wurde in Ansehung des Theilbetrages 
von Hfl. stattgegeben. 

Gründe: In Ermanglung einer Vereinbarung über die Arbeitszeit 
ist nur die ortsübliche Arbeitszeit einzuhalten ; diese ist beim Schuh- 
machergewerbe von .7 bis 1 2 Uhr und von 1 bis 8 Uhr abends. Wenn 
der Hilfsarbeiter sich weigert, über diese Zeit zu arbeiten, so kann darin 
eine Pflichtverletzung oder Arbeitsverweigerung nicht erblickt werden. 
Es üegt somit der vom Beklagten behauptete Entlassungsgrund gemäß 
§.82 lit. f Gew. 0- nicht vor, und war dem Kläger der Lohn für die 
14tägige Kündigungsfrist in dem vom Gerichte als angemessen 
angenommenen Betrage von wöchentlich 5 fl. 50 kr. zuzuerkennen. 

Nr. 110. 

Infolge Ruhens des Verfahrens wird eine durch die Klageerhebuhg 
bewirtete Unterbrechung der nach §. 80 g Gew. 0. begonnenen 
Verjährung wieder aufgehoben. §. 80 g Gew. 0. u. §. 1497 a. b. G. B. 

Cr, III 375/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 8. März 1899 

5 

Der Kutscher Adalbert D. verlangt von Josef K. die Zahlung 
eines Entschädigungsbetrages von täglich 1 fl. 85 kr. vom 11. Sep- 
tember 1898 bis 16. October 1898, indem er behauptet, dass ihm bei 
seiner Entlassung von dem Beklagten das Arbeitsbuch vorenthalten 
wurde. 

Der Beklagte wendet ein, dass der wegen Veruntreuung ent- 
lassene Kläger sich mit dem Beifügen geweigert habe, das Arbeitsbuch 
zu nehmen, er werde nunmehr auf Kosten des Klägers spazieren 
gehen. Abgesehen hievon sei der klägerische Entschädigungsanspruch 
verjährt. 
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Das Klagebegehrea wurde abgewiesen. 

Gründe: Da eine Weigerung, das Arbeitsbuch auszufolgen, auf 
Seite des Beklagten nicht vorliegt, so kann von einem Ersatzansprüche 
im Sinne des §. 80 g Gew. 0. keine Rede sein. Im gegebenen Fallie 
ist auch die Frist, innerhalb der ein solcher Anspruch geltend gemacht 
werden kann, abgelaufen. Nach §. 80 g Gew. 0. erlischt nämlich 
ein solcher Entschädigungsanspruch, wenn er nicht innerhalb vier 
Wochen nach seiner Entstehung geltend gemacht wird. 

Kläger wurde am 14. September 1898 entlassen und er hat seine 
Klage auf Bezahlung der Entschädigung am 17. September 1898, also 
rechtzeitig, angebracht. Hiedurch vnirde allerdings gemäß §. 1497 a. b. 
G. B. die Verjährung unterbrochen. Da jedoch in dem über die 
Klage eingeleiteten Verfahren am 6. October 1898 ein Ruhen im 
Sinne des §. 168 bis 170 der G. P. 0. eingetreten ist, erscheint die 
am 17. September 1898 eingetretene Unterbrechung wieder auf- 
gehoben. Die Klage vmrde nicht, wie es 1497 a. b. G. B. verlangt, 
gehörig fortgesetzt. 

Es ist daher, da die Fortsetzung der Klage erst am 28. Februar 
1 899 erfolgte, der klägerische Anspruch erloschen. 

Nr. 111. 

Der als y^Bohrist^' (Eisenbohrer) aufgenommene Arbeiter ist Hilfs- 
arbeiter und nicht TagIShner. Auf ihn finden die gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Kündigungsfrist Anwendung. §§. 73, 77, 84, 

Gew. 0. 

Gr. I 313/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 17. März 1899 --^ . 



Der Kläger wurde am 27. Februar d. J. yom Beklagten als 
Bohrist (Eisenbohrer) gegen einen Lohn von 1 fl. 50 kr. pro Tag 
in die Arbeit aufgenommen und am 4. März d. J. ohne Kündigung 
sofort entlassen. 

Gegen das Begehren des Klägers auf Vergütung des Lohnes für 
die gesetzliche Kündigungsfrist im Betrage von 18 fl. wendete der 
beklagte Schlossermeister ein, dass Kläger, wenn auch nicht der aus- 
drücklichen Vereinbarung, so doch dem Wesen seiner Beschäftigung 
nach bei ihm als Taglöhner beschäftigt war und jederzeit ohne 
Kündigung entlassen werden konnte. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 
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Gründe: Der Kläger ist nach seiner BesehäftrguBg als «Bohrist'' 
als gewerblicher Hilfisarbeiter im Sinne des §. 73 Gew. 0. und nicht, 
wie der Beklagte meint^ als Lohnarbeiter gemeinster Art im Sinne des 
Art. V, lit. d des E. G. zur Gew. O. zu bezeichnen und hat daher im 
Sinne der §§- 77 und 84 Gew. 0. Anspruch auf Vergütung des Lohnes 
für die 14tägige Kündigungsfrist. 

Nr. 112. 

Lolimr^rscMlste Unnen anch ohne Eln\ivini9Hiig <et fiebiifcn von 
iem Löhne absereehnet werdeti. 

Gr. i 9e/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 27. Jänner 1899 . 

5 

Gegen die Klage des Eisendrehers Johann Z. wider Ludw% K. 
wegen Zahlung des rückständigen Lohnes per 8 fl. wendete der Be- 
klagte ein, dass dem Kläger Ton dem letzten Lohne ein Betrag Ton 
8 fl. in Abzug gebracht wurde, weil er noch einen Lohnvorschuss von 
8 fl. schuldete. Kläger bemerkte, dass der Lohnvorschuss in Wochen- 
raten ä 1 fl abzustatten war. 

Das Kiagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Ein Lohnvorschuss ist als eine „vorzeitige" Lohn- 
zahlung aufzufassen, Beklagter war daher berechtigt, diesen Lohn- 
vorschuss von dem Lohne der letzten Arbeitswoche des Klägers ab- 
zuziehen. Die Einwendung des Klägers, dass der Lohnvorschuss in 
Wodienraten ä 1 fl. abzustatten war, erschien dem Gerichte ohne 
weitere Bedeutung. Denn durch Lohnvorschuss c verringert lach die 
spatere Lohnforderung von selbst und die Bewilligung der Ahstattung 
in Wochenraten kann selbstredend nur für die Dauer des Lohnvertrages 
Giltigkeit haben. Bei Aufhebung des Lohnvertrages tritt denmach die 
Fälligkeit des gesammten Lohnvorschusses ein und es kann der 
Betrag dieser Vorschüsse mit dem sonst auszuzahlenden Lohne auf- 
gerechnet werden. 

Nr. 113. 

Der Ausschluss der Kündigung in der dem Hilfsarbeiter inhaltfich 
bekannten und von ihm unterfertigten Arbeitsordnung berechtigt den 
Unternehmer zur sofortigen Entlassung des Arbeiters. §. 77 u. 88 a 

Gew. 0. 

Cr. 1 1039/98 

Entsehftidung des Grewerbegeriehtes Wien v. 21. NoTcmber 1898 ■ 

5 

Wider das Klagebegehren des Anstreicher- und Lackirergehilfen 

Wilhelm L. gegen Max R. wegen Zahlung des Lohnes für die 

Kündigungsfrist im Betrage von 32 fl. 20 kr. infolge Entlassung ohne 
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Kündigung wendete der Beklagte ein, dass er vertragsmäßig zur 
sofort^ea Auflösung des Dienstverhältnisses^ berechtigt war, weil der 
Kläger beini Eintritt in den Dienst die Arbeitsordnung, welche den 
Ausschluss. einer Kündigung bestimmt, unterfertigt habe. 

Das KLagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Dadurch, dass der Kläger in Kenntnis der Arbeits- 
ordnung, welchevden Ausschluss der Kündigung enthält, auf diese 
Arbeitsordnimg zum Zeichen seines Einverständnisses seine Unter- 
schrift gesetzt hat, wurde die gesetzliche Kündigungsfrist vereinbarungs- 
gemäß ausgeschlossen. 

Nr. 114. 

Wirkung der Behändigung einer in deutscher Sprache abgefastten 

Arbeitsordnung an einen der deutschen Sprache nicht mächtigen 

Arbeiter. §. 88 a Gew. 0. 

Cr. IV 28/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 28. Februar 1899 '■ . 

ü 

Gegen die Klage des Heizers Anton E. wider die Firma 
P. Söhne wegen Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist im 
Betrage von 24 fl. wendeten die Beklagten ein, dass dem Kläger bei 
dem Eintritt in den Dienst eine Arbeitsordnung, in welcher die 
Kündigungsfrist ausgeschlossen wird, behändigt wurde, daher Kläger 
ohne Gewährung einer Kündigungsfrist entlassen werden konnte. 
Kläger brachte dagegen vor, dass er der deutschen Sprache nicht so 
mächtig sei, um die in deutscher Sprache abgefasste Arbeitsorduung 
lesen und verstehen zu können. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Behändigung der das Recht des Arbeitsgebers auf 
sofortige Entlassung der Arbeiter ohne Kündigung enthaltenden Arbeits- 
ordnung ist als eine Verlautbarung im Sinne des §. 88 a Gew. 0. 
anzusehen. Der Kläger kann sich nicht mit Grund darauf berufen, dass 
er die in dentsdier Sprache abgefasste Arbeitsordnung nicht lesen 
konnte, weil er nur der 6echiscben Sprache mächtig sei. Es genügt, 
die Zastellung einer die Kündigungsfrist ausschließenden Arbeits- 
ordnung an einen der deutschen Sprache nicht mächtigen Arbeiter 
in einer deutschen Gegend (Floridsdorf) zur Entlassung ohne Kündi- 
gung, indem der Arbeiter nicht verlangen kann, dass ihm die Arbeits- 
ordnung in seiner Muttersprache zugestellt oder durch einen vom 
Arbeitgeber beauftragten Dolmetsch übersetzt werde. 
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Nr. 116. 

Nur die Art und Dauer der regelmäßigen Beschäftigung ist in das 
dem Hilfsarbeiter auf sein Verlangen auszustellende Zeugnis 
nach dem Gesetze aufzunehmen, eine Verpflichtung zur AnfUhrung 
einzelner versuchsweise vorgenommener Geschäfte besteht nicht. 

§. 81 Gew. 0. 

Cr. VI 89/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 20. März 1899 

Der Kläger Israel G. verlangte wider Filipp G. das Erkenntnis, 
der Beklagte sei schuldig, in das Zeugnis über die Verwendung des 
Klägers in seinem Geschäfte die Bestätigung aufzunehmen, dass 
Kläger für den Beklagten in- und außerhalb Wiens Geschäfte 
gemacht habe. 

Der Beklagte wendete ein, dass er den früher in einer 
Advocaturskanzlei beschäftigten Kläger als Stenographen und Gorrespon- 
denten aufgenommen und nur zweimal Versuchs- und probeweise zur 
Anwerbung von Kunden außerhalb Wiens verwendet und auch in Wien 
nur ausnahmsweise zu Kunden geschickt habe, um sich na^-h deren 
etwaigen Bedarf zu erkundigen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe; Nach §.81 Gew. 0. hat das dem Hilfsarbeiter auf 
sein Verlangen auszustellende Zeugnis die Art und Dauer der Beschäfti- 
gung zu enthalten. 

Unter Art der Beschäftigung sind jene Dienste zu verstehen, die 
der Hilfsarbeiter regelmäßig zu leisten hat. Das Agenliren (Anwerben 
von Kunden) war nicht eine regelmäßige Beschäftigung des Klägers im 
Geschäfte des Beklagten; eine Verpflichtung zur Anführung einzelner 
Arbeiten besteht nicht und ist der klägerische Anspruch umsoweniger 
gerechtfertigt, als er nur versuchsweise zur Anwerbung von Kunden 
außerhalb Wiens verwendet wurde und diese Versuche, wie der Be- 
klagte behauptet, missglückten. 

Die vom Kläger verlangte, allgemein gehaltene Bestätigung 
wäre hiernach wahrheitswidrig. 

Nr. 116. 
Die Rubriicen des Arbeitsbuches sind beim ordnungsmäßigen Aus- 
tritte des Hilfsarbeiters vom Gewerbeinhaber auszufüllen und zu 
unterfertigen, widrigens er dem Hilfsarbeiter entschädigungs- 
pflichtig ist. §§. 80 d und 80 g Gew. 0. 

Gr. I 406/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 27. Sept. 1898 :- • 

5 

Der Kesselschmiedgehilfe David G. erhebt wider E. Anspruch 

auf Zahlung des Entschädigungsbetrages von 50 fl., weil die irn 
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Arbeitsbuche eingetragene Arbeitsbestätigung von dem Beklagten nicht 
unterfertigt wurde und er wegen dieser mangelhaften Arbeitsbestätigung 
keine Arbeit erlangen konnte. Der Beklagte bestreitet, dass eine ünter- 
fertigung der Eintragungen erforderlich war. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Nach §. 80 d Gew. O. ist der Gewerbeinhaber ver- 
pflichtet, beim ordnungsmäßigen Austritte des Arbeiters die Rubriken 
des Arbeitsbuches auszufüllen und zu unterfertigen. Da der Beklagte 
dieser seiner gesetzlichen Verpflichtung nicht nachgekommen ist und 
die Unterfertigung der Eintragung im Arbeitsbuche verweigerte, so ist 
'Cr dem Kläger gemäß §.80 g, Abs. 2, Gew. 0. entschädigungspflichtig. 
Er war demgemäß zu verhalten, dem Kläger vom Tage des Dienst- 
austrittes (2. September 1898) bis zu der am Tage der Streit- 
verhandlung (27. September 1898) erfolgten Verbesserung der Arbeits- 
bestätigung die Lohnentschädigung in dem mit 2 fl. für jeden Tag 
angemessenen Betrage zu leisten. 

Nr. 117. 

Die Aufforderung des Arbeitsgebers an den (excedirenden) Arbeiter, 
sich das Arbeitsbuch bei der Genossenschaft abzuholen, ist keine 
Verweigerung der Ausfolgung des Arbeitsbuches (g§. 80 d und 80 g 

Gew. 0.). 

Cr. I 670/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 14. October 1898, . 

5 

Der Kläger, Maschinist Josef W. behauptet, dass ihm der Beklagte 
Ferdinand Seh. bei Entlassung aus der Arbeit die Ausfolgung des 
Arbeitsbuches verweigert habe, er beansprucht aus diesem Grunde 
eine Entschädigung im Betrage von 16 fl. 

Der Beklagte wendet ein, dass er dem Kläger die Ausfolgung des 
Arbeitsbuches nicht verweigert, sondern ihn nur aufgefordert habe, es 
am nächsten Tage bei der Genossenschaft abzuholen. Kläger habe 
nämlich excedirt, so dass er mit Beihilfe der Wache aus dem Locale 
•entfernt werden musste. Beklagter habe mit Recht befürchtet, dass 
Kläger bei der Abrechnung und Ertheilung der Arbeitsbestätigung 
weitere Excesse verursachen werde. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Wenn der Beklagte aus dem obangeführten Anlasse 
den Kläger aufforderte, sich die Abrechnung und das Arbeitsbuch bei 
der Genossenschaft abzuholen, so kann darin keine Verweigerung der 
Ausfolgung des Arbeitsbuches erblickt werden. Die geforderte 
momentane Ausfolgung war mit Rücksicht auf die Umstände 
unthunlich. 

VIII 
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Nr. 118. 

Die zur Ertheilung der Arbeitsbestätigung (Ausfüllung der Rubriken 

des Arbeitsbuches^ etwa nUthigen Erhebungen obliegen dem Ge- 

Werbeinhaber (§§. 80 d und 80 g Gew. 0.). 

Gr. I 863/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v.28. Octoberl898, . 

5 

Der Eisendreher Felix P. forderte von G. W. die Zahlung eines 
Entschädigungsbetrages von 37 fl. 40 kr., weil ihm zwar das Arbeits- 
buch behändigt wurde, die bezüglichen Rubriken jedoch nicht ordnungs- 
mäßig ausgefüllt waren. Der Beklagte führt an, dass er nicht in der 
Lage war, die Rubriken auszufüllen und er deshalb den Kläger auf- 
forderte, ihm die Bestätigung des Bauleiters beizubringen. Das 
ordnungsmäßig ausgefüllte Arbeitsbuch wurde dem Kläger 20 Tage 
später, am 28. October 1898, behändigt. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Nach §. 80 d Gew. 0. ist der Gewerbeinhaber ver- 
pflichtet, beim ordnungsmäßigen Austritte das Arbeitsbuch gehörig 
auszufüllen; es ist selbstverständlich, dass er daher auch alle hiezu 
nöthigen Erhebungen selbst vorzunehmen hat und deren Vornahme 
nicht auf den Arbeiter überwälzen kann. Das Verschulden der nirht 
rechtzeitigen Ausfüllung und Aushändigung des Arbeitsbuches liegt 
demnach lediglich auf Seite des Beklagten. Dieser ist somit gemäß^ 
§. 80 g, Abs. 2, Gew. 0., entschädigungspflichtig und hat dem 
Kläger für die Zeit vom 8. bis 28. October, d. i. abzüglich der in 
diese Zeit fallenden drei Sonntage, für 17 Arbeitstage den Verdienst- 
entgang von täglich 2 fl. 20 kr. zu ersetzen. 

Nr. 119. 

Die Durchstreichung einer infolge Entlassung vorbereiteten, jedoch^ 

durch Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses gegenstandslos ge-^ 

wordenen Arbeitsbestätigung ist keine unzulässige Eintragung 

(§. 80 g Gew. 0.). 

Gr. I 730/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 28. October 1898, . 

5 

Der Maschinenschlosser Jakob R. verlangt von der beklagter> 
Maschinenfabrik J. G. H. Entschädigung für Verdienstentgang und 
Ausfolgung eines neuen Arbeitsbuches, indem er behauptet, es sei das 
Arbeitsbuch infolge Durchstreichens eines Zeugnisses unbrauchbar 
geworden. Der Beklagte bringt vor, er habe die Absicht gehabt^ den 
Kläger, weil er mehrere Tage unentschuldigt ausblieb, zu entlassen. 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 119 — 120. H5 

In diesem Sinne habe er die bezüglichen Rubriken im Arbeitsbuche 
ausgefüllt. Da Kläger nachträglich sein Ausbleiben durch Krankheit 
rechtfertigte, sei er wieder behalten und die bereits eingetragene 
Arbeitsbestätigung durchstrichen worden. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Gericht erachtete, dass in dem Durchsti-eichen 
der Arbeitsbestätigung im Arbeitsbuche anlässlich einer beabsichtigten, 
dann jedoch unterbliebenen Entlassung aus der Arbeit keine un- 
zulässige* Eintragung im Sinne des §. 80 g Gew. 0. erblickt werden 
könne. Wenn gleichwohl das Arbeitsbuch infolge des Vorgehens der 
beklagten Firma für den Kläger unbrauchbar wurde, so ist ihm nach 
dem Gesetze die Möglichkeit geboten, die Ausstellimg eines neuen 
Arbeitsbuches auf Kosten des Gewerbeinhabers zu beanspruchen. 
Kläger hätte sich daher durch Beobachtung dieses Vorganges selbst 
vor weiteren Nachtheilen schützen können. 

Nr. 120. 

Das Begehren um Ausfolgung eines neuen Arbeitsbuches durch 
den Arbeitgeber ist gesetzlich nicht begründet (§. 80 g Gew. 0.)- 

Cr. I 1280/98 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 23. Dec. 1898, . 

Der Kläger führt an, dass ihm bei seinem am 10. December 
1898 erfolgten Austritte vom Beklagten zwar sein Arbeitsbuch mit der 
Arbeitsbestätigung behändigt wurde, dass die Eintragung aber eine 
mangelhafte sei, weil er als Hilfsarbeiterin statt als Schlossergehilfe 
bezeichnet wurde ; er habe infolge dieser unrichtigen Eintragung keine 
Arbeit finden können und verlange daher Ausstellung eines neuen, 
mit der richtigen Bezeichnung des Klägers als , Werkzeugschlosser" 
versehenen Arbeitsbuches und Zahlung einer Lohnentschädigung von 
täglich 2 fl. 20 kr. seit 10. December 1898 bis zum Tage der Aus- 
folgung des neuen Arbeitsbuches. 

Der Beklagte führt an, dass die irrige Eintragung auf einem 
Versehen seines Gomptoiristen beruhe und er von dem unterlaufenen 
Irrthume erst durch die Zustellung der Klage Kenntnis erhalten habe. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach §. 80 g, Gew. 0. kann, wenn das Arbeitsbuch 
beim Gewerbeinhaber unbrauchbar, verloren oder vernichtet wird oder 
wenn in dasselbe unzulässige Eintragungen gemacht werden oder die 
Ausfolgung verweigert wird, nur die Ausstellung eines neuen Arbeits- 
buches auf Kosten des Gewerbeinhaber bei der Gemeindebehörde 
des Aufenthaltsortes verlangt werden. Kläger wäre daher nur berechtigt, 

VTir 
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sich ein neues Arbeitsbuch auf dem vorgeschriebenen Wege selbst zu 
beschaffen und die hiedurch erwachsenden Kosten zu begehren. Ab- 
gesehen davon stellt sich die Eintragung im Arbeitsbuche durch Be- 
zeichnung des Klägers als ^Hilfsarb eiterin* wohl als eine Irr- 
thümliche, nicht aber als eine den Bestimmungen der §§. 80 a bis 
80 d und beziehungsweise §.81 Gew. 0. nicht entsprechende und 
daher unzulässige Eintragung dar. Es ist somit eine Entschädigungs- 
pflicht des Klägers nach §. 80 g Gew. 0. nicht begründet. 



Nr. 121. 

Die Nichtausfolgung und Hinterlegung des Arbeitsbuclies bei der 
GewerbebehUrde infolge Weigerung des Accordarbeiters zur Aus- 
führung der Übernommenen Arbeit begründet keine Entschädigungs- 
pflicht des Gewerbeinhabers (§§. 77, 80 d, 80 g, 85 Gew. 0.). 

Cr. II 77/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 16. Jänner 1899, . 



Giegen das Klagebegehren des Tischlergehilfen Johann G. wider 
Julius H. wegen Ausfolgung des Arbeitsbuches und Zahlung eines 
Entschädigungsbetrages von 2 fl. 50 kr. für jeden Tag bis zur 
Bebändigung des Arbeitsbuches wendet der Beklagte ein, dass dem 
Kläger, als er am 12. Jänner d. J. sein Arbeitsbuch verlangte, bedeutet 
wurde, vorerst die übernommene Accordarbeit fertig zu machen, was 
er aber verweigerte und sich entfernte. Das Arbeitsbuch vmrde sodann 
mit dem Antrage auf Bestrafung des Klägers bei der Gewerbebehörde 
erlegt. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Arbeitsbuch ist dem Hilfsarbeiter im Sinne des 
§. 80 d, Gew. 0. nur beim ordnungsmäßigen Austritte von dem 
Gewerbeinhaber auszufolgen. Der Kläger wollte aber, ohne die von 
ihm übernommene Accordarbeit zu beenden, das Arbeitsverhältnis 
lösen, was den Beklagten veranlasste, wegen Übertretung der Ge- 
werbeordnung bei der Gewerbebehörde die Anzeige zu erstatten und 
das Arbeitsbuch dort zu erlegen. Der Klage fehlt somit die rechtliche 
Grundlage zur Erzwingung der Ausfolgung des Arbeitsbuches von Seite 
des Beklagten und mithin auch die Grundlage für die angesprochene 
Entschädigung. 
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Nr. 122. 

Der Arbeitgeber kann nicht verhalten werden, das Zeugnis in das 

erst nach dem Austritte neu beschaffte Arbeitsbuch einzutragen 

(S§. 80 d, 80 g und 87 Gew. 0.). 

Cr. II 57/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 23. Jänner 1899, . 

5 

Der Kläger stand vom 5. August bis 22. November 1898 als 
Gehilfe beim Beklagten im Dienste; am 5. Jänner 1899 verlangte er 
vom Beklagten die Eintragung eines ordnungsmäßigen Zeugnisses in 
das erst nach dem Dienstaustritte beschaffte Arbeitsbuch, was der 
Beklagte ablehnte. 

Der Kläger beantragt, den Beklagten zur Eintragung eines 
ordnungsmäßigen Zeugnisses in das Arbeitsbuch und zur Zahlung 
einer Entschädigung von täglich 1 fl. 50 kr. vom 5. Jänner 1899 an 
wegen Nichtausfolgung des mit diesem Zeugnisse versehenen Arbeits- 
buches zu verurtheilen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Gericht erachtete die Verweigerung der Ein- 
tragung des begehrten Zeugnisses für begründet, weil die Eintragung 
des Zeugnisses in das Arbeitsbuch beim ordnungsmäßigen Austritte zu 
verlangen ist, was das Vorhandensein eines Arbeitsbuches beim Dienst- 
austritte zur Voraussetzung hat, dies aber hier nicht zutrifft. Die 
Annahme eines separaten Zeugnisses hatte Kläger verweigert. Der 
Anspruch auf Entschädigung kann übrigens auch wegen Ablauf der 
vierwöchentlichen Frist im Sinne des §. 80 g, Abs. 3, Gew. 0. nicht 
mehr geltend gemacht werden. 

Nr. 123. 

FUr die Bewertung des Streitgegenstandes im Berufungsverfahren 
sind die im Berufungsverfahren vorgenommenen Feststellungen maß- 
gebend (§. 31 y Gew. Ger. G.). 

Entscheidung des Landes- als Benifungsgerichtes in Brunn vom 

Gg. I 438/98 
3.. September 1898, — — . 

Der Tischlergehilfe A. P. hat am 8. Juli 1898 den Tischler- 
meister A. W. auf einen Lohnrest von 3 fl. und auf Ausfolgung seines 
Arbeitsbuches sowie auf Schadenersatz vom Tage der Vorenthaltung 
(14. Juni) bis zum Tage der Aushändigung des Arbeitsbuches in der 

Höhe von 7 fl. 20 kr. wöchentlich geklagt. 

Gr. I 10/98 
Mit dem Erkenntnisse vom 12. Juli 1898, ^ , wurde dem 

Klagebegehren stattgegeben. 
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Die vom Beklagten durch den Advocaten Dr. E. B. erhobene 
Berufung, in welcher das Urtheil theils wegen Nichtigkeit (weil über 
eine vor dem 1 . Juli bei der politischen Behörde bereits entschiedene 
Streitsache neuerlich erkannt worden sei), theils in merito angefochten, 
wurde, ist mit der oben angeführten Entscheidung verworfen worden. 

Begründung: Aus den behufs Prüfung der Zulässigkeit der 
Berufung vorgenommenen Feststellungen ergab sich, dass dem Kläger 
das Arbeitsbuch am 12., Juli ausgehändigt worden ist und dass 
darnach die ihm zuerkannte Entschädigung die Höhe von 28 fl. 80 kr. 
erreicht hat. 

Mit Hinzurechnung des gleichfalls zugesprochenen Lohnrestes 
von 3 fl. betrug die eingeklagte Geldsumme 31 fl. 80 kr. In diesem 
Betrage kam auch der Wert des Interesses an der Aushändigung des 
Arbeitsbuches zum Ausdrucke und er brauchte daher nicht zum 
Gegenstande einer besonderen Feststellung gemacht zu werden. 

Jedenfalls war der Wert des Streitgegenstandes in seiner Gänze 
nicht höher als auf 50 fl. zu veranschlagen (§. 60 J. N.). 

Sobald dies aber feststand, konnte gemäß §. 30 Gew. Ger. G. in 
die Berufung nur insoweit eingegangen werden, als sie die Anfechtung 
des erstgerichtlichen Urtheiles wegen Nichtigkeit zum Gegenstande 
hatte. Nachdem jedoch auch die behauptete Nichtigkeit zufolge der 
von der politischen Behörde eingeholten Auskunft (wonach dort vor 
der Errichtung des Gewerbegerichtes zwar verhandelt, keineswegs aber 
entschieden wurde) nicht bestand, so war die Berufung, insoferne sie 
sich auf die angebliche Nichtigkeit des bezogenen Urtheiles stützte, 
zurückzuweisen, insoweit sie aber das Urtheil seinem Inhalte nach 
anfocht, als gesetzlich unzulässig zu verwerfen. 

Nr. 124. 

Im Falle der Berufung gegen ein gewerbegerichtliches Urtheil in 
Säumnisfällen findet nicht uneingeschränkte neue Verhandlung vor 
dem Berufungsgerichte statt. Neues thatsächliches Vorbringen und 
Einwendungen gegen das von der nichtsäumigen Partei in erster 
Instanz Vergebrachte sind ausgeschlossen (§.31, Gew. Ger. G.). 

^ , , -^ Gr. VI 144/98 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 6. April 1899, . 

14 

Entscheidung des Landes- als Berufungsgerichtes Wien vom 18. Mai 1899, 

Cp. VI 197/99 

14 ' 

Nach dem thatsächHchen Vorbringen des Klägers Marcus T. 
wurde er am 1. October 1898 von dem Beklagten Adolf P. als 
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Ratencassier aufgenommen. Diesen Posten trat er vereinbarungs- 
gemäß am 10. October 1898 an, und begann am 11. October 1898 
«eine Thätigkeit; am folgenden Tage habe ihm jedoch Beklagter 
•erklärt, er habe sich die Sache überlegt, lasse ihn nicht weiter 
arbeiten, dies ohne jede Begründung; Kläger sei damit nicht ein- 
verstanden gewesen und habe verlangt, dass Beklagter ihn weiter 
arbeiten lassen möchte, da er sich als rechtmäßig angestellt, betrachte; 
^r sei auch täglich ins Geschäft gegangen, habe um Beschäftigung 
gebeten, ohne aber von dem Beklagten beachtet zu werden, er habe 
bis heute keine Kündigung erhalten. 

Auf Grund dieses Vorbringens stellte der Kläger den Antrag, 
gegen den von der Verhandlung ausgebliebenen Beklagten Ver- 
säumungsurtheil zu erlassen und den Beklagten zur Zahlung des ein- 
klagten Betrages von 450 fl. zu verurtheilen. 

Dem Kläger wurde der Theilbetrag von 275 fl. zuerkannt. Mit 
'dem Mehranspruch wurde das Klagebegehren abgewiesen. 

Gr.ünde: Da der Beklagte die Streitverhandlung versäumte, war 
■das auf den Rechtsstreit' bezügliche thatsächliche Vorbringen der 
erschienenen Partei, welches durch die vorliegenden Beweise nicht 
widerlegt wird, für wahr zu halten. Hiernach ergibt sich aber, dass bei 
Aufnahme des Klägers eine bestimmte Vereinbarung über die Ent- 
lohnung und Kündigung nicht getroffen wurde, dass der Kläger das Dienst- 
verhältnis noch als fortbestehend betrachtet, und für die Zeit vom 
10. October 1898 bis zur Anbringung der Klage eine Entlohnung von 
450 fl. beansprucht. Die Anschauung, als bestünde das Dienstverhältnis 
noch fort, ist eine irrige, denn die vom Beklagten am 12. October 1898 
^gegebene Erklärung, den Kläger nicht weiter arbeiten zu lassen, is 
^lerdings als eine Kündigung und rücksichtlich Aufhebung des Dienst- 
verhältnisses aufzufassen; diese vorzeitige Entlassung ohne rechtlichen 
Orund verpflichtet den Beklagten gemäß §§. 84 und 92 Gew. 0., dem 
Kläger den Lohn und die sonst vereinbarten Genüsse für die ganze 
Kündigungsfrist zu vergüten. Die Kündigungsfrist endete im Sinne 
■des Art. 61, H. G. B. erst mit Ende December 1898, daher Beklagter 
dem Kläger den Lohn für die Zeit vom 10. October bis 31. De- 
■cember 1898 zu vergüten hat. 

In Ermanglung einer Übereinkunft und eines diesbezüglichen Orts- 
gebrauches wird der Lohn gemäß Art. 57, H. G. B. und §.11 52, a. b. G. B. 
durch das Ermessen des Gerichtes nöthigenfalls nach Einholung eines 
<jutachtens von Sachverständigen bestimmt. Die Einholung eines Gut- 
achtens von Sachverständigen war mit Rücksicht darauf, dass sach- 
kundige Beisitzer als Richter fungieren, nicht erforderlich. 

Das Gericht erachtete den Verdienst des Klägers für die 
angegebene Kündigungsfrist mit dem Betrage von 275 fl. für 
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angemessen, wobei in Erwägung gezogen wurde, dass der Kläger m 
den ersten Wochen sich wohl mit Rücksicht, darauf, dass er als 
Ratencassier einen Kundenkreis mitbrachte, einen größeren Betrag 
verdienen konnte, dass der Verdienst aber nach „Belegung dieser 
Kunden** später wieder geringer wurde und dass so der Verdienst 
gegebenen Falles durchschnitlHch mit 100 fl. pro Monat angenommen 
werden kann, zumal Kläger nach den Angaben der Klage bis zum 
Klagstage 450 fl. beansprucht. 

Es wurde hienach dem Kläger der Betrag voü 275 fl. zuerkannt, 
mit dem Mehranspruch aber das Klagebegehren abgewiesen, wobei 
nur noch besonders betont werden soll, dass, trotz Ausbleibens des 
Beklagten von der Verhandlung, gleichwohl nach den thatsächlichen 
Angaben der Klage die Rechtsbeständigkeit des Klageanspruches nach 
den angezogenen Gesetzesstellen zu prüfen war. 

Mit Erkenntnis des k. k. Landesgerichtes Wien als Berufungs- 

Gg. VII 97/99 

gericht in gewerblichen Streitigkeiten vom 1 S.Mai 1 899, ^ ^ 

14 

wurde der Berufung des Beklagten theilweise Folge gegeben und 
das angefochtene Urtheil dahin abgeändert, dass der Beklagte schuldig 
ist, dem Kläger den Betrag von 200 fl. sammt 5®/^ Zinsen vom 
30. März 1899 und Processkosten zu bezahlen 

Gründe : Bei der Entscheidung über die vorliegende Berufung ist 
vor allem die Frage zu beantworten, ob mit Rücksicht auf die Be- 
stimmung des §.31, Gew. Ger. G., wonach in gewerblichen Streitig- 
keiten über höhere Beträge als 50 fl. die Streitsache vor dem Berufungs- 
gerichte von neuem zu verhandeln ist, der Beklagte, gegen den ein 
Versäumungsurtheil erlassen wurde, jene Einwendungen, mit welchen 
er infolge der Versäumung präcludiert worden ist, in der Verhandlung 
vor dem Berufungsgerichte geltend machen könne. 

Diese Frage muss verneint werden. 

Die §§. 22 bis 34, Gew. Ger. G., setzen fest, mit welchen Ab- 
weichungen die Bestimmungen der Givilprocessordnung im gewerbe- 
gerichtlichen Verfahren zu gelten haben. 

Im ordentlichen Berufungsverfahren gelangt das Berufungs- 
gericht zur Kenntnis des Processtoffes, den es seiner Entscheidung' 
zugrunde zu legen hat, wenn es nicht eine Ergänzung der Verhandlung 
oder Beweisaufnahmen anordnet, in der Regel nur durch die Bericht- 
erstattung und durch die vorgelesenen Acten. 

Abweichend hievon bestimmt §.31, Gew. Ger. G., dass die 
Streitsache vor dem Berufungsgerichte von neuem innerhalb der 
Grenzen der Berufungsanträge zu verhandeln ist, dass somit der 
Processtofl^, soweit es zur Entscheidung über die Berufung noth- 



i 
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wendig ist, von neuem dem Berufungsgerichte unmittelbar vorgeführt 
werde. In allen Fällen, in welchen der Sachverhalt in erster Instanz 
vollständig und erschöpfend erörtert worden ist, was bei Beobachtung^ 
der gesetzlichen Vorschriften die Regel sein wird, kann diese neuer- 
liche Vorführung in nichts anderem als in einer Wiederholung des 
schon in erster Instanz Vorgebrachten bestehen. Die Bestimmung, 
dass von neuem zu verhandeln sei, ist deshalb im allgemeinen gleich-^ 
bedeutend mit der Anordnung einer v^iederholten Verhandlung. Der 
Zweck dieser Bestimmung ist ausschließlich die Wahrung des 
Principes der Unmittelbarkeit des Verfahrens auch vor dem Berufungs- 
gerichte (in gewerblichen Streitigkeiten). Der wichtigste Grund hiefür 
liegt in dem Umstände, dass im gewerbegerichtlichen Verfahren auch 
in zweiter Instanz Laienrichter bei der Entscheidung mitwirken. 
Allerdings wird das neuerliche Aufrollen des Processmateriales in 
zweiter Instanz in allen (übrigens als Ausnahme anzusehenden) Fällen,, 
in welchen der Sachverhalt in erster Instanz nich tgenügend erörtert 
worden ist, den Anlass bieten zu thatsächlichem Vorbringen, das ia 
erster Instanz nicht vorgekommen ist, sowie zu neuen Beweisanträgen, 
und es wird auch kein Anstand bestehen, darauf Bedacht zu nehmen,, 
soferne nicht die Absicht, den Process zu verschleppen, vorliegt. Dem» 
für das Verfahren vor dem Berufungsgerichte in gewerblichen Streitig- 
keiten gelten die Vorschriften für das Verfahren vor dem Gerichtshof 
erster Instanz als Processgericht und nicht die Vorschriften, für das 
Berufungsverfahren, insbesondere also auch nicht §. 482, C. P. 0. I» 
erster Instanz nicht vorgekommenes thatsächliches Vorbringen und neue 
Beweisanträge sollen daher auch in der Verhandlung vor dem Berufungs^ 
gerichte in gewerblichen Streitigkeiten nur durch die UnvoUständigkeit 
der erstinstanzlichen Verhandlung bedingte Ausnahmen und keinesfalls 
die Regel bilden. Die Absicht des Gesetzgebers war nur auf eine 
wiederholte Verhandlung zur Wahrung der im gewerbegerichtlichen 
Verfahren auch in zweiter Instanz dringend gebotenen Unmittelbarkeit 
gerichtet, keineswegs aber darauf, den Parteien die uneingeschränkte 
Möglichkeit zu bieten, das Processmateriale nach ihrem Belieben der 
Beurtheilung durch den ersten Richter zu entziehen und erst dem 
Berufungsgerichte vorzulegen. Nach den Vorschriften der Givilprocess- 
Ordnung, welche auch im gewet begerichtlichen Verfahren gelten, hat 
die Versäumung einer Processhandlung zur Folge, dass die versäumende 
Partei mit der versäumten Processhandlung ausgeschlossen ist. Die 
Säumnisfolgen im Falle eines Versäumungsurtheiles können, abgesehea 
von den Fällen, in welchen wegen Nichtigkeit das Verfahren aufgehoben 
wird, nur im Wege der Wiedereinsetzung oder durch Berufung beseitigt 
werden, durch letztere nur dann, wenn dargethan wird, dass eine 
Versäumung nicht vorliegt. Die vorliegende Berufung des Beklagten. 
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stützt sich nicht auf eine dahingehende Behauptung. Die Annahme 
des Gewerbegerichtes, dass eine Versäumung vorliege, ist in keiner 
Weise entkräftet, es kann daher die Berufung des Beklagten zu einer 
Beseitigung der Säumnisfolgen nicht führen, und es müssen die Folgen 
der Versäumung auch in der Verhandlung vor dem Berufungsgerichte 
berücksichtigt werden. Die Folge der Versäumung besteht aber darin, 
dass der Beklagte mit seinen Einwendungen und seinen thatsächlichen 
Vorbringungen, soweit sie gegen das vom Kläger in erster Instanz 
zur Begründung seines Anspruches Vorgebrachte gerichtet sind, 
ausgeschlossen ist. Ein Abgehen von diesem Grundsatze würde zu 
<ionsequenzen führen, die mit den Vorschriften der Givilprocess- 
Ordnung völlig unvereinbar sind. Es würde dem Belieben des Beklagten 
anheimgestellt sein, der ersten Instanz die Möglichkeit einer Ent- 
scheidung über seine Einwendungen zu entziehen, auf diese W^eise 
die erste Instanz zu umgehen, so dass der Rechtsstreit eigentlich 
nur in zweiter Instanz entschieden wird. 

Nach der somit ohne Rücksicht auf die Einwendungen des 
Beklagten als wahr anzunehmenden Darstellung der Klage war der 
Kläger beim Beklagten am 10. October 1898 als Ratencassier in 
Dienst getreten und am 11. October 1898 ohne Kündigung grundlos 
entlassen worden. Mit Rücksicht auf das hiedurch begründete Dienst- 
verhältnis war die Zuständigkeit des Gewerbegerichtes in §§.1,4 lit. a 
und b, und 5 lit. d, Gew. Ger. G., begründet und auch der Rechtsgrund 
für. den Entschädigungsanspruch des Klägers nach Art. 61, H. G. B.. 
gegeben. Zur Begründung der Hohe seines Anspruches hat Kläger nach 
Inhalt der Klage, des Verhandlungsprotokolles und des Thatbestandes des 
angefochtenen Urtheiles in erster Instanz allerdings nichts vorgebracht, 
und das Gewerbegericht hat sich veranlasst gesehen, diesen Anspruch 
auf Grund seiner Sachkenntnis nach §. 273 G. P. 0. festzustellen. 

Bezüglich der Höhe des Klageanspruches liegt somit ein that- 
sächliches Vorbringen des Klägers, welches infolge Säumnisses des 
Beklagten ohne weiteren Beweis als wahr anzunehmen wäre, nicht vor. 

Es war deshalb in Betreff der Höhe des Anspruches von dem 
Berufungsgerichte das diesbezügliche neue thatsächliche Vorbringen 
des Klägers unter Bedachtnahme auf die Einwendungen des Beklagten 
der Entscheidung zugrunde zu legen. Hienach hat der Gerichtshof, 
gestützt auf §. 273 G. P. 0., eine Entschädigung von 200 fl. als 
angemessen gefunden, nachdem Kläger nicht gegen vereinbarten fixen 
Lohn engagiert war, die Höhe seines Verdienstes an Provision von 
seiner Thätigkeit und Leistungsfähigkeit abhängig war und er noch 
vor Ablauf des Kalendervierteljahres in andere Dienste getreten ist, 
sich somit zur Dienstleitung bei dem Beklagten nicht während der 
ganzen Zeit bereit gehalten hat. 






Gewerbegerichtiche Entscheidungen. Nr. 125. 



Nr. 125. 

Die ttrtliche Zuständigkeit des Gewerbegerichtes wird durch die 

Betriebsstätte (§.39 Gew. 0.) desjenigen gewerblichen Unternehmens 

bestimmt^ fUr welches die Arbeiten, beziehungsweise Dienste zu 

leisten sind (§. 23, Absatz 1 Gew. Ger. G.). 

Cr. I 148/98 
Beschluss des Gewerbegerichtes Brunn v. 27. September 1898, - 



3 

bestätigt mit Beschluss des Landes- als Berufungsgerichtes Brunn vom 
5. October 1898, R. I. :" " 



Der Privalbeamte F. R., welcher inhaltlich seiner am 20. Sep- 
tember 1898 schriftlich eingebrachten Klage von J. St., als Inhaber 
des unter der Firma J. St. Nachfolger in Brunn betriebenen Bier- 
exportgeschäftes, für die Leitung der Wiener Filiale gegen einen in 
Monatsraten zahlbaren Jahresgehalt von 2000 fl. und gegen freie 
Wohnung ab 1. April 1898 engagiert, bislang aber nicht eingestellt 
worden ist, beanspruchte in der Klage unter Anbietung seiner Dienste 
den Gehalt für die Zeit vom 1. April bis 30. August per 833 fl. 35 kr. 
und als Entschädigung für den Entgang der Naturalwohnung durch 
dieselbe Zeit den Betrag von 541 fl. 66 kr. 

Der Beklagte erhob die Einrede der örtlichen Unzuständigkeit 
des Gewerbegerichtes und brachte zur Begründung derselben vor, dass 
der Kläger seinen Anspruch aus einem angeblichen Engagement für 
das Wiener Exportgeschäft ableite, dass dieses Geschäft von der 
selbständigen Gesellschaftsfirma J. R. & Co. betrieben werde, dass die 
Firma J. St. Nachfolger mit jener Firma keine Gemeinschaft habe, 
wenn auch er (Beklagter) der Repräsentant der beiden Firmen sei, und 
dass die Klage deshalb in Wien hätte eingebracht werden sollen. 

Der Kläger gab zu, dass er von J. St. ausschließlich für das 
Wiener Geschäft engagiert vmrde, und dass dasselbe unter der Firma 
J. R. & Co. protokolliert ist. 

Der Incpmpetenzeinrede vmrde Folge gegeben. 

Begründung: Nach dem übereinstimmenden Vorbringen beider 
Theile hätte der Kläger auf Grund des von ihm behaupteten 
Engagements bei dem von dem Belangten unter der Firma J. R. & Co. 
betriebenen Bierexportgeschäfte mit dem Sitze und der Betriebsstätte 
in Wien Anstellung und Verwendung finden sollen. 

Die Parteien waren darnach darüber einig, dass, wenn ein 
Engagement thatsächlich erfolgt ist,. dieses ausschließlich für das Unter- 
nehmen in Wien rechtswirksam gewesen wäre, und dass auch nur 
dort die Dienste zu verrichten und die Bezüge zu entrichten waren. 
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Gemäß §.23 des Gewerbegerichtsgesetzes ist zur Verhandlung 
und Entscheidung der im §. 4 bezeichneten Streitigkeiten das 
Göwerbegericht zuständig, in dessen Sprengel sich die Betriebs- 
stätte befindet. 

Es konnte daher im vorliegenden Falle, in welchem es sich 
um einen Entschädigungsanspruch wegen Nichterfüllung der Ver- 
pflichtungen aus dem behaupteten Engagement für das Unternehmen 
in Wien handelte, lediglich der Sitz des Unternehmens in Wien als 
Betriebsstätte angesehen werden. 

Dass der Geklagte unter der Firma J. St. Nachfolger in Brunn 
ein gleichartiges Geschäft betreibt, war für die Entscheidung der 
Zuständigkeit vollständig belanglos, da der Kläger gar nicht behaupten 
konnte, dass er auch für das Unternehmen in Brunn engagiert 
gewesen wäre. 

Demgemäß hatte sich das angerufene Gericht für örtlich 
unzuständig zu erklären und die Klage abzuweisen. 

Dem gegen diese Entscheidung von dem Kläger durch den 
Advocaten Dr. J. M. eingebrachten Recurse wurde von dem Landes- 
gerichte als Berufungsinstanz keine Folge gegeben. 
(Beschluss vom 5. October 1898, R. I 2/98). 

Begründung: Sowohl nach dem Wortlaute der Klage als auch 
nach jenem des vom Kläger selbst gefertigten Protokolles über die 
erste Tagsatzung war das k. k. Gewerbegericht in Brunn gemäß §.23 
des Gewerbegerichtsgesetzes zur Entscheidung dieser Processache 
nicht zuständig, weshalb dessen Beschluss bestätigt wurde. 

Es liegt nämlich nach den Angaben beider Parteien die Betriebs- 
stätte, in welcher der Kläger seine Thätigkeit zu entfalten hatte, 
nicht in einem jener Orte, für welche mit der Ministerial- Verordnung 
vom 26. April 1898, R. G. Bl. Nr. 59, ein Gewerbegericht in Brunn 
errichtet wurde. Sollte der Kläger eine Wiener Filiale (Zweignieder- 
lassung) des Beklagten leiten, so lag die Stätte des von ihm zu ver- 
waltenden Betriebes in Wien, und dasselbe war der Fall, wenn er 
seine Dienste der Firma J. R. & Co. in Wien zu widmen hatte, 
weil deren Betriebsstätte nach dem Verhandlungsprotokolle auch dort 
gelegen ist. 

Auf die erst im Recurse gemachten Angaben, dass Kläger vom 
Beklagten für sein Wiener Geschäft und im Falle der Auflösung 
desselben für das Brünner Stammhaus mit Wort und Handschlag in 
Brunn engagiert wurde, konnte nicht Rücksicht genommen werden, da 
das erste Gericht entsprechend der Bestimmung des §. 41 J. N. die 
Prüfung der Zuständigkeit auf Grund der Angaben des Klägers vor- 
nahm und das Berufungsgericht den Rechtsfall in jener Lage zu über- 
prüfen hat, wie sie dem ersten Richter vorlag. 
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Nr. 126. 

Die Ortliche Zuständigkeit des Gewerbegerichtes richtet sich bei 
mehreren Betriebsstätten (§. 39 Gew. 0.) eines Gewerbsinhabers 
nach jener, wo die Arbeiten verrichtet werden (§. 23, Absatz 1, 

Gew. Ger. G.). 

Gr. 11 39/98 
Beschluss des Gewerbegerichtes Brunn vom 5. August 1898, , 



bestätigt mit Beschluss des Landes- als Berufungsgerichtes Brunn vom 
12. August 1898, Bc. I 2/98. 

Die bei einem Baue in Pohrlitz, Bezirk M.-Kromau, im gemein- 
schaftlichen Accord beschäftigten Maurer St. H. und J. P. klagten den 
Baumeister G. K. in Pohrlitz, welcher sein Gewerbe auch in Brunn 
ausübt, bei dem Gewerbegerichte auf Zahlung eines Lohnrückstandes 
von 36 fl. 25 kr. 

Der Beklagte wendete örtliche Unzuständigkeit ein. 

Die Klage wurde wegen Incompetenz zurückgewiesen. 

Begründung: Die Einrede der örtlichen Unzuständigkeit ist 
begründet. 

Denn die eingeklagte Forderung hat den Lohn für die bei einem 
Baue in Pohrlitz verrichteten Arbeiten zum Gegenstande und betrifft 
somit Arbeiten, die am Sitze der Betriebsstätte des Beklagten in 
einem nicht zur Zuständigkeit des angerufenen Gerichtes gehörigen 
Orte, §. 2 der Ministerial- Verordnung vom 26. April 1898, R. G. Bl. 
Nr. 59, ausgeführt wurden. 

Der zufällige Umstand, dass . der Beklagte auch in Brunn eine 
Betriebsstätte hat, war belanglos, da gemäß §. 23, Abs. 1, Gew. Ger. G. 
für die örtliche Zuständigkeit des Gerichtes nur jene Betriebsstätte, 
wo die Arbeiten verrichtet wurden, bestimmend ist, die Kläger aber 
aus den am Sitze der Betriebsstätte in Pohrlitz geleisteten Arbeiten 
Ansprüche ableiten. 

Infolge Recurses der Kläger wurde diese Entscheidung von dem 
Landesgerichte als Berufungsinstanz bestätigt. (Beschluss vom 
12. August 1898 Bc I 2/98). 

Begründung: Die Entscheidung war aus den beigefügten 
Gründen zu bestätigen, zumal es für die Gompetenzfrage gemäß §.23, 
Abs. 1, Gew. Ger. G., auch bedeutungslos ist, wo die Kläger auf- 
genommen worden waren, und wo sie ihren Wohnsitz hatten. 
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Nr. 127. 

Zur Austragung von Lohnstreitigkeiten zwisclien zahntechnischen 

Gehilfen eines graduierten Zahnarztes und diesem letzteren ist das 

Gewerbegericht nicht zuständig (Art. V, lit. g, Kundmachungspatent 

zur Gew. 0. und §. 1, Z. 2, Gew. Ger. G.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Reichenberg vom 9. August 1899, 

Gr. I 231/99 

5 ' 

Die Klage des J. C, zahntechnischen Gehilfen, gegen Dr. St. U., 
Zahnarzt, wegen 65 fl. wurde wegen Unzuständigkeit des Gewerbe- 
gerichtes zurückgewiesen. 

Gründe: Das Gewerbegericht ist gemäß §. 1, Abs. 1, 
Gew. Ger. G. zur Austragung von gewerblichen Rechtsstreitigkeilen 
zwischen gewerblichen Unternehmern und Arbeitern berufen imd 
es erstreckt sich gemäß §. 1, Abs. 2, Gew. Ger. G., dessen sachliche 
Zuständigkeit auf alle Unternehmungen, auf welche die Gewerbe- 
ordnung Anwendung findet, sowie auf die im Art. V lit. 1 und Art. VIII 
des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung bezeichneten Unter- 
nehmungen. Nachdem nun vorliegend der Beklagte graduierter Zahn- 
arzt ist, als solcher den Beruf der Zahnheilkunde ausübt und ein 
gemäß Verordnung vom 20. März 1892, R. G. Bl. 55, unter die con- 
cessionierten Gewerbe eingereihtes Zahntechnikergewerbe nicht 
betreibt, somit als Zahnarzt gemäß Art. V ht. g des Kundmachungs- 
patentes zur Gew. 0. der Gewerbeordnung nicht unterliegt, als gewerb- 
licher Unternehmer nicht anzusehen ist und demnach auch der sach- 
lichen Zuständigkeit des Gewerbegerichtes nicht unterworfen istj 
musste die Klage wegen Unzuständigkeit von amts wegen (§. 23, Abs. 2, 
Gew. Ger. G.) zuückgewiesen werden (§. 43, J. N.). 

Nr. 128. 

FUr Dienstbotenstreitiglceiten ist das Gewerbegericht nicht zu- 
ständig. Ob ein Bediensteter gewerblicher Hilfsarbeiter oder Dienst- 
bote sei, ist in jedem einzelnem Falle zu bestimmen. Wenn die 
Arbeitsordnung Kutscher der Fabriksunternehmung zu den gewerb- 
lichen Hilfsarbeitern rechnet und ihr Dienstverhältnis regelt, sind 
die Kutscher nicht als Dienstboten anzusehen (§. 73 Gew. 0.). 

Gr. I. 55/00 

Entscheidung des GewerbegerichtesReichenbergv. 2.Märzl900, . 

Kläger war bei der beklagten Fabriksunternehmung als Kutscher 
gegen Wochenlohn angestellt. Er trat ohne Kündigung aus und klagt 
auf Aushändigung des vorenthaltenen Arbeitsbuches. 
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Der Beklagte wendet ein, dass der Kläger ein mit Dienstboten- 
buch versehener Dienstbote sei, daher 1 4 tägig zu kündigen habe. 

Der Kläger macht geltend, dass nach der Arbeitsordnung, die 
ihm zur Unterschrift vorgelegt wurde und die er auch unterschriebe» 
habe, Kündigung ausgeschlossen sei. 

Die beklagte Unternehmung wurde dem Klagebegehren gemäft 
verurtheilt. 

Nachdem das Gewerbegericht bloß in gewerblichen Rechts- 
streitigkeilen zwischen gewerblichen Unternehmern und Arbeitern 
zuständig ist und dessen sachliche Zuständigkeit sich bloß auf die im: 
§. 1, Abs. 2, Gew. Ger. G., bezeichneten Unternehmungen bezieht, ist 
dessen Competenz in Dienstbotenstreitigkeiten ausgeschlossen. 

Ob aber die im Streite befangene Partei Dienslbote oder gewerb- 
licher Hilfsarbeiter sei, ist der Beurlheilung von Fall zu Fall unter- 
worfen. Das charakteristische Merkmal des Dienstboten- oder Gesinde- 
dienstes ist die Verdingung zu einer niederen Gattung häuslicher oder 
landwirtschaftlicher Arbeit mit gleichzeitigem Eintritte des Dienst- 
nehmers in die Hausgenossen Schaft und Unterwerfung unter die Auf- 
sicht des Dienstgebers (§. 16 Dienstbotenordnung für Böhmen). 

Ob der Dienstnehmer mit einem Dienstboten- oder mit einen» 
Arbeitsbuche versehen ist, und ob die vorgeschriebenen Eintragungea 
in dieses oder jenes erfolgt sind, ist nicht entscheidend. 

Im vorliegenden Falle muss dem Kläger, wenngleich er nicht mit 
einem Arbeitsbuche, sondern mit einem Dienstbotenbuche versehen 
ist, die rechtliche Eigenschaft eines gewerblichen Hilfsarbeiters (§. 73^ 
Gew. 0.) zuerkannt werden, weil festgestellt ist, dass in der vor- 
schriftsmäßig angeschlagenen und verlautbarten Arbeitsordnung u. a. 
auch die Kutscher in die Kategorie der Fabriksarbeiter eingereiht sind, 
dass der Kläger sich dieser Arbeitsordnung unterworfen hat und sie 
somit einen Bestandtheil des für beide Theile rechtsverbindlichea 
Arbeitsvertrages bildet. 

Da diese Arbeitsordnung Kündigungsausschluss festsetzt, sa 
war das Klagebegehren nach §. 80 c, Abs. 2, Gew. 0., begründet und 
demselben gemäß zu erkennen. 

Nr. 129. 

KUchenmädchen eines Restaurants gehUren zum gewerblichen Hilfs- 
personal, und ist daher fUr die im §. 4 Gew. Ger. G. angeführtea 
Streitigkeiten das Gewerbegericht zuständig (§. 5 Gew. Ger. G.). 

Gr. IL 307 u. 308/98 

Urtheile des Gewerbegerichtes Brunn v. 13. Dec. 1898, . 

4 

Die inhaltlich der vorgelegten Dienstbotenbücher früher ii> 
Privatwirtschaften und zuletzt bei dem Reslaurateur R. St. in der 
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'Gasthaushausküche beschäftigten Dienstmädchen J. K. und M. K. haben 
^egen R. St. einen Lohnrest eingeklagt. 

Der Klage wurde nach Bejahung der Frage, ob das Gewerbe- 
gericht zuständig sei, stattgegeben. 

Gründe: Was die von amtswegen zu prüfende Frage der 
Zuständigkeit des angerufenen Gerichtes anlangt,' so unterlag die 
bejahende Beantwortung derselben keinem Bedenken. 

Denn wenn auch die Klägerinnen zu ihrem Ausweise nicht 
Arbeits- sondern Dienstbotenbücher besaßen, und so lange sie in 
Privatwirtschaften bedienstet waren, zum Hausgesinde gehörten, 
auf welches weder die Gewerbeordnung noch das Gewerbegerichts- 
gesetz Anwendung zu finden hat, so änderte dies nichts an der 
späteren Thatsache, dass die Klägerinnen mit dem Eintritte in die 
Gastwirtschaft des Beklagten durch ihre regelmäßige Verwendung zu 
untergeordneten Hilfsdiensten in der Gasthausküche gewerbliche Hilfs- 
arbeiterinnen im Sinne des §.73, lit. d. Gew. 0. geworden sind. Sobald 
dieselben aber unter das im gewerblichen Betriebe beschäftigte Hilfs- 
personale gehörten, war zur Entscheidung von Lohnstreitigkeiten mit 
dem Gewerbsinhaber gemäß §§. 4 ht. a und 5, ht. b. Gew. Ger. G. 
das Gewerbegericht berufen. 



Nr. 130. 

£in bei einem Baumeister mit dem Copieren von Plänen und mit der 
Zusammenstellung der Wochenlisten beschäftigter Bauzeichner ist 
als gewerblicher Hilfsarbeiter im Sinne des §. 5 lit. a und b 
flew. Ger. G. anzusehen und untersteht demnach in Streitigkeiten 
von der im §. 4 desselben Gesetzes bezeichneten Art der Gewerbe- 
gerichtsbarkeit (§. 73, Absatz 3, Gew. 0.). 

Cr. II. 46/98 
ürtheil des Gewerbegerichtes Briinn v. 17. August 1898, . 



Der Bauzeichner A. H., welcher von dem Baumeister A. M. 
2um Gopiren von Plänen, sowie zur Zusammenstellung der Wochen- 
listen verwendet wurde, klagte nach Lösung des Dienstverhältnisses 
auf Ausstellung eines der Vorschrift des §.81 Gew. 0. entsprechenden 
Zeugnisses. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Bevor an die Entscheidung über den eingeklagten 
Anspruch geschritten wurde, war gemäß §. 23, Absatz 2, Gew. Ger. G. 



I 
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Yon amtswegen die Zuständigkeit des angerufenen Gerichtes zu prüfen, 
da angesichts der im §. 73, Absatz 3, Gew. 0. enthaltenen Anführung 
der y Zeichner* unter den für höhere Dienstleistungen angestellten 
Personen Zweifel darüber entstehen konnten, ob ein Bauzeichner 
Arbeiter im Sinne des Gesetzes ist und als solcher der Gewerbe- 
gerichtsbarkeit untersteht 

Das Gewerbegerich l hat sich für zuständig erachtet, nachdem in 
der von der hierorligen Genossenschaft der Baugewerbe für »Maurer- 
Hilfsarbeiter" erlassenen und von der Gewerbebehörde vidierten Arbeits- 
ordnung als Hilfsarbeiter Bauzeichner, Bauschreiber, Baupoliere, 
Gerüstpoliere, Facademaurer, Mahrer, Lehrlinge, Taglöhner, wie Zu- 
träger, Kalklöscher, Mörtelmacher, Zeugswächter etc. angeführt 
erscheinen, daher auch Bauzeichner als gewerbliche Hilfsarbeiter 
angesehen werden, und nachdem im Hinblick auf die dem Kläger 
zugewiesei^ Beschäftigung (Copieren von Plänen und Zusammen- 
stellung der Wochenlisten) nicht behauptet werden konnte, dass der- 
selbe zu höheren gewerblichen Dienstleistungen berufen war und einen 
weiteren Wirkungskreis hatte, als die im §. 5, lit a und b. Gew. Ger. G. 
bezeichneten Arbeitspersonen. 



Nr. 131, 

Das Gewerbegericht ist zur Entscheidung von Streitigkeiten zwischen 
Kaufleuten und Provisionsreisenden, sofern sie nicht als selbständige 
Kautleute anzusehen sind, zuständig. Ohne ausdrückliche Ver- 
einbarung hat der Reisende keinen Anspruch auf einen Reisekosten- 
vorschuss (§. 5, lit. d, Gew. Ger. 0.). 

Gr. VI. 370/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien v. 12. Juni 1899, . 

5 

Kläger führt an, dass er von dem beklagten Schuhwarenhändler 
für die Monate März bis Juli probeweise als Reisender für Ungarn und 
Nebenländer gegen Provision von 4 Procent der von ihm zugeführten 
Geschäfte aufgenommen wurde; die Reise war am 15. März anzutreten 
imd ihm bei AntriU der Reise ein Vorscliuss von 200 fl. zu gewähren; 
wegen Antritt der Reise sei er vom Beklagten von Mitte März bis 
Anfangs April vertröstet worden und am 5. April habe ihm Beklagter 
erklärt, er könne ihn nicht reisen lassen. Kläger, der auch von der 
Schuhwarenfabrik Ignaz N. mit der Vertretung betraut war, bemerkt, 
dass er für den Beklagten leicht täglich Geschäfte in der Höhe von 
300 fl. hätte machen können und so durch Verschulden des Beklagten 
einen Schaden von mindestens 1000 fl. erleide. 

IX 
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Der Beklagte erhebt die Einrede der Unzuständigkeit des Ge- 
werbegerichtes, weil der Kläger als Provisionsreisender nicht ein 
Angestellter seines Geschäftes war, sondern bei der vorgedachten 
Firma angestellt war. Der Zeitpunkt für den Antritt der Reise sei von 
dem Einlangen der Muster abhängig gemacht worden und er habe den 
Kläger auch gleich aufmerksam gemacht, dass ihm seine Kunden 
schon sehr viel schulden und dass er daher bei der Ausführung der 
Bestellungen sehr vorsichtig sein müsse ; er habe deshalb die Prüfung 
und EfFectuierung der einlangenden Aufträge seinem Ermessen vor- 
behalten; schließlich wäre es ihm allerdings lieber gewesen, wenn 
Kläger von der Mitnahme der Musler ganz abgesehen hätte. Er sei 
aber bereit gewesen, die Muster mitzugeben, Kläger habe dies dann 
selbst nicht gelhan, weil ihm die Ausfolgung eines Vorschusses 
per 200 fl., wovon bei der Abmachung keine Rede war, verweigert 
wurde. 

Die Einrede der Unzuständigkeit wurde verworfen und das 
Begehren des Klägers auf Zahlung des Betrages von 1000 fl. ab- 
gevdesen. 

Gründe: Was zunächst die vom Beklagten erhobene Einrede 
der Unzuständigkeit des Gewerbegerichtes anlangt, so war sie zu ver- 
werfen, weil der Kläger, wie durch den vorgelegten Engagementsbrief 
ddo. Wien 15. Februar 1899 erwiesen ist, vom Beklagten mit der Ver- 
tretung in Ungarn sammt Nebenländern betraut und beauftragt war, für 
(las Handelsgeschäft des Beklagten Geschäfte einzuleiten und zu ver- 
mitteln, somit kaufmännische Dienste im Geschäfte des Beklagten zu 
verrichten; hiedurch wurde zwischen Kläger und Beklagten ein Dienst- 
verhältnis geschaffen. Kläger war hinsichtlich der Ausübung seiner 
Dienste von den Anordnungen des Beklagten abhängig und keinesfalls 
ein selbständiger Gewerbetreibender. 

Nach §. 5, lit. d. Gew. Ger. G. gelten als Arbeiter im Sinne 
dieses Gesetzes beim Handelsgewerbe alle zu kaufmännischen Diensten 
verwendeten Personen und ist somit die Zuständigkeit dieses Gerichtes 
zur Entscheidung der vorliegenden Streitsache im Sinne der §§. 1,4 
lit. b und 5 lit. d, Gew. Ger. G. und §§. 2 und 3, J. M. V. v. 
26. April 1898, R. G. Bl. Nr. 58, gegeben. Der Umstand, dass der 
Kläger ohne festen Gehalt nur gegen Provision angestellt war, schließt 
die Eigenschaft eines Handlungsgehilfen nicht aus wie auch im Hin- 
blicke auf die Bestimmung des Art. 59 und 56, Abs. 2, H. G. B. der 
Umstand, dass der Kläger bei der Firma Ignaz N. & Sohn in einem 
Dienstverhältnisse stand, ihn nicht hinderte, auch für den Beklagten 
kaufmännische Dienste zu verrichten, Geschäfte zu vermitteln und hie- 
durch auch zu diesem in ein Dienstverhältnis zu treten. 
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In der Sache selbst wird, da nach dem Vorausgeschickten 
zwischen Kläger und Beklagten die Eingehung eines Dienstverhältnissses 
anzunehmen ist, zu untersuchen sein, ob hinsichtlich der Auflösung 
dieses Dienstverhältnisses auf Seite des Klägers oder auf Seite des 
Beklagten ein vertragswidriges Verhalten vorliegt, und ob den Beklagten 
an dem NichtZustandekommen der Dienste ein Verschulden trifft. 

Diesbezüglich wurde nach der Aussage des eidlich vernommenen 
Zeugen Moriz W. als erwiesen angenommen, dass die Gewährung 
eines Vorschusses seitens des Beklagten und ein genau bestimmter 
Termin für den Antritt der Geschäftsreise nicht vereinbart, der Antritt 
der Reise vielmehr von dem Einlangen der Muster abhängig 
gemacht wurde. 

Für diese Annahme spricht auch der Inhalt des Schreibens 
dd. 15. Februar 1899, denn wenn wirklich, wie der Kläger behauptet, 
ein Vorschuss bestimmt oder der 15. März für den Antritt der Reise in 
Aussicht genommen worden wäre, so würde eine solche Bestimmung 
gewiss auch in den Engagementsbrief aufgenommen worden sein, dies 
um somehr, als in dem bei der Abfassung vorliegenden Schreiben 
ddo. 28. Jänner 1899 der Firma Ignaz N. & Sohn darauf bezügliche 
Bestimmungen enthalten sind. Die diesbezüglichen Angaben des 
Klägers stellen sich demnach gleich seiner Behauptung, dass auch der 
Text des Briefes ddo. 15. Februar 1899 von dem Beklagten ge- 
schrieben wurde, als unwahr dar. 

In Betreff des für die Entscheidung wesentlichen Herganges am 
5. April d. J. gewann das Gericht aus der unbeeideten Vernehmung der 
Parteien und dem Ergebnisse der gesammten Verhandlung die Über- 
zeugung, dass nicht die Angaben des Klägers , der auch in anderen 
Punkten als unwahr erwiesene Behauptungen aufstellte, sondern die 
Angaben des Beklagten der Wahrheit entsprechen. Hiernach wurde also 
für wahr angenommen, dass der Beklagte bereit war, dem Kläger 
die Muster mitzugeben und so seine Obhegenheit wegen Ausführung 
der Dienste zu erfüllen, dass aber der Kläger, weil ihm der gewünschte 
Vorschuss von 200 fl. nicht gewährt wurde, die Mitnahme der Muster 
und die Leistung der Dienste ablehnte. Diese Weigerung war aber 
eine ungerechtfertigte, weil der Beklagte zur Leistung eines Vorschusses 
nicht verpflichtet war. Es kann hiernach von einem vertragswidrigen 
Verhalten des Beklagten keine Rede sein. Das Verschulden an dem 
NichtZustandekommen der Dienste trifft den Kläger selbst und damit 
fehlt dem klägerischen Schadenersatzansprüche, für welchen übrigens 
auch der Höhe nach keine maßgebenden Umstände vorgebracht werden 
konnten, die rechtliche Grundlage, weshalb das Klagebegehren abzu- 
weisen war. 

IX* 
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Nr. 132. 

Streitigkeiten Über die Rückgabe einer Caution zwischen Unternehmer 
und Arbeiter gehören gemäH §. 4, lit. c), Gew. Ger. G. vor das Gewerbe- 
gericht. Die Caution ist zurückzustellen, wenn feststeht, dass keine 
Verpflichtung mehr existiert, für welche sie haftet. Der Nachweit 
einer solchen Verpflichtung ist Sache des Cautionsempfängers. 

Cr. II 54/98 
Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 20. August 1898, ? • 



Die Klägerin war bei dem Beklagten (Liqueurerzeuger) durch 
1 ^/e Jahre als Schankmädchen (Kellnerin) gegen eine Entlohnung von 
14 fl. monatlich nebst Kost und Quartier bedienstet. Am 10. August 1898 

wurde sie ohne vorausgegangene Kündigung entlassen. Mit der Klage 

vom 1 4. August begehrte sie gegen den Beklagten : 

1 . Die Rückgabe der von ihr beim Dienstantritte erlegten Caution 
per 101 fl. 70 kr. nebst den vereinbarten 3^/^ Zinsen hievon seit dem 
19. März 1897 als dem Erlagstage; 

2. den rückständigen Lohn vom 19. Juli bis 10. August 1898 
per 10 fl. 80 kr.; 

3. wegen grundloser Entlassung Lohnvergütung für die ver- 
einbarte 14tägige Kündigungsfrist per 6 fl. 93 kr. und Kost- sowie 
Wohnungsentschädigung für dieselbe Frist per 1 fl. 

Der Belangte beantragte die Abweisung der Klage und machte 
gegen den Klagsanspruch geltend, 

a) dass der Anspruch der Klägerin auf Vergütung des Lohnes und 
der sonstigen mit 10 fl. bewerteten Bezüge für die Kündigungs- 
frist nicht zu Recht bestehe, weil die Klägerin keineswegs grund- 
los, sondern wegen Unterschlagung von eincassierten Beträge» 
enüassen worden sei; 
h) dass dem Gesammtanspruche der Klägerin eine Gegenfordenmg 
in dem weit höheren Betrage von 248 fl. 63 kr. gegenüberstehe, 
und dass die klägerische Forderung somit durch Gompensation 
erloschen sei. 

Zur Begründung der gegen die Klägerin erhobenen Beschuldi- 
gung und der zur Aufrechnung gebrachten Gegenforderung brachte 
der Geklagte Nachstehendes vor: 

Die Klägerin, welche das von ihr alltäglich gelöste Geld ohne 
einen Abzug zu übergeben hatte, wurde in der Art controHert, dass sie 
in das Verkaufsiocale, wo sie entweder allein oder mit einer zweiten 
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Kellnerin den Ausschank und die Eincassierung besorgte, den Brant- 
wein und die Liqueure in Fässern und Flaschen mittelst Liefer- und 
Gegenscheines zugesendet erhielt, und dass bei den in Zeiträumen von 
zwei Wochen bis zwei Monaten vorgenommenen Aufnahmen des im 
Locale vorEandenen Warenvorrathes nach Ermilllung der verkauften 
Menge, welche auf Grund der Liefer- und Gegenscheine nach Abrechnung 
des vorhandenen Bestandes festgestellt wurde, die Summe des von der 
Klägerin in dem betreffenden Zeitraum abgeführten Geldes nicht allein 
den Verkaufspreis der veräußerten Ware, sondern auch noch einen 
5% Überschuss ausweisen musste. Dieser Überschuss vmrde als 
Durchschniltsgewinn bei dem Detailverkaufe in Gläschen, wobei der 
Verkauf preis nach oben abgerundet wird, und bei dem Mischen von 
Liqueuren und Brantwein zu verschiedenen Preisen rechnungsmäßig 
angenommen und den mit der Klägerin gepflogenen Verrechnungen 
zugrunde gelegt. Bei den meisten Abrechnungen ergab sich ein 2 bis 
5% Überschuss; bei den ersten zwei Abrechnungen erschien nur der 
in Rechnung gestellte Verkaufspreis ohne einen Überschuss durch die 
Losung eingebracht. In allen diesen Fällen fand eine Bemängelung 
nicht statt. 

Bei einzelnen Abrechnungen wurde jedoch nicht allein ein Über- 
schuss nicht erzielt, sondern es ergab sich sogar ein Abgang gegen- 
ftber dem Verkaufspreise. 

Solche Abgänge vmrden constatiert: 

a) bei der Abrechnung vom 13. Juli 1897 in der 

Höhe von 77 fl. 87 kr. 

b) bei der Abrechnung vom 26. October 1897 in der 

Höhe von 18 „ 83 , 

e) bei der Abrechnung vom 19. Jänner 1898 in der 

Höhe von 10„ — » 

d) bei der Abrechnung vom 11. August 1898 in der 

Höhe von 16 , 28 , 

In allen diesen Fällen war nebstdem der oberwähnte 5^0 Über- 
schuss abgängig, welcher 

a) bei der Abrechnung vom 13. Juli 1897 .... 53 fl. 30 kr. 

&) „ „ , »26. October 1897 ... 21 , 35 „ 

c; , , , , 19. Jänner 1898 ... 16 , — „ 

d) , , . . 11. August 1898 ... 35 , — „ 

betrug. Die Summe per 248 fl. 63 kr. 

bildete die in Aufrechnung gebrachte Gegenforderung. Diesen Aus- 
führungen des Belangten gegenüber gab die Klägerin wohl zu, dass 
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die Abrechnungen in der gedachten Weise stattfanden, und dass in den 
oben aufgezählten Fällen Abgänge in der bezeichneten Höhe erhoben 
wurden; sie bestritt aber, dass sie beim Brantweine stets den ihr an- 
gerechneten Verkaufspreis erhielt, und dass ein 5^/^ Überschuss zu 
erzielen war. In dieser Beziehung behauptete die Klägerin unter 
anderem, dass sie den ordinären Brantwein im Auftrage des Be- 
klagten an Gäste im Locale zum Preise von 20 kr. pro Liter, dagegen 
über die Gasse in Flaschen nur zum Preise von 1 6 kr. pro Liter ver- 
kaufte, dass ihr aber dieser Brantwein ohne Unterschied zu 20 kr. pro 
Liter angerechnet wurde, was gegenüber der Losung einem Mehr- 
betrage von 25 kr. pro 1 fi., somit einer Mehrvorschreibung von 25% 
gleichkam. Außerdem sei es unmöglich gewesen, beim Detailverkaufe 
und beim Mischen von Liqueuren den von dem Belangten will- 
kürlich angesetzten Überschuss zu erzielen. Endlich habe auch die 
Aufnahme der Vorräthe flüchtig und nur annäherungsweise statt- 
gefunden. Die angeblichen Abgänge seien daher auf die von unrichtigen 
Annahmen ausgehende Buchung der Gegenseite und auf Irrthümer bei 
der Aufnahme der Vorräthe zurückzuführen und seien demnach nicht 
geeignet, die behauptete Gegenforderung zu begründen. 

Der Beklagte berief sich zur Wiederlegung des Vorbringens der 
Klägerin auf die Zeugenschaft seines Buchhalters F. L., behauptete 
überdies, dass die Klägerin nach der Abrechnung vom 13. Juli 1897 
den Betrag von 77 fl. 87 kr. als Schuld ausdrücklick anerkannt und 
sich zur Deckung desselben aus der Gaution verpflichtet habe, imd bot 
diesfalls als Beweis die eidliche Parteieinvernahme an. 

Der als Zeuge unter Eid einvernommene Buchhalter F. L. hat 
nun allerdings bestätigt, dass die vom Beklagten behaupteten Abgänge 
erhoben vmrden, und dass der 5o/o Überschuss in der Höhe der oben 
angeführten Beträge fehlte; allein er vermochte über die Ursache der 
Abgänge keine bestimmte Aufklärung zu geben, namentlich aber nicht 
zu behaupten, dass diese Beträge nur durch eine Veruntreuung der 
fehlenden Beträge seitens der Klägerin entstanden sein konnten. Der 
Zeuge gab im Gegentheile zu, dass die Klägerin ijiöglicherweise an 
Ware weniger erhalten hatte, als gebucht worden war, da länger im 
Gebrauche stehende Fässer weniger fassen, als worauf sie geaicht sind, 
und da weiters auch bei der üblichen Feststellung der in den Fässern 
enthaltenen Menge nach den Standgläsern, wobei Differenzen bis zu 
5 Litern vorkommen, ebenso wie bei der Bestimmung des Inhaltes der 
Flaschen, welche lediglich nach dem Augenmaße geschah, Irrthümer 
leicht unterlaufen können. Der Zeuge bestätigte femer auch die 
Richtigkeit des Vorbringens der Klägerin, wonach ihr der ordinäre Brant- 
wein mit 20 kr. pro Liter berechnet vnirde, während sie thatsächlich 
nur 16 kr. pro Liter bei dem Verkaufe über die Gasse bekam. Der 
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Zeuge musste endlich auch zugeben, dass beim Ausschänke, Ein- 
cassieren und Greditieren ebenso wie auf Seite der Klägerin auch auf 
Seite der Aushilfskellnerin Versehen vorgekommen sein konnten. 

Die Behauptung des Beklagten, dass sich die Klägerin zum Er- 
sätze des Abganges von 77 fl. 87 kr. verpflichtet habe, wurde von der 
Letzteren bestritten. Die Angaben des Belangten hierüber waren übrigens 
insoferne, als der Geklagte später einen Nachlass in einer ihm nicht 
mehr erinnerlichen Höhe behauptete, ungenau und widersprechend. 

Die Klägerin verblieb bei ihrem Vorbringen, weder ein Zahlungs- 
versprechen gegeben zu haben, noch auch sonst eine Verpflichtung ein- 
gegangen zu sein, und beschwor ihre Angaben. 

Der Geklagte brachte noch, um die Entlassung der Klägerin zu 
rechtfertigen, vor, dass sie, wie er nachher erfuhr, Wasser in den 
Brantwein gegeben habe. Allein der Beklagte hat weder bestimmte 
FSille angeführt, noch auch Beweise angeboten, sondern ungeachtet des 
gegnerischen Widerspruches sich auf eine allgemein gehaltene Be- 
schuldigung beschränkt. 

Der Beklagte wurde dem Klagebegehren gemäß ver- 
urtheilt. 

Gründe: Das Gericht hatte zunächst gemäß §. 23, Abs. 2, Gew. 
Ger. G. der Frage gegenüber Stellung zu nehmen, ob die sachliche 
Zuständigkeit zur Entscheidung über den klägerischen Anspruch auf 
Rückgabe der Gaution begründet sei. 

Diese Frage war unstreitig zu bejahen. Denn nach §. 4, lit c, Gew. 
Ger. G. ist das Gewerbegericht zuständig für Streitigkeiten über 
Leistungen und Entschädigungsansprüche aus dem Arbeitsverhältnisse. 
Bei dieser weiten Fassung des Gesetzes konnte es keinem Zweifel 
unterliegen, dass unter dasselbe auch Streitigkeiten darüber fallen, ob 
die durch einen Dienstvertrag für Ansprüche aus demselben bestellte 
Gaution zurückzuerstatten sei. Es war daher das Gewerbegericht nach 
der bezogenen Gesetzesstelle sowohl zur Entscheidung über den An- 
spruch der Klägerin auf Rückgabe der Gaution als auch zur Ent- 
scheidung über die Entschädigungsansprüche der Gegenseite, für deren 
Sicherstellung die Gaution diente, berufen. Diese Entschädigungs- 
ansprüche waren, um der Klage auf Rückstellung der Gaution mit 
Erfolg begegnen zu können, vom Beklagten zu erweisen. Diesen Beweis 
hat aber der Belangte weder bis zur Höhe der Betrages, mit welchem 
aufgerechnet werden sollte, noch zu einem geringeern Theilbetrage er- 
bracht. Denn sein als Zeuge unter Eid einvernommener Buchhalter F. L. 
vermochte die als Grundlage der Gegenforderung aufgestellte Be- 
h^ptung, dass die im Thatbestande angeführten Abgänge nur durch 
eine Veruntreuung der denselben entsprechenden Beträge seitens der 
Klägerin entstanden sein konnten, nicht zu bestätigen. Ebensowenig 
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konnte der Zeuge für eine fahrlässige Handlungsweise der Klägerin, 
welche von dieser aus dem Titel des Verschuldens hätte vertreten 
werden müssen, Gründe anführen. F. L. musste vielmehr zugestehen, 
dass die im Sachverhalte näher bezeichneten Umstände, namentlich 
auch Irrthümer und Versehen seitens der Aushilfskellnerin, für welche 
die Klägerin nicht aufzukommen hatte, die Abgänge verursacht haben 
konnten. Auch musste der Zeuge den für das gegnerische Vorgehen 
besonders bezeichnenden Einwand der Klägerin, dass ihr für den in 
Flaschen über die Gasse geholten Brantwein 20 kr. pro Liter gerechnet 
wurden, während sie thatsächlich nur 16 kr. pro Liter erhielt, dass 
sonach um 25^0 mehr von ihr verlangt wurde, als sie thalsächlich 
löste, als richtig zugeben und als Ursache wenigstens eines Theiles 
der Abgänge gelten lassen. 

Der Geklagte hat sich wohl noch rücksichtlich eines Theil- 
betrages von 77 fl. 87 kr. auf eine Schul danerkennung der Klägerin 
und auf ein besonderes Zahlungsversprechen berufen. Allein sein 
Vorbringen war ungenau und widersprechend. Es konnte daher dies- 
falls nur auf den Eid der Klägerin erkannt und auf Grund des von ihr 
beschworenen Gegentheiles das vom Beklagten behauptete Zahlungsver- 
sprechen nicht weiter berücksichtigt werden. 

Demzufolge war der Beklagte zur Rückgabe der Gaution.im unbe- 
stritten gebliebenen Betrage von 101 fl. 70 kr. sammt den zugehörigen 
Zinsen und zur Zahlung des bis zum Tage der Entlassung verdienten 
Lohnes, in der gleichfalls nicht bestrittenen Höhe von 9 fl 80 kr. zu 
verurtheilen. 

In Ansehung der eingeklagten Lohn-, Kost- und Wohnungs- 
entschädigung für die Kündigungsfrist hat der Beklagte, ohne die Höhe 
des diesfälligen Anspruches zu bestreiten, zunächst als gesetzlichen 
Entlassungsgrund die von ihm behauptete Veruntreuung und in zweiter 
Linie auch noch ein angeblich erst nach der Entlassung in Erfahrung 
gebrachtes betrügerisches Vorgehen der Klägerin, bestehend in der 
Fälschung von Brantwein durch Zusetzen von Wasser, angeführt. Allein 
die Veruntreuung wurde wie bereits oben ausgeführt erscheint, nicht 
erwiesen, die weitere Behauptung aber beschränkte sich auf eine 
allgemein gehaltene Beschuldigung und entbehrte der Anführung 
concreter Fälle sowie einer gleichzeitigen Beweisanbietung; dieselbe 
konnte daher angesichts des Widerspruches der Klägern bei der 
Urtheilsfällung nicht weiter in Betracht kommen. 

Bei dem Abgange eines gesetzlichen Entlassungsgrundes war 
der Beklagte gemäß §. 84 G. 0. auch zur Vergütung des Lohnes und 
der sonstigen Genüsse für die ganze Kündigungsfrist in dem unan- 
gefochten gebliebenen Betrage von 16 fl. 53 kr. verpflichtet. Es war 
somit auch in diesem Punkte nach dem Klagebegehren zu erkennen. 
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Nr- 133. 

Ein Arbeitsverhältnis von unbestimmter Dauer liegt nicht vor, wenn 
ein Maurer zur Ausführung bestimmter kleiner Arbeiten^z/B-WeiOigen 
von Wohnungen, Maurergehilfen aufnimmt. Das Arbeitsverhältnis 
endet ohne Kündigung mit Fertigstellung der Arbeit. §. 77 Gew. 0. 

Cr. V 526/99 
Kmtscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 15* Juli 1899, 7^ . 



Nach Anführung des Heinrich B. und Remigius B. wurden sie 
Ton dem Beklagten, Maurer Andreas H., bei dem sie seit 15. Mai d. J. 
gegen einen Taglohn von 2 fl. in Arbeit standen, am 10. Juli ohne 
Kündigung grundlos entlassen, weshalb sie die Vergütung des Lohnes 
für die 14tägige Kündigungsfrist verlangen. 

Der Beklagte brachte dagegen vor, dass er selbst nur Maurer sei 
und kleinere Arbeiten, wie Zimmerputzen und Ausweißen selbständig 
ausführen dürfe, dazu habe er die Kläger als Hilfsarbeiter aufgenommen; 
diese Arbeiten dauern, wie den Klägern bekannt, nur kurze Zeit und 
werde mit der Beendigung der Arbeit das Dienstverhältnis von selbst 
gelöst. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach den Ausführungen beider Theile waren die 
Kläger als Hilfsarbeiter bei den vom Beklagten übernommenen kleineren 
Maurerarbeiten beschäftigt, die wegen ihres geringen Umfanges und der 
kurzen Dauer üblicherweise nicht von einem Maurermeister, sondern 
von einem Gehilfen selbständig verrichtet zu pflegen, demnach auch 
keine Beschäftigung von unbestimmter Dauer darstellen, sondern von 
vorneherein zeitlich beschränkt sind, gewöhnlich sogar innerhalb eines 
bestimmten Termines fertiggestellt werden müssen. 

Dm-ch die Aufnahme als Hilfsarbeiter für derlei Arbeiten erlangt 
der beireffende Arbeiter daher lediglich eine Beschäftigung nach 
Zulänglichkeit der Arbeit, er kann nach Beendigung dieser bestimmten, 
zeitlich beschränkten Arbeit auch nicht auf weitere Verwendung rechnen. 
Das Arbeitsverhältnis wird von selbst gelöst, weil es sich lediglich um 
eine Aushilfe handelt. 

Demgemäß können die Kläger auch nicht auf eine Kündigung 
rechnen und Anspruch machen, da nach der Natur der fraglichen 
Arbeit die Dauer der Verwendung eine zeitlich beschränkte war und 
kein Arbeitsverhältnis von unbestimmter Dauer begründet wurde. 

Die Bestimmung des §.77 Gew. 0. kann daher auf vorliegenden 
Fall keine Anwendung finden und war deshalb das Klagebegehren als 
unbegründet abzuweisen. 
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Nr. 134, 

Aufnahme eines Gehilfen fUr die Dauer der Ericranicung eines anderen 

Gehilfen. 

Gr. m 748/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 3. Mai 1899, ^ • 

Gegen das Begehrän des am 23. April 1899 entlassenen 
Kutschers A. auf Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Be- 
trage von 20 fl. wendete die beklagte Gesellschaft ein, dass Kläger am 
1 2. April ausdrücklich nur für die Dauer der Erkrankung des Kutschers K. 
aufgenommen wurde, und dass dieser Kutscher nach erfolgter Genesung 
am 23. April 1 899 den Dienst wieder angetreten habe. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund der Aussagen der Zeugen B. und L. hat 
das Gericht als erwiesen angenommen, dass Kläger am 12. April 1899 
für eine bestimmte Zeit, nämlich für die Dauer der Erkrankung des 
Kutschers K. in den Dienst der beklagten Gesellschaft aufgenommen 
wurde, und dass K. am 23. April 1899 nach erfolgter Genesung seinen 
Dienst bei der Beklagten wieder aufnahm. Mit Rücksicht hierauf war 
die Beklagte berechtigt, den Kläger am 23. April 1899 zu entlassen, 
und kann dieser ein Recht auf 14tägige Kündigung gemäß §.77 Gew.O., 
beziehungsweise auf Entschädigung wegen unterlassener Kündigung 
nach §. 84 Gew. 0., nicht in Anspruch nehmen, weshalb das Klage- 
begehren abzuweisen war. 

Wenn dem Kläger bei der Aufnahme in Aussicht gestellt wurde, 
dass er möglicherweise auch nach der Genesung des K. noch weiter 
Arbeit finden könne, so kann Kläger hieraus auch keinerlei Rechte ab- 
leiten, da die Bedingung, unter welcher das Versprechen gegeben 
wurde, nämlich das Vorhandensein freier Pferde, nicht eingetroffen ist. 

Nr. 136. 

Eine nur zur Aushilfe aufgenommene und demzufolge auch nur nach 

MaRgabe des Bedarfes an einzelnen Tagen der Woche beschäftigte 

Wäscherin hat Iceinen Anspruch auf Kündigung. 

Gr. 1 189/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 22. October 1898, — ' — r . 

Sachverhalt: Die Klägerin (Wäscherin) stand in dem Wäsche- 
geschäfte des Beklagten mit dem Taglohne von 1 fl. in Arbeit und 
wurde am 13. October ohne Kündigung entlassen. Sie beanspruchte 
Lohnentschädigung für die gesetzliche Kündigungsfrist von 14 Tagen, 
wobei sie sich zum Beweise darüber, dass sie dauernd in Arbeit stand. 
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auf die Zeugenschaft des Hoteldieners J. H. berief, der ihr vor der Auf- 
nakme in die Arbeit im Auftrage des Beklagten Beschäftigung für das 
ganze Jahr in Aussicht gestellt habe. 

Der Beklagte hat dagegen eingewendet, dass er die Klägerin 
nicht entlassen habe. Er habe nur erklärt, dass jetzt keine Arbeit sei, er 
werde ihr sagen lassen, wann sie wieder kommen solle. Dazu sei er 
berechtigt gewesen, und die Klägerin habe auf eine Kündigung kein 
Recht, weil sie in Gegenwart der Zeuginnen M. P. und A. P. nur aus- 
hilfsweise für den Fall eines Bedarfes als Wäscherin aufgenommen 
und nicht durch die ganze Woche, sondern nur an drei bis vier Tagen 
derselben verwendet worden sei. Der Beklagte hat deshalb um Klage- 
abweisung gebeten. 

Die Zeuginnen M. P. und A. P. haben unter Eid bestätigt, dass 
die Klägerin nur für den Bedarfsfall zur Aushilfe aufgenommen worden 
war. Sie habe sich damit zufrieden gegeben, imd noch beigefügt, dass 
sie wenigstens einige Tage in der Woche bei den Kindern bleiben 
könne. 

Der Zeuge J. H. hat angegeben, er sei vom Beklagten ersucht 
worden, ihm eine Wäscherin für „permanent" zu bringen. Dies habe er 
der Klägerin mitgetheilt. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund der Aussage der Zeuginnen M. P. und A. P. 
hat das Gericht als erwiesen angenommen, dass die Klägerin nur für 
den Bedarfsfall zur Aushilfe in die Arbeit aufgenonunen worden war, 
und dass demnach zwischen ihr und dem Beklagten ein festes dauerndes 
Arbeitsverhältnis nicht bestanden hat. 

An dieser Überzeugung konnte die Aussage des Zeugen J. H. 
nichts ändern, weil für die Entscheidung nicht die frühere Absicht des 
Beklagten, sondern der Inhalt der zwischen beiden Theilen bei der Auf- 
nahme getroffene Vereinbarung maßgebend war. 

Sobald aber ein dauerndes Arbeitsverhältnis nicht bestanden hat, 
konnte die Klägerin keine Kündigung verlangen, und erschien ihr An- 
spruch auf Entschädigung für die Kündigungsfrist unbegründet. 

Nr. 136. 

Aufnahme des Buchdruckers in ,,Aushilfscondition<< berechtigt lur 
AuflSsung des Dienstverhältnisses ohne Kündigung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 4. September 1899, 
Gr. II 1025/99. 

Kläger Carl W. belangte den Buchdrucker Moritz W. auf Zahlung 
des Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist per 18 fl., weil er am 
1 1 . Juli ohne Kündigung entlassen wurde. Der Beklagte wendete ein, 
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dass Kläger unter Zugrundelegung der Bestimmungen des Normallohn- 
tarifes für Buchdruckergehilfen nur in^Aushilfscondition*' aufgenommei 
worden ist und hienach sofortige Entlassimg zulässig war. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund der beeideten Aussagen des Zeugen 
Ignatz F. nahm das Gericht als erwiesen an, dass letzterer den Kläger 
nm* in aAushilfscondilion" aufnahm. 

Nach §. 8 des Normallohnlarifes für Buchdrucker ist mit der 
Aushilfscondition die Zulässigkeit sofortiger Entlassung verbunden. 

Der Kläger gibt zu, dass er sich auch im vorliegenden Falle den 
Bestimmungen des Normallohntarifes unterworfen habe. 

Es war daher das Gericht der Anschauung, dass die Vereinbarung 
auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung gegeben sei. 

Es fehlten daher die Voraussetzur^en der §§.77 und 84 Gew.'^O. 
und war das auf dieselben gestützte Klagebegehren abzuweisen. 



Nr. 137| 

Im' Falle provisorischer Aufnahme gegen nachträgliche Beibringung 
des Arbeitsbuches kann ohne vorausgehende Kündigung das Arbeits- 
verhältnis gelöst werden. §. 77 Gew. 0. 

Gr. TI 516/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 20. April 1899, ^ . 

Der Photographengehilfe MaxB. belangte den Johann S., bei dem 
er am 16. März gegen einen monatlichen Lohn von 60 fl. in Dienst 
eintrat, auf Zahlung von 28 fl., weil er am 4. April d. J. ohne Kün- 
digung grundlos entlassen wurde. Der Beklagte brachte vor, er habe 
dem Kläger, welcher kein Arbeitsbuch halte, bei der Aufnahme aus- 
drücklich bedeutet, dass ohne Arbeitsbuch ein Gehilfen nicht aufge- 
nommen werden dürfe, dass er sich ein solches verschaffen müsse und 
so lange er ein solches nicht habe, nicht definitiv als Gehilfe auf- 
genommen werden könne. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach der infolge der eidlichen Aussagen des Zeugen 
Josef N., durch welche die wesentlichsten Angaben bestätigt erscheinen, 
als glaubwürdig anzunehmenden Darstellung des Beklagten erscheint es 
unzweifelhaft, dass nach beiderseitiger Willensübereinstimmung ein 
Provisorium bestehen sollte, solange das Arbeitsbuch des Klägers nicht 
beschafft wäre. 

Ein solches Provisorium schließt aber gleich dem Vertrage der 
Aufnahme auf Probe die Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen 
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der §§. 77 und 84 Gew. 0. aus und es kann demnach der Beklagte 
nicht dazu verhalten werden, die für die angebliche gesetzliche Kündi- 
gungsfrist zustehende Lohnvergütung zu leisten. 

Nr. 138- 

Die Äußerung des Arbeitgebers, den Hilfsarbeiter bfoD bedingungslos 

aufzunehmen, kann nicht als Vereinbarung des Ausschlusses der 

Kündigungsfrist aufgefasst werden. 

Cr. V 420/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 24. Juni 1899, ^ . 

Gegen das Begehren des Anstreichergehilfen Heinrich K. wider 
Johann F. auf Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist per 24 fl. 
wegen grundloser Entlassung, wendete der Beklagte ein, dass er den 
Kläger wegen Arbeitsmangel entließ und dass Kläger keinen Anspruch 
auf Kündigung habe. Er habe ihm nämlich bei der Aufnahme gesagt, 
dass er ihn bloß bedingungslos aufnehme. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die vom Beklagten bei der Aufnahme des Klägers ge- 
machte Bemerkung, dass er den Kläger nur »bedingungslos" aufnehme, 
ist derart undeutlich, dass keinesfalls die Absicht des Beklagten, die 
Kündigungsfrist auszuschließen, zum Ausdruck gekommen ist, und vom 
Kläger auch nicht in diesem Sinne aufgefasst werden konnte ; es konnte 
daher auch nicht angenommen werden, dass Kläger mit der Aus- 
schließung der Kündigung einverstanden gewesen sei, vielmehr liegt 
über diesen Umstand überhaupt keine Vereinbarung vor (§. 869 a. b. 
G. B.). 

Der Kläger erscheint demnach berechtigt, die Vergütung für die 
14lägige Kündigungsfrist in Anspruch zu nehmen, gleichviel ob eine 
förmliche Entlassung erfolgte (§§. 77 und 84 Gew. 0.) oder bloß das 
Aussetzen der Arbeit verlangt wurde (§. 82a, lit. e und §. 83 Gew. 0.). 

Es war demnach dem Klagebegehren gemäß zu erkennen. 

Nr. 139. 
Lohn oder Gratification. ^ 

Gr. III ^111^^ 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 7. Juni 1899, — '- — ? . 



Kläger Peter P. und 9 Genossen belangten den Malzfabrikanten 
Anton J. auf Zahlung restlicher Lohnbeträge von 4 bis 18 fl., indem 
sie behaupten, dass ihnen monatlich statt 36 fl. nur ein Lohn von 34 fl. 
ausbezahlt wurde. 
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Der Beklagte wendete ein, dass mit den Klägern ein Lohn über- 
haupt gar nicht ausdrücklich vereinbart worden sei. In seiner Fabrik 
bestehe seit Jahren die Gepflogenheit, dass die Mälzer monatlich 34 fl. 
erhalten, und dass jene Mälzer, welche bis zum Schlüsse der jeweiligen 
Gampagne in Arbeit verbleiben, zum Schlüsse eine Gratification, nämlich 
je 2 fl. für jeden Arbeitsmonat erhalten, wogegen diejenigen Mälzer, 
die vor Schluss der Gampagne austreten, eine solche Gratification nicht 
erhalten. Den Klägern, von denen fast alle wiederholt schon bei ihm 
in Arbeit gestanden, sei dies genau bekannt gewesen, deshalb sei bei 
ihrer diesmaligen Aufnahme über den Lohn gar nichts gesprochen 
worden. Jeder Kläger habe monatlich 34 fl. in zwei Raten ä 1 7 fl. er- 
halten, ohne dass bei den einzelnen Lohnaüszahlungen, mit Ausnahme 
der letzten, jemals ein Mehranspruch geltend gemacht worden wäre. 
Die diesjährige Gampagne sei Ende Juni geschlossen worden. Da nun 
die Kläger freiwillig am 1 . Juni ausgetreten seien, stehe ihnen ein An- 
spruch auf die Gratification monatlicher 2 fl. nicht zu. 

Das Begehren der Kläger wnrde abgewiesen. 

Auf Grund der Aussagen der vernommenen Zeugen im Zu- 
sammenhalte mit dem eigenen Zugeständnisse der IQäger imd den Um- 
stand, dass die Kläger bei den bisherigen Lohnauszahlungen, abgesehen 
von der letzten, sich ohne Widerrede mit dem Monatslohne per 34 fl. 
begnügt haben, hat das Gericht als erwiesen angenommen, dass zwischen 
den Klägern und dem Beklagten stillschweigend eine Lohnvereinbarung 
bestand, wonach jeder Kläger monatlich 34 fl. Lohn und für den Fall, 
als er bis zum Schlüsse der Gampagne in Arbeit verbleibt, eine Grati- 
fication von sovielmal 2 fl., als er Monate in Arbeit stand, zu er- 
halten hat. 

Da nun die Kläger vor Schluss der diesjährigen Gampagne frei- 
v^illig aus der Arbeit ausgetreten sind, steht ihnen ein Anspruch auf 
die Gratification von monatlich 2 fl. nicht zu und war daher das Klage- 
begehren abzuweisen. 

Wenn der Beklagte anlässlich einer Forderung um Lohnerhöhung 
zu den Klägern sagte: „Ihr habt ohnehin 36 fl.", so können die Kläger 
aus diesen Worten für ihren Anspruch nichts ableiten. Unter Berück- 
sichtigung des ganzen Sachverhaltes können diese Worte nur dahin 
gedeutet werden, Beklagter habe die Kläger darauf aufmerksam machen 
wollen, dass sie ohnehin im ganzen, nämlich mit Einschluss der Grati- 
fication, 36 fl. bekommen. Ein Verzicht auf den Vorbehalt, unter 
welchem die Gratification ertheilt vdrd, ist darin nicht zu erblicken. 

Die Behauptung der Kläger, dass ihnen vom Beklagten die 2 fl. 
auch für den Fall des früheren Austrittes aus der Arbeit zugesichert 
worden seien, erscheint durch die Aussage der Zeugen E. und L. 
widerlegt. 
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Nr. 140. 

EinversUlndnis d^s Hilfsarbeiters mit der HVhe des verabreichten 

Accordlohnes durch vorbehaltlose Annahme ohne Einwendung. 

§. 863 a. b. G. B. 

Cr. I 593/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 2. Juni 1899, ^ . 

Kläger, Gussputzer Eduard W., verlangt von dem Beklagten Julius P., 
bei dem er vom 12. September 1898 bis 15. April 1899 in Arbeit 
stand, die Zahlung eines rückständigen Accordlohnes von 28 fl. 72 kr., 
indem er anführt, dass er einen geringeren Accordlohn als die übrigen 
bei der Accordarbeit betheiligten Arbeiter erhalten habe. Er verlangt 
nachträgliche Gleichstellung im Lohne mit den anderen Arbeitern und 
schätzt seinen noch ausständigen Antheil auf 28 fl. 72 kr. 

Der Beklagte brachte dagegen vor : Kläger war mit vier anderen 
Arbeitern gegen Accordlohn beschäftigt; die ausgeführten Arbeiten 
wurden nach dem Gewichte auf Grund eines Taiifes bewertet imd der 
auf diese Weise sich ergebende Arbeitslohn unter die Accordarbeiter 
vertheilt, wobei jeder Arbeiter einen auf Grund der gegenseitigen Be- 
schreibung ermittelten, je nach der Arbeitsfähigkeit variirenden Grund- 
lohn von 1 fl. 80 kr. bis 2 fl. pro Tag ausbezahlt erhielt; ein bei der 
jeweihgen Abrechnung sich ergebender Überschuss wurde dem Grund- 
lohne entsprechend procentuell vertheilt. Auf Grund dieses Vorganges 
wurde Kläger seit September v. J. entlohnt, ohne dass er die geringste 
Einwendung erhob. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Gericht hat nach dem Ergebnisse der Verhandlung 
und Beweisführung als erwiesen angenommen, dass zwischen beiden 
Vertragstheilen, eine wenn auch nicht ausdrückliche, so doch still- 
schweigende Einigung bezüglich der Entlohnung dadurch zustande kam, 
dass Kläger, dem der Lohnvertheilungsmodus gewiss bekannt war, 
gegen den ihm durch Monate zugemessenen Lohn niemals eine Ein- 
wendung erhoben, sondern das Arbeitsverhältnis unter den bisherigen 
Modalitäten fortgesetzt hat, in welchem Verhalten eben eine Einwilligung 
im Sinne der §§. 861 und 863 a. b. G. B. erblickt werden muss. 

Es liegt daher die Nothwendigkeit einer Bestimmung des Lohnes 
durch den Richter im Sinne des §. 1 152 a. b. G. B. nicht vor und ist 
Kläger, nachdem er selbst nicht behauptet, in seinen dem obigen Ver- 
theilungsmodus entsprechenden Ansprüchen verkürzt worden zu sein, 
somit eine Verletzung der Vertragspflichten nicht vorliegt, nicht 
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eine Maximalarbeitszeit gesetzlich zu gelten liat und dass ferner die 
Vorschrift des §. 96 a Gew. O. letzter Satz, wonach die Überstunden 
besonders zu entlohnen sind, nur auf die in den vorangehenden Ab- 
sätzen behandelten gelegentlichen Überschreitungen der Maximal- 
arbeitszeit zu beziehen ist, da bei einer ständigen Überschreitung wohl 
kein Grund vorläge, eine besondere Berechnung des Lohnes für einen 
regelmäßig wiederkehrenden Abschnitt der Arbeitsdauer vorzunehmen. 

Die Bestimmungen über die Maximalarbeitszeit finden nun aber 
auf den von dem Beklagten betriebenen Holz- und Kohlenhandel und 
auf die Dienstleistung des Klägers als Platzmeister keine Anwendung, 
vielmehr ist im gegebenen Falle die Bestimmung der Arbeitsdauer 
der freien Vereinbarung überlassen; es kann insbesondere die Ver- 
einbarung über die Arbeitszeit nachträglich ausdrückhch oder still- 
schweigend wieder abgeändert werden, stillschweigend auch dadurch, 
dass der Arbeitnehmer infolge Aufforderung des Arbeitsgebers die Arbeit 
über die ursprünglich bedungene Dauer fortsetzt. 

Wenn also im vorliegenden Falle auch angenommen würde, dass 
zwischen dem IQäger und dem Beklagten eine Arbeitsdauer von 7 Uhr 
früh bis 6 Uhr abends bestimmt wurde — obwohl nach den Umständen 
des Falles der Anschauung des Beklagten beizupflichten ist, dass 
die Anführung der Arbeitszeit sich nur auf die Arbeiter (Kohlenarbeiten) 
bezogen habe — so würde dadurch, dass Kläger gleich vom ersten 
Tage an zur Vollführung der ihm obliegenden, beziehungsweise ihm 
übertragenen Dienste die Arbeitszeit bis 9 oder 10 Uhr abends ver- 
längerte, im Sinne des §.863 a. b. G.B. stillschweigend zwischen dem 
Kläger und Beklagten eine Vereinbarung zustande gekommen sein, 
dass die Arbeitszeit bis 9 oder 10 Uhr abends dauere. 

Dazu kommt, dass Kläger, welcher durch nahezu 1 8 Monate bei 
dem Beklagten als Platzmeister bedienstet war, ohne während dieser 
Zeit^ wie Kläger selbst zugibt, jemals einen Ersatz für Dienstleistungen 
über die bedungene Arbeitsdauer zu verlangen, durch die Unterlassung 
der Geltendmachung eines solchen Ersatzanspruches im Sinne des 
§. 863 a. b. G. B. sein Einverständnis zu erkennen gegeben hat, be- 
ziehungsweise es ist diese Unterlassung als Einverständnis in der Rich- 
tung aufzufassen, dass mit dem Monalslohn von 40 fl., beziehungs- 
weise 45 fl. auch die Dienste nach 6 Uhr bis 9 oder 10 Uhr abends 
entlohnt sein sollen. 

Wie hinfällig der klägerische Anspruch ist, wird noch klai-er, 
wenn erwogen vdrd, dass infolge Rücktrittserklärung des Klägers das 
Dienstverhältnis mit Ablauf des Jahres 1898 endigen sollte, dann aber 
vom Kläger in voller Kenntnis der ihm obliegenden Dienste und der 
hiezu erforderlichen Arbeitszeit wieder erneuert wurde, wobei der Lohn 
auf 45 fl. erhöht worden ist. 
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Der Anspruch des Klägers aus dem Titel der Entlohnung von 
Überstunden, beziehungsweise Ersatzleistung für die als Platzmeister 
über die vermeintlich bedungene Arbeitszeit geleisteten Dienste er- 
scheint daher nicht begründet. 

Nr. 143. 

Das Verschweigen der von einem anderen Handlungsgehilfen ver- 
traulich mitgetheilten, von ihm begangenen Unterschlagung bildet 
an und für sich keinen Grund zur sofortigen Entlassung. 

Gr. VI 51 1/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 10. August 1899, ^ • 

Kläger Robert F. führt an, er sei am 13. Juni bei dem Beklagten 
Jul. F. als Buchhalter in den Dienst eingetreten und damit betraut 
worden, die säumigen Kunden einzumahnen; der im selben Geschäfte 
angestellte Agent habe ihm nun vertraulich mitgetheilt, dass er bei 
2 Kunden kleine Beträge eincassiert und noch nicht abgeführt habe, das 
aber bis 1. Juli thun werde; da dies aber bis 21. Juli nicht geschah, 
habe er dem Beklagten hieven berichtet, sei jedoch am nächsten Tage 
entlassen worden ; er fordert den Gehalt für die vertragsmäßige vier- 
zehntägige Kündigungsfrist ab 1. August per 30 fl. 

Der Beklagte wendete ein, dass das Verhalten des Klägers sich 
als Untreue und Vertrauensmissbrauch, rücksichtUch Vorschubleistung 
darstelle; die vorzeitige Entlassung des Klägers sei somit berechtigt 
gewesen. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Nach Art. 62 H. G.B. kann die Aufhebung des Dienst- 
verhältnisses vor der bestimmten Zeit (Art. 61 H. G. B.) aus wichtigen 
Gründen von jedem Theile verlangt werden, die Beurtheilung der Wich- 
tigkeit der Gründe bleibt dem Ermessen des Richters überlassen und im 
Art. 63 und 64 werden Beispiele von Gründen angeführt, aus welchen 
die Aufhebung des Dienstverhältnisses ausgesprochen werden kann. 

Bei Beurtheilung der Wichtigkeit eines geltend gemachten Ent- 
lassungsgrundes kommt es immer auf die Umstände des einzelnen 
Falles an, und es kann selbst derselbe Umstand zur vorzeitigen Auf- 
lösung eines Dienstverhältnisses geeignet oder ungeeignet sein, je nach- 
dem er längere oder kürzere Zeit vor dem Kündigungstermin vorfällt. 

Das Gericht war nun der Anschauung, dass das Verschweigen 
der von einem andenr Gehilfen begangenen, von diesem vertraulich mit- 
getheilten Unterschlagung (Veruntreuung) an und für sich nicht ohne 
weiters als Untreue oder Vertrauensmissbrauch ausgelegt werden kann, 
dass besondere Umstände aber, welche die Annahme einer Untreue, 
eines Vertrauensmissbrauches rechtfertigen würden, im vorliegenden 

X* 
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Falle mit Rücksicht auf die Geringfügigkeit der Beträge, den Anlass 
des Bekanntwerdens, sowie die Zeit des Vorfalles der Unterschlagung 
nicht gegeben sind, und das Verhalten des Klägers umsoweniger von 
dem Beklagten als Grund zur sofortigen Auflösung des Dienstverhält- 
nisses geltend gemacht werden konnte, als durch die vereinbarte kurze 
Kündigungsfrist die Möglichkeit gegeben war, das Dienstverhältnis im 
Wege der Kündigung in verhältnismäßig kurzer Zeit zur Lösung 
zu bringen. 

Es kann daher die von Seite des Beklagten ohne Einhaltung der 
vertragsmäßig vereinbarten Kündigungsfrist erklärte Entlassung des 
Klägers nicht als gerechtfertigt angesehen werden und besteht hiernach 
gemäß §§.84 und 92 Gew. 0. der Anspruch auf Vergütung des Lohnes 
für die Kündigungsfrist zu Recht, weshalb dem Klagebegehren gemäß 
zu erkennen war. 

Nr. lU. 

Beschimpfung eines anderen Gehilfen im Geschäfte (Buchhalters) 

durch den Handlungsgehilfen bildet einen Entlassungsgrund. 

Art. 62 H. G. B. 

EpIscheidung des Gewerbegericlites Wien vom 20. Juli 1899, Gr. VI 473 99 



Der am 5. Juli vor Ablauf der Kündigungsfrist entlassene Commis 
Ignatz G. forderte Zahlung des Gehaltes von 20 fl. für den restlichen 
Theil der vertragsmäßigen Kündigungsfrist. Die beklagte Firma be- 
gründete die vorzeitige Entlassung damit, dass Kläger den Buchhalter 
beschimpft und mit Misshandlung bedroht habe. 

Das Klagebegehren v^riu*de abgewiesen. 

Gründe: Nach Art. 62 H. G. B. kann das Dienstverhältnis vor 
der bestimmten Zeit (Art. 61) aus v^richtigen Gründen von jedem Theile 
aufgehoben werden. Beispiele solcher Aufhebungsgründe werden in den 
Art. 63 und 64 H. G. B. angeführt; darin wird die Ehrenbeleidigung 
eines anderen Handlungsgehilfen wohl nicht speciell genannt, es kann 
jedoch nach der allgemeinen Bestimmung des Art. 62 grundhältig wohl 
nicht in Zweifel gezogen werden, dass die Bestimmungen der Gewerbe- 
ordnung über die Gründe, aus welchen ein Arbeits- oder Dienstverhält- 
nis sofort aufgelöst, ein Hilfsarbeiter ohne Kündigung entlassen werden 
kann, für die nach Art. 62 H. G. B. zu bem-theilende Frage, ob ein 
wichtiger Grund für die sofortige Entlassung des Handlungsgehilfen 
vorhanden sei, herangezogen werden könne. Dafür spricht auch die 
Bestimmung des §. 92 Gew. 0. und §. 28 E. G. zum H. G. B. Da nun 
nach §. 82 lit. g) Gew. 0. die grobe Ehrenbeleidigung eines anderen 
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Hilfsarbeiters einen Grund bildet zur sofortigen Entlassung des beleidi- 
genden Hilfsarbeiters, so wird auch ohne weiters die einem Handlungs- 
gehilfen zur Last fallende grobe Ehrenbeleidigung eines anderen im 
selben Handelsgewerbe Bediensteten Gehilfen einen Grund zur sofortigen 
Entlassung bilden. 

Nach der Aussage des vernommenen Zeugen Johann B. und dem 
eigenen Zugeständnisse des Klägers wurde als erwiesen angenommen, 
dass Kläger den im Dienste des Beklagten stehenden Buchhalter 
Franz F. einen antisemitischen oder christlichsocialen Schuft nannte, 
dem er, bevor er weggehe, ein paar Ohrfeigen versetzen werde, und 
dass er sich hiedurch einer groben Ehrenbeleidigung des genannten 
Buchhalters durch Beschimpfung und Drohung mit Misshandlung vor 
mehreren Leuten schuldig gemacht; auf diese grobe Ehrenbeleidigung 
hin war der Beklagte berechtigt, den Kläger am 5. Juli sofort zu ent- 
lassen. Dessen Anspruch auf Vergütung des Gehaltes für die Zeit vom 
5. Juli bis 31. Juli d. J. ist daher nicht begründet (§. 84 Gew. 0.); der 
Lohnbetrag für die vom 1. Juli bis 5. Juli geleisteten Dienste ist durch 
einen Vorschuss von 5 fl. berichtigt. 

Nr. 145. 

Derbe urrgehSrige Reden des Principals wider den Handlungs- 
gehilfen bilden an und für sich keine schwere Ehrverletzung. 
Art. 63 H. G. B. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 15. Mai 1899, Cr. VI 288/99 



Der Klage des Reisenden Wilhelm K. wider S. wegen Zahlung 
eines Entschädigungsbetrages von 300 fl. liegt folgender, durch den 
vernommenen Zeugen bestätigter Sachverhalt zugrunde. 

Am 1 1 . April machte der Beklagte die Wahrnehmung, dass 
in einer Schachtel, wo 12 Hüte sein sollten, nur 11 enthalten waren; 
es sei dann gemeinschaftlich (von dem Beklagten, dem Kläger und dem 
Buchhalter) nach dem Hut gesucht, dieser Hut aber nicht gefunden 
worden; aus diesem Anlasse habe sich Beklagter geäußert, es sei 
traurig genug, da seien zwei Leute (Kläger und der Buchhalter) im 
Geschäfte und können bei geringen Geschäften nicht achtgeben, damit 
kein Hut wegkomme; als Kläger kurz danach doch ausfindig gemacht 
hatte, wo der Hut hingekommen sei, habe er dann dem Beklagten vor- 
gehalten, dass derselbe gesagt habe, er (Kläger) sei ein Ganeff; 
Beklagter habe darauf erwidert, wenn Kläger nicht verstehe, was er 
gesagt habe, so möge er schweigen ; Kläger habe nochmals wiederholt, 
dass Beklagter ihn einen Ganeff (Dieb) genannt habe und darauf habe 
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dieser entgegnet: , Halten Sie Ihr Maul, sonst werde ich Sie hinaus- 
schmeißen", darauf hin habe sich Kläger erhoben, habe im Neben- 
zimmer seinen Arbeitsrock aus- und seinen Straßenrock angezogen, 
den Überzieher habe Beklagter ihm selbst gebracht, und Kläger habe 
sich, die Thüre zuschlagend, entfernt. 

Das Klagej^egehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach der gemäß §. 92 Gew. 0. auch auf Handlungs- 
gehilfen anwendbaren Bestimmung des §. 84 Gew. 0. ist der 
Principal (Gewerbeinhaber), wenn er ohne einen gesetzlich zulässigen 
Grund den Handlungsgehilfen vorzeitig entlässt oder durch Verschulden 
von seinerSeite dem Letzteren Grund zur vorzeitigen Lösung des Dienst- 
verhältnisses gibt (§. 82 a Gew. 0., Art. 62 und 63 H. G. B.), ver- 
pflichtet, dem Handlungsgehilfen den Lohn und die sonstigen Bezüge 
für die Kündigungsfrist zu vergüten. 

Nach der oben wiedergegebenen Aussage des eidlich vernom- 
menen Zeugen, gegen dessen Glaubwürdigkeit keine Bedenken vor- 
liegen und dessen Angaben vom Gerichte für wahr angenommen wurden, 
kann nun nicht behauptet werden und wurde vom Kläger bei der Ver- 
handlung auch nicht weiter aufrecht erhalten, dass der Kläger von dem 
Beklagten entlassen worden ist; die Erklämng der Entlassung muss 
klar und bestimmt sein, eine solche klare und bestimmte Entlassungs- 
erklärung liegt aber nicht vor; vielmehr steht nach dem voraus- 
geschickten Sachverhalte fest, dass der Kläger selbst den Dienst ver- 
lassen hat. 

Nach Art. 62 des H. G. B. kann die Aufhebung des Dienstver- 
hältnisses vor der bestimmen Zeit (Art. 61) aus wichtigen Gründen 
von jedem Theile verlangt werden und gemäß Art. 63 H. G. B. kann 
gegen den Principal insbesondere die Aufhebung des Dienstverhältnisses 
ausgesprochen werden, wenn ersieh schwerer Ehrverletzungen gegen 
den Handlimgsgehilfen schuldig macht. 

Wenn man nun die am 11. April d. J. beiderseits gefallenen 
Äußerungen, wie sie dm-ch den Zeugen bestätigt werden, in Betracht 
zieht, so ergibt sich, dass die Meinung des Klägers, der Beklagte hätte 
ihn des Diebstahles eines Hutes verdächtigt, eine unstichhältige war; 
die weiters angeführte Äußerung des Beklagten ist wohl eine derbe 
ungehörige Redeweise, eine schwere Ehrverletzung des Klägers liegt 
aber darin nicht und zwar weder an sich, noch insbesondere nacli 
den begleitenden Umständen. 

Da somit kein gesetzlich gerechtfertigter Grund vorliegt, der 
den Kläger zur vorzeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses berech- 
tigen würde, war das Klagebegehren als gesetzlich nicht begründet 
abzuweisen. 
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Nr. 146. 

Anspruch der von der Anklage wegen Diebstahls freigesprochenen 

Hilfsarbeiterin auf Vergütung des Lohnes für die vereinbarte 

Kündigungsfrist. §. S2slj lit. b Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. Juli 1899, Cr. IV 702/99. 

Die Verkäuferin Francisca H., die ungerechtfertigt der Entwen- 
dung von Regenschirmen beschuldigt, die Arbeit vorzeitig verlassen 
hat, belangte den Johann K. auf Vergütung des Lohnes für die ver- 
einbarte Stägige Kündigungsfrist im Betrage von 8 fl. 45 kr. 
.Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Klägerin stützt ihre Klage darauf, dass sie infolge 
der gegen sie vorgebrachten unbegründeten Beschuldigung die Arbeit 
verlassen habe. Sie begehrt für die vertragsmäßige 8tägige Kündigungs- 
zeit eine Entschädigung von 8 fl. 45 kr. 

Zugegeben ist, dass die Klägerin des Diebstahls von 23 Schirmen 
beschuldigt wurde. Von beiden Theilen wird angegeben, dass sie 
von der Anklage wegen Verbrechens des Diebstahls freigesprochen 
worden ist. Eine grundlose Beschuldigung, die sogar zur ßtrafgericht- 
lichen Untersuchung und Anklage führt, muss aber als grobe Ehren- 
beleidigung erkannt worden. §. 82a, lit. b, erfordert zwar, dass die 
Beschuldigung vom Gewerbeinhaber ausgeht. Hier ist sie zunächst von 
Frau K. ausgegangen. Dieselbe handelte aber zweifellos im Namen und 
in Vertretung ihres Gatten, des Gewerbeinhabers, und hat denn auch der 
Beklagte die Beschuldigung aufrecht erhalten. Aus diesen Gründen 
musste das Gericht annehmen, dass die Klägerin berechtigt war, wegen 
der gegen ihre Ehrenhaftigkeit grundlos erhobenen schweren Angriffe 
die Arbeit sofort zu verlassen; sie hat daher das Recht auf Entschä- 
digung für die vertragsmäßige Kündigungszeit. Die Höhe des Wochen- 
lohnes und der sonstigen Bezüge ist nicht bestritten. 

147. 

Entlassung des Handlungsgehilfen wegen ungerechtfertigter Unter- 
brechung der Dienstleistung. Verwirkung des Vertrauens des 
Principals. Art. 62, 64, Z. 1 u. 3 H. G. B. Anrechnung der Vorschüsse 

auf den Lohn. 

Gr. VI 404/99 

Entscheidung des Gewerbegerichles in Wien vom 3. JuH 1899, . 

6 

Der Buchhandlungsangestellte Arnold B. belangte den Max H. 
auf Bezahlung des Gehaltes für die Zeit vom 1. Juni bis 12. Juni d. J. 
und Vergütung des Gehaltes für die vereinbarte 6wöchentliche 
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Kündigungsfrist, zusammen im Betrage von 221 fl. 86 kr. imd brachte 
vor, er habe sich am 8. Juni nachmittags sehr unwohl gefühlt und sich 
deshalb von seinem Arzte untersuchen lassen, letzterer habe hoch- 
gradige Nervosität constatiert und dem Kläger zur Herstellung seiner 
Gesundheit einen vierwöchentlichen Urlaub empfohlen; er sei am 
8. Juni nachmittags nach Greifenstein gefahren und am 9. und 10. Juni, 
da er sich noch unwohl fühlte, dort verblieben. Als er am 12. Juni im 
Geschäfte erschien, sei er vom Beklagten entlassen worden. 

Der Beklagte bestreitet, dass Kläger am 8. Juni nachmittags und 
den folgenden Tagen durch Krankheit verhindert war, seine Dienste zu 
verrichten, dies sei auch nicht durch die von dem Arzte Dr. Sigmund K. 
ausgestellte schriftliche Erklärung ddo. 8. Juni 1899 bestätigt. In 
dem Vorgehen des Klägers sei nur eine Auflehnung gegen die am 
8. Juni vormittags getroffene Anordnung zu erblicken; Beklagter habe 
nämlich dem Kläger am 8. Juni in Gegenwart des Julius Seh. erklärt, 
dass letzterer wegen der bei Ausfertigung der Postaufträge vorge- 
kommenen Unzukömmlichkeiten hiebei mitzuwirken und zu über- 
wachen habe. Kläger habe das zm* Kenntnis genommen, ohne etwas 
dagegen zu bemerken. Obwohl ihm ausdrücklich bedeutet worden sei, 
dass die Mitwirkung des genannten Angestellten keinerlei persönliche 
Spitze gegen ihn habe, habe Kläger nachher die Sache wieder anders 
aufgefasst und den Widerruf dieser Anordnung zu erwirken versucht; 
deshalb sei er ausgeblieben. Einen gleichen Vorgang habe Kläger auch 
etliche Wochen vorher eingehalten. Beiläufig Mitte April habe Kläger 
um einen Gehaltsvorschuss angesucht, der ihm abgeschlagen wurde, 
darauf sei Kläger ausgeblieben und habe sich mit Unwohlsein ent- 
schuldigt; ein in die Wohnung geschickter Angestellter habe ihn nicht 
zu Hause angetroffen und es sei ihm dies mit Schreiben vom 18. April 
1. J. vorgehalten worden; als ihm dann der gewünschte Vorschuss doch 
gewährt wurde, habe er eingestanden, dass er nicht krank und nur sehr 
aufgeregt war. Da nun Kläger abermals ohne einen rechtmäßigen Hinde- 
rungsgrund durch mehrere Tage ausblieb, sei er entlassen worden. 

Der Beklagte führt weiters an, dass Kläger auch des Vertrauens 
durch folgende Umstände verlustig geworden sei : er habe ungehöriger- 
weise im Gassabuche auf dem Conto seiner Tante Emma T., um dieses 
Conto zu sperren und eine Executionsführung hintanzuhalten, einge- 
tragen, dass er für die Zahlungen aufkomme; er (Beklagter) habe sich 
schließlich zur Gewährung des oberwähnten Vorschusses hauptsächlich 
aus dem Grunde bewegen lassen, weil Kläger ihm unter Ehrenwort 
versicherte, er benöthige diesen Betrag, damit seine Schwester zu dem 
Vater nach Amerika reisen könne, die Schwester des Klägers sei aber 
noch in Wien; Kläger führe einen unordentlichen Lebenswandel und 
sei oft schon in den ersten Tagen des Monates genöthigt, sich von 
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untergeordneten Angestellten Beträge auszuleihen. Laut vorgewiesener 
Zeitungsannoncen suchte er Darlehen zu erhalten, um dann, wie er sagt, 
nach Amerika auszuwandern. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach Art. 62 H. G. B. kann die Aufhebung des Dienst- 
verhältnisses vor der bestimmten Zeit (ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist) aus wichtigen Gründen von jedem Theile verlangt 
werden und gemäß Art. 64, Z. 3 H. G. B. kann gegen den Handlungs- 
gehilfen insbesondere die Aufhebung des Dienstverhältnisses ausge- 
sprochen werden, wenn er seine Dienste zu leisten verweigert oder 
ohne einen rechtmäßigen Hinderungsgrund w^ährend einer den 
Umständen nach erheblichen Zeit unterlässt. 

Nach dem vorangeschickten Sachverhalte hat der Kläger durch 
2Y2 Tage seine Dienste zu leisten, unterlassen; dass dieses Dienst- 
versäumnis erheblich ist, kann wohl nicht in Zweifel gezogen werden. 
Es wird sich also weiter fragen, ob dieses Dienstversäumnis auch 
ohne rechtmäßigen Hinderungsgrund erfolgte. Als ein rechtmäßiger 
Hinderungsgrund kann nur jener angesehen werden, der es dem Kläger 
unmöglich machte, die ihm obliegenden Dienste zu leisten. Der Kläger 
entschuldigt sein Ausbleiben mit Unwohlsein. Wie sich aus der Aus- 
sage des eidlich vernommenen Arztes Dr. Sigmund K. ergibt, leidet 
der Kläger an Nervosität. Die tägliche Erfahrung lehrt, dass Nervosität 
den damit Behafteten regelmäßig nicht hindert, seinem Berufe nachzu- 
gehen, seine Dienste zu verrichten. Auch der Kläger war bisher durch 
seine Nervosität nicht gehindert, seinen Diensten zu obliegen, imd aus 
der Aussage des genannten Arztes geht hervor, dass am 8. Juni d. J. 
bei dem Kläger eine Steigerung der Nervosität oder der damit verbun- 
denen Beschwerden nicht constatiert wurde und dass die Bestätigung 
ddo. 8. Juni 1899 ohne vorangegangene ärztliche Untersuchung auf 
Grund früherer Wahrnehmungen lediglich zum Zwecke der 
Erlangung eines Urlaubes ausgefertigt wurde. 

Hinsichtlich des vom Kläger behaupteten und als Entschuldigungs- 
grund angeführten Unwohlsein wird auch nicht außer Betracht bleiben 
dürfen, dass der Kläger, als er im April aus Ärger über die Ver- 
weigerung eines angesuchten Vorschusses vom Geschäfte weggeblieben 
war, ebenfalls, u. zw. wie er selbst zugibt, wahrheitswidrig Unwohlsein 
vorgeschützt hatte. Aus dem Ergebnisse der Verhandlung und der Ein- 
vernehmung des obgenannten Arztes gewann das Gericht die Über- 
zeugung, dass der Kläger nicht wegen Krankheit, sondern aus Wider- 
spenstigkeit gegen eine von dem Beklagten getroffene, ihm nicht 
zusagende Anordnung vom Geschäfte weggeblieben ist, dass er an der 
Leistung seiner Dienste keineswegs verhindert war und dass er somit 
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seine Dienste zu leisten auch ohne rechlmäßigen Hinderungsgrund 
unterlassen hat. 

Der Beklagte war somit im Sinne des Art. 64, Z. 3 H. G. B. 
berechtigt, den Kläger ohne Kündigung zu entlassen. 

Abgesehen davon würde sich auch die im Conto der Tante des 
Klägers von ihm vorgenommene oberwähnte Eintragung als eine Unge- 
hörigkeit darstellen, welche geeignet ist, das Vertrauen zu erschüttern 
und die Entlassung gemäß §. 64, Z. 1 H. G. B. im Zusammenhalte mit 
anderen obangeführten Vorkommnissen zu rechtfertigen. Dabei mag 
entgegen der vom Kläger vorgebrachten Anschauung auch erwähnt 
werden, dass es dem Principal keineswegs benommen ist, im Processe 
auch solche Gründe für die Entlassung vorzubringen, welche ihm erst 
nach der Entlassungserklärung bekannt geworden sind. 

Der klägerische Anspruch auf Vergütung des Lohnes für die 
vereinbarte 6wöchentliche Kündigungsfrist besteht daher, da der Kläger 
die Aufhebung des Dienstverhältnisses verschuldet hat, nicht zu Recht. 

Was nun den Gehalt für die Zeit vom 1. bis 8. Juni anlangt, so 
ist der Betrag von 33 fl. 36 kr. durch den Gehaltsvorschuss von 
restlichen 11 fl. getilgt und ergibt sich hiernach noch ein Guthaben 
von 76 fl. 64 kr. zu Gunsten des Beklagten. 

Der Umstand, dass der Gehaltsvorschuss bei Fortdauer des 
Dienstverhältnisses in monatlichen Theilbeträgen von 15 fl. von dem 
Gehalte in Abzug gebracht worden wäre, steht der Anrechnung des 
15 fl. übersteigenden Mehrbetrages — am 1. Juli wäre auch nach der 
klägerischen Anschauung ein Betrag von 15 fl. fällig gewesen — nicht 
entgegen, weil diese Abstattung in Theilbeträgen eben nach der Natur 
der Sache noch die Fortdauer des Dienstverhältnisses zur Voraussetzung 
hatte und mit dem Aufhören des Dienstverhältnisses der ganze Vor- 
schuss, der als eine in vorhinein erfolgte Gehaltszahlung zu behandeln 
ist, gefordert, rücksichtlich von dem Gehalte in Abrechnung gebracht 
werden kann. 

Das Klagebegehren war somit zur Gänze abzuweisen. 

Nr. 148. 

Nichteinhalten der Arbeitszeit durch den Handlungsgehilfen trotz 
Verwarnung bildet einen Entlassungsgrund. Art. 62 H. G. B. 

Gr. VI 279/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 15. Mai 1899, — '- —, 

Gegen das Begehren der Gomptoiristin Sofie W. wider J. St. 
auf urtheilsmäßige Feststellung, dass die Auflösung des Dienstverhält- 
nisses durch den Beklagten eine widerrechtliche war und die beklagte 
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Firma verpflichtet ist, für allen* hieraus erwachsenden Schaden-Ersatz 
zu leisten, wendete der Beklagte ein, dass die Klägerin häufig zu spät 
in das Geschäft komme, vormittags statt um 8 Uhr oft erst um 9 Uhr 
und nachmittags statt um 2 Uhr oft erst um 3 Uhr und dabei die 
verschiedensten Ausreden, wie, dass sie verschlafen habe, dass sie bei 
der Burgmusik war u. dgl. gebrauchte; er habe sie wiederholt ein- 
dringlich verwarnt und zur Einhaltung der Geschäftsstunden ermahnt; 
auch am Abend sei sie oft statt um 8 Uhr schon um 7 Uhr wegge- 
gangen, meist heimlich. Am 28. April sei die Klägerin den ganzen 
Vormittag vom Geschäfte weggeblieben, ebenso am Sonntag vorher. 
Als Klägerin am 28. April nachmittags ins Geschäft kam, habe er 
ilir erklärt, dass sie entlassen sei. Klägerin habe ihm vorgestellt, dass 
es ihr nachtheilig wäre, wenn sie am Ende des Monates entlassen 
werde und ihn ersucht, dass sie bis zum ersten bleiben könne, dazu 
habe er eingewilligt; eine Einwilligung, dass die von der Klägerin am 
14. April erfolgte Kündigung oder die erklärte Entlassung zurück- 
genommen sei, war damit nicht beabsichtigt, nur gemeint, dass 
Klägerin bis 1. Mai d. J. bleiben könne; am 1. Mai habe er die Klägerin, 
wie er glaube, um Va^^ Uhr zur Escomptebank (Freiung) geschickt, 
um Wechsel einzureichen. Er habe bestimmt erwartet, dass sie noch 
vor Schluss der vormittägigen Geschäft sstunden zurückkomme und ihm 
von dem Ergebnisse Mittheilung machen werde; denn vom Geschäfts- 
iocale bis auf die Freiung brauche man rund 10 Minuten, so dass sie 
selbst wenn sie erst um ^l^\^ Uhr weggegangen wäre, noch vor 
12 Uhr hätte zurück sein können. Die Klägerin kam nicht mehr zurück 
und traf nachmittags wieder verspätet um Y23 Uhr im Geschäfte ein; er 
habe ihr unter Vorhalt des verspäteten Erscheinens bedeutet, dass sie 
am Abend ihr Zeugnis erhalte und vom Geschäfte wegzubleiben habe. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach Art. 62 H. G. B. kann die Aufhebung des 
Dienstverhältnisses zwischem dem Principaleund den Handlungsgehilfen 
vor Ablauf der bestimmten Zeit (Art. 61) aus wichtigen Gründen von 
jedem Theile verlangt werden und gemäß Art. 64, Z. 3 H. G. B. kann 
gegen den Handlungsgehilfen die Aufliebung des Dienstverhältnisses 
auch ausgesprochen werden, wenn er ohne einen rechtmäßigen Hinde- 
rungsgrund während einer den Umständen nach erheblichen Zeit seine 
Dienste zu leisten unterlässt. Als ein erhebliches Dienstversäumnis wird 
es nun zu gelten haben, wenn der Handlungsgehilfe ohne einen recht- 
mäßigen Hinderungsgrund einen ganzen Vormittag vom Geschäfte weg- 
bleibt. Die vom Beklagten am 28. April d. J. erklärte Entlassung der 
Klägerin ist also als eine rechtlich begründete anzusehen. Wenn der 
Beklagte der Klägerin auf ihre Vorstellung, dass ihr ein vom 28. April 
datiertes Zeugnis und die Entlassung vor Ablauf des Monates 
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nachtheilig sein könne, und auf ihr Verlangen, dass das Zeugnis per 
ersten ausgestellt wurde, einwilh'gte, dass sie noch im Geschäfte bleibe, 
so ist darin wohl nicht eine Zurücknahme der Entlassungserklärung zu 
erblicken, sondern es ist der Anschauung des Beklagten beizupflichten, 
er habe der Klägerin nur soweit entgegenkommen wollen, dass sie bis 
1. Mai d. J. im Geschäfte verbleiben könne. 

Abgesehen davon, liegt aber auch in dem Verhalten der Klägerin 
am 1 . Mai d. J. nach Anschauung des Gerichtes ein gesetzlich gerecht- 
fertigter Grund zu deren sofortigen Entlassung vor. 

Wie schon erwähnt, kann nach Art. 62 H. G. B. die Aufhebung 
des Dienstverhältnisses aus wichtigen Gründen — die Beurtheilung 
der Wichtigkeit der Gründe bleibt dem Ermessen des Gerichtes über- 
lassen Art. 62, Abs. 2, — von jedem Theile verlangt werden und 
werden in den Artikeln 63 bis 64 H. G. B. nur Beispiele solcher 
wichtigen Gründe angeführt. Nach §. 76 Gew. 0. gehört zu den 
Pflichten des Hilfsarbeiters auch, die bedungene oder ortsübliche 
Arbeitszeit einzuhalten. 

Diese Pflicht gilt im Sinne der Bestimmung des §. 92, Gew.-O. 
— im §. 73, lit. a. Gew. 0. werden unter den Gehilfen ausdrücklich 
auch die Handlungsgehilfen genannt — dann gemäß §. 25, E. G. 
z. H. G. B. auch für Handlungsgehilfen. Diese sind wie andere Hilfs- 
arbeiter verpflichtet, die Geschäftsstunden einzuhalten und deren 
öftere Nichteinhaltung ungeachtet wiederholter Verwarnung bildet eine 
beharrliche Vernachlässigung der Pflichten. Eine beharrliche Vernach- 
lässigung der Pflichten aber, welche gemäß §. 82, lit. f, Gew. 0. den 
Gewerbsinhaber zur sofortigen Entlassung des Hilfsarbeiters ohne 
Kündigung berechtigt, wird nun bei Handlungsgehilfen zu jenen 
wichtigen Gründen zu rechnen sein, aus welchen im Sinne des 
bezogenen Art. 62 H. G. B. vom Principal die sofortige Auflösung 
des Dienstverhältnisses vor der bestimmten Zeit ausgesprochen 
werden kann. 

Da nun die Klägerin, wie nach dem Ergebnisse der Verhandlung 
insbesondere nach den eigenen Anführungen der Klägerin als enviesen 
angenommen wurde, ungeachtet vielfacher Verwarnungen und 
Mahnungen wegen Einhaltung der Geschäftsstunden am 1 . Mai d. J. 
nachmittags wieder erst um Yg^ Uhr, d. i. mit einer halbstündigen 
Verspätung in das Geschäft kam, so liegt darin eine beharrliche Ver- 
nachlässigung der Pflichten, welche den Beklagten zur sofortigen Ent- 
lassung der Klägerin berechtigte. 

Aus den vorstehenden Erwägungen gewann das Gericht die 
Überzeugung, dass der Beklagte berechtigt war, die Klägerin vorzeitig 
ohne Kündigung, respective vor Ablauf der Kündigungsfrist zu entlassen. 
Das Klagebegehren war somit als gesetzlich nicht begründet abzuweisen. 
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Nr. 149. 

Wiederholte Nichtbefolgung der Anordnung des Geschäftsinhabers 

berechtigt zur vorzeitigen Entlassung. Das Zurückbehalten ein- 

cassierter Beträge kann als Untreue ausgelegt werden. Art. 62 und 

64, Z. 1,H. G.B. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 20. Juli 1899, 
Gr. VI 466/99 



Kläger war bei dem Beklagten gegen einen festen Monatsgehalt 
von 30 fl. und 10^/^ Provision von den durch ihn zngeführten 
Geschäften als Gassier bedienstet; am 13. und 14. Juni sei er nicht 
ins Geschäft gegangen, weil er keine Geschäfte gemacht hatte; am 
14. Juni habe er abends eine Karte erhalten, am nächsten Tage früh 
ins Geschäft zu kommen, am Wege dahin habe er bei einer Kunde 
eine vom 15. Juni datierte, offenbar bereits am 14. Juni aufgegebene 
schriftliche Mittheilung vorgefunden, wonach er entlassen und nicht 
mehr berechtigt sei, Eincassierungen zu besorgen und Bestellungen ent- 
gegenzunehmen;- darauf hin habe er die Waren und die ihm aus- 
gefertigte Vollmacht geholt und unter Hinweis auf die erklärte Ent- 
lassung zurückgelegt. Er fordere für die vereinbarte 1 4tägige Kündigungs- 
frist an Lohn und Entgang der Provision nach Abrechnung einer 
Gegenforderung und der am 13. und 14. Juni eincassierten Beträge 
restliche 15 fl. 73 kr. Der Beklagte machte geltend, dass Kläger noch 
bevor ihm gekündet war, austrat und so eine beabsichtigte anderweitige 
Verwendung während der Kündigungszeit unmöglich machte. Die Ent- 
lassung sei übrigens als begründet anzusehen, denn die eincassierten 
Beträge hätten täglich abgeführt werden sollen und alle Gassiere 
hatten die Verpflichtung, ausnahmslos täglich bis längslens 5 Uhr 
nachmittags im Geschäft slocale zu erscheinen. Der Kläger sei wiederholt 
verwarnt worden, weil er nicht in das Geschäft kam und es sei ihm 
für den Fall des neuerlichen Zuwiderhandelns die Entlassung ange- 
droht worden; dessen ungeachtet sei er am 13. und 14. Juni d. J. 
wieder ausgeblieben. Beklagter habe in Erfahrung gebracht, dass 
Kläger in diesen Tagen Beträge eincassiert und nicht abgeführt hat ; 
da Kläger auch am 15. Juni vormittags die eincassierten Beträge von 
15 fl. 80 kr. nicht ausfolgte und sie auf seinen Gehalt verrechnen 
wollte, ist anzunehmen, dass er die Beträge für sich verwendete. Das 
Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die an die Kunden gerichtete Mittheilung, dass 
der Kläger entlassen und nicht mehr berechtigt sei, Eincassierungen 
zu besorgen und Bestellungen zu übernehmen, hätte nicht aus- 
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geschlossen, dass der Kläger während der vereinbarten Kündigungsfrist 
im Geschäfte behalten, jedoch anderweitig verwendet werde, so dass 
dann allenfalls nur der Provisionsentgang in Frage gekommen wäre. 
Wenn man aber auch annimmt, dass thatsächlich die vollständige 
Auflösung des Dienstverhältnisses gewollt war, wofür der Inhalt der 
Erklärung ddo. 15. Juni 1899 spricht, so ist die Entlassung des 
Klägers ohne Einhaltung der vereinbarten Kündigungsfrist als be- 
gründet anzusehen. Der Handlungsgehilfe hat den Anordnungen des 
Principals Folge zu leisten. (§.76 und 92 Gew. 0.) Ungeachtet nun 
der Beklagte, wie nach Aussage der vernommenen Zeugin als erwiesen 
angenommen mu'de, die Anordnung getroffen hat, dass Kläger täglich 
bis längstens 5 Uhr nachmittags ins Geschäflslocal zu kommen habe, 
ist Kläger trotz vorausgegangener Verwarnung und Androhung der 
Entlassung am 13. und 14. Juni d. J. wieder nicht ins Geschäftslocal 
gekommen. Auch hat er eincassierte Beträge pro 15 fl. 80 kr. ent- 
gegen der getroffenen Vereinbarung nicht abgeführt, sondern in der 
Absicht, sich diese Beträge auf seinen Gehalt verrechnen zu lassen, 
für sich verwendet, das unbegründete Wegbleiben vom Geschäfte ist 
als eine beharrliche Pflichtverletzung, das Nichtabführen der ein- 
casslerten Beträge aber als Untreue im Sinne des Art. 64 Z. 1 H. G. B. 
auszulegen, daher Beklagter allerdings berechtigt war (Art. 62 und 
64 H. G. B.) den Kläger sofort ohne Kündigung zu entlassen. 

Nr. 150. 

Unter welcher Voraussetzung kann sich der Commis, dem gekündet 
wurde, behufs Stellungsuche entfernen? 

Gr. VI 402/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 22. Juni 1899, . 

5 

Dem Kläger, Gommis Moriz Seh. wurde von der Beklagten Anna 
R. am 1. Juni d. J. das Dienstverhältnis vertragsmäßig 14tägig auf- 
gekündet, er wurde aber am 5. Juni vor Ablauf der Kündigungsfrist 
entlassen, weil er nachmittags, um einen Posten zu suchen, einige 
Stunden ausgeblieben und statt um 2 Uhr erst um % 5 Uhr ins Geschäft 
gekommen war. Die Beklagte habe ihm nicht gestatten wollen, dass 
er zu dem gedachten Zwecke weggehe, da er in der Mittagsstunde hiezu 
Zeit habe. 

Die Beklagte führt dem entgegen an, dass sie dem Kläger keines- 
wegs verweigert habe, sich behufs Aufsuchens einer Stelle einige 
Male in der Woche auf kurze Zeit zu entfernen, sie habe ihm jedoch 
bedeutet, dass er dies nicht zur Zeit thun dürfe, wo der Geschäftsgang 
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es nicht gestattet; am 2. Juni d. J. sei vormittags wegen des folgenden 
sonntägigen zweiten Froholeichnamsumganges viel zu thun gewesen; 
sie habe deshalb dem Kläger erklärt, dass er jetzt (vormittags) nicht 
weggehen dürfe, gleichwohl sei Kläger weggegangen; dies hahe 
sie dem Kläger nachmittags dann nochmals untersagt und ihm 
bedeutet, dass er im Falle der Wiederholung die Entlassung zu 
gewärtigen habe; am Samstag den 3. Juni habe sich Kläger 
wegen einer militärischen Meldung entfernt und sei durch 
8 Stunden weggeblieben, eine Zeit, die zur Ausführung dieser mili- 
tärischen Angelegenheit gewiss nicht erforderlich war, aber sie habe 
nichts weiter gesagt; am Montag den 5. Juni sei er nachmittags wieder, 
ohne etwas zu sagen, ausgeblieben und erst um 5 Uhr ins Geschäft 
gekommen; unwillig über dieses widerspenstige und trotzige Verhalten 
des Klägers habe sie ihm erklärt, dass er entlassen sei. Den Gehalt für 
5 Tage und den irrigabgerechneten Lohnbetrag von 1 fl. 34 kr., 
zusammen den Betrag von 7 fl. 99 kr. anerkenne sie und sei bereit 
gewesen, diesen Betrag zu bezahlen. 

Dem Kläger wurde der Beirag von 7 fl. 99 kr. zugesprochen, 
das Klagebegehren auf Zahlung des Lohnes für die Zeit vom 6. Juni 
bis 15. Juni aber abgewiesen. 

Gründe: Es ist wohl am Wiener Platze 'Gepflogenheit, dem 
gekündeten Commis zu gestatten, dass er sich einigemale in der Woche 
auf 1—2 Stunden behufs Stellungsuche entferne. Die Zeit, zu welcher 
der Handlungsgehilfe sich zu dem gedachten Zwecke entfernen darf, 
bleibt der Vereinbarung zwischen ihm und dem Principal vorbehalten, 
auf die Freigebung bestimmter Stunden, die gerade ihm zusagen, hat 
er keinen Anspruch. Aus dem Gesagten ergibt sich, däss der Kläger 
der Gepflogenheit zuwider handelte und sich eine mit dieser Gepflogenheit 
im Widerspruch stehende Befugnis anmaßte, als könne er weggehen, 
wann er wolle, ohne die Beklagte zu fragen oder sich um deren 
Zustimmung zu kümmern. 

Nach den Aussagen der vernommenen Zeugen wurde insbesondere 
für wahr angenommen, dass die Beklagte in Übereinstimmung mit der 
obigen Gepflogenheit dem Kläger auf sein Ersuchen zu Tagszeiten, wo 
der Geschäftsgang dies gestatte, die Möglichkeit gewähren wollte, sich 
behufs Bewerbung um eine Stelle aus dem Geschäfte zu entfernen, 
dass der Kläger trotz Einsprache am 2. Juni vormittags wegging und 
dass er am 5. Juni ungeachtet vorausgegangener Verwarnung vsdeder 
durch 3 Stunden ohne Erlaubnis ausblieb. 

Infolge dieses trotzigen und widerspenstigen Verhaltens des 
Klägers war die Beklagte im Sinne des Art. 62 und 64, Z. 3 H. G. B. 
berechtigt, den Kläger vor Ablauf der Kündigungsfrist zu entlassen. 
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Der Anspruch des Klägers auf Vergütung des Lohnes für die 
übrige Kündigungsfrist 6. Juni bis 15. Juni stellt sich daher als 
gesetzlich unbegründet dar (§. 84 Gew. 0.); es war demnach dorn 
Kläger nur der von der Beklagten anerkannte Betrag von 7 fl. 99 kr. 
zuzuerkennen, der Mehranspruch aber abzuweisen, 

Nr. 151. 

Ein gegen Htägige Kündigung beschäftigter Arbeiter, dem vom 
Meister während der Arbeit gesprächsweise mitgetheilt wurde, dass 
alle gehen werden, wenn die Lieferung aufgearbeitet sein werde, 
kann nach beendeter Arbeit ohne vorausgegangene Kündigung nicht 
entlassen werden. 

Cr. I 255/98 
Ui theil des Gewerbegerichtes Brunn vom 12. November 1898, . 



Im Monate September 1 898 hat der in der Fabrik des Beklagten 
J. Gh. (Erzeugung von Sattler- und Taschnerwaren) beschäftigte Werk- 
meister A. Seh. sämmtlichen Arbeitern mit Ausnahme des wegen 
Krankheit abwesenden Klägers F. M. (Tischlergehilfen) 14tägig 
gekündigt und gleichzeitg bekanntgegeben, dass derjenige Arbeiter, 
welcher innerhalb dieser Frist keine andere Arbeit finde, bleiben 
könne, bis die von dem Beklagten übernommene Lieferung an das 
Militärärar aufgearbeitet sein werde. Kläger war damals krank. 
Nachdem er die Arbeit wieder aufgenommen hatte, sagte ihm der 
Werkmeister einige Wochen später gesprächsweise während der Arbeit: 
»Wenn die ärarische Lieferung aufgearbeitet sein wird, werden wir 
Alle gehen.* 

Am 5. November 1898 wurden sämmtliche Arbeiter, darunter 
auch der Kläger entlassen. 

Da dieser Entlassung keine Kündigung vorangegangen war, so 
klagte der Kläger auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist im 
Betrage von 1 4- fl. und beantragte die Verurtheilung des Beklagten zur 
Zahlung dieses Betrages. 

Der Beklagte bat um Abweisung der Klage, berief sich auf die 
obige Mittheilung des Werkmeisters, in der eine ordnungsmäßige 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses bis zur Fertigstellung der 
Lieferung zu erblicken sei. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung des eingeklagten Betrages 
verurtheilt. 

Gründe: Dem Kläger wurde nicht so wie den anderen Arbeitern 
14tägig gekündigt und das weitere Verbleiben bis zur Aufarbeitung 
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der Lieferung freigestellt, sondern nur vom Werkmeister gesprächs- 
weise während der Arbeit mitgetheilt: „Wenn die ärarische Lieferung 
aufgearbeitet sein wird, werden wir alle gehen. * 

In diesen Worten war aber keine Kündigung enthalten, sondern 
im Hinblicke auf die bevorstehende Beendigung der Arbeiten für das 
Ärar nur die baldige Lösung des Arbeitsverhältnisses angekündigt 
worden. Zur ordnungsmäßigen Herbeiführung dieser Lösung wäre 
geradeso wie den anderen Arbeitern gegenüber eine vorherige 
Kündigung beziehungsweise eine Vereinbarung des Inhaltes, dass mit 
der Aufarbeitung der Lieferung die Lösang des Arbeitsverhältnisses 
von selbst ohne vorherige Kündigung eintrete, erforderlich gewesen. 

Da weder das eine noch das andere geschehen ist, so war der 
Beklagte nicht im Rechte, wenn er den Kläger am 5. November ent- 
lassen hat, er ist demnach gemäß §. 84 Gew. 0. verpflichtet, den 
Kläger für den Entgang der Kündigungsfrist zu entschädigen. 



Nr. 162. 

Wenn das Arbeitsbuch bei Aufittsung des Arbeitsverliäitnisses aus 
Versellen nicht ausgefolgt worden ist, so kann daraus nicht auf 
eine Erneuerung des gekündigten Arbeltsverhältnisses geschlossen 

werden. 

Cr. l 119/98 
Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 10. September 1898, . 



In der Tuchfabrik der Firma G. Seh. (Beklagte) wurde dem 
Musterweber G. K. (Kläger) am 27. August (Samstag) auf 8 Tage 
gekündigt. 

Bei der am nächstfolgenden Samstage vorgenommenen Lohn- 
auszahlung unterblieb die gleichzeitige Aushändigung des vor- 
bereiteten Arbeitsbuches durch ein Versehen des betreffenden Beamten. 

Der Kläger machte keine Erwähnung und erschien am nächsten 
Montage zur Arbeit, wurde aber nicht zugelassen, Die beklagte Firma 
hatte nach Wahrnehmung des Versehens das Arbeitsbuch bei der 
Gewerbebehörde hinterlegt. 

Der Kläger behauptete, dass mit der Unterlassung der Heraus- 
gabe des Arbeitsbuches eine stillschweigende Erneuerung des Arbeits- 
verhältnisses stattgefunden habe, zu dessen Lösung eine neuerliche 
Kündigung erforderlich gewesen sei, und er klagte deshalb auf Lohn- 
entschädigung für die Kündigungsfrist. 

Die beklagte Firma beantragte die Abweisung der Klage. Die 
Klage wurde zurückgewiesen. 
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Gründe: Der Kläger war nicht berechtigt, daraus, dass die 
Aushändigung des Arbeitsbuches am 3. September nach Ablauf der 
Kündigungsfrist unterblieben ist, einen stillschweigenden Widerruf der 
Kündigung und eine Erneuerung des Arbeitsverhältnisses abzuleiten, 
da die alleinige Unterlassung der Hinausgabe des Arbeitsbuches schon 
insoferne, als aus der Kündigung für beide Theile das Recht auf 
Lösung des Lolmverhältnisses mit Ablauf der Kündigungsfrist ent- 
standen ist, zum mindesten Zweifel an der vermeintlichen Willens- 
änderung der Gegenseite aufkommen lassen musste, und es demnach 
Sache des Klägers war, bei der Lohnauszahlung nach der Ursache der 
unterbliebenen Ausfolgung des Arbeitsbuches sich zu erkundigen oder 
dasselbe zu verlangen. 

Nachdem dies der Kläger zu thun unterlassen hatte, so war seine 
aus der unterbliebenen Aushändigung des Arbeitsbuches gezogene 
Schlussfolgerung eine voreilige, seine irrige Annahme eine selbstver- 
schuldete und der Klagsanspruch demnach zurückzuweisen. 



Nr, 163. 

Wenn nach der Arbeitsordnung nur an einem bestimmten Tage der 
Woche gekündigt werden kann, gebilrt die Lohnentschädigung vom 
Tage des Austrittes bis zu dem in der Arbeitsordnung fUr die 
Kündigung festgesetzten Tage und von da ab bis zum Ablaufe der 
Kündigungsfrist. (§. 84 Gew. 0.) 

Urtheile des Gewerbegerichtes Brunn vom 10. September 1898, 
Gr. 1116 und 117/98 



In der Spinnfabrik der Firma R. S. & Co. war laut Arbeits- 
ordnung eine dreitägige nur am Donnerstage zulässige Kündigung ein- 
geführt. 

Die Spinner F. L. und J. V., denen längere Zeit kein Verdienst 
gegeben worden war, und die deshalb am 5. September (Montag) aus- 
traten, klagten die Firma R. S. & Co. auf Lohnentschäüigüng für die 
ganze Woche bis zum 10. September (Samstag). 

Die beklagte Firma wendete ein, dass die Kündigung eine drei- 
tägige sei, und dass die Kläger demnach nur Lohnentschädigung für 
drei Tage beanspruchen können. 

Die beklagte Firma wurde zur Zahlung der Lohnentschädigung 
für die ganze Woche verurtheilt. 

Gründe: Die Löhnentschädigungsforderung der Kläger ist nach 
§§. 82a, lit. e und 84 Gew. 0. nicht allein für die Dauer der drei- 
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tägigen Kündigungsfrist, sondern für die ganze Woche begründet, weil 
der Austritt in rechtmäßiger Weise bereits am Montag (5. September) 
stattgefunden hat, die Kündigungsfrist aber in Hinblick auf die Fest- 
setzung des Donnerstages als einzig zulässigen Kündigungtages nicht 
vom Montage, sondern erst vom Donnerstage an zu zählen ist und 
demnach erst mit Ende der Woche abläuft. 



Nr. 154. 

Die von einem Platzmeister an zwei mit der Arbeit innehaltende 

und bei einem Ofen sich wärmende Hilfsarbeiter gerichteten Worte: 

yyWenn Ihr nicht arbeiten wollt, so bekommt Ihr am Samstag Euere 

Arbeitsbücher^' enthalten keine Aufkündigung. 

Urtheile des Gewerbegerichtes Brunn vom 30. November 1898, 
Gr. II 272/98 Gr. H 273/98 

und . 

5 5 

Die bei der Gem entWarenerzeugung der Fabriksfirma B. F. (fc Co. 
(Beklagten) beschäftigten Arbeiter J. M. und N. 0. (Elläger) wärmten 
sich am 23. November (Mittwoch) vormittags die Hände an einem im 
Arbeitsraume stehenden Ofen. Als der Platzmeister der beklagten 
Firma die Kläger bemerkte, sagte er im Vorübergehen zu ihnen: 
»Wenn Ihr nicht arbeiten wollt, so bekommt Ihr am Samstag Euere 
Arbeitsbücher*. 

Am Samstag (26. November) wurden die Kläger entlassen. Sie 
beanspruchten wegen ihrer ohne ordnungsmäßige Kündigung und ohne 
Grund erfolgten Entlassung Lohnentschädigung für die Kündigungs- 
frist im Betrage von 4 fl. 50 kr. Die belangte Firma erblickte in den 
obigen Worten des Platzmeisters eine Kündigung und beantragte des- 
halb die Abweisung der Klage. 

Die beklagte Firma wurde zur Zahlung der eingeklagten Lohn- 
entschädigung verurtheilt. 

Gründe: Die oben angeführten im Vorübergehen gesprochenen 
Worte des Platzmeisters der beklagten Firma konnten nicht als Auf- 
kündigung des Arbeitsverhältnisses aufgefasst werden, da sie nicht di« 
Absicht einer Lösung des Lohnverhältnisses mit Ablauf der Woche 
zum Ausdrucke brachten, sondern nur eine Androhung der Kündigung 
enthielten und lediglich die Absicht, den Arbeiter durch die drohende 
Kündigung zu ununterbrochener Arbeit anzuhalten, erkennen ließen. 

Die Kläger wurden demnach am 26. November ohne voraus- 
gegangene Kündigung, und da sie keine Ursache zur sofortigen Lösung 

xr 
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des Arbeitsverhältnisses (§. 82 Gew. 0.) gegeben haben, auch ohne 
Grund entlassen. 

Sie waren daher gemäß §. 84 Gew. 0. berechtigt, Lohn- 
entschädigung für die Kündigungsfrist zu fordern. 

Nr. 156. 

Die von einem zur Kündigung nicht berechtigten Platzmeister er- 
theilte Kündigung ist nur dann wirlcsam, wenn sie infolge Auftrages 
des Unternehmers oder seines Stellvertreters gegeben wurde, und 
der Arbeiter keinen Grund hatte, an der Auftragsertheilung zu 

zweifeln. 

Urtheile des Gewerbegerichtes Brunn vom 30. November 1898, 
Cr. II 274/98 Gr. H 275/98 
und . 



Die in der Gementwarenfabrik der Firma B. F. & Co. (Beklagten) 
mit dreitägiger nur am Donnerstag zulässiger Kündigung beschäftigten 
Arbeiter A. Y. und J. V. (Kläger) sind am 22. November (Dienstag) 
infolge gerichtlicher Ladung zur Arbeit nicht erschienen. Als sie sich 
tags darauf (Mittwoch) zur Arbeit eingefunden, und ihr Ausbleiben 
entschuldigt hatten, entgegnete ihnen der Platzmeister: »Ich glaube, 
dass Ihr werdet entlassen werden; ich werde den Werkführer fragen.* 
Bald darauf kam der Platzmeister wieder und sagte im Yorübergehen: 
,Am Samstag bekommt Ihr Eure Bücher; wenn Ihr wollt, könnt Ihr 
arbeiten, Ihr könnt aber auch gehen*. 

Diesen Sachverhalt bestätigte der Platzmeister unter Zeugeneid 
mit dem Beifügen, dass er nicht das Recht habe, zu kündigen, und 
dass er den Klägern die obige Mittheilung im Auftrage des zur Ent- 
lassung und Kündigimg der Arbeiter berechtigten Werkführers, jedoch 
ohne des Auftrages desselben zu erwähnen, gemacht habe. 

Die Kläger behaupteten, dass ihnen der Platzmeister nur gesagt 
habe, sie mögen auf den Werkführer warten und arbeiten gehen. 

Der Werkführer hat mit den Klägern nicht weiter gesprochen. 
Am 26. November (Samstag) wurden die Kläger entlassen. 

Dieselben erachteten sich dadurch in ihrem Rechte auf 
Kündigung verletzt, beanspruchten im Klagewege Lohnentschädigung 
für die erst am nächsten Samstage endende Kündigungsfrist im Betrage 
von 4 fl. 56 kr. und beantragten die Verurtheilung der beklagten 
Firma zur Zahlung dieses Betrages. 

Die belangte Firma hat unter Berufung auf den von dem Platz- 
meister als Zeugen bestätigten Sachverhalt um Abweisung der Klage 
' gebeten. 
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Die beklagte Firma wurde zur Zahlung der eingeklagten Lohn- 
entschädigungsbeträge verurtheilt. 

Gründe: Die vom Platzmeister der belangten Firma den 
Klägern gemachte Mittheilung „Am Samstag bekommt Ihr Eure Bücher* 
enthielt wohl eine genügend verständlich ausgedrückte Kündigung. 
Allein schon der Nachsatz „Wenn Ihr wollt, könnt Ihr arbeiten, Ihr 
könnt aber auch gehen*, ließ insoferne, als hierin den Klägern frei- 
gestellt wurde, die Arbeit fortzusetzen oder zu verlassen, nicht mehr 
so deutlich erkennen, ob die Lösung des Arbeitsverhältnisses mit 
Ablauf der Woche beabsichtigt ist. 

Vollends im Unklaren blieben aber die Kläger darüber, ob die 
Mittheilung des Platzmeisters infolge Auftrags des Fabriksinhabers oder 
seines zur Kündigung und Entlassung der Arbeiter berechtigten Stell- 
vertreters (Werkführers) stattgefunden hat, da der Platzmeister die 
Worte nur im Vorbeigehen gesprochen und es unterlassen hatte, sich 
hiebei auf einen ertheilten Auftrag zu berufen. 

Die Kläger hatten sohin begründete Ursache» anzunehmen, dass 
der zur Kündigung nicht berechtigte Platzmeister ohne Auftrag ge- 
handelt und deshalb sich auch in der obigen unbestimmten, die Fort- 
dauer des Arbeitsverhältnisses mehr dem Willen der Kläger als jenem 
der Firma anheimstellenden Weise ausgesprochen hat. 

Die Mittheilung des Platzmeisters an die Kläger konnte demnach 
wegen Mangels der im §. 869 a. b. G. B. für die Rechts Wirksamkeit 
einer Erklärung bestimmten Erfordernisse auch vom Gerichte nicht als 
ordnungsmäßige Kündigung angesehen werden. 

Sobald aber keine rechtmäßige Kündigung vorlag, war die Ent- 
lassung der Kläger vorzeitig geschehen, und es war deshalb der im 
§. 84 Gew. 0. begründete Lohnentschädigungsanspruch, welcher im 
übrigen unangefochten geblieben ist, zuzuerkennen. 

Nr. 166. 

Die Lttsung des Arbeitsverhältnisses ist ordnungsmänig erfolgt, 
wenn bei achttägiger Kündigung dem Arbeiter am 2. December 
gekündigt, diese Kündigung am 5. December infolge von Äußerungen 
des Arbeiters, dass er von einer Kündigung nichts wisse, außer 
Zweifel gestellt, und der Arbeiter acht Tage darnach, am 13. De- 
cember entlassen wurde. 

Gr. n 313/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 16. December 1898, . 

4 

Der Kläger (Bäckergehilfe) beanspruchte wegen seiner am 
13. December angeblich ohne Kündigung und grundlos erfolgten Ent- 
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lassung Lohnentschädigimg für die gesetzliche 14tägige Kündigungs- 
frist im Betrage von 10 fl. 60 kr. Die Beklagte (Bäckermeisterswitwe) 
wendete ein, a) dass eine Stägige Kündigungsfrist ausbedungen war, 
b) dass dem Kläger am 2. December (Freitag), als er zum drittenmale 
zu spät in die Arbeit gekommen war, von ihrem Stellvertreter mit den 
Worten „Bis zum zweitnächsten Sonntage habe er seine Sachen zu- 
sammen zu packen und zu gehen" gekündigt worden sei. Am 5. December 
(Montag), als der Kläger in der Werkstatt verlauten ließ, er wisse von 
einer Kündigung nichts, sei in ihrer Gegenwart die Kündigung mit den 
Worten erneuert worden: „Es sei ihm am Freitag gekündigt worden, 
die Kündigung bleibe in Geltung. * 

Da der Kläger erst am .achten Tage nach der ihm neuerlich 
gegebenen Kündigung (13. December) entlassen worden sei, so fehle 
seinem Ansprüche jede Berechtigung und sei die Klage abzuweisen. 
Der Kläger bestritt das gegnerische Vorbringen. Die Zeugen A. G. und 
J. N. bestätigten unter Eid die Angaben der Beklagten. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Die zufolge der Zeugenaussagen zwischen den 
Parteien bedungene Stägige Kündigung wurde von der Belangten ein- 
gehalten, da die dem Kläger am 2. December gegebene Kündigung 
infolge der Äußerungen des Klägers, er wisse von einer Kündigung 
nichts, am 5. December außer Zweifel gestellt worden war, und die 
Entlassung des Klägers erst am 13. December, also erst am achten 
Tage nach der außer Zweifel gestellten Kündigung erfolgt ist. 

Der auf die Unterlassung der Kündigung gestützte klägerische 
Entschädigungsanspruch war demnach zurückzuweisen. 

Nr. 157. 

Die seitens eines Gewerbsinhabers mit den Worten y,Also gut, wir 
werden es mit Ihnen versuchen, treten Sie morgen den Dienst an<< 
erfolgte Aufnahme eines Hilfsarbeiters ist als eine endgiltige und 

nicht blon als probe- oder aushilfsweise anzusehen. 
Die Entlassung des Arbeiters ohne Kündigung und ohne Grund ver- 
pflichtet den Gewerbsinhabers zur Entschädigung. 
Die Entschädigung hat sich auch auf die Vergütung des durch den 
Entgang einer Naturalwohnung verursachten Schadens zu erstrecken. 

(§. 84 Gew. 0.) 

Gr. I 264/98 . 

Urtheil des Gewerb ogerichtes Brunn vom 30. November 1898, .5 

4 

Der Beklagte (Buchdruckereibesitzer) hat am 1 9. November ein 
Inserat des Inhaltes, dass er einen Hilfsarbeiter aufnehme, der zugleich 
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die Stelle eines Hausmeisters zu versehen habe, in den »Tagesbote*' ein- 
rücken lassen. Infolge dieser Anzeige meldete sich Kläger am Sonntag, 
den 20. November im Gomptoir des Beklagten und vmrde von diesem 
mit den Worten »Also gut, v^ir werden es mit Dmen versuchen, 
treten Sie morgen Ihren Dienst an*, aufgenommen. Dabei wurde 
vereinbart, dass Kläger einen Lohn von 6 fl. wöchentlich und die 
Hausmeisterwohnung zur unentgeltlichen Benützung erhalten sollte. 

Am 21. November hat Kläger seinen Dienst angetreten und 
sofort seine Wohnung für Ende November gekündigt, um mit Beginn 
des Monates December die ihm zugesicherte Natural wohnung zu 
beziehen. 

Am Samstag, den 26. November hat der Beklagte dem Kläger 
den Lohn von 6 fl. ausbezahlt und das Arbeitsbuch mit dem Bemerken 
übergeben, dass er den früheren Hausmeister weiter behalten werde, 
und dass sich Kläger daher nach einer anderen Stelle umsehen möge. 

Der Kläger beanspruchte den Lohn für die im gegnerischen 
Geschäfte laut Arbeitsordnung eingeführte achttägige Kündigungsfrist 
per 6 fl. und den Ersatz des ihm durch die Auflassung der alten 
Wohnung und die Nothwendigkeit der Übersiedlung verursachten 
Schadens per 4 fl. 

Der Beklagte beantragte die Abweisung des Anspruches; denn 
Kläger sei mit den Worten »Wir werden es mit Ihnen versuchen" nur 
aushilfsweise aufgenommen worden und habe demnach kein Recht 
auf Kündigung ; aus demselben Grunde sei die Auflassung der alten 
Wohnung voreilig gewesen, und könne Kläger daher auch keine Ent- 
schädigung für die Übersiedlungskosten begehren. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung des eingeklagten Betrages 
von 10 fl. verurtheilt. 

Gründe: Nichts rechtfertigte die Behauptung des Beklagten, 
dass der Kläger nur zur Aushilfe aufgenommen worden war. Die mit 
den Worten »Wir werden es mit Ihnen versuchen* erfolgte Aufnahme 
des Klägers ließ die Auffassung, dass dieser nur probe- oder aushilfs- 
weise Verwendung finden sollte, schon aus dem Grunde nicht zu, weil 
der Inhalt des Zeitungsinserates und die Vereinbarung eines Wochen- 
lohnes nebst einer Naturalwohnung mit einer derartigen Auslegung im 
Widerspruche stehen würde, und weil der bei Aufnahmen üblichen 
Ausdrucksweise »Wir werden es mit Ihnen versuchen*, »Wir werden 
sehen* und dergleichen ohne ausdrückliche Hervorhebung, dass die 
Verwendung nur zur Probe oder Aushilfe stattfinden solle, niemals 
diese Bedeutung gegeben werden kann. 

Demzufolge war in Gemäßheit des §. 84 Gew. 0. der Anspruch 
des Klägers auf Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist be- 
gründet und ebenso die Forderung auf Ersatz der mit der Übersiedlung 
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verbundenen Auslagen in dem für angemessen befundenen und dem- 
gemäß nach §. 273 G. P. 0. auf 4 fl. festgesetzten Betrage berechtigt, 
zumal diese Auslagen dem Kläger bei nur probeweiser Verwendung 
erspart, bei ordnungsmäßiger Kündigung eher in der Art vergütet 
worden wären, dass er die Naturalwohnung eine Zeit lang benützt, 
somit keinen Mietzins gezahlt hätte. 

Dem Klagebegehren war demnach vollinhaltlich stattzugeben. 

Nr. 168. 

Das Versprechen eines Unternehmers, seinem Hilfsarbeiter nebst 
dem Lohne eine nicht näher bestimmte Wohnungsentschädigung zu 
geben, begründet den Anspruch auf Ersatz des ortsüblichen Miet- 
zinses für eine Arbeiterwohnuhg. (§. 72 Gew. 0.) 

Cr. II 282/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 7. December 1898, ; . 

6 

Das auf Ersatz des Mietzinses für eine durch angeblich zwei 
Monate in Gerspitz gemietete Wohnung per 12 fl. gerichtete und auf 
eine sechswöchentliche Mietzinsentschädigung per 9 fl. eingeschränkte 
Klagebegehren wurde bei der Streitverhandlung mit dem Vorbringen 
begründet, dass der geschäftsführende Gesellschafter der belangten 
Firma (Ringofen-Ziegelei), A. K., dem Kläger bei seiner im Juli oder 
August d. J. erfolgten Aufnahme als Ziegelschläger eine Wohnung 
zugesichert, und da eine solche in der Ziegelei nicht frei war, bei- 
gefügt habe, dass Kläger zur Häuslerin S. ziehen solle und eine Ent- 
schädigung für die Wohnung erhalten werde. 

Von der beklagten Seite wurde dieses Vorbringen bestritten und 
die Zurückweisung des Klagebegehrens beantragt. 

Zufolge der Aussage des Zeugen G. M. hat Kläger nach seiner 
Aufaahme in die Ziegelei mit seiner Familie durch sechs Wochen 
in Gerspitz gewohnt, bei der Miete der Wohnung ausdrücklich 
auf das gegnerische Versprechen der Bezahlung des Mietzinses 
hingewiesen, auf Verlangen des Hausherrn aber den Mietzins per 9 fl. 
selbst bezahlt und über die erste Mietzinsrate per 6 fl. die als Ausweis 
für die belangte Firma begehrte schriftliche Empfangsbestätigung 
erhalten. 

Nach der Aussage der als Zeugin vernommenen Ehegattin des 
Klägers hat A. K. auch ihr die Überlassung einer Wohnung in der 
Ziegelei nach Ausräumung der darin befindlichen Maisvorräthe ver- 
sprochen und bis dahin die Familie des Klägers unter einem Ziegel- 
schoppen schlafen lassen; nachdem sie 14 Tage unter dem Schoppen 
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genächtigt hatten, habe ihr Mann die Wohnung in Gerspitz aufgenommen 
und dabei erwähnt, dass ihm der Ersatz des Mietzinses von A. K. 
zugesagt worden sei. 

Bei der Einvernahme der Parteien gab der Gesellschafter der 
beklagten Firma A. K. zu, dass nahezu alle Ziegelschläger zu ihrem 
Lohne auch die Wohnung in der Ziegelei erhalten, und dass von 
den wenigen Ziegelschlägem, welche außerhalb wohnen, einige der- 
selben eine Quartierentschädigung beziehen. Er bestritt aber, dem 
Kläger eine derartige Entschädigung zugesichert zu haben. Im übrigen 
waren seine Angaben unbestimmt; insbesondere bezeichnet er es als 
ihm nicht erinnerlich, ob er dem Kläger eine Wohnung versprochen, 
und da eine solche in der Ziegelei nicht frei war, hinzugefügt habe, 
dass Kläger zur Häuslerin S. ziehen solle. 

Kläger ergänzte sein eingangs angeführtes Vorbringen nur in 
der Richtung, dass A. K. ihn erst nach einigen unter dem Schoppen 
verbrachten Nächten zur Aufnahme einer Wohnung aufgefordert und 
ihm die Bezahlung derselben versprochen habe. 

Unter Eid vernommen, wiederholte Kläger seine Angaben. 

Die beklagte Firma wurde zur Zahlung des Betrages von 9fl. 
verurtheilt. 

Gründe. Der Kläger hat sein Vorbringen in Ansehung der aus- 
drücklichen Zusicherung einer Wohnungsentschädigung beschworen, 
und es war deshalb die eingeklagte sechswöchentiiche Wohnungs- 
entschädigung in der dem übhchen Mietzinse für Arbeiterwohnungen 
entsprechenden und demnach für angemessen befundenen Höhe von 
9 ü, zuzuerkennen. 

Für die Beeidigung des Klägers war die Erwägung maßgebend, 
dass die Angaben des öffentlichen Gesellschafters der beklagten Firma 
A. K., bezüglich des Wohnungsversprechens und der Aufforderung, 
zu der Häuslerin S. zu. ziehen, ganz unbestimmt waren, nachdem A.K. 
erklärte, sich darauf nicht mehr entsinnen zu können, während die 
diesfälligen Anführungen des Klägers präcise lauteten und sowohl 
durch die Zeugenaussage der Ehegattin des Klägers, als auch durch 
die Thatsache, dass Kläger später eine Wohnung in der Ziegelei der 
Geklagten erhielt, unterstützt wurden. Über das von dem Kläger 
behauptete Versprechen einer Entschädigung für die durch sechs 
Wochen gemietete Wohnung waren allerdings die gegensätzlichen 
Angaben beiderseits bestimmt; allein die klägerischen Anführungen 
fanden nicht allein eine Stütze in der Zeugenaussage des G. M. und 
der V. L., denen gegenüber sich der Kläger bereits bei der Miete der 
Wohnung auf das gegnerische Versprechen der Bezahlung des Miet- 
zinses berufen hatte, sondern weiters auch in dem oberwähnten 
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Wohnungsvet-sprechen, das A. K. nicht schlechthin bestritt, sondern 
nur als ihm nicht mehr erinnerlich bezeichnete. 

Allerdings ist in dem Wohnungsversprechen zunächst nur die 
Zusage einer Naturalwohnung und in der Aufforderung, Kläger möge 
zur Häuslerin S. ziehen, an sich bloß die Anempfehlung einer billigen 
und durch ihre Nähe praktischen Wohnung zu erblicken, allein diese 
Äußerungen im ZusacMuenhalte mit dem Zugeständnisse der geklagten 
Seite, dass nahezu alle Ziegelschläger eine Naturalwohnung innehaben, 
und dass von den wenigen Ziegelschlägem, welche außerhalb wohnen, 
einige eine Quartierentschädigung beziehen, lassen die Behauptung 
des Klägers, dass anschließend an die Aufforderung, zur Häuslerin S. 
zu ziehen, eine Wohnungsentschädigung versprochen worden sei, 
glaubhaft erscheinen,, und bieten insofern, wie oben angeführt wurde, 
für das klägerische Vorbringen eine erhebliche Stütze. 

Es war daher auf den Eid des Klägers zu erkennen und nach 
Beschwörung seines Vorbringens die vorstehende Entscheidung zu 
allen. 

Nr. 159. 

1. Die von einem Principale gelegentlich der Aufnahme eines 
Geschäftsreisenden tu diesem gethane Äuflerung, dass er aus 
Gehalt und Provision ein Jahreseinkommen von 2400 fl. beziehen, 
somit sich besser stehen werde, als ein Bezirkshauptmann, enthält 
nicht die Zusage eines Mindesteinkommens, da die ÄuDerung den 
Willen, sich dadurch zu verpflichten, nicht entnehmen lässL 

(§. 861 a. b. G. B.) 

2. Eine mündliche Vereinbarung dieses Inhaltes wäre Übrigens bei 
dem Bestände eines schriftlichen Dienstvertrages nicht zu berück- 
sichtigen. (§§. 884 und 887 a. b. G. B.) 

3. Ein Geschäftsreisender, der durch die Übertragung anderweitiger 
eschäfte und durch ungenügende Verwendung an seiner Provision 

verkürzt wird, hat Anspruch auf Entschädigung. (§§. 1155 und 

1160 a. b. G. B.) 

4. Die Entschädigung ist bei dem Vorhandensein der Voraussetzungen 

des §. 273 C. P. 0. nach freiem Ermessen zu bestimmen. 

Cr. I 174/98 

ürtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 17. October 1898, . 

6 

Im Monate März 1898 hat der Beklagte (Tuchhändler) den 
Kläger als Geschäftsreisenden mit einem Monatsgehalte von 50 fl., 
1 Procent Provision von den durch ihn abgeschlossenen Käufen und 
7 fl. Reisediäten gegen einmonatliche Kündigung aufgenommen und 
ihm angeblich ein Jahreseinkommen von 2400 fl. an Gehalt und 
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Provision garantiert. Im Monate Juli ist der Gehalt auf 60 fl. erhöht 
worden. 

Am 27. August hat der Beklagte dem Kläger das Dienstver- 
hältnis für Ende September gekündigt. j 

Der Kläger, vrelcher bis Ende September . 380 fl. 
an Gehalt und 140 „ 

an Provision, zusammen 520 fl. 

bezogen hatte, berechnete mit Zugrundelegung des ihm 
nach seiner Behauptung zugesicherten Jahreseinkommens 
von 2400 fl. seine Forderung an Gehalt und Provision für 
7 Monate mit 1400 „ 

und klagte auf Grund dieser Berechnung den darauf ent- 
fallenden Betrag von .... 880 fl. 

ein. 

Der Beklagte beantragte die Abweisung der Klage, indem er 
bestritt, dem Kläger ein Einkommen von 2400 fl. jährlich garantiert 
zu haben. 

Der Kläger verblieb bei seiner Behauptung und gab diesbezüg- 
lich noch an, dass ihm der Beklagte vor der schriftlichen Abmachung 
auf seine Frage, warum ihm nur ein Gehalt von 50 fl. ausgesetzt werde, 
während ihm früher «in Gehalt von 60 fl. gezahlt worden sei, erwidert 
habe, dass jetzt nur große Partien Ware zum Verkaufe gelangen, und 
dass er aus Gehalt und Provision ein Jahreseinkommen von 2400 fl. 
beziehen, somit sich besser stehen werde als ein Bezirkshauptmann. 

Der Beklagte bestritt auch dieses Vorbringen und legte die 
anlässlich des Engagements beiderseits ausgestellten Briefe vor, aus 
welchen die Vereinbarung über Gehalt und Provision, die Zusicherung 
eines Mindesteinkommens aber nicht zu ersehen war. 

Der Kläger führte nun aus, dass ihm auch abgesehen von der 
Zusage eines Mindesteinkommens die eingeklagte Entschädigung 
gebüre, weil ihm als Geschäftsreisenden nicht nur keine entsprechende 
Gelegenheit zu Geschäftsabschlüssen gegeben, sondern die ihm hiefür 
eingeräumte Zeit großentheils durch anderweitige Aufträge (Ein- 
cassierungen. Einklagungen, Arrangements mit falliten Schuldnern 
u. dgl.) entzogen worden sei. 

Den Nachweis für seine Behauptungen erbrachte er durch Vor- 
lage seiner Aufzeichnungen, welche entnehmen ließen, dass er vom 
März bis September nur 80 Tage (in den Monaten März, April und 
Mai) gereist ist und in Galizien in einer ganzen Reihe von Städten 
bei Fallimenten die Interessen seines Principals zu vertreten gehabt hat. 

Der Beklagte trat den thatsächlichen Anführungen des Klägers 
nicht entgegen, erbot sich aber, durch Sachverständige zu beweisen, 
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dass die Reisesaison in der Tuchbranche fiir Winterware nur die 
Monate März, April und Mai umfasse und für Sommerware erst im 
Winter beginne, und dass die unentgeltliche Besorgung von Aufträgen 
der obenbezeichneten Axt usancemäßig zu den Obliegenheiten eines 
Geschäftsreisenden gehöre. 

Der Kläger erbot sich zum Beweise des Gegentheils. 

Die Sachverständigen G. F. und L. U., beide Tuchhändler am 
Platze, gaben nach Einsichtnahme in die Aufzeichnungen ihr Gut- 
achten dahin ab, dass die Reisesaison für Winterware sich auch auf 
die Monate Juni, Juli imd August erstrecke, dass ein nur zum Theile 
auf fixen Gehalt, zum Theile aber auf Provision angewiesener Geschäfts- 
reisender durch Aufträge, wie die obigen, von seiner Aufgabe, Bestel- 
lungen zu vermitteln, nicht übermäßig abgelenkt werden dürfe, dass 
gegebenenfalls nach den vorgelegten Aufzeichnungen, eine übermäßige 
Inanspruchnahme mit anderweitigen Aufträgen stattgefunden habe, und 
dass demzufolge der Kläger sowohl durch den in den Monaten März, 
April und Mai mit der Besorgung anderweitiger Aufträge erlittenen 
Zeitverlust als auch dadurch, dass er in den Monaten Juni, Juli und 
August überhaupt nicht zu Geschäftsreisen verwendet wurde, in seinem 
Ansprüche auf Provision verkürzt worden sei. 

Dem Kläger wurde ein Betrag von 160 fl. zuerkannt; der 
Mehranspruch wurde abgewiesen. 

Gründe: Die gelegentlich der mündlichen Unterhandlungen 
über Gehalt und Provision von dem Beklagten zu dem Kläger gethane 
Äußerung, dass er aus Gehalt und Provision ein Jahreseinkommen 
von 2400 fl. beziehen, somit sich besser stehen werde als ein Bezirks- 
hauptmann, konnte nicht dahin aufgefasst werden, dass der Beklagte 
ein Mindesteinkommen von 2400 fl. garantiert und sich somit für den 
Fall eines geringeren Verdienstes an Provision zur Nachzahlung des 
hierauf fehlenden Betrages verpflichtet hätte, da sich die obige, im 
Zuge der Unterhandlungen gefallene Äußerung der Form nach als eine 
Anpreisung der klägerischen Stellung, dem Inhalte nach aber als eine 
flüchtige Berechnung der muthmaßlichen Höhe des klägerischen 
Jahreseinkommens darstellte, demnach des zu einer verbindlichen 
Erklärung nach §. 861 a. b. G. B. erforderlichen Willens, eine Ver- 
pflichtung einzugehen, entbehrte. 

Zudem sind die mündlich getroffenen Abmachungen tags darauf 
von den Parteien brieflich beurkundet worden, ohne dass in den 
beiderseitigen Schreiben von der Übernahme einer Verpflichtung in 
dem angegebenen Sinne Erwähnung geschehen wäre. Damit kam 
deutlich zum Ausdrucke, dass auch der Kläger der obigen Äußerung 
nicht die Bedeutung einer verbindlichen Zusage beigelegt hat, da er 
andernfalls es gevriss nicht unterlassen hätte, auf deren Niederschrift 
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zu bestehen. Die Äußerung hätte somit selbst dann, wenn sie im Sinne 
einer mündlichen Vereinbarung ausgelegt worden wäre, gemäß §§.884 
und 887 nicht weiter berücksichtigt werden können. 

Der Klagsanspruch ließ sich daher von dem in der Klage ein- 
genommenen Standpunkte, dass ein Mindesteinkommen von 2400 fl. 
jährlich garantiert worden war, nicht aufrecht halten. 

Anders verhielt es sich mit der erst bei der Streitverhandlung 
vorgebrachten weiteren Begründung des Klagsanspruches, wonach, der 
Kläger infolge seiner zumTheile ganz unterbliebenen, zumTheile nicht 
berufsmäßigen Verwendung am Provisionsbezuge verkürzt imd angeb- 
lich bis zur Höhe des eingeklagten Betrages geschädigt wurde. Denn 
imstreitig übernimmt ein Principal, der einen Geschäftsreisenden gegen 
Provision allein oder gegen Gehalt und Provision engagiert, hiemit die 
im Wesen des Dienstvertrages begründete Verpflichtung, dem Reisenden 
die Möglichkeit eines angemessenen Verdienstes an Provision zu geben 
und den Provisionsbezug nicht durch Belastung des Reisenden mit 
anderen, als den ihm berufsmäßig obliegenden, auf die Vermittlung 
von Bestellungen Bezug habenden Aufträgen zu schmälern. 

Gegebenenfalls hat nun der Beklagte, wie er selbst zugesteht, 
den Kläger innerhalb seiner siebenmonatlichen Dienstzeit im ganzen 
nur an 80 Tagen reisen lassen und während der Reisezeit auch viel- 
fach zu Eincassierungen, Interventionen bei Gericht, Ausgleichsver- 
handlungen u. dgl, in Anspruch genommen. 

Zufolge des Gutachtens der Sachverständigen über die am Platze 
bestehenden Usancen dauert die Reisezeit für Winterware vom März 
bis August, und wurde der Kläger auf seiner Reise in unverhältnis- 
mäßiger Weise mit anderweitigen Geschäften in Anspruch genommen. 
Auf Grund dieses Gutachtens und der weiteren im Sachverhalte ange- 
führten Folgerungen der Sachverständigen gebürte demnach dem 
Kläger gemäß Artikel 1 H. G. B. und §§. 1155 und 1160 a. b. G. B. 
sowohl für die durch die Besorgung der anderweitigen Aufträge ein- 
getretenen Unterbrechungen, als auch für jene drei IVfonate, in denen 
er überhaupt nicht gereist ist, eine angemessene Entschädigung. 

Die Höhe dieser Entschädigung hat das Gericht in Berücksichti- 
gung des den vorgelegten Aufzeichnungen entnommenen Umfanges des 
von dem Belangten mit auswärtigen Kunden betriebenen Tuchhandels 
gemäß §. 273 G. P. 0. nach freiem Ermessen in der Art festgesetzt, 
dass ein Provisionsbezug von 50 fl. monatlich, somit bei 6 Monaten 

ein solcher von 300 fl. 

für angemessen befunden und hievon der an Provision aus- 
bezahlte Betrag von 140 „ 

in Abzug gebracht wurde. Der Rest per 160 fl. 

stellt den Provisionsentgang dar und gebürt als Entschädigung. 
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Demgemäß war der Betrag von 160 fl. zuzuerkennen, der auf 
Zahlung eines weiteren Betrages von 720 fl. gerichtete Mehranspruch 
aber abzuweisen. 

Nr. 160. 

Mit Ziegelabtragen beschäftigte Tagltthner sind nicht als gewerb- 
liche Hilfsarbeiter anzusehen. (§. 73, lit. d Gew. 0., Art. V, lit. d 
Kundmachungspatent zur Gewerbeordnung.) 

Cr. V 977/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 19. April 1899, ^ 

Gegen das Begehren des Moriz W. wider den Baumeister J. 
wegen Vergütung des Lohnes von täglich 1 fl. 5 kr. für die Kündigungs- 
frist im Betrage von 1 2 fl. 60 kr. wendete der Beklagte ein, dass 
Kläger lediglich zum Ziegelabtragen verwendet wurde, nicht Hilfs- 
arbeiter, sondern Taglöhner war, und dass er überdies mit den Bestim- 
mungen der übergebenen Arbeitsordnung, die den Ausschluss der 
Kündigung festsetzt, einverstanden war. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die vom Kläger verrichtete Arbeit, nämlich Ziegel- 
abtragen, ist als Lohnarbeit der gemeinsten Art (Artikel V, lit. d 
Kundmachungspatent) anzusehen und ist nicht unter den Hilfsarbeiten 
im Sinne des §.73, lit. d Gew. Ord. begriffen; dem Kläger steht schon 
aus diesem Grunde ein Anspruch auf Kündigung nicht zu, da auf 
solche Arbeiter die Gewerbeordnung keine Anwendung findet. 

Außerdem hat Kläger nach seinem Zugeständnisse durch Unter- 
fertigung einer Erklärung auf jede Kündigungsfrist verzichtet ; das 
EQagebegehren war demnach wegen Abganges der gesetzlichen Voraus- 
setzungen als unbegründet abzuweisen. 

Im gleichen Sinne Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien 
Gr. V 192/99 
vom 22. September 1899 . 



Nr. 161. 

Der bei einem Baue mit dem Abladen und Anschütten von Erde 

gegen Taglohn beschäftigte Arbeiter ist nicht als Hilfsarbeiter im 

Sinne der Gewerbeordnung anzusehen. (§. 73, lit. d Gew. 0.) 

Cr. V 199/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 26. April 1899, ^ 

Der Arbeiter Jacob T. belangte die Bauunternehmung R., bei 
der er gegen einen Taglohn von 1 fl. 80 kr. in Arbeit stand, wegen 
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grundloser Entlassung auf Vergütung des Lohnes für die gesetzliche 
Kündigungsfrist im Betrage von 25 fl. 10 kr.. 

Die Beklagte wendete ein, dass Kläger lediglich Taglöhner und 
mit dem Auf- und Abladen von Schutt bei dem von ihr ausgeführten 
Eisenbahnbaue beschäftigt war. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Da zugegeben ist, dass Kläger mit dem Abladen von 
Erde und Anschüttung derselben beschäftigt war, dies jedoch nicht 
als eine gewerbliche Hilfsarbeit, sondern als Lohnarbeit der gemeinsten 
Art zu bezeichnen ist, erscheint der Anspruch des Klägers auf Ver- 
gütung einer 14tägigen Kündigungsfrist unbegründet. Die Bestim- 
mungen der Gewerbeordnung finden keine Anwendung. (Art. V, lit. d 
Kundraachungspatent zur Gewerbeordnung.) 

Das Klagebegehren war demnach abzuweisen. 

Nr. 162. 

Der beim Baue als Gerllster verwendete Arbeiter ist gewerbliclier 
Hilfsarbeiter. (§. 73 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 19. April 1899, Cr. V 178/99. 

Gegen das Begehren des Alois R. wider den Baumeister Franz D. 
wegen Zahlung des Lohnes von täglich 1 fl. 35kr. für die Kündigungs- 
frist im Betrage von 16 fl. 20 kr., wendete der Beklagte ein, dass 
Kläger als Gerügter bloß Taglöhner sei und als solcher keinen Anspruch 
auf die Kündigung habe. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Einwendung des Beklagten, dass der Kläger als 
Taglöhner keinen Anspruch auf Kündigung habe, ist nicht stichhältig, 
da die Beschäftigung des Klägers als Gerüster, als eine gewerbliche 
Hilfsarbeit im Sinne des §. 73, lit. d Gew. 0. anzusehen und nicht 
zur Lohnarbeit der gemeinsten Art im Sinne des Artikels V, lit. d des 
Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung gerechnet werden kann. 

Da weiters auch nicht erwiesen, ist, dass der Ausschluss der 
Kündigung in giltiger Weise vereinbart worden wäre, der Zeuge Josef 
Seh. vielmehr bestätigte, dass hierüber gar nichts gesprochen wurde, 
der Anschlag der Arbeitsordnung allein, ohne dass bei der Aufnahme 
darauf Bezug genommen worden wäre, nicht die Wirkung hat, dass 
deren Bestimmungen für den Arbeiter bindend sind, erscheint der 
klägerische Anspruch rechtlich begründet. 



176 Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 163. 

Nr. 168. 

Ein per Tag entlohnter Maurer, welcher ohne gesetzlichen Grund 

(§. 82 Gew. 0.) bei Beginn der Arbeit oder untertags entlassen 

wird, ist, wenn auch KUndigungsausschluss bedungen ist, berechtigt, 

den vollen Taglohn zu fordern. (§. 1155 a. b. G. B.) 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 13. December 1898, Cr. II 302/98. 

Der Kläger, der bei dem geklagten Baumeister unter KUndigungs- 
ausschluss bis 12. December beschäftigt war und einen Taglohn von 
1 fl. bezog, wurde am letztgenannten Tage früh bei Beginn der Arbeit 
grundlos entlassen, ohne eine Entschädigung für diesen Tag erhalten 
zu haben. 

Er klagte auf Lohnvergütung für diesen Tag im Betrage von 1 fl. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung des eingeklagten Betrages 
verurtheilt. 

Gründe: Die nach §. 72 Gew. 0. zulässige Vereinbarung des 
Kündigungsausschlusses kann nicht dahin ausgelegt werden, dass es 
zu jeder Tageszeit in dem Belieben der Parteien stünde, das Arbeits- 
verhältnis zu lösen und dadurch eine gegenseitige Schädigung durch 
arglistiges Niederlegen der Arbeit auf der einen Seite und durch 
grundlose Entlassung auf der anderen Seite herbeizuführen. Vielmehr 
muss es als im Wesen des Arbeitsvertrages gelegen bezeichnet werden, 
dass auch der KUndigungsausschluss der Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses in beschränktem Umfange gewisse, aus dem Inhalte des Arbeits- 
vertrages sich erhebende Grenzen setzt. 

Vorliegendenfalls waren diese Grenzen dadm*ch gegeben, dass 
zwischen den Parteien ein Taglohn vereinbart war, und dass hiemit 
dem Arbeitsvertrage der Tag als Zeiteinheit sowohl für die Arbeit, als 
auch für die Entlohnung zugrunde gelegt vmrde. 

Demzufolge konnte die Entlassung des Klägers, welcher am 
Morgen sich rechtzeitig zur Arbeit eingefunden und zu derselben bereit 
gehalten hatte, nicht durch den Hinweis auf den vereinbarten KUndi- 
gungsausschluss gerechtfertigt werden, und war der Kläger nach 
§. 1155 a. b. G. B. berechtigt, jene Entschädigung zu fordern, welcher 
der für die Arbeit vertragsmäßig festgesetzten Zeiteinheit von einem 
Tage angemessen war. 

Es musste daher dem Kläger der angesprochene volle Taglohn 
als Entschädigung zuerkannt werden. 
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Nr. 164. 

Es ist unzulässig, im Arbeitsbuche auf eine Arbeitseinstellung als 

Entlassungsgrund hinzuweisen. (§§. 80 a, 80 d, 80 g Gew. 0.) 
Die Verjährung des Anspruches auf Entschädigung im Sinne des 
§. 80 g Gew.O. beginnt nicht mit der Hinterlegung des Arbeitsbuches 
bei der Gewerbebehörde, sondern erst mit dem Tage, an dem der 
Arbeiter von der unzulässigen Eintragung in das Arbeitsbuch 

Kenntnis erhalten hat. 
Im Verfahren vor dem Berufungsgerichte in gewerblichen Rechts- 
streitigkeiten finden die Bestimmungen der Civilprocessordnung Über 
das Vorverfahren keine Anwendung. (§. 31, Absatz 2 Gew. Ger. G.) 

Gr. IV 259/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 11. April 1899 . 

5 

Abgeändert durch die Entscheidung des Landesgerichtes Wien als Berufungs- 

Cg. VI 900/99 
gericht in gewerblichen Streitsachen vom 18. Mai 1899, . 

Der Hutmachergehilfe Johann St. und zwei Genossen stellten 
den Antrag, die beklagte Firma H. und D. wegen unzulässiger und 
unrichtiger Eintragungen in den Arbeitsbüchern zu verurtheilen, auf 
ihre Kosten die Ausstellung neuer Arbeitsbücher zu veranlassen und 
jedem Kläger von der Zeit des Austrittes bis zum Tage, an dem sie 
die Arbeitsbücher erhalten, pro Tag eine Entschädigung von 2 fl. zu 
bezahlen. ~ 

Die beklagte Firma bestreitet, dass unzulässige und unrichtige 
Eintragungen gemacht wurden. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Begehren der Kläger ist ein doppeltes. Erstens 
ist es gerichtet auf Ausstellung neuer Arbeitsbücher, zweitens auf 
Entschädigung. 

Beide Begehren nehmen zur Grundlage den Inhalt der Ein- 
tragungen. 

Was die erst im Zuge der Verhandlung angeregte Bemängelung 
des Ausdruckes „Kesselarbeiter" betrifft, so ist sie eine unzu- 
lässige Eintragung nicht, weil durch sachverständige Zeugen fest- 
gestellt ist, dass dieser Ausdruck für den gleichbedeutenden Ausdruck 
„Walker" in Wien üblich ist. Ein Nachtheil ist für die Kläger umso- 
weniger zu befürchten, als sie in den früheren Arbeitsbestätigungen 
als Hutmacher bezeichnet sind. Auch die Eintragung im Buche St.s 

„und wurde wegen Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit entlassen" 

ist nicht unzulässig, denn aus diesen Worten ergibt sich nicht, wie der 
Kläger St. annimmt, dessen absolute Unfähigkeit, sondern es ist mit 
denselben nur gesagt, dass er zur Zeit seines Austrittes krank und 

XII 
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daher (wegen Krankheit) nicht arbeitsfähig war. Was endlich die Ein- 
tragung vom Juli 1898 „ist infolge ausg^brochenen Strikes aus- 
getreten* betrifft, so kann auch diese Eintragung nicht als unzulässig 
gelten, denn aus diesen Worten ergibt sich nichts Nachtheiliges für 
den Kläger. Es ist in denselben nicht gesagt, dass der Strike von den 
Arbeitern insceniert wurde, ja es ist nicht einmal gesagt, dass die 
Kläger wegen Arbeitseinstellung entlassen wurden, sondern nur, 
dass sie infolge Strikes „ausgetreten" seien. Wie oft kommt es 
aber bei Arbeitseinstellungen vor, dass ganz ruhige, besonnene und 
zufriedene Arbeiter, bloß infolge des Zwanges der Unistände auszu- 
treten bemüssigt sind! Diese Verhältnisse sind zu bekannt, als dass 
ein vernünftiger Arbeitgeber bei der beanständeten Eintragung Bedenken 
haben könnte. 

Aber nicht nur, dass die sämmtlichen Eintragungen an sich für 
die Betheiligten nicht als nachtheilig, nicht als ungünstig angesehen 
werden können, sind die Klagebegehren noch aus anderen Gründen 
nicht haltbar. Die Kläger richten ihr Begehren auf Veranlassung der 
Ausstellung neuer Arbeitsbücher durch die beklagte Firma. Nun ist es 
aber letzterer gar nicht möghch, neue Bücher auszustellen, noch obliegt 
ihr die Pflicht dazu, denn das Gesetz (§. 80 g, 1. Abs. Gew. 0.) 
berechtigt den Arbeiter nur das neue Buch sich selbst zu verschaffen 
und die Kosten vom etwa schuldtragenden Arbeitgeber zu verlangen. 
Das Begehren ist überhaupt verfehlt. Anlangend den Ersatzanspruch 
von 4 Kronen täghch, so steht dem Klagebegehren die Verjährung 
nach §. 80g Gew. 0., letzter Absatz, entgegen. Sie beginnt mit dein 
Zeitpunkte der Eintragung, das ist Juli 1898. Nun bringen die Kläger 
allerdings vor, dass sie die Bücher erst am 6., respective 1 l . März 
1899 zu Gesicht bekommen haben. Darauf muss jedoch erwidert 
werden, dass die Bücher ihnen am Samstag nach dem 21. Juli 1898 
ausgefolgt werden sollten und dann bis 11. August bei der Gewerbe- 
behörde für sie bereit lagen, mit anderen Worten, ihnen zur Verfügung 
standen. Wenn sie es nun unterheßen, die Bücher vom 23. JuU 
(Samstag) bis 11. August, das ist nahezu 3 Wochen, zu beheben, so 
haben sie auch die Folgen davon selbst zu tragen. 

Infolge Berufung der Kläger hat das k. k. Landesgericht Wien, als 

Berufungsgericht in gewerblichen Streitigkeiten mit Urtheil vom 

Ge. VI. 900/99 
18. Mai 1899 — ^ — — ^ zu Recht erkannt: 

Es wird der Berufung der Kläger gegen das erstinstanzhche 
Urtheil, insoweit dieses das klägerische Begehren auf Ausstellung, 
richtiger Veranlassung der Ausstellung neuer Arbeitsbücher durch die 
beklagte Firma, abgewiesen hat, keine Folge gegeben und in diesem 
Punkte das angefochtene Urtheil bestätigt. 
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Dagegen wurde der Berufung der Kläger gegen den ihre Ent- 
schädigungsansprüche abweisenden Theil des angefochtenen Urtheils 
dahin stattgegeben, dass die beklagte Firma H. und P. schuldig erklärt 
wird, jedem der drei vorgenannten Kläger ^je einen Betrag von 48 fl. 
15 kr., zusammen also den Betrag von 144 fl. 45 kr. und an Kosten 
der I. Instanz den Betrag von Ifl. 25kr., und an Kosten der I[. Instanz 
einen Betrag von 38 fl. 79 kr. je binnen 14 Tagen bei Execution zu 
bezahlen. 

Gründe: Was zunächst die Zurückweisung des Antrages der 
beklagten Firma auf Verwerfung der Berufung im Sinne des §. 471, 
Z. 3 G. P. 0. anlangt, so stützt sich derselbe in erster Linie 
darauf, dass bei dem Umstände, als gemäß §.31, Abs. 2 Gew. Ger. G. 
auf das Verfahren vor dem Berufungsgerichte die Bestimmungen der 
Givilprocessordnung für das Verfahren vor dem Gerichtshofe erster Instanz 
als Processgericht gelten, für das gewerbliche Berufungsgericht die 
Normen der Givilprocessordnung über das berufungsgerichtliche Vor- 
verfahren (§. 470 G. P. 0.) überhaupt keine Anwendung zu finden 
haben. Insoweit aber dieser Antrag sich auf §. 495 G. P. 0. stützt, 
war derselbe zurückzuweisen, weil gemäß §.31, Abs. 2 Gew. Ger. G. 
infolge eingelangter Berufung die Sache von dem Berufungsgerichte 
neu zu verhandeln ist, und zwar gleichgiltig, aus welchen Gründen die 
Berufung erhoben wurde. Während vor den ordentlichen Gerichten 
die Berufung sich als eine Überprüfung des erstrichterlichen. Urtheiles 
im Rahmen der Berufungsgründe und der darauf gestützten Berufungs- 
anträge (abgesehen von den von amtswegen wahrzunehmenden Nichtig- 
keiten) darstellt, gilt für das gewerbliche Berufungs verfahren die 
volle Berufung. Die Berufungsgründe sind für dasselbe gleichgiltig, sie 
bilden weder einen Anhaltspunkt, noch eine Schranke für das Ver-, 
fahren der zweiten Instanz, da neu zu verhandeln ist. Deren An- 
führung ist daher nicht nur irrelevant, sondern überflüssig, und wider- 
spricht den in den §§. 74 und 77 der Givilprocessordnung enthaltenen 
Normen über den Inhalt von Schriftsätzen, wonach dieselben sich 
streng im Rahmen des sachlich Nothwendigen zu halten haben. Die 
einzige Grenze für den Umfang des gewerblichen Berufungsverfahrens 
bilden gemäß §.31, Abs. 2 Gew. 0. die Berufungsanträge, deren Bei- 
setzung in gegenständlicher Berufungsschrift hat der Erstrichter in 
ganz sachgemäßer Weise veranlasst, sie entspricht demnach voll- 
ständig den Anforderungen des §.31 Gew. Ger. G. 

In meritaler Beziehung erfolgte die Zurückweisung der Berufung 
gegen den ersten Theil des angefochtenen Urtheils, betrefiFend die 
Frage der Beschaffung der Arbeitsbücher durch die beklagte Firma, 
weil sich aus dem klaren Wortlaute des Gesetzes §. 80g Gew. 0. 
„ kann auf Kosten des Gewerbsinhabers bei der Gemeindebehörde . . . 

xir 
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beansprucht werden" und im Zusammenhalte mit dem Vorgehenden 
ergibt, dass es Sache des Arbeitnehmers und nicht des Arbeitgebers 
ist, diesen Anspruch bei der Gewerbebehörde geltend zu machen, 
zumal ja letzterem kein Anspruch rücksichtlich des Arbeitsbuches 
oder dessen Inhaltes zusteht und es demselben auch zumeist unmöglich 
sein wird (zum Beispiel bei Verlust des Arbeitsbuches, in welchem 
Falle die Kenntnis der Generalien nothwendig erscheint etc.), ohne 
Zuthun des Arbeitnehmers ein Arbeitsbuch oder eine Eintragung in 
dasselbe zu erlangen. Den Arbeitgeber trifft lediglich die Ersatzpflicht 
für den Aufwand der Neubeschaffung etc. des Arbeitsbuches. 

Die Frage, ob dem Kläger eine Entschädigung gebürt, hängt 
von der Vorfrage ab, ob die in deren Arbeitsbüchern enthaltenen gleich- 
lautenden Eintragungen: „ist infolge ausgebrochenen Strikes ... aus- 
getreten" sich als zulässig darstellen. Die Beantwortung dieser Frage 
hängt jedoch nicht, wie der Erstrichter gemeint, davon ab, ob eine 
solche Eintragung dem Arbeitsnehmer nachtheilig sein kann oder nicht. 
Es mag dahingestellt bleiben, ob die gegenständliche Eintragung nicht 
von nachtheiliger Wirkung sein kann. Zumindest aber ergibt sich der 
absolute Ausschluss der Unnachtheiligkeit nicht aus den erstrichter- 
lichen Erwägungen, zumal dieselben zvdschen „vernünftigen* Arbeit- 
gebern und solchen, denen diese Eigenschaft nicht zukommt, unter- 
scheidet, und die Nachtheiligkeit nur auf letztere einschränkt. 

Schon in dieser Beschränkung der Kläger hinsichtlich der 
Arbeitssuche muss aber ein offenbarer Nachtheil erblickt werden. 

Einzig und allein maßgebend in dieser Richtung erscheint der 
Wortlaut des Gesetzes. Dieses spricht aber so klar für die Verneinung 
dieser Vorfrage, dass es überflüssig erscheint, auf den Geist der bezug- 
lichen gesetzlichen Bestimmungen ausführlicher zu reflectieren. 

Das Gesetz unterscheidet zwischen Arbeitsbüchern (§. 80 Gew. 0.) 
und Zeugnis (§.81 Gew. 0.). 

Das erstere enthält zweierlei Eintragungen, solche, die obliga- 
torischer und solche, die facultativer Natur sind. Zu den ersteren 
zählen außer den Eintragungen des Vor- und Zunamens des Hilfs- 
arbeiters etc. auch die Eintragungen über den Diensteintritt und Aus- 
tritt. Dies ergibt sich aus dem Wortlaute des §. 80 a Gew. 0., wonach 
nur die bezüglichen Rubriken für den Text des Arbeitsbuches vor- 
geschrieben sind, sowie aus §. 81 Gew. 0., wonach ein Dienst- 
zeugnis nur „auf Verlangen" des Hilfsarbeiters vom Gewerbs- 
inhaber auszustellen ist. Insoweit also die beanständete Eintragung 
sich als eine Bestätigung des Austrittes der Kläger darstellt, über- 
schreitet sie den diesfalls statthaften Rahmen dadurch, dass sie auch 
die Ursache des Austrittes enthält, zumal weder der Wortlaut des 
Gesetzes, noch auch der gesetzlich vorgeschriebene Inhalt des Arbeits- 
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buches Raum für die Angabe der Austrittsursache gibt. Insoweit aber 
diese Eintragung als Zeugnis aufgefasst werden will, verstößt sie 
sowohl gegen den Wortlaut des §.81 Gew. 0., weil ihr das Ver- 
langen des Hilfsarbeiters fehlt, als auch gegen den Wortlaut des 
§. 80 d Abs. 2 Gew. 0., wonach ein Zeugnis in das Arbeitsbuch nur 
insoweit aufzunehmen ist, als es für den Hilfsarbeiter günstig lautet. 
Dass aber eine solche Eintragung als eine „günstige" anzusehen ist, 
wird, man mag über die Berechtigung zu striken wie immer denken, 
gewiss nicht gesagt werden können. 

Das Arbeitsbuch hat den Zweck, die Arbeitssuche zu erleichtern, 
es soll kein Leumundszeugnis bilden, das arbeitsuchende Individuum 
mag was immer für eine Vergangenheit und welche Mängel immer 
haben, in seinem Bestreben, seinem Berufe oder einem Ei-werbe nach- 
zugehen, darf es durch sein Arbeitsbuch in keiner Weise behindert 
werden. Es ist berechtigt, zu verhindern, dass alles, was auch nur den 
Schein eines Makels oder Mangels auf sein berufliches Leben werfen 
könnte, nicht in die Öffentlichkeit dringe, seine Berufsehrenhafligkeit 
muss denselben Schutz genießen, als seine bürgerliche Ehre (§. 321. 
Z. 1 G. P. 0. und §. 490, Alinea 1, Satz 2 St. G.). 

Dies ist die Tendenz der §§.80 und 81, insbesondere des§.80d. 
Abs. 2 Gew. 0. 

Steht nun fest, dass die gegenständlichen Eintragungen unzu- 
lässig waren, so ergibt sich, dass die klägerischen Arbeitsbücher 
unbrauchbar geworden, und dass hiedurch die Kläger behindert 
waren, Arbeit zu suchen, zumal ihnen nicht zugemuthet werden kann, 
mit unbrauchbaren Arbeitsbüchern, die unstatthafte und zumindest 
ungünstige Bestätigungen enthalten, sich auf Arbeitssuche zu begeben. 
Es erscheint demnach auch gleich giltig, - dass, wie zugegeben wird, 
die klägerischerseits erfolgte Arbeitssuche durch den Wiener Hut- 
machergehilfen-Unterstützungsverein bis nun fruchtlos war, da ja die 
Kläger zur Arbeitssuche mit diesen Documenten überhaupt nicht ver- 
pflichtet waren, abgesehen davon, dass sie mit ordnungsmäßigen 
Arbeitsbüchern ihre Arbeitssuche auch auf die Provinz auszudehnen 
in der Lage gewesen wären. 

Der Entschädigungsanspruch der Kläger ist daher an sich 
begründet. 

Was das Maß anlangt, so kommt es nicht darauf an, welchen 
Zeitraum das magistratische Bezirksamt braucht, um ein neues 
Arbeitsbuch auszustellen; denn erstens handelt es sich hier nicht 
allein um die Ausstellung eines neuen Arbeitsbuches, sondern um 
eine Neuausstellung aus einer bestimmten Ursache, nämlich wegen 
einer in ihrer Zulässigkeit bestrittenen Eintragung, weshalb die dies- 
bezügliche Beweisanbietun g abzulehnen war, zumal es notorisch ist. 
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dass die Gewerbebehörde zur Ausstellung eines Arbeitsbuches, wenn 
diesfalls kein Streit vorliegt, gewiss weit weniger als einen Tag 
benöthigt. Fürs zweite erscheint, nachdem hier ein Streit vorliegt, für 
das Maß derEntschädigung nicht obiger Zeitraum maßgebend, sondern 
jener Zeitraum, den die Kläger benöthigen, um der Gewerbebehörde 
die Voraussetzungen für diese Neuausstellung zu bieten. Diese Voraus- 
setzungen sind aber die Einwirkung eines gerichtlichen Urtheils bezüg- 
lich des Streitobjectes. 

Nach §. 4, lit. d Gew. Ger. G. gehören Streitigkeiten über. . . . 
den Inhalt des Arbeitsbuches vor das Gewerbegericht; nach §. 3, 
Abs. 2 Gew. Ger. G. schließt die Zuständigkeit des Gewerbegerichtes 
die Zuständigkeit der politischen Behörde aus. Nachdem nun die 
beklagte Firma bis heute die Zustimmung zur Neuausstellung der 
Arbeitsbücher mit Hinweglassung der fraglichen Eintragung verweigert, 
so hatten die Kläger, um die Neuausstellung durch die politische 
Behörde zu erwirken, keinen anderen legalen Weg, als jenen, den sie 
wirklich betreten haben, und es gehört ihnen daher eine Entschädigung 
für den Zeitraum, welcher durchschnittlich nothwendig ist, um von 
der Gewerbebehörde erster und zweiter Instanz ein rechtskräftiges 
Urtheil in der gegenständlichen Richtung zu erlangen. Als ein solcher 
Zeitraum waren, mitRücksicht auf den normalen Geschäftsgang in den 
beiden Instanzen, vier Wochen anzusehen, und daher dieses Zeitaus- 
maß den klägerischen Entschädigungsansprüchen, welche in ihrerHöhe 
(4 Kronen pro Tag) nicht bestritten werden, zugrunde zu legen. 

Was endlich die Einwendung der Verjährung anlangt, so war 
sie als un stichhältig zu verwerfen. 

Nach §. 80g Gew. 0. erlischt der fragliche Entschädigungs- 
anspruch vier Wochen nach der Entstehung. Wann ein Schade für den 
Beschädigten als entstanden anzusehen ist, bestimmt §. 1489a.b.G.B. 
dahin, dass dies von dessen Kenntnisnahme abhängt. Von dieser 
Anschauung geht auch der Erstrichter aus; er nimmt jedoch 
trotzdem die Verjährung an, weil die Kläger sich innerhalb der im 
§. 80g Gew. 0. angesetzten vierwöchentlichen Frist hätten Kenntnis 
von dieser Eintragung verschaffen können. Dieser Anschauung kann 
jedoch nicht beigepflichtet werden, denn abgesehen davon, dass sie 
dem Wortlaute des Gesetzes (§. 1489 a. b. G. B.), welcher besagt: 
„zu welcher der Schade dem Beschädigten bekannt wurde", wider- 
streitet, setzt sie eine Verpflichtung der Kläger dahin voraus, dass 
sie sich nach ausgebrochenem Strike ihre beim magistratischen Bezirks- 
amte II deponierten Arbeitsbücher zu holen hatten. Eine deraitige Ver- 
pflichtung bestreiten aber die Kläger, weil sie sich trotz des Strikes 
nicht als ausgetreten betrachteten, wie sie ja auch wirklich, nach bei- 
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gelegten Lohndifferenzen und verhältnismäßig nicht langer Zeit die 
Arbeit wieder aufnahmen. 

Aber selbst wenn man annehmen wollte, dass die Kläger ver- 
pflichtet waren, ihre Arbeitsbücher damals zu beheben, und dass sie 
die Folgen der Nichtbehebung zu tragen haben, so folgt daraus nicht 
die vom Erstrichter ausgesprochene Säumnisfolge, dass ihnen das als 
in der Zeit vom 23. Juli bis 11. Augiist 1898 zur Kenntnis gebracht 
anzusehen ist, was ihnen in Wirklichkeit erst am 11. März 1899 zur 
Kenntnis kam. Eine solche, der processualen Säumnis ^analoge Fiction 
müsste im materiellen Rechte ausdrücklich normiert sein. Die allfälligen 
Folgen der angeblich nicht rechtzeitigen Behebung der Arbeitsbücher 
können sehr schwerwiegende sein, sie überwälzen die Gefahr des Ver- 
lustes auf den Säumigen, allein an dem Zeitpunkte der Kenntnis- 
nahme von den Eintragungen auf Seiten der Kläger vermögen sie 
keinerlei Wirkung auszuüben. 

Es war daher im Punkte der Entschädigung das erstrichterliche 
Urtheil dahin abzuändern, dass jedem der Kläger eine Entschädigung 
für 4 Wochen ä 4 Kronen pro Tag unter Bedach tnahme auf die Kosten 
der Beschaffung eines neuen Arbeitsbuches zuzusprechen war. 

Nr. 165. 

Bei Unterbrechung (Aussetzen) der Arbeit besteht keine Verpflich- 
tung des Gewerbeinhabers zur Aushändigung des Arbeitsbuches. 

(§. 80 c Gew. 0.) 

Gr. I 414/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 11. April 1899, . 

5 

Der Maschinenwärter Josef W. verlangte von der beklagten 
Firma für die Zeit vom 1. März bis 27. März 1899 die Zahlung eines 
Entschädigungsbetrages von 45 fi. 90 kr., weil er am 1. März ent- 
lassen worden sei, ihm aber das Arbeitsbuch erst am 27. März aus- 
gefolgt wurde. 

Die beklagte Firma wendet ein, es sei unwahr, dass Kläger am 
I.März entla.ssen wurde, er sei vielmelir an diesem Tage mit dem 
Aussetzen der Arbeit infolge Vornahme einer Kesselreparatur einver- 
standen gewesen und erst am 27. März unter gleichzeitiger Behändi- 
gung des Arbeitsbuches entlassen worden, als er um Arbeit nachfragte. 
Diese Angaben bestätigten die vernommenen Zeugen mit dem Beifügen, 
dass Kläger sagte, es sei ihm da.s Aussetzen der Arbeit gerade recht, 
da er sich ohnehin krank melden müsste. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Aus dem vorstehenden Thatbestande erhellt, dass das 
Arbeitsverhältnis erst am 27. März durch Entlassung des Klägers 
gelöst wurde; es bestand daher im Hinblicke auf §. 80c Gew. 0. für 
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die Beklagte keine Verpflichtung, das Arbeitsbuch vor dem 27. März 
d. J. dem Kläger, selbst wenn er es verlangt hätte, auszufolgen; es 
kann daher von einer nicht rechtzeitigen Aushändigung des Arbeits- 
buches nicht die Rede sein und war demnach das Klagebegehren als 
unbegründet abzuweisen. 

Nr. 166. 

Wenn bei. ordnungsmäniger Lösung des Dienstverhältnisses die 

Ausfolgung des Arbeitsbuches verweigert wird, ist der Arbeitgeber 

ersatzpflichtig. (§§. 80c, 80g Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 2. Mai 1899, Gr. I 339/99. 

Kläger Salomon F. gibt an, dass er vom 12. März bis 23. März 
bei dem Beklagten Adolf Seh. als Spenglergehilfe gegen einen 
Wochenlohn von 7 fl. 20 kr. in Arbeit stand, und dass ihm Beklagter 
bei seiner am 23. März erfolgten Entlassung die verlangte Ausfolgung 
des Arbeitsbuches verweigerte, so dass er seither keine Arbeit finden 
konnte; er verlange daher an Lohnentschädigung vom 23. März bis 
zur Behändigung des Arbeitsbuches, beziehungsweise bis zum Tage 
der Urtheilsschöpfung pro Tag 1 fl. 20 kr., zusammen 47 fl. 40 kr. 

Der Beklagte gibt zu, dem Kläger das Arbeitsbuch vorenthalten 
zu haben, behauptet aber, dass er hiezu berechtigt sei, weil das Arbeits- 
verhältnis nicht ordnungsmäßig gelöst wurde, indem Kläger eigen- 
mächtig ohne Kündigung die Arbeit sofort verlassen habe. 

Dem Kläger wurde der Betrag von 38 fl. 40 kr. zuerkannt. 

Gründe: Da die Verweigerung der Ausfolgung des Arbeits- 
buches nicht bestritten wurde, war zu untersuchen, ob die weitere 
Voraussetzung der im §. 80c Gew. 0. normierten Entschädigungs Ver- 
pflichtung, nämlich die ordnungsmäßige Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses vorliegt oder nicht. 

Während Kläger behauptet, dass er entlassen worden sei, 
behauptet der Beklagte, dass der Kläger eigenmächtig aus der Arbeit 
ausgeblieben sei. 

Da der vom Beklagten gefülirte Zeuge über die Lösung des 
Arbeitsverhältnisses nichts anzugeben wusste, schenkte das Gericht 
den klägerischen Angaben vollen Glauben, nahm die ordnungsmäßige 
Lösung des Arbeitsverhältnisses als erwiesen an und verurtheilte den 
Beklagten auf Grund des §. 80c und §. 80g Gew. 0. zur Zahlung einer 
Entschädigung von täglich 1 fl. 20 kr., somit für die in die Zeit vom 
23. März bis 2. Mai fallenden 32 Arbeitstage zur Zahlung des Betrages 
von 38 fl. 40 kr., da es mit Rücksicht auf die Bestimmung des §.79 
Gew. 0. einleuchtend ist, dass Kläger ohne Buch keine Arbeit finden 
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konnte, es daher eines weiteren Beweises des zugegangenen Schadens 
nicht bedurfte. 

Im gleichen Sinne ergieng die Entscheidung vom 25. Mai 1899 
Gr. II 649/99 



Nr. 167. 

Der Gewerbeinhaber ist nicht berechtigt, dem Hilfsarbeiter, der 

eine Accordarbeit vollendet hat, die Ausfolgung des Arbeitsbuches 

wegen solcher Mängel des Werkes zu verweigern, welche vom 

Gewerbeinhaber selbst verschuldet worden sind. (§. 80 g Gew. 0.) 

Gr. I 10/98 
(Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 12. Juli 1898, 7 ). 

Der Kläger arbeitete als Tischlergehilfe bei dem Beklagten, 
welcher eine Tischlerei mit. Dampfbetrieb besitzt, im Accord, und war 
zwischen den Parteien eine Kündigung ausgeschlossen. Am 14. Juni 
1898 übergab Kläger eine Zimmereinrichtung, die er zur Ausführmig 
erhalten hatte, dem Geschäftsführer des Beklagten, erklärte seinen 
Austritt und forderte das Arbeitsbuch. Der Beklagte verweigerte die 
Hinausgabe des Arbeitsbuches an den Kläger. Dieser klagte deshalb 
am 8. Juli 1898 auf Übergabe des Arbeitsbuches sammt Zeugnis und 
auf Schadenersatz im Betrage wöchentlicher 7 fl. 20 kr. für die Zeit 
vom 14. Juni 1898 bis zur Ausfolgung des Arbeitsbuches. 

Der Geklagte bat um Abweisung der Klage und wendete ein, 
dass er zur Ausfolgung des Arbeitsbuches wegen unterlassener Fertig- 
stellung der Arbeit nicht verpflichtet gewesen sei. 

Nach seiner Behauptung waren die nachstehenden Mängel vor- 
handen : 

1. Die Seitentheile der Möbel waren nur einmal eingelassen, 
während dies zweimal hätte geschehen sollen. 

2. Die Beschläge wurden an den Möbeln nicht angebracht. 

3. Der Kitt wurde nicht abgeputzt. 

4. Der obere Theil der Gredenz wurde nicht genau dem imteren 
Theile angepasst. 

5. Der zum Sopha gehörige Aufsatz wurde nicht hergestellt. 

Der Kläger bezeichnete alle Einwendungen als unbegründet. 
Der erste Mangel wurde vom Beklagten nach der Einvernahme des 
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Tischlergehilfen X. als Zeugen, auf Grund der Aussage desselben, 
wonach der Kläger einzelne Mob eltheile sogar dreimal eingelassen 
hatte, auf die Seitentheile der Gredenz eingeschränkt. Doch auch in 
dieser Einschränkung ließ sich ein Beweis bei der Streitverhandlung 
nicht durchführen, da seit Übergabe der Gredenz vier Wochen ver- 
strichen waren. Die gleiche Unmöglichkeit der Beweisführung ergab 
sich in. Ansehung des dritten Mangels, bezüglich dessen festgestellt 
wurde, dass es trotz sorgfältiger Reinigung möglich ist, dass der Kitt 
später hervortritt. 

Anlangend die Mängel 2 imd 5 musste Beklagter zugeben, dass 
die Beschläge nicht dem Kläger zugesendet wurden, und dass die 
übergebene Zeichmmg einen Aufsatz auf dem Sopha nicht enthielt. 

Beklagter wurde im Sinne des Klagebegehrens verurtheill. 

Gründe: Die Mängel 1 und 3 konnten bei der Urtheilsfällung 
nicht berücksichtigt werden, weil sie nicht zu erweisen waren. Die 
Mängel 2 und 5 wurden ausgeschlossen, weil es Sache des Beklagten 
war, dem Kläger die Beschläge zu übersenden, und keineswegs dem 
Kläger oblag, sie abholen zu lassen und weil Beklagter von dem 
Kläger nicht eine Arbeit fordern konnte, die auf der ihm übergebenen 
Zeichnung nicht ersichtlich gemacht war. Als ebenso unbegründet 
wurde der Mangel 4 erachtet, da der obere Theil einer Gredenz dem 
unteren Theile erst dann genau angepasst werden kann, wenn die 
Gredenz in dem für sie bestimmten Wohnzimmer aufgestellt ist. 

Das mit fachkundigen Beisitzern besetzte Gericht nahm deshalb 
an, dass der Kläger die ihm zugetheilte Arbeit ordnungsmäBig ausge- 
geführt hat und dass, wenn die bestellte Zimmereinrichtung nicht 
ganz vollendet war, die Ursache in der Person des Bestellers und nicht 
in der Person des Arbeiters gelegen ist. Die im Accord übernommene 
Arbeit wurde vom Kläger beendet, und war Beklagter nach Übergabe 
derselben mit Rücksicht auf den vereinbarten Kündigiingsausschluss 
verpflichtet, in Gemäßheit der Bestimmungen der §§. 77 und 80 c 
und 80 d der Gew. 0. dem Kläger das Arbeitsbuch auszufolgen. 

Da Beklagter dies nicht gethan hat, so war seine Verurtheilung 
zur Ausfolgung des Arbeitsbuches in den bezogenen Gesetzesstellen 
und dessen Verurtheilung zum Ersätze des Schadens in den Bestim- 
mungen der §§. 77 und 80 g, Absatz 2, Gew. 0. begründet. 
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Nr. 168. 

Wenn der Unternehmer dem Hilfsarbeiter nach LOsung des Lohn- 
verhältnisses die Hinausgabe des Arbeitsbuches bis zur Räumung 
der vom Arbeiter benutzten Wohnung vorenthält, ist er wegen 
grundlos verweigerter Aushändigung des Arbeitsbuches ersatz- 
pflichtig. (§§. 80 d und 80 g Gew. 0.) 



Cr. II 89/98 
(Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 31. August 1898, k 



Der Kläger arbeitete in Accord in der Ziegelei der beklagten 
Firma, wobei er durchschnittlich 1 fl. 50 kr. pro Tag verdiente; er 
hatte in dieser Ziegelei auf die Dauer des Arbeitsverhältnisses unter 
Anrechnung bei der Lohnzahlung eine Wohnung inne. 

Am 22. August 1898 wurde das Arbeitsverhältnis im Einver- 
ständnisse beider Theile gelöst, imd Kläger verlangte sofort von dem 
Stellvertreter des Gewerbeinhabers das Arbeitsbuch. Dieser verweigerte 
jedoch die Ausfolgung mit den Worten: „Er werde das Arbeitsbuch 
erst nach Räumung der vom Kläger benützten Wohnung ausfolgen. " 
In gleicher Weise wurde ein am 26. August vom Kläger gestelltes 
Ansuchen abgewiesen. Das Arbeitsbuch wurde dem Kläger erst am 
27. August ausgefolgt. 

Dieser begehrte im Klagew^ege den Ersatz von 1 fl. 50 kr. 
täghch, mithin für fünf Tage (vom 23. bis einschheßlich 27. August) 
7 fl. 50 kr. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Kläger war allerdings verpflichtet, bei Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses die ihm lediglich auf die Dauer dieses Verhält- 
nisses vermietete Wohnung zu räumen; allein die Erfüllung dieser 
Verpflichtung konnte nicht von der beklagten Firma durch Vorent-. 
haltung des Arbeitsbuches erzwungen werden, da nach ordnungs- 
mäßiger Lösung des Lohnverhältnisses das Arbeitsbuch unter allen 
Umständen dem Arbeiter ausgefolgt werden muss(§§. 79, 80 d. Gew. 0.) 
widrigens die Verpflichtung zum Schadenersatze eintritt (§. 80 g 
Gew. 0.). Es war demnach dem Klagebegehren in vollem Umfange statt- 
zugeben, zumal die Höhe des geforderten Ersatzbetrages nicht bestritten 
worden ist. 
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Nr. 169. 

Der Hilfsarbeiter, dem nach ordnungsmäniger Lösung des Arbeits- 
verhältnisses das Arbeitsbuch durch ein Versehen nicht ausgefolgt 
worden war, kann aus den Bestimmungen der §§. 79, 80 c und 
80 g Gew. 0. einen Anspruch auf Schadenersatz dann nicht ableiten, 
wenn er es absichtlich unterlien, das Arbeitsbuch zu reclamieren 
und wenn er inzwischen seine Wiederverwendung anstrebte. 

Gr. II 232/98 
Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 10. November 1898, . 



Kläger arbeitete bei der beklagten Firma vom 13. Juni bis 
22. October 1898 als Maurergehilfe für einen Wochenlohn von 
10 fi. 60 kr.; am genannten Tage vmrde er ordnungsmäßig entlassen. 
Er nahm, nachdem ihm sein Lohn ausbezahlt vvrorden war, sein Arbeits- 
zeug vom Bauplatze nach Hause, unterheß es jedoch, sein Arbeitsbuch 
zu fordern. Am Tage nach der Entlassung richtete der Kläger an den 
Partieführer X. die Frage, w^as mit seinem Arbeitsbuche geschehen sei, 
w^orauf X. antwortete, Kläger werde vielleicht wieder in Arbeit 
genommnen werden, und wenn er dies anstrebe, möge er mit dem 
Ingenieur Y. sprechen. Kläger wendete sich an diesen Beamten, frug 
ihn nach den Gründen seiner Entlassung, wurde aber von ihm km*z 
abgefertigt. Die Forderung, das Arbeitsbuch ausgefolgt zu erhalten, 
stellte Kläger nicht. Kläger schrieb nun diesem Ingenieur, erhob in 
dem Briefe gegen den Partieführer X. mehrfache Beschuldigungen, bat 
um Auskunft, ob er wieder in Arbeit genommen werde, oder sich als 
endgiltig entlassen anzusehen habe, that jedoch des Arbeitsbuches mit 
keinem Worte Erwähnung. 

Da dieses Schreiben ohne Antwort bHeb, begab sich Kläger am 
29. October zur Zeit der Lohnauszahlung auf den Bauplatz, um sich 
bei dem Platzmeister und bei dem Bauschroiber nach seiner allfälligen 
Wiederaufnahme sowie nach seinem Arbeilsbuche zu erkundigen, 
konnte aber nach keiner Richtung eine bestimmte Auskunft erhalten, 
da weder der eine noch der andere hievon unterrichtet war. Der 
Kläger wartete nun, ohne weitere Schritte zu thun, noch eine Woche 
auf Antwort und brachte am 7. November, somit am 16. Tage nach 
seiner Entlassung die Klage auf Hinausgabe seines Arbeitsbuches und 
auf Entschädigungsleistung ein. Mehr that Kläger nicht, insbesondere 
forderte er das Arbeitsbuch nicht in der Baukanzlei, wo er es bei 
seinem Eintritt in die Arbeit abgegeben hatte. 
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Die beklagte Firma anerkannte bei der ersten Tagfahii, die am 
8. November stattfand, ihre Verpflichtmig zur Ausfolgung des Arbeits- 
buches und folgte es bei der Tagfahrt dem Kläger aus, worauf Kläger 
sein Klagebegehren auf den Betrag von 24 fl. 73 kr. als Ersatz für 
1 8 Tage einschränkte. Die beklagte Firma wendete gegen die Sthaden- 
ersatzforderung ein, dass die unterlassene Ausfolgung des Arbeits- 
buches auf einem Versehen beruhe, dass Kläger diese Unterlassung 
der Firma nie angezeigt habe, und dass sie erst aus der Klage von 
dieser Unterlassung Kenntnis erhalten habe, wobei die Firma auf die 
große Zahl der bei ihr erliegenden Arbeitsbücher hinwies. Die beklagte 
Firma erklärte sich bereit, für den 7. imd 8. November mit dem 
Betrage per 3 fi. 53 kr. Ersatz zu leisten, während sie die Abweisung 
des übrigen eingeklagten Betrages beantragte. 

Das Urtheil erfloss in diesem Sinne und wurde dem Kläger nur 
der Theilbetrag von 3 fi. 53 kr. zugesprochen, während der 
Restbetrag abgewiesen wurde. 

Gründe: Aus dem Sachverhalte geht hervor, dass der Kläger 
nach seiner am 22. October erfolgten Entlassung durch 14 Tage sein 
Arbeitsbuch, dessen Aushändigung bei der Lohnauszahlung infolge 
Versehens unterbheben war, nicht reclamierte, sondern vielmehr seine 
W^iederverwendung bei der beklagten Firma anstrebte und sich diesfalls 
mündlich und schriftlich an den Vertreter und an Angestellte der 
belangten Firma wendete. Wenn daher der Kläger durch diese 14 Tage 
keine Beschäftigung und keinen Verdienst hatte, so war dies durch 
sein auf Wiedererlangung einer Beschäftigung bei der geklagten Firma 
gerichtetes Verhalten veranlasst und geradezu gewollt, da der Kläger 
durch sein Zuwarten den Vertreter der Firma für sich mnzustimmen 
und insbesondere durch das an denselben gerichtete Schreiben den 
Wiederruf seiner Entlassung zu erreichen hoffte. Auf keinen Fall lässt 
sich angesichts eines derartigen Verhaltens des Klägers der Mangel an 
Beschäftigung und Verdienst durch die erwähnten 14 Tage als eine 
Folge der unterbliebenen Ausfolgung des Arbeitsbuches hinstellen, 
zumal da bei obigem Verhalten des Klägers die gleiche Wirkung auch 
eingetreten wäre, wenn dieser sich rechtzeitig im Besitze des Arbeits- 
buches befunden hätte. Bei dem Abgange eines ursächlichen Zu- 
sammenhanges zwischen dem Verdienstentgange und der unterbliebenen 
Herausgabe des Arbeitsbuches vermag aber der Kläger für jene 
14 Tage, vom 24. October bis 6. November, einen Anspruch auf 
Ersatz des selbst veranlassten Lohnentganges ebensowenig zu erheben, 
als die geklagte Firma für jene Tage zum Ersätze des auch 
ohne obige Unterlassung eingetretenen Verdienstentganges verhalten 
werden kann. 
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Der Entschädigungsanspruch für die Zeit vom 24. October bis 
6. November war darnach gesetzlich nicht begründet, und mußte ab- 
gewiesen werden. Anders verhielt es sich allerdings mit der Ent- 
schädigungsforderung seit dem Klagstage, an welchem der Kläger sein 
früheres zuwartendes Verhalten aufgab und seinen Willen, in dem 
Besitz des Arbeitsbuches behufs Erwerbes einer Arbeit andernorts zu 
gelangen, erkennbar zum Ausdrucke gab. Von da ab war ein*iu*säch- 
licher Zusammenhang zwischen Verdienstentgang und Nichtausfolgung 
des Arbeitsbuches, ohne das zufolge §.79 Gew. 0. eine Arbeit nicht 
zu erlangen ist, vorhanden und die Entschädigungspflicht der belangten 
Firma gemäß §§. 80 c und 80 g def Gew. 0. begründet. Diese Ver- 
pflichtung wurde auch von der beklagten Seite anerkannt, imd es war 
demzufolge gemäß §. 395 G. P. 0. diesfalls ein Anerkenntnisurtheil 
zu fällen. 

Nr. 170. 

Ein Gewerbeinhaber, welcher dem Hilfsarbeiter nach ordnungs- 
mäfliger Lösung des Arbeitsverhältnisses das Arbeitsbuch nicht 
rechtzeitig aushändigt, ist auch, wenn der Arbeiter die Ausfolgung 
des Arbeitsbuches nicht ausdrücklich gefordert hat, im Verzuge und 
entschädigungspflichtig (§. 80 g Gew. 0.), Die Entschädigungspflicht 
schlieflt die Verpflichtung zum Ersätze des Verdienstentganges In 
sich, wobei unter normalen Arbeitsverhältnissen als keines Beweises 
bedürftig (§. 269 C. P. 0.) anzunehmen ist, dass der Hilfsarbeiter Im 
Falle rechtzeitiger Aushändigung des Arbeitsbuches sofort Arbeit 
erhalten und den seinen Fähigkeiten angemessenen ortsüblichen 
Lohn verdient hätte. 

Gr. I 240/98 

(Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 21. November 1898, ). 

4 

Der am 16. November rechtmäßig entlassene Kläger (Montein*) 
erhielt sein Arbeitsbuch erst am 18. November ausgefolgt. 

Er beanspruchte deshalb Entschädigung für den Verdienstent- 
gang an zwei Tagen im Betrage von 4 fl. 

Der Beklagte wendete ein, dass Kläger das Arbeitsbuch nicht 
verlangt habe, und dass er deshalb das Arbeitsbuch bei der PoHzei- 
behörde habe deponieren wollen, dass er aber davon abgegangen sei, 
als auf Herausgabe des Arbeitsbuches geklagt wurde. 

Auch bestritt der Beklagte, dass der Kläger infolge der ver- 
späteten Ausfolgung des Arbeitsbuches zu Schaden kam und dass er 
sich an zwei Tagen 4 fl. hätte verdienen können. 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 170. 191 

Er beantragte deshalb die Abweisung der Klage. Dass der Kläger 
zuletzt einen Taglohn von 2 fl. bezogen hatte, und dass dieser seinen 
Leistungen angemessen war, blieb unbestritten. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung des eingeklagten Entschädi- 
gungsbetrages von 4 fl. verurtheilt. 

Gründe: Unstreitig war der Beklagte im Verzuge, wenn er bei 
' der Entlassung des Klägers diesem das Arbeitsbuch nicht ausgehändigt 
hatte, da die Gewerbeordnung im §. 80 c den Gewerbeinhaber nach 
ordnungsmäßiger Lösung des Arbeitsverhältnisses bedingungslos zur 
Herausgabe des Arbeitsbuches verpflichtet und diese Verpflichtung 
nicht wie jene auf Augstellung eines Zeugnisses (§. 81) von einem 
besonderen Verlangen des Arbeiters abhängig macht. 

Zu einer Hinterlegung des Arbeitsbuches bei der Pohzeibehörde 
lag bei rechtmäßiger Aufhebung des Lohnverhältnisses keinerlei Anlass 
vor, und es konnte daher eine darauf gerichtete Absicht des Beklagten 
die Unterlassung der Hinausgabe des Arbeitsbuches an den Kläger 
keinesfalls rechtfertigen. 

Sobald aber der Beklagte sich mit der Aushändigung des Arbeits- 
buches im Verzuge befand, wurde er dem Kläger gemäß §. 80g Gew. 0. 
entschädigungspflichtig. Für den Umfang der Entschädigungspflicht war 
die Thatsache maßgebend, dass die Ausfolgung entgegen einer aus- 
drücklichen gesetzlichen Vorschrift imterblieben ist, und dass nach 
§. 80 g Gew. 0. die Übertretung dieser Vorschrift die Verpflichtung 
zur Entschädigung des Arbeiters ohne Beschränkung nach sich zieht, 
Damach hatte der Kläger Anspruch auf volle Genugthuung im Sinne 
der §§. 1324 und 1331 a. b. G. B. Da es unbestritten geblieben ist, 
dass Kläger zuletzt einen Taglohn von 2 fl. bezogen hat, und dass 
dieser seinen Leistungen angemessen war, braucht Kläger für den 
behaupteten Verdienstentgang keine Beweise zu erbringen, es ist 
nämlich bei normalen Arbeitsverhältnissen als offenkundig und nach 
§. 269 G. P. 0. keines Beweises bedürftig anzunehmen, dass der 
Kläger bei rechtzeitiger Aushändigung des Arbeitsbuches sofort Arbeit 
erhalten und den seinen Fähigkeiten angemessenen ortsüblichen Lohn 
verdient hätte. 

Das Gegentheil nachzuweisen, wäre Sache des Beklagten gewesen, 
der sich jedoch diesfalls auf eine Bestreitung der klägerischen Angaben 
beschränkte. 

Dass aber Kläger ohne Arbeitsbuch keine Beschäftigung und 
keinen Verdienst finden konnte, brauchte angesichts der Bestimmung 
des §.79, Abs. 2 Gew. 0. nicht bewiesen zu werden. 
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Nr. 171. 

Der Gewerbeinhaber, welcher bei LSsung des Arbeitsverhältnisses 
das Arbeitsbuch an den Vorsteher der Heimatsgemeinde des Arbeiters 
gesendet hat, hat der Verpflichtung des §. 80 c Gew. 0. nicht ent- 
sprochen und ist gemäfl §. 80 g Gew. 0. ersatzpflichtig. 

Cr. I 290/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 9. December 1898, . 

o 

Der Kläger, welcher bei der beklagten Firma als Weber in 
Accord arbeitete und wöchentlich 4 fl. 50 kr. bis 5 fl. verdiente, niusste 
am 13. October 1898 als Ersatzreservist zur militärischen Dienstleistung 
in Brunn einrücken und wurde nach Beendigung derselben am 

3. December desselben Jahres beurlaubt. Vor dem 3. October 1898 
erfolgte von keiner Seite eine Kündigung ebensowenig eine Ent- 
lassung. 

In dieser achtwöchentlichen Zwischenzeit beschloss aber die 
beklagte Firma die Entlassung des Klägers, da sie in Erfahrung brachte, 
dass er bei Mitarbeitern Schulden gemacht imd Unredlichkeiten 
begangen habe. Da der Firma nicht bekannt war, dass Kläger in Brunn 
gamisoniere, übersandte sie das Arbeitsbuch an den Vorsteher der 
Heimatsgemeinde des Klägers. 

Der Kläger hatte davon nichts erfahren und meldete sich am 

4. December bei der beklagten Firma zum Arbeitsantritte, er erhielt 
die Auskunft, dass er entlassen worden sei. Gegen diese* Entlassimg 
wendete Kläger, welcher später bei der Streitverhandlung die Richtig- 
keit der von der beklagten Firma angegebenen Entlassungsgründe 
bestritt, nichts ein, verlangte jedoch sein Arbeitsbuch, worauf er den 
erwähnten Sachverhalt erfuhr. Kläger begehrte in der am 6. December 
1898 überreichten Klage Ersatz in der Höhe von 1 fl. täghch für die 
Zeit vom 5. December 1898 bis zu dem Tage, an dem er das Arbeits- 
buch erhalten werde. In Gemäßheit dieses Antrages wurde auch die 
beklagte Firma verurtheilt, dem Kläger vom 5. December 1898 ange- 
fangen bis zu dem Tage, an dem die beklagte Firma ihm das 
^Vrbeitsbuch übergeben werde, Ersatz zu leisten. 

Die Höhe des Ersatzes wurde auf 80 kr. täglich festgesetzt. 

Gründe: Da Kläger am 4. December gegen die ihm mitge- 
theilte Entlassung nichts einwendete und sein Arbeitsbuch verlangte, 
erscheint das Lohnverhältnis an diesem Tage im beiderseitigen Ein- 
verständnisse gelöst und entfallt die Untersuchung über das Vorhanden- 
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sein eines gesetzlichen Entlassungsgrundes. Aus der an diesem Tage 
erfolgten ordnungsmäßigen Lösung des Vertrages ergab sich für die 
beklagte Firma in Gemäßheit des §. 80 c Gew. 0. die Verpflichtung 
zur Aushändigung des Arbeitsbuches an den Kläger. 

Wenn die beklagte Firma dieser Pflicht in der Folge nicht nach- 
kommen konnte, so wurde sie in Gemäßheit des §. 80 g, Absatz 2 
Gew. 0. dem Kläger ersatzpflichtig. Der Umstand, dass die Firma das 
Arbeitsbuch an den Vorsteher der Heimatsgemeinde des Klägers 
gesendet hat, war nicht geeignet, sie von der Ersatzpflicht zu befreien. 
Denn die beklagte Firma hatte gar keinen Grund, das Arbeitsbuch 
dahin zu senden. Sie wusste, dass der Kläger zu seiner militärischen 
Ausbildimg eingerückt ist und dass er sich nicht in der Heimat befindet. 
Ein Anlass zu der Annahme, dass er nach beendeter Ausbildung in die 
Heimat sich begeben werde, lag auch nicht vor. Die Wahrscheiiüichkeit 
sprach dafür, dass die militärische Ausbildung in Brunn erfolgt; ein 
diesbezüglicher Zweifel hätte übrigens durch eine Anfrage bei den 
zuständigen politischen oder militärischen Behörden leicht behoben 
werden können. Es musste schließlich der beklagten Firma auch 
bekannt sein, dass der Gemeindevorsteher zu Nachforschungen behufs 
Behändigimg eines Arbeitbuches nicht verpflichtet ist. 

Zudem enthält §. 80 c Gew. 0. die ausdrückliche Bestimmung, 
dass die Übersendung des. Arbeitsbuches an eine Behörde nur auf 
amtliches Verlangen zu geschehen hat. 

Die beklagte Firma hat sich durch ihr eigenes Verschulden in 
die Unmöglichkeit versetzt, das Arbeitsbuch der Bestimmung des 
§. 80 c Gew. 0. gemäß auszuhändigen. 

Es musste daher dem Klagebegehren stattgegeben und die einge- 
klagte Entschädigung in dem nach Maßgahe des letzten Durchschnitts- 
verdien§tes des Klägers entsprechend gemäßigten Betrage zuerkannt 
werden. 

Nr. 172, 

Wenn der Unternehmer nach der Entlassung eines Hilfsarbeiters 

dessen Arbeitsbuch einem anderen Arbeiter zur Ausfolgung an 

jenen Übergibt, haftet er für die durch Verschulden des Beauftragten 

verspätete Aushändigung des Arbeitsbuches. (%. 80 g Gew. 0.) 

Cr. I 328/98 
Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 22. December 1898, ^ • 

Der in der Färberei der Firma F. S. (Beklagten) gegen einen 
Taglohn von 75 kr. beschäftigte Fabriksarbeiter F.N. (Kläger) wm-de am 
16. December 1898 entlassen. Das Arbeitsbuch konnte ihm nicht aus- 

XIII 
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gefolgt Werden, da er an jenem Tage in der Fabrik überhaupt nibht 
beschäftigt war; Die beklagte Firma übergab daher das Arbeitsbuch 
dem zugleich entlassenen Taglöhner V. T. mit dem Auftrage, dasselbe 
dem Kläger auszuhändigen. Jener Folgte aber das Arbeitsbuch erst 
am 20. December dem Kläger aus, nachdem dieser es tags ajuVor bei 
der beklagten Firma persönlich reclamiert hätte. 

Der Kläger verlangte von der Firma Entschädigung wegen ver- 
späteter Aushändigung des Arbeitsbuches in der Höhe des täglichen 
Verdienstentganges per 75 kr. und beantragte die Verurtheilung der 
Beklagten zm* Zahlung eines Betrages von 1 fl. 50 kr. (das ist des 
Verdiehstentganges für den 17. December Samstag und den 19. Decem- 
ber Montag). . ^ 

' Die beklfi^e Firma wendete ein, dass sie für die von dem 
Arbeiter V. T, verschuldete verspätete Aushändigung des Arbeits- 
buches nicht verantwortlich gemacht werden könne und beantragte 
die Abweisung der Klage. Dass der Kläger am 17. und 19. December 
keinen Verdienst hatte, blieb imbestritten. 

Die. beklagte Firma wurde zur Zahlung des eingeklagten Ent- 
schädigungsbetrages per 1 fl. 50 kr. kostenpflichtig verurtheilt. 

Der Taglöhner V. T. ist nicht vom Kläger zur Empfangnahme 
seines Arbeitsbuches bestellt, sondern von der beklagten Firma mit 
der Ausfolgung des Arbeitsbuches an den Kläger betraut worden. 

Die durch ihn verschuldete verspätete Aushändigung des Arbeits- 
buches konnte demnach mit ihren nachtheiligen Folgen nicht den 
Kläger, sondern lediglich die beklagte Firma treffen, welche zur Aus- 
folgung des Arbeitsbuches sich eines entlassenen Arbeiters, somit 
einer jedenfalls nicht mehr verlässlichen Mittelsperson bedient, von 
dieser nicht, die Erfüllung einer Pflicht, sondern eine Gefälligkeit ange- 
sprochen und von derselben deshalb auch nur eine gelegentUche und 
nicht eine sofortige Übergabe des Arbeitsbuches zu erwarten hatte. 

Es war daher in Gemäßheit des klägerischen Antrages, welcher 
sonst unangefochten geblieben war, zu erkennen. (§. 80 g Gew. O.) 



Nr. 173. 

Die Ausstellung eines Arbeits- (Dienst-) Zeugnisses kann verweigert > 
werden, wenn es bei wahrheitsgemänen Angaben ungünstig lauten 
mUsste.Das sittliche Verhalten und dieLeistungen eines Hilfsarbeiters 
sind nur dann ungünstig zu beurtheilen, wenn das Verhalten in mehr 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 173. 195 

— — . — — ". ■ ^ - . ' ■ "' ■ ■■ . ■ ■■ . .»..x«. . ■■.-. » .»■ . . ■ — ,.,._ , „ ,» ,. 

als einer Beziehung und zu wiederholienmalen Gfund zu berech- 
tigtem Tadel gegeben hat und wenn die Leistungen nicht wenigstens 
genügende gewesen sind. {%%. 80 d und 81 Gew. 0.) 

Urtheil des Gewerbegeridites Brürin vom 17. August 1898, — ^ ^. 

4 

Der Kläger, welcher äIs Bauzeichner und Bauschreiber bei dem 
beklagten Baumeister in Verwendung stand, verlangte nach ordnungs- 
mäßigem Austritte die Ausstellung eines Zeugnisses über sein sittliches 
Verhalten imd den Wert seiner Leistungen. Der Beklagte verweigerte 
die Ausstellung des begehrten Zeugnisses imd wendete gegen die 
darauf eingebrachte Klage ein, dass er ein günstiges Zeugnis nicht 
ausstellen könne, imd deshalb die Ausstellung eines Zeugnisses über- 
haupt verweigern müsse. Im einzelnen brachte der Beklagte vor, dass 
der Kläger wiederholt nach durchgebrachten Nächten sich krank 
gemeldet habe und durch einen halben bis ganzen Tag von der Arbeit 
ausgeblieben sei, femer dass derselbe für dritte Personen gegen Entgelt 
Pläne verfertigt und geliefert habe, schließlich dass er die als Grund- 
lage der Verrechnung dienenden Wochenlisten unvollständig geführt 
und nicht abgeschlossen und über wiederholte Aufforderung sich nicht 
herbeigelassen habe, eine Ordnung herbeizuführen, um die Feststellung 
der Differenz zwischen den Empfängen und Ausgaben zu ermöglichen. 

Die Zeichnungen des Klägers sowie die von demselben ver- 
fassten Wochenlisten yrurden vorgelegt und besichtigt. 

Von den über das Vorbringen des Beklagten einvernommenen 
Zeugen bestätigten der Maurer P. N. und der Polier A. D., dass der 
Kläger nach durchgebrachten Nächten wenigstens zweimal durch einen 
halben bis ganzen Tag von der Arbeit ausgeblieben ist, der histallateur 
V. Z., dass ihm der Kläger mehrere Pläne für ein Honorar von 
6 fl. 10 kr. gehefert h^it, der Polier A. D., dass vom Kläger Pläne auch 
für andere Parteien verfasst worden sind, der Bankbeamte E. D., 
dass er nicht imstande gewesen ist, auf Grund der vom Kläger ver^ 
fassten Wochenlisten eine Zusammenstellung zu machen und auf diese 
Weise das Gebaren des pägers bei der Auszahlung der Löhne zu 
überprüfen, da die Wochenlisten lückenhaft und meistens nicht abge- 
schlossen waren, und da der Kläger der wiederholten Aufforderung, 
die Listen zu ergänzen, nicht entsprach. Die Durchsicht der vorgelegten 
Wochenlisten bestätigte die Richtigkeit der thatsächlichen Angaben 
des Zeugen. 

Der Beklagte wurde verurtheilt, dem Kläger ein Zeugnis über 
die befriedigenden Leistungen desselben als Bauzeichner auszut 
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stellen und auszuhändigen. Das Begehren des Klägers um Ausstellung 
eines Zeugnisses über sein sittliches Verhalten und den Wert seiner 
Dienstleistungen als Bauschreiber wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach §. 80 d Gew. 0. ist das Zeugnis, welches ein 
Hilfsarbeiter zu verlangen berechtigt ist, nur insoweit auszustellen, als* 
es für den Hilfsarbeiter günstig lautet. 

Aus dieser gesetzlichen Bestimmung einerseits und aus dem 
Begriffe des Zeugnisses als einer wahrheitsgemäßen Bestätigung, 
anderseits ergibt sich die Berechtigimg des Arbeitgebers, die Aus- 
stellung eines Zeugnisses zu verweigern, wenn sich über den Hilfs- 
arbeiter, ohne die Wahrheit zu verletzen, Günstiges nicht sagen lässt. 

Gegebenenfalls hat der Kläger im Anschlüsse an den Wortlaut 
des §.81 Gew. 0. die Ausstellung eines Zeugnisses sowohl über sein 
sittliches Verhalten als auch über den Wert seiner Dienstleistungen 
verlangt, und es hatte demnach der Beklagte, welcher die Ausstellung 
des Zeugnisses verweigerte, seine Weigerung durch den Nachweis, 
dass das Zeugnis nach beiden Richtungen ungünstig hätte lauten 
müssen, zu begründen. 

In Bezug auf das sittliche Verhalten des Klägers und seine 
Dienstleistungen als Bauschreiber, hat der Beklagte diesen Nach- 
weis unstreitig erbracht. Denn die durch den gerichtlichen Augen- 
schein und die Zeugenaussage des E. D. erwiesene Nachlässigkeit bei 
der Führung der Wochenlisten, welche jedwede Gontrole der 
Gebarung des Klägers mit den. zur Auszahlung der Löhne erhaltenen 
Geldbeträgen vereitelte, ließ nicht nur die Dienstleistungen desselben 
als Bauschreiber ungenügend erscheinen, sondern sie kennzeichnete 
auch zugleich den sittlichen Wert des Klägers in ungünstiger. Weise, 
indem dessen Nachlässigkeit bei der Lohnverrechnung als eine grobe, 
das dienstliche Vertrauen verwirkende Pflichtverletzung anzu- 
sehen war. 

In Bezug auf das sittliche Verhalten des Klägers lag auch noch 
der durch die Aussagen der Zeugen P. N., A. D. und V. Z. hergestellte 
Beweis darüber vor, dass der Kläger wiederholt in nicht entschuld- 
barer Weise (nach durchgebrachter Nacht) sich krank gemeldet und 
durch Lieferung von Plänen an Parteien eine dem Dienste abträgliche 
Nebenbeschäftigimg betrieben, somit durch sein Benehmen in mehr 
als einer Beziehung und zu mehrerenmalen Grund zu berechtigtem 
Tadel gegeben hat. Die Ausstellung eines günstigen Zeugnisses über 
das sittliche Verhalten des Klägers und den Wert der Dienste desselben 
als Bauschreiber hätte somit nur mit einer völligen Nichtbeachtung 
der obigen Vorkommnisse geschehen können und wurde daher vom 
Beklagten mit Recht verweigert. 
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Hingegen lagen derartige Gründe in Bezug auf die Dienste des 
Klägers als Bauzeichner nicht vor, da das mit fachkundigen Beisitzern 
besetzte Gericht die vorgelegten Zeichnungen als befriedigende 
Leistungen anerkennen musste. 

Demgemäß war der Beklagte zur Ausstellimg eines diesen 
Leistungen entsprechenden Zeugnisses zu verurtheilen, das weitere 
klägerische Begehren aber abzuweisen. 



Nn 174. 

Enischädigungspflicht wegen Verweigerung der Ausfolgung des 

Zeugnisses. (§. 81 Gew. 0.) Die Nichtbeibringung des Stempels 

berechtigt nicht zur Verweigerung des Zeugnisses. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 26. Juli 1899, 
Cr. V 555/99 



Kläger Josef R., der vom 12. Februar bis 17. Juni d. J. beim 
Beklagten Thomas H. als Baupolier thätig war, begehrt die Verur- 
theilung des Beklagten zur Ausstellung eines Zeugnisses und Zahlung 
eines Entschädigungsbetrages von 70 fl. 

Der Beklagte machte geltend, dass die Ausstellung des Zeug- 
nisses wegen Abwesenheit des Geschäftsführers sich verzögerte, dass 
dasselbe aber am 19. Juli d. J. ausgestellt, jedoch zurückbehalten 
wurde, weil Kläger den Stempel nicht zahlen wollte. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegebe'n. 

Gründe: Der Beklagte kann keinen gesetzlichen Grund für die 
Verweigerung der Zeugnisausfolgung geltend machen und ist insbe- 
sondere die Frage, wer die Zeugnisstempel zu tragen hat, kein begrün- 
deter Anlass zur Zurückhaltung des Zeugnisses. 

Der Beklagte erscheint demnach für die ungerechtfertigte Zurück- 
haltung des Zeugnisses dem Kläger entschädigungspflichtig und war 
demnach, da auch die Höhe und' das Ausmaß des Entschädigungs- 
anspruches als den Verhältnissen angemessen befunden wurde, dem 
Klagebegehren gemäß zu erkennen. 
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Nr. 175. 

Einem nachträglichen Verlangen auf Ausstellung eines Zeugnisses 

muss zwar ohne ungerechtfertigte VerzSgerung, aber nicht sofort 

entsprochen werden. (§. 81 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 25. September 1899, 

Cr. VI 673/99 



Kläger Moriz H., der voüi 8. October 1898 bis 15. Juni 1899 
beim Beklagten Simon K. als Gassier bedienstet war, bringt an, er 
habe bei Auflösung des Dienstverhältnisses ein Dienstzeugnis nicht 
verlautigt, da er ein solches nicht benöthigte; am 9. September d. J. 
habe er aber mittels recommandierten Schreibens die Ausstellung eines 
Zeugnisses verlangt, dasselbe aber erst nach der am 16. September 
durch die Post überreichten Klage am 17. September erhalten. Weil 
ihm das Zeugnis nicht sofort zugeschickt vmrde, und er außerstande 
war sich einen anderen Posten zu suchen, verlange er Zahlung eines 
Entschädigungsbetrages im eingeschränkten Betrage von 50 fl. 

Der Beklagte machte geltend, dass er die Ausstellung des Zeug- 
nisses nicht verweigerte, in der in Betracht kommenden Zeit seien 
jüdische Feiertage gewesen und auch nach dem Geschäftsgange mehr 
zu thun gewesen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Gemäß §.81 Gew. 0. ist jeder Gewerbeinhaber ver- 
pflichtet, dem Hilfsarbeiter auf Verlangen beim ordnungsmäßigen 
Austritte aus dem Arbeitsverhältnisse über die Arbeit und Dauer der 
Beschäftigung ein Zeugnis auszustellen und haftet ein Gewerbe- 
inhaber, welcher die Ausstellung eines Zeugnisses verweigert, für den 
hieraus entstehenden Nachtheil. 

Wie sich aus dem vorausgeschickten Sachverhalte ergibt, kann 
nun nach Anschauung des Gerichtes von einer Verweigerung des 
Zeugnisses nicht die Rede sein, es liegt auch keine erhebliche Ver- 
zögerung in der Zufertigung des Zeugnisses vor, wenn berücksichtigt 
vdrd, dass der Tag, an welchem das schriftliche Verlangen des Klägers 
um Ausstellung eines Zeugnisses beidem Beklagten einlangte (10. Sep- 
tember), ein Sonntag war, und dass in der darauff'olgenden Woche 
(11. bis 17. September) jüdische Feiertage waren, und das Zeugnis 
erst nahezu 3 Monate nach dem ordnungsmäßigen Austritte verlangt 
wurde. 

Nach der Sachlage liegt also die Voraussetzung für die Ent- 
schädigungspflicht (Grund des Schadenersatzanspruches), nämUch Ver- 
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Weigerung des Zeugnisses überhaupt nicht vor, und abgesehen davon 
kann auch nicht behauptet werden, dass demKläger aus der Verz.ögerung 
in der Zusendung des Zeugnisses thatsächlich ein Schaden entstand«! 
sei, da Kläger selbst anführt, er habe sich zwischen dem 9. und 
17. September d.J. nicht um eine Beschäfügimg umgesehen, daher 
der Nachweiß fehlt, dass er infolge der gedachten Verzögerung einqp 
Nachtheil erhtten habe. 

Es war daher das eingeschränkte Klagebegehren als gesetzlich 
nicht begründet abzuweisen. 



Nr. 176. 

Entschädigungsanspruch des Gewerbeinhabers wider den Gehilfen, 
wann letzterer eine unbrauchbare Arbeit liefert, §. 1153 a. b, G. B. 
Mangelhaftigkeit des Materials entschuldigt nicht, wenn der Arbeiter 
den Besteller nicht darauf aufmerksam gemacht hat.(§. 1157 a. b. G.B.) 

Cr. IV 27 7/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 18. April 1899, • 

5 

Der Schuhmachermeister Andreas B. klagte den Gehilfen G'. 
auf Zahlung eines Entschädigimgsbetrages von 24 fli. 40 kr. und führt 
an: er h$ibe im November 1898 dem Beklagten ia^s Zubehör für 
24 Paar Schuhe übergeben. Bei Ablieferung der vom Beklagten ange- 
fertigten Schuhe zeigte sich, dass sie gänzlich unbrauchbar imd wert- 
los seien, daher nicht geliefert und höchstens an einen Trödler um 
weniges Geld verkauft werden können; er erleide hiedm-ch einen 
positiven Schaden von. 14 fl. 40 kr. und einen weiteren Schaden von 
mindestens 10 fl., weil die dem Beklagten zur JPearbeitunß über- 
gel)enen Schuhe nur einen Tbeil einer Bestellung von 144 Patjir 
Schuhen bildeten und die unvollständige Partie von dem Käufer nicht 
angenommen wurde. 

Der Beklagte entgegnet, dass die Mangelhafti^eit der Ware 
nicht auf schlechte Arbeit, sondern auf die schlechte Qualität des 
Materials zurückzuführen sei. 

Dem Kläger wurde der Betrag per 14 fl. 40 kr. zuerkannt, 
der Mehranspruch abgewiesen. 

G ^^ ü n d e : Durch die Aussage der drei Zeugen ist erwiesen, dass der 
Beklagte die zwei Dutzend Schuhe in einer Weise hergestellt hat, dass sie 
nicht brauchbar, nicht. verwendbar, geradezu wertlos waren* Der positive 
Schade des Klägers besteht in dem Werte des Materiales, den er selbst mit 
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8 fl. 40 kr. pro Dutzend beziffert, das Gericht hat gemäB §. 273 
G. P. 0. den Wert mit 7 fl. als Grundlage angenommen ; femer in 
dem dem Beklagten bezahlten Lohne von 3 fl. pro Dutzend, der posi- 
tive Schade würde sohin 20 fl, betragen, während Kläger nur 
14 fl. 40 kr. beansprucht hat. Da festgestellt ist, dass die Arbeit des 
Beklagten ganz unbrauchbar ist, so steht dem Kläger nach §. 11 53 a.b. 
G. B. der Anspruch auf Schadloshaltung zu. Dem steht auch die Ein- 
wendung des Beklagten nicht entgegen, dass das Materiale ungenügend 
war, denn einmal ist durch die Zeugen erwiesen, dass dasselbe das 
gewöhnliche Material war, und dann steht dem Beklagten die 
Bestimmung des §. 1157 a. b. G. B. entgegen. Er behauptete selbst 
nicht, dass er den Kläger vorher darauf aufmerksam gemacht oder 
größere Leisten verlangt habe. 

Kläger begehrt weiters 10 fl. für Verdienstentgang, weil er in- 
folge der mangelhaften Lieferung auch anderweitige Ware, die sonst 
gut gearbeitet war, zurückerhielt und bei anderwertiger Verwertung 
um 10 fl. weniger verdiente. 

Nach dem bereits citierten Gesetzesstellen hat der Kläger nur das 
Recht Schadloshaltung zu verlangen, nicht auch volle Genugthuung. 
Abgesehen davon ist keineswegs dargethan, dass der angebliche Ver- 
dienstentgang in ursächlichem Zusammenhange mit der verfehlten 
Arbeit des Beklagten steht, es ist auch fraglich, ob nicht der Kläger 
sich der Zurückweisung der Ware ohne rechtlichen Grund gefügt hat. 
Aus diesen Gründen wurde das weitere Begehren per lÖ fl. abger 
wiesen. * '. 

Nr. 177. 

Anspruch des Arbeiters auf Entschädigung bei Nichtvoilendung der 
accordierten Arbeit durch Verschulden des Unternehmers. {%. 1155 

a. b. G. B.) 

Cr. 1 441/99. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 21. April 1899, - 



5 

Der Modelltischler Johann St. belangte die Firma J. H. auf 
Zahlung eines Entschädigungsbetrages in der Höhe des restlichen 
Arbeitslohnes von 50 fl., indem er anführte, dass ihm die beklagte 
Firma drei Accordarbeiten zum Preise von 54 fl. übertragen, ihn aber 
-grundlos entlassen habe, ohne ihm die Fertigstellung der accordierten 
Arbeit zu gestatten. Die beklagte Firma wendete ein, sie habe sich zur 
sofortigen Entlassung des Klägers berechtigt erachtet, weil er dem 
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WerkfÖhrer fälschlich vorgegeben hätte, dass er mit einem Theile der 
Ai-beit fertig sei mid weü sie infolge Widerrufes die bestellte Arbeit 
nicht mehr benöthigte. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Nichtvollendung der dem Kläger in Accord 
gegebenen Arbeiten ist nicht in einem Vers^chulden des Klägers 
begründet, da er einerseits zur Verrichtung der Arbeit bereit war und 
anderseits ein Entlassungsgrund im Sinne des §. 82 Gew. 0. nicht 
vorliegt. 

Es war daher im vorliegenden Falle gemäß §. 1155 a. b. G. B. 
die Geklagte zu einer angemessenen Entschädigung zu verhalten. Der 
Kläger verlangt als solche den Rest des vereinbarten Lohnbetrages 
per 50 fl. Dieser Betrag wurde in der Erwägung zugesprochen, dass 
sich mit Rücksicht auf den Stand des Klägers und die von der 
Geklagten zugegebene, seit jener Entlassung andauernde Arbeitslosig- 
keit des Klägers, der Begriff «angemessene Entschädigung*^ mit dem 
^vereinbarten Lohn* decken dürfte. 



Nr. 178, 

1. Ein AcGordarbeiter hat für die mangelhafte Ausfuhrung der Über- 
nommenen Arbeit zu haften. (§§. 1153 und 1295 a. b. G. B. und 

§. 76 Gew. 0.) 

2. Der Übernehmer einer Arbeit im Accord hat bei dem Ab- 
gange einer besonderen Vereinbarung nur jene Verrichtungen zu 
versehen, welche herl(8mmlich einen Bestandtheil der Übernommenen 
Arbeit bilden und in der Regel ohne separate Entlohnung verrichtet 

werden (Ziegelbrenneh im Accord). 

Gr. n 147/98. 
Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 28. September 1898, 



Der Ziegeleibesitzer G. S. (Beklagter) hat den Arbeiter V. M. 
(Kläger) als Ziegelbrenner aufgenommen und mit ihm einen Lohn von 
80 kr. für jedes Tausend Ziegel vereinbart. 

X Der Kläger behauptete 30.500 Ziegel gebrannt und außerdem 
kleinere Arbeiten mit einem Zeitaufwande von 20 Stunden verrichtet 
zu haben. 
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Er beaüspfuqhte nun für das Zifegelbrennen den verein- 
barten Lohn per . . . 24 fl. 40 kr. 

und für die kleineren Arbeiten eine angemessene Ent- 
lohnung in der Höhe von 3 „ — , 

zusammen . . 27 fl. 40 kr. 

Unter Abrechnung einer Zahlung von ....... 11 „ — » 

klagte er auf Zahlung des Restes per . ... . . . 16 fl. 40 kr. 

Der Beklagte wendete ein, dass von den 30.500 Ziegeln 
1500 Stück unausgebrannt geblieben seien, und er 
brachte daher von der Lohnforderung per 24 fl. 40 kr. 
den Lohn für 1500 Ziggel per 1 „ 20 „ 

und die Kosten des nachträglichen Ausbrennens dieser 

1500 Stück (für Kohle und Überführung) per . , 4 ^ 72 , 

in Abzug. Weiters rechnete er den an andere Ai-beiter 
ausbezahlten Lohn für die Abtragung des Ofen- 
mantels per 1 „ 50 „■ 

ab, da diese Arbeit angebüch von dem Kläger als Brenner 
hätte verrichtet werden sollen. 

Die in der Höhe vou 3 fl. eingeklagte Lohnforderung für 
kleinere Arbeiteij, bestritt er in Ansehung' des Theil- 
betrageö per . . . ... » * . 2 » '50 „ 

mit der Begründung, dass diese Arbeiten höchstens sechs 

Stunden in Anspruch genommen hahen und daher - ' 
mit 5Ö kr. angeinesseh entlohnt seien. 

Nach Abzug des Gesammtbetrages per . . . . . . . 9. , "92 j,. . 

verblieb ein Rest von ...*...;.. • . . 6 fl. 48 kr. 

welchen schuldig zu sein der Beklagte anerkannte. 

Rücksichtüch des Theilbetrages per 9 fl. 92 kr. beantragte der 
Beklagte die Abweisung der Klage. 

Der Kläger replicierte, dass er für die Kosten des Brennens der 
roh gebliebenen 1500 "Stück Ziegel und für die Kosten der Abtragung 
des Ofenmantels nicht aufzukommen habe, da ihn keine Schuld treffe, 
dass ein Theil der Ziegel unausgebrannt geblieben sei, und da die 
Entlohnung für da? Abdecken des Mantels keinen Bestandtheil des 
Brennlohnes bilde, daher auch nicht abgerechnet werden dürfe. In 
Ansehung der separaten Entlohnung der kleineren Arbeiten hielt der 
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Kläger seine Behauptung, dass diese Arbeiten einen Zeitaufwand von 
20 Stunden erfordert haben, aufrecht. 

Der Beklagte entgegnete darauf, dass der Kläger bei der Über- 
nahme der Arbeit die Haftung für die sachgemäße Ausführung auf 
sich genommen, das Feuer aber nicht gehörig angelegt und dadm*ch 
Verschuldet habe, dass in einer Ecke der Ofen auskühlte, und dass 
von dem IZiegelarbeiter J. 0. Kohle nachgeschüttet werden musste. 

Der Zeuge J. 0., auf vrelchen sich die Parteien beriefen, 
bestätigte, dass es in einer Ecke nicht gehörig gebrannt und dass er 
deshalb infolge Auftrages des Beklagten von oben Kohle nachgeschüttet 
hat.. Der Kläger bezeichnete dieses von einem des Brennens, m^kun- 
digen Arbeiter erfolgte Nachlegen von Kohle als die Ursache, dass an 
jener Stelle ein Theil der Ziegel unausgebrannt geblieben sei. In 
Betreff der vom Kläger außer dem Brennen verrichteten Arbeiten gah 
der Zeuge J. 0. an, dass diese Arbeiten im ganzen nicht mehr als 
fünf Arbeitsstimden beansprucht haben. 

Der Beklagte vmrde zur Zahlung des Theilbetrages von 
.13 fl, 90 kr. verurtheilt. Der Mehranspruch wurde abge- 
wiesen. 

Gründe: Die eingeklagte Forderung per « . . . 16 fl. 40 kr-. 

vmrde bis zur Höhe von 6 „ 48 „ 

als richtig anerkannt, und es war demnach dieser Theil- 
betrag dem Kläger gemäß §. 395 G. P. 0. zuzu- 
sprechen. 

Von dem Reste per .....,.., 9 «92 , 

war sodann jener Betrag von 2 « 50 „ 

auszuscheiden, den der Kläger für die neben der Accordarbeit ver- 
richteten kleineren Dienste über den ihm hiefür von, dem Beklagten 
zugestandenen Lohn von 50 kr. gefordert hat, da nach der -Aus- 
sage des Zeugen J. 0. diese Dienste im ganzen nicht mehr als fünf 
Stunden in Anspruch genommen haben und demzufolge mit 50 kr. 
in angemessener Weise (§. 1152 a. b. G. B.) entlohnt worden sind. 

Der darnach verbliebene Betrag von 7 fl. 42 kr. bestehend aus 
den Abzugsposten per 1 fl. 20 kr., 4 fl. 72 kr. und. 1 fl. 50 kr. war 
aber wiederum zuzuerkennen, da der Beklagte jdas in Betreff der 
unausgebrannten 1500 Stück Ziegel behauptete klägerisohe Ver- 
schulden nicht bewiesen und die Abrechnung des Entgeltes für das 
Abdecken des Mantels von dem accordierten- Lohne nicht; gerecht- 
fertigt hat. 
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Inhaltlich des vorstehenden Sachverhaltes würde der Kläger fiir 
das Brennen von Ziegeln gegen Stücklohn aufgenommen. Seine Auf- 
gabe war es daher, die dem Brenner herkömmlich obliegenden 
einzelnen Arbeiten, bestehend in der Schlichtung der Ziegel, der 
Feuerung und dem Verschlusse des Ofens nach besten Kräften zu 
besorgen (§.76 Gew. 0.). Sobald der Kläger diese Arbeiten ordnungs- 
gemäß ausgeführt hat, traf denselben keinerlei weitere Verpflichtung 
und keinerlei Haftung für den Erfolg. Der Belangte hat nun allerdings 
behaiq)tet, dass eine Partie von 1500 Stück Ziegel infolge eines bei 
der Anheizung des Ofens unterlaufenen Verschuldens des Klägers 
unausgebrannt verblieben ist. Allein er musste gleichzeitig zugeben, 
dass auf seinen Auftrag in den angeheizten Ofen durch einen 
des Brennens unkundigen Arbeiter Kohle nachgelegt worden ist, und 
dass somit bei dem Brennen der beireffenden Partie Ziegel nebst dem 
Kläger nachträglich auch noch eine dritte, hiezu nicht geeignete Person 
eingegriffen hat. 

Bei dieser Sachlage ließ sich die Ursache des Rohbleibens einer 
Anzahl von Ziegeln nicht auf ein Verschulden des Klägers zurück- 
führen; es musste vielmehr in dem nachträglichen nicht zweck- 
gemäßen Vorgehen des Beklagten, beziehungsweise des mit dem Nach- 
legen von Kohle beauftragten Arbeiters, der Grund für das Rohbleiben 
der erwähnten Ziegel erblickt werden. 

Der Beklagte war demnach verpflichtet, dem Kläger auch für die 
von ihm an den unausgebrannt gebliebenen Ziegeln vollführte Arbeit 
(Schlichtung, Feuerung etc.) den Lohn auszubezahlen, und war nicht 
berechtigt, wegen des an den roh gebliebenen Ziegeln erlittenen 
Schadens einen Lohnabzug eintreten zu lassen. Ebensowenig hatte 
er ein Recht, dem Kläger für das durch andere Arbeiter vorgenom- 
mene Abdecken des Ofenmantels einen Abzug vom Lohne zu machen, 
da die Entlohnung für diese Arbeit herkömmlich in dem Brennlohne 
nicht inbegriffen und demzufolge auch ein Abzug für diese Arbeit 
unstatthaft ist. 

Die obige Entscheidung war somit begründet. 

Nn 179. 

Ein Accordarbeiier ist nicht verpflichtet, 

a) ohne eine besondere Entlohnung Änderungen oder später 
bestellte Ergänzungen an der vertragsmäRig ausgeführten 
Arbeit vorzunehmen (§. 1152 a. b. G. B.), 



I 
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b) ohne angemessene Entschädigung für den erlittenen Zeit- 
verlust Nacharbeiten auszuführen (§. 1155 a. b. G. B.). 

Cr. I 10/98 

Urtheil des Gewerbegerichtes Brunn vom 12. Juli 1898, — — • . 

4 

Der Kläger (Tischlergehilfe) hat im Accörd die Ausführung einer 
Zimmereinrichtung übernommen und unter anderem einen Divan nach 
der ihm gegebenen Zeichnung und zXvei Kästen bis auf die fehlenden 
Beschläge fertiggestellt. Er verlangte nun die Auszahlung des restlichen 
Lohnes und die Aushändigung seines Arbeitsbuches. Beides vmrde ihm 
mit der Begründung verweigert, dass auf dem Divan noch ein Aufsatz 
herzustellen, an den Kästen aber die Befestigung der Beschläge vor- 
zunehmen sei. 

Der Kläger erklärte, dass er ohne Entschädigung weder den Auf- 
satz verfertigen, noch auch die Beschläge anmachen werde, da der 
Divan nach der Zeichnung, die keinen Aufsatz enthalte, ausgeführt und 
die Befestigung der Beschläge nur deshalb unterblieben sei, weil ihm 
solche bis zur Beendigung der Arbeit nicht übergeben worden waren 
und weil er durch die nachträgliche Beschaffung derselben einen Zeit- 
verlust erleide. Da der Beklagte eine Entschädigung für diese Arbeiten 
nicht geben wollte und sowohl den Lohn als auch das Arbeitsbuch 
dem Kläger vorenthielt, klagte dieser, auf Auszahlung des restlichen 
Lohnes per 3 fl. und auf Aushändigimg des Arbeitsbuches. 

Der Belangte beantragte die Abweisung der Klage, weil der 
Kläger seinen vertragsmäßigen Verpfli^^ungen nicht vollständig nach- 
gekommen sei und sich zur Befreiung hievon nicht darauf berufen 
könne-, dass die Zeichnung keinen Aufsatz enthielt und dass die Be- 
schläge ihm frühe?" nicht zur Verfügung standen. 

. Dqr Beklagte gab aber zu, dass der Aufsatz auf der Zeichnung 
nicht ersichtlich war und dass die Metallbeschläge erst bei Beendigung 
der Arbeit beschafft wurden. 

Der Beklagte wurde dem Klagebegehren gemäß verurtheilt. 

Gründe: Der Beklagte war nicht im Rechte, wenn er behauptete, 
dass der Kläger die ihm übertragene Arbeit nicht ordnungsmäßig 
beendet habe und wenn er, gestützt darauf unter Berufung auf §§.77 
imd 80 d Gew. 0. die Aushändigung des Arbeitsbuches und Auszahlung 
des restlichen Lohnes verweigerte. 

Denn der Divan ist nach der dem Kläger gegebenen Zeichnung 
ausgeführt und demnach ordnungsmäßig hergestellt worden. Wenn der 
Beklagte einen Aufsatz haben wollte, hätte er dies bei der Bestellung 
der Arbeit vereinbaren und bei der Lolmbestimmung in Anschlag 
bringen sollen. Einem späteren Aufträge brauchte der Kläger ohne 
besondere Entlohnung (§. 1152 a. b. G. B») mcht nachzukommen. 
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Was aber die unterbliebene Anbringung der Metallbeschläge an 
den Kästen anlangt, so musste der Belangte zugeben, dass er diese 
Beschläge erst nach Fertigstellung der Einrichtung beigestellt' hat. Der 
Kläger hätte somit zur Anbringung dieser Beschläge weitere Arbeits- 
stunden verwenden müssen, welche ihm erspart geblieben wären, wenn 
er zur Zeit, als er an den Kästen arbeitete, die Beschläge zur Verfügung 
gehabt hätte. -Der Kläger musste demnach auch diesen von dem 
Beklagten verschuldeten Zeitverlust sich ohne eine angemessene Ent- 
schädigimg hiefür (§. 1155 a. b. G. B.) nicht gefallen lassen. 

Da der Beklagte sowohl diese Entschädigung als auch den für 
die Verfertigung des Aufsatzes geforderten Lohn verweigerte, so hatte 
der Kläger keine weitere Verpflichtung. 

Diejenigen Arbeiten, deren Ausführung der Kläger im Accord 
übernommen hatte, waren nach den erhaltenen Zeichnungen und 
nach Maßgabe des vorhandenen Materiales von ihm beendet worden. 

Er war denmach berechtigt, gemäß §. 1 156 a. b. G. B, die Aus- 
zahlung des restlichen Lohnes imd gemäß §. 80 d Gew. 0. die Aus- 
händigung seines Arbeitsbuches zu fordern. 

Da der Beklagte dieser Forderung nicht entsprochen hat, so 
musste wie geschehen erkannt werden. 



Nr. 180. 

Wenn einem PartiefUhrer die Ausführung einer Arbeit übertragen 
ist, haben die vorzeitig entlassenen Arbeiter gegen den Gewerbe- 
inhaber {(einen Anspruch auf Entschädigung. 

Cr. I 434/99 



Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 18. April 1899, 



5 



In der Rechtssache des Johann F. gegen Friedrich W. wegen 
Zahlung eines Entschädigungsbetrages von 40 fl. führte der Kläger an, 
dass ihm und vier Genossen am 29. März 1899 von dem Beklagten 
durch dessen Werkführer Ferdinand St. die Fertigstellung von 330 
Glosetkasteln gegen einen Stücklohn per 1 fl. übertragen wurde; er sei 
aber bereits am 1. April 1899 grundlos entlassen und hiedurch an der 
Vollendung der accordierten Arbeit gehindert worden. Es wird deshalb 
eine Entschädigung im Betrage von 40 fl. begehrt. 

Der Beklagte wendete ein, er habe mit dem Kläger den in Rede 
stehenden Accordverlrag nicht geschlossen, vielmehr -sei die Bestellung 
und Übernahme der Accordarbeit nur zwischen ihm und dem Partie- 
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führer Anton W. im eigenen Namen und ohne Rücksicht auf die dieser 
Partie angehörenden einzelnen Arbeiter erfolgt. 

Das Klagebegehren win-de abgewiesen. 

Gründe: Das Gericht gewann aus den Aussagen der vernom- 
menen Zeugen, nämhch des Partieführers Anton W., des Werkführers 
Ferdinand Sp. und des Arbeiters Ernst F. die Überzeugung, däss der 
in Rede stehende Accordarbeitsvertrag nur zwischen dem Werkführer W. 
und dem Beklagten zustande kam und dass der Kläger in keinem un- 
mittelbaren Vertragsverhältnisse zum Beklagten stand, er ist daher auch 
nicht berechtigt, irgend welche Ansprüche aus diesem Vertrage an den 
Beklagten zu stellen und insbesondere auch nicht Entschädigungs- 
ansprüche im Sinne des §. 1155 a. b. G. B. zu erheben, da solche 
Ansprüche den Abschluss eines Lohnvertrages zwischen beiden Streit- 
theilen zur Voraussetzung hätten. 

Nr. 181. 

Die gesetzlich bestimmten Entlassungsgrunde kSnnen nicht durch 
Vertrag vermehrt werden. (§. 72, 82. G. 0.) 

Cr. III 550/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. August 1899, ■ — . 

5 

Gegen die Klage des Kutschers Karl S. wider S. M. wegen Ver- 
gütung des Lohnes für die Kündigungsfrist im Betrage von 22 fl. wen- 
dete die beklagte Firma Folgendes ein: Mit dem Kläger sei eine driei- 
tägige Kündigimg vereinbart worden, zweitens er sei nicht grundlos, 
sondern deshalb entlassen worden, ä) weil er während der letzten 
8 Tage seiner Dienstleistung wiederholt stark betrunken war und 
zufolge der bei der ersten Aufaahme mit dem Kläger getroffenen Ver- 
einbarung die Beklagte zur sofortigen Entlassung des Klägers berechtigt 
sei, wenn dieser während des Dienstes viel geistige Getränke zu sich 
nehmen sollte, b) weil er am 2. August den Dienst unbefugt verlassen 
hat und durch 1 ^/^ Tage ausblieb, c) weil er sich einer Veruntreuung 
schuldig machte, indem er einen übrigens auftragwidrig eingehobenen 
Zustellgebürbetrag von 30 kr. nicht abführte. 

Dem Kläger wurde der Betrag von 4 fl. 70 kr. zuerkannt, der 
Mehranspruch abgewiesen. 

Gründe; Auf Grund der präcisen Aussage des Zeugen P. und 
des Zugeständnisses des Klägers in Betreff der mit ihm am 1 . Mai 1898 
getroffenen Vereinbarung hat das Gericht als erwiesen angenommen, 
dass zwischen dem Kläger und der beklagten Firma am 20. December 
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1898 eine dreitägige Kündigungsfrist vereinbart wurde. Weiters hat das 
Gericht angenommen, dass Kläger am 4. August 1899 grundlos ent- 
lassen wurde; was den sub 2a des Thatbestandes angeführten Ent- 
lassungsgrund anlangt, so lässt sich derselbe nicht unter die Bestim- 
jnung des §.82 lit. c Gew. 0. subsumieren, nach welcher Gesetzes- 
stelle erforderhch ist, dass der Bedienstete „der Trunksucht verfallt 
und vdederholt fruchtlos verwarnt wurde*. 

Hiebei kommt zu bemerken, dass mit Rücksicht auf die Bestim- 
mung des §. 72 Gew. 0. außer den im §. 82 Gew. 0. normierten 
Fällen sofortiger Auflösung des Arbeitsverhältnisses andere Fälle im 
Wege der Vereinbarung nicht festgestellt werden können, weshalb auch 
auf die von §.82 lit. c Gew. 0. abweichende Bestimmung der zwischen 
den Streittheilen am 1. Mai 1898 getroffenen schriflÜchen Verein- 
barung kein Bedacht genommen werden kann. — Was weiters den 
sub 26 des Thatbestandes angeführten Entlassungsgrund betrifft, so 
hat das Gericht unter Rücksichtnahme auf die den Eindruck der Glaub- 
würdigkeit machenden Angaben des Klägers angenommen, dass Kläger 
infolge Unwohlseins von der Arbeit fernblieb, dass also ein unbefugtes 
Verlassen der Arbeit im Sinne des §.82 lit. f Gew. 0. nicht vorUegt. 
Auch der sub 2 c des Thatbestandes angeführte Entlassungsgrund konnte 
nicht als gegeben angenommen werden, da Kläger zur Einhebung der 
Zufuhrsgebür durch die Firmainhaberin ermächtigt war und solche 
Umstände nicht vorliegen, aus denen die Absicht des Klägers, den ein- 
gehobenen Betrag für sich behalten zu wollen, gefolgert werden könnte ; 
es entbehrt somit die Verantwortung des Klägers, die Abfuhr sei nur 
infolge eines Versehens unterblieben, keineswegs der Glaubwürdigkeit. 

Mit Rücksicht hierauf wurde daher unter Bedachtnahme auf 
§. 84 Gew. 0. dem Kläger der auf die dreitägige Kündigungsfrist ent- 
fallende Theil seines Wochenlohnes als Kündigungsentschädigung 
zugesprochen, im weiteren jedoch das Klagebegehren abgewiesen. 



Nr. 182. 

Die Aufzählung der EntlassungsgrUnde im §. 82 Gew. 0. ist eine 

taxative. 

, ^ Cr. m 888/99 

Entscheidung des Gewerbegenchtes Wien vom 17. Mai 1899, • 

5 

Der Schankgehilfe Anton R. fordert von dem Beklagten Leopold S. 
wegen grundloser Entlassung eine Kündigungsentschädigimg im Betrage 
von 24 fl. 
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Der Beklagte gab an, er habe den Kläger deshalb ohne Kündi- 
gung entlassen, weil dieser einmal mit einem Gaste grob gewesen und 
der Gast deshalb nicht mehr in das Geschäft gekonunen sei, weil 
weiters der Kläger einmal in Gegenwart von Gästen ihn (Beklagten) 
wegen Zahlung eines Betrages von 1 fl. gemahnt habe und weil endlich 
der Kläger, als Beklagter einmal zu ihm äußerte, er könne ihm fürderhin 
nur mehr 10 fl. Monatslohn geben, in Gegenwart von Gästen erwidert 
habe, um 10 fl. werde er ihm keinen Narren machen. 

Dem Begehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Da die vom Beklagten geltend gemachten Entlassungs- 
gründe nicht imter die im §. 82 Gew. 0. taxativ aufgezählten Ent- 
lassungsgründe subsumiert werden können, stellt sich die am 9. Mai 
1899 vorgenonmiene Entlassung des Klägers als eine grundlose dar; 
mit Rücksicht hierauf und da mangels einer besonderen Kündigungs- 
vereinbarung im gegebenen Falle die Vorschrift des §. 77 Gew. O. 
platzgreift, erscheint das Begehren des Klägers auf Zahlung einer 
14tägigen Kündigungsentschädigung im Hinblicke auf §.84 Gew. 0. 
begründet. Bei dem Umstände, als der für 14tägige Verpflegung an- 
gesprochene Betrag von 14 fl. unter Bedachtnahme auf die notorisch 
in Wien herrschenden Lebensmittelpreise keineswegs unangemessen 
erscheint, wurde dem Kläger der Betrag von 24 fl. zuerkannt. 



Nr. 183. 

Ein Fabriksinhaber, der unter dem Einflüsse eines von seinen 
Arbeitern durch die Androhung der Arbeitseinstellung ausgeübten 
Zwanges eine Arbeiterin vorzeitig entlässt, kann aus der Zwangs- 
lage, in der er sich befand, ein Recht zur Entlassung nicht ableiten, 
da die EntlassungsgrUnde im Gesetze (in der Fabriksordnung) 
erschöpfend angeführt sind (§. 82 Gew. 0.) und der von dritten 
Personen ausgeübte Zwang sich unter keinen dieser Gründe 
einreihen lässt. Die entlassene Arbeiterin hat denizufolge Anspruch 
auf Lohnentschädigung fUr die Kündigungsfrist. (§. 84 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom S.November 1898, Gr. I 218/98. 

Die Klägerin (Weberin), Vielehe nach erhaltener Kündigung drei 
Tage vor Ablauf der Kündigungsfrist entlassen worden war, bean- 
spruchte Lohnentschädigung für die restliche Kündigungsfrist (3 Tage) 
im Betrage von 3 fl. 60 kr. Die beklagte Tuchfabriksfirma beantragte 
die Abweisung der Klage, indem sie behauptete, zur Entlassung der 
Klägerin dadurch gezwungen worden zu sein, dass die anderen Arbeite- 
rinnen, welche die Klägerin wegen der von ihr dem Webmeister 
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gemachten Geschenke hassten, deren sofortige Entlassung unter An- 
drohung der Arbeitseinstellung verlangt haben. Die in der Fabrik ein- 
geführte Arbeitsordnung enthielt eine Aufzählung der im §. 82 Gew. 0. 
vorgesehenen Entlassungsgründe. 

Die beklagte Firma wurde zur Zahlung der eingeklagten Lohn- 
entschädigung verurtheilt. 

Gründe: Die Gründe, aus denen eine vorzeitige Entlassung der 
Klägerin hätte stattfinden können, sind in der Fabriksordnung in Über- 
einstimmung mit der Bestimmung des §.82 Gew. 0. erschöpfend an- 
geführt. Keiner dieser Gründe lag gegebenenfalls vor und es konnte 
daher die Entlassung der Klägerin nicht als zu Recht erfolgt an- 
gesehen werden. 

Der Einwand der beklagten Firma, dass die Mitarbeiterinnen der 
Klägerin deren Entlassung durch die Androhung der Arbeitseinstellung 
geradezu erzwungen hatten, war nicht geeignet, die Entlassung zu 
rechtfertigen, da die Klägerin für das ordnungswidrige Verhalten der 
anderen Arbeiterinnen nicht verantwortHch gemacht werden konnte. 

Sobald aber ein gesetzlicher Grund für die vorzeitige Entlassung 
nicht gegeben war, stand der Klägerin nach §.84 Gew. 0. das Recht 
zu, Lohnentschädigung für die restliche Kündigimgsfrist zu bean- 
spruchen und es musste ihr dieselbe demnach in dem unangefochten 
gebliebenen Betrage zuerkannt werden. 



Nr. 184. 

Die Ausfolgung des Arbeitsbuches ist als Entlassung zu deuten. 

(§. 82 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 2. August 1899, 
Gr. V 571/99 



Gegen das Begehren der Maurergehilfen Josef B. und Genossen 
wider Karl K. wegen Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist per 
30 fl., bezw. 26 fl. 40 kr. infolge grundloser Entlassung, wendete der 
Beklagte ein, die Kläger seien nicht entlassen worden; wegen 
Beendigung des Baues habe ihnen der Polier unter Behändigung der 
Arbeitsbücher gesagt, dass sie nächste Woche auf den gegenüber- 
liegenden Bau gehen sollen; dass dieser Bau auch vom Beklagten 
geführt wurde, wurde nicht beigefügt, Kläger habe überdies einen 
Kündigungsverzicht unterschrieben. 
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Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Durch die Übergabe der Arbeitsbücher an die Kläger 
ist nach bestehendem Gebrauche die Entlassung erfolgt. Der den 
Klägern gemachte Antrag, auf dem Baue gegenüber weiter zu arbeiten, 
kann nicht als Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses aufgefasst werden, 
da den Klägern nicht einmal gesagt wurde, dass der Beklagte auch den 
letzteren Bau führe. Den Klägern wurde die Annahme dieses Antrages 
freigestellt, andernfalls hätte man sie einfach anweisen müssen, nächste 
Woche am anderen Baue weiter zu arbeiten. In diesem Falle wären 
auch die Arbeitsbücher zurückzubehalten gewesen. 

Da eine Vereinbarung über den Ausschluss der Kündigung 
nicht vorliegt und das vom Kläger gefertigte Übereinkommen hier nicht 
geltend gemacht werden kann, weil es bei einer ganz anderen Arbeits- 
gelegenheit im vorigen Jahre abgeschlossen worden ist, sind die Kläger 
berechtigt, die Vergütung für die 14tägige Kündigungsfrist in Anspruch 
zu nehmen; in diesem Punkte war daher dem Klagebegehren gemäß 
zu erkennen. 

Nr. 185. 

Der infolge vorgeschrittenen Alters durch Kurzsichtigkeit, Schwer- 
hörigkeit und Schwerfälligkeit hervorgerufene Mangel an Eignung 
zur Kesselwartung begründet, wenn er nach der Aufnahme des 
Arbeiters in zweifelloser Weise hervorkommt, ungeachtet vorliegen- 
der günstiger PrUfungs- und Verwendungszeugnisse den Entlassungs- 
grund des §. 82 lit. b Gew. 0. 

Gr. II 1/98 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn v. 8 Juli 1898 . 

Der im Maschinenhause der Ziegelei des J. Seh. (Beklagten) 
gegen einen Wochenlohn von 9 fl. beschäftigte Kesselwärter F. S. 
(Kläger) wurde in der dritten Woche nach seiner Aufnahme ohne 
Kündigung entlassen. Unter Berufung auf die in der Arbeitsordnung 
bestimmte 14tägige Kündigungsfrist begehrte er Lohnentschädigimg 
für die Dauer der Kündigungsfrist in der Höhe von 18 fl. imd die 
Verurth eilung des Beklagten zur Zahlung dieses Betrages. Der Belangte 
wendete ein, das^ der Kläger nur zur Probe aufgenommen und zu der 
mit ihm vereinbarten Arbeit unfähig befunden wurde. Er beantragte 
deshalb die Abweisung der Klage. 

Der Kläger bestritt, bloß zur Probe aufgenommen worden zu 
sein. Seine Befähigung zur Kesselwartung wies er durch Zeugnisse 
behördlicher Prüfungscommissionen und durch Zeugnisse über eine 
mehrjährige Verwendung als Kesselwärter aus. 

XIV 
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Dem entgegen erbot sich der Belangte zur Beweisführung über 
die probeweise Verwendung und über die Unfähigkeit des Klägers 
zur Kesselwartung. 

In Bezug auf die behauptete Unfähigkeit wurde angeführt, dass 
sich der Kläger vom Beginne an im Kesselhause nicht zurecht finden 
konnte und deshalb einen geprüften Heizer zur Einführung und Unter- 
weisung beigegeben erhielt, dass der Kläger aber noch nach Ablauf 
von 14 Tagen die Kesselwartung nicht ordnimgsmäßig zu versehen in 
der Lage war und nach Entfernimg des ihm beigegebenen Heizers 
nicht nur wiederholt längere Unterbrechimgen des Betriebes verur- 
sachte, sondern an zwei Tagen auch noch den Kessel überheizte und 
hiebei einmal sogar gänzUchen Wassermangel eintreten Hess. 

Diese Anführungen des Beklagten bestätigten die im Maschinen- 
hause beschäftigten Arbeiter V. S. imd F. J. als Zeugen unter Eid. 
Dagegen konnten sie die Behauptung des Beklagten, dass die Aufnahme 
des B[lägers nur zur Probe erfolgt ist, nicht bezeugen. 

Der als Sachverständige zugezogene Kesselinspector J. Seh. 
erklärte, dass die Überheizung mit der Gefahr einer Kesselbeschädigung 
und der Wassermangel mit der Gefahr einer Explosion verbunden war 
und dass die Herbeiführung derartiger Gefahren die Eignung zur Kessel- 
wartung ausschließen. 

Dieser Erklärung fügte derselbe noch bei, dass gegebenenfalls 
der Mangel an Eignung vornehmlich auf die augenfällige Kurzsichtig- 
keit und Schwerhörigkeit des Klägers und auf die mit dem vor- 
geschrittenen Alter eingetretene Schwerfälligkeit desselben zurückzu- 
führen sei. 

Die Klage vmrde abgewiesen. • 

Gründe: Der vom Beklagten angebotene Beweis darüber, dass 
der Kläger nur zur Probe aufgenommen worden war, wurde nicht 
erbracht. 

Es war demnach angesichts der in der Arbeitsordnung ent- 
haltenen Festsetzung einer 1 4 tägigen Kündigungsfrist lediglich darüber 
zu entscheiden, ob die ohne vorgängige Kündigung erfolgte Entlassung 
des Klägers im Gesetze begründet war. 

Diese Entscheidung war auf Grund des Beweisergebnisses im 
bejahenden Sinne zu fällen. 

Denn die Thatsache, dass der Kläger infolge seines vorgeschrit- 
tenen Alters schwerfällig, überdies kurzsichtig und -schwerhörig ist 
und dass er nach einer 14 tägigen Verwendung im Kesselhause, 
während welcher ihm zur Einführung und Unterweisung ein geprüfter 
Heizer beigegeben war, den nothwendigsten Anforderungen nicht ent- 
sprach und an zwei Tagen den Kessel überheizte, wodurch nach fach- 
männischem Gutachten in einem Falle eine Beschädigung des Kessels, 
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in dem anderen Falle aber selbst eine Explosion hätte eintreten können, 
ließ ihn, ungeachtet er sich mit Zeugnissen behördlicher Prüfungs- 
commissionen ausweisen konnte, als derzeit zur Kesselwartung 
unbrauchbar erscheinen. Die Entlassung war demnach in §. 82 lit. b. 
Gew. 0. begründet. 

Nr. 186. 

Langsamkeit und geringe Leistungsfähigl(eit des Arbeiters bilden 
{(einen Grund zur Entlassung ohne Kündigung. (§. 82 lit. b Gew. 0.) 

Gr. V 441/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 25. Juni 1899, ^ • 

Der Maurergehilfe Lud^vig M. belangte die Firma 0. und G. 
auf Zahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist per 25 fl. 20 kr. 

Die Beklagte machte geltend, dass Kläger entlassen wurde, weil 
er nicht leistungsfähig war, mit der Arbeit zurückblieb und dadurch die 
anderen Arbeiter aufhielt. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Der vom Beklagten geltend gemachte Entlassungsgrund, 
nämlich die Langsamkeit des Klägers bei Ausführung der Arbeit und 
geringe Leistungsfähigkeit ist nicht hinreichend, um die Entlassung 
ohne Kündigung zu rechtfertigen, da nach §. 82 lit. b Gew. 0. bloß 
die gänzliche Unfähigkeit des Arbeiters die sofortige Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses nach sich zieht. 

Nach den Aussagen der Zeugen war der Kläger jedoch bloß 
langsam infolge seiner Ungeübtheit in Gypsarbeiten, er kann jedoch 
nicht als unfähig bezeichnet werden, da er sonst auch nicht durch 
zwei Wochen behalten worden wäre. 

Bei Abgang einer Vereinbarung über den Ausschluss der Kün- 
digung war Beklagter daher verpflichtet, dem Kläger bei sofortiger Ent- 
lassung die Vergütung für die 14tägige Kündigungsfrist zu bezahlen, 
und war dem Klagebegehren gemäß zu entscheiden. 

Nr. 187. 

Aus der mangelhaften Ausführung einer Arbeit am ersten Arbeitstag 

l(ann nicht ohneweiters auf Unfähigl(eit des Hilfsarbeiters zu der 

vereinbarten Arbeit geschlossen werden. (§. 82 lit. b. Gew. 0.) 

Gr. I 506/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 9. Mai 1899, ^ • 

Der Schmiedgehilfe Adalbert J. klagte den Josef St. auf Ver- 
gütung des Lohnes für die gesetzliche 14tägige Kündigungsfrist im 
Betrage von 30 fl. Er sei am 26. Februar 1899 beim Beklagten ohne 
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Vereinbarung über Lohn und Kündigung in den Dienst eingetreten, am 
nächsten Tage aber grundlos entlassen worden, ihm s^i daher der orts- 
übhche Wochenlohn von 15 fl. für die 14tägige Kündigungsfrist im 
Betrage von 30 fl. vom Beklagten zu vergüten. 

Der Beklagte begründet die sofortige Entlassung damit, dass der 
Kläger sich zu der vereinbarten Arbeit unfähig erwies. Er habe nämüch 
von 6 ihm zur Bearbeitung übergebenen Krampen 4 theils zu kurz 
gemacht, theils verbrannt, so dass sie umgearbeitet werden mussten. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Das Gericht nahm zwar als erwiesen an, dass der 
Kläger die ihm am ersten Arbeitstage zugewiesenen Arbeiten so mangel- 
haft verrichtete, dass ein Umarbeiten nöthig war, erachtete jedoch, dass 
dieser Mangel keine Unfähigkeit im Sinne des §.82 lit. b Gew. 0., 
welche allerdings- zur sofortigen Lösung des Arbeitsverhältnisses berech- 
tigen v\mrde, begründe. Einerseits ist, wie dem Gerichte bekannt ist 
und diu-ch den Zeugen Math. K. bestätigt erscheint, der gerügte Mangel 
leichterer Art und mit geringer Mühe behebbar, anderseits darf 
man nach diesem vereinzelten, durch die Befangenheit am ersten 
Arbeitstage erklärlichen Misserfolg umsoweniger dem Kläger die Taug- 
lichkeit zum Schiiiiedegewerbe absprechen, als durch das vorliegende 
Zeugnis eine nahezu 10jährige zufriedenstellende Verwendung des 
Klägers in diesem Gewerbe, an einem und demselben Dienstorte 
bestätigt erscheint. 

Das Gericht somit den Entlassungsgrund des §. 82 lit. b 
Gew. 0. nicht gegeben; es war somit auf Grund der Bestimmungen 
des §.84 Gew. 0. dem Klagebegehren und zwar mit Rücksicht auf 
die zugegebene Angemessenheit des klägerischen Anspruches im vollen 
Umfange stattzugeben. 

Nr. 188. 

Ein als Schrobler aufgenommener Fabriksarbeiter, weicher das ihm 
zum Schrobeln Ubergebene Material derart verdirbt, dass es zum 
Spinnen unbrauchbar wird, hat sich als zu der mit ihm vereinbarten 
Arbeit unfähig erwiesen und kann deshalb gemäß §. 82 lit. b Gew. 0. 
sofort ohne Kündigung entlassen werden. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vomQ.December 1898, Gr. I 291/98. 

Der als Schrobler aufgenommene Kläger hat während seiner 
Verwendung an den ersten zwei Tagen das ihm zum Schrobeln uber- 
gebene Material derart verdorben, dass es zum Spinnen unbrauchbar 
geworden ist. Er wurde deshalb am zweiten Tage wegen Unfähig- 
keit entlassen. 
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Kläger behauptete aber, dass das Material an sich schlecht und 
aus diesem Grunde zum Spinnen nicht geeignet war, bezeichnete dem- 
zufolge seine Entlassung als ungerechtfertigt und beanspruchte Lohn- 
entschädigung für die Kündigungsfrist im Betrage von 4 fl. 

Der Beklagte (Spinnereibesitzer) wies durch Vorlage von Proben 
nach, dass dasselbe Material von anderen Schroblern in vollkommen 
zufriedenstellender Weise zugerichtet worden ist und dass der Kläger 
die gleiche Arbeit nicht zuwege gebracht hat. Er behauptete» dass dies 
nur auf die dem Kläger mangelnde Fähigkeit zurückzuführen sei und 
beantragte deshalb die Abweisung der Klage. 

Die Klage vnirde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger hat sich als Schrobler zur Arbeit an- 
geboten, ist ausschließlich für diese Arbeit aufgenommen worden, hat 
sie aber in so unzulänglicher Weise versehen, dass das ihm über- 
gebene Material verdorben wurde und zum Spinnen unbrauchbar 
geworden ist. Seine Behauptung, dass das Material an sich schlecht 
und zum Spinnen nicht geeignet war, wurde durch die vorgelegten 
Proben widerlegt. 

Es konnte somit mu- die Unfähigkeit des Klägers, die vereinbarte 
Arbeit zu veri'ichten, als Grund des unbefriedigenden Ergebnisses 
seiner Leistungen angesehen werden. 

Demzufolge war seine am zweiten Tage erfolgte Entlassung 
gemäß §.82 lit. b Gew. 0. begründet und sein auf die Behauptung 
einer grundlosen Entlassung gestützter Anspruch auf Lohnentschädi- 
gung im Sinne des §. 84 Gew. 0. abzuweisen. 



Nr. 189. 

Die Entlassung eines Arbeiters ist im §. 82 lit. b. Gew. 0. begründet^ 

wenn er für eine ihm ausdrücklich bezeichnete besondere Arbeit 

aufgenommen wurde, und wenn es sich herausstellt, dass er diese 

Arbeit nicht versteht und unfähig ist, selbe zu verrichten. 

Entscheidung des Gewerbegerichles Brunn vom 26. September 1898, Gr. 1 140/98. 

Der Kläger war als Spenglergehilfe in die Maschinenfabrik des 
Beklagten unter dem ausdrücklichen Vorbehalte aufgenommen worden, 
dass er nur dann Verwendung finden könne, wenn er Eisenblecli zu 
schneiden und anzupassen verstehe. Der Kläger gab die Zusichenmg, 
dass er diese Arbeit kenne,~worauf ihm sofort Eisenblech zum Schneiden 
und Anpassen zugewiesen wurde. 

Der Kläger war jedoch trotz der vom Meister erhaltenen Anleitimg 
nicht imstande, die ihm übertragene Arbeit zu leisten und er wurde 
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daher nach einer achtstündigen Verwendung und nach Auszahlung 
eines Betrages von 1 fl. 04 kr. als Entschädigung für die in der Fabrik 
verbrachte Zeit entlassen. Der Kläger beanspruchte wegen angeblich 
ungerechtfertigter Entlassung Lohnentschädigung für die in der Arbeits- 
ordnung bestimmte Kündigungsfrist im Betrage von 7 fl. 80 kr. 

Der Beklagte berief sich auf den angeführten Sachverhalt, dem- 
zufolge der Kläger zu der mit ihm ausdrücklich vereinbarten Arbeit un- 
fähig befunden wurde, erachtete damit den in die Arbeitsordnung auf- 
genommenen gesetzlichen Entlassungsgrund des §. 82 Ht. b Gew. 0. 
für gegeben und beantragte die Abweisimg der Klage. 

Der Sachverhalt vnu'de bis auf den bei der Aufnahme gemachten 
Vorbehalt vom Kläger zugestanden, hi Betreff des vom Kläger bestrit- 
tenen Vorbehaltes gab der Fabriksmeister J. S. als Zeuge unter Eid an, 
dass der Kläger nur für das Schneiden und Anpassen von Eisenblech 
aufgenommen und auf seine sofortige Entlassung für den Fall aufmerk- 
sam gemacht wurde, als er diese Arbeit nicht sollte verrichten 
können. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Die kündigungslose Entlassung des Klägers musste als 
im §.82 ht. b Gew. 0. und in der Arbeitsordnung begründet angesehen 
werden, weil der Kläger zufolge der beeideten Zeugenaussage des 
Meisters J. S., dessen Glaubwürdigkeit außer Zweifel stand, ausdrück- 
lich für das Schneiden und Anpassen von Eisenblech aufgenommen 
worden war, diese Arbeit aber nach eigenem Zugeständnisse trotz der 
ihm gegebenen Anleitung nicht verrichten konnte, daher mit Recht als 
zu der mit ihm vereinbarten Arbeit unfähig befunden wurde. 

Der im Sinne des §. 84 Gew.O. erhobene und auf eine vermeint- 
lich imrechtmäßige Entlassung gestützte Klageanspruch war demnach 
zurückzuweisen. 



Nr. 190. 

Der Entlassungsgrund des §. 82 lit. c Gew. 0. ist gegeben, wenn ein 
Arbeiter mehreremale betrunken in die Arbeit kam und ungeachtet 
wiederholter (wenigstens zweimaliger) Verwarnung neuerlich be- 
trunken zur Arbeit erschienen ist. 

Der Entlassungsgrund des §. 82 lit. f Gew. 0. ist begründet, wenn 
ein Arbeiter durch mehrere Tage von der Arbeit ausgeblieben ist 
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und seine Behauptung, krank gewesen zu sein, nicht nachweisen 
oder wenigstens glaubhaft machen kann. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 3. September 1898, 

Gr. I 103/98 

4 

Kläger (Presse?:) beanspruchte wegen seiner ohne Kündigung und 
nach seiner Behauptung auch ohne gesetzlichen Grund erfolgten Ent- 
lassung aus der Tuchfabrik des Beklagten Lohnentschädigung für die 
Kündigungsfrist. 

Der Beklagte brachte vor, Kläger sei wegen Trunksucht und wegen 
unbefugten Verlassens der Arbeit entlassen worden, nachdem er durch 
acht Tage unentschuldigt ausgeblieben und als er am 29. August nach 
acht Tagen wieder in der Fabrik erschien, ungeachtet vorausgegangener 
öfterer Verwarnung abermals betrunken gewesen sei. Er beantragte 
deshalb die Abweisung der Klage. 

Der Kläger bestritt das gegnerische Vorbringen und behauptete, 
krank gewesen zu sein. Der Beklagte wies aber durch eine Bestätigung 
der allgemeinen Arbeiterkranken- und Unterstützungscasse nach, dass 
der Kläger nicht krank gemeldet war, worauf der Kläger zugestand, dass 
der Krankencassenarzt nach eingehender Untersuchung seine Krankheit 
und Arbeitsunfähigkeit nicht habe anerkennen wollen. 

Der Zeuge R. G. (Fabriksmeister) bestätigte unter Eid, dass der 
Kläger wiederholt betrunken in die Arbeit kam und jedesmal verwarnt 
wurde und dass er auch nach seinem achttägigen Ausbleiben erheblich 
betrunken war. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Zufolge der Aussage des Zeugen R. G. ist der Kläger 
wiederholt betrunken in die Arbeit gekommen und jedesmal verwarnt 
worden. In demselben Zustande ist er am 29. August, nach einer acht- 
tägigen Abwesenheit in der Fabrik zur Arbeit erschienen. Da er sein 
achttägiges Ausbleiben in keiner Weise zu rechtfertigen in der Lage 
war und seine Behauptung, durch Krankheit am Arbeiten verhindert 
gewesen zu sein, mit seinem Zugeständnisse, dass der Krankencassen- 
arzt die Krankheit und Arbeitsimfähigkeit nicht habe anerkennen 
wollen, im Widerspruche stand, so war der Beklagte im Rechte, wenn 
er unter Berufung auf §.82 lit. c und f Gew. 0. den Kläger wegen 
Trunksucht sowie wegen unbefugten Verlassens der Arbeit ohne Kündi- 
gung entlassen hat. 

Der nach §.84 Gew. 0. auf eine ungerechtfertigte Entlassung 
gestützte Klagsanspruch war deshalb zurückzuweisen. 
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Nr. 191. 

Das im §. 82 lit. d Gew. 0. dem Gewerbeinhaber vorbehaltene Recht, 
den Arbeiter, der sich eines Diebstahles schuldig macht, sofort ohne 
Kündigung zu entlassen, wird dadurch, dass die gerichtliche Ver- 
folgung wegen Unterlassung der Strafanzeige und nachträgliche 
Schadensgutmachung ausgeschlossen ist, nicht aufgehoben. 

Cr. n 3 14/98 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 16.December 1898, 7 • 

Der vom Kläger (Fabriksarbeiter) wegen angeblich giimdloser 
Entlassung erhobene Anspruch auf Lohnentschädigung für die Kündi- 
gungsfrist wurde von dem Beklagten (Besitzer einer Lederfabrik) mit 
der Begründung bestritten, dass der Kläger am 1 1 . December in der 
Fabrik ein Paar Röhrenstiefel entwendet habe und nach Feststellung 
des Diebstahles und Herausgabe der abhanden gekommenen Stiefel 
entlassen worden sei, somit seine Entlassimg nicht als grundlos 
bezeichnen könne. Der Kläger gab zu, wegen schlechten Wetters statt 
in seinen schadhaften Schuhen in den später in der Fabrik vermissten 
fremden Röhrenstiefeln nach Hause gegangen zu sein und die Stiefel 
tags darauf zu Hause gelassen zu haben. 

Er leugnete aber die diebische Absicht und legte Gewicht darauf, 
dass er die Stiefel freiwilhg ziu-ückgestellt habe. 

Der als Zeuge vernommene Heizer A. Cz. gab an, dass der 
Kläger, als die Stiefel in der Fabrik vermisst und gesucht wurden, den 
Besitz derselben leugnete und erst am diitten Tage nach Androhimg 
der Strafanzeige die That gestand und die Stiefel zurückbrachte. 

Die Klage wurde dem Antrage des Beklagten gemäß ab- 
gewiesen. 

Gründe: Nach §. 82 lit. d Gew. 0. kann ein Hilfsarbeiter sofort 
ohne Kündigung entlassen werden, wenn er sich eines Diebstahles, 
einer Veruntreuung oder einer sonstigen strafbaren Handlung, die ihn 
des Vertrauens des Gewerbeinhabers unwürdig erscheinen lässt, schuldig 
macht. 

Durch die Zeugenaussage des A. Gz. wurde nun in überzeugen- 
der Weise festgestellt, dass der Kläger am 11 . December iu der Fabrik 
des Beklagten ein Paar Röhrenstiefel gestohlen hat und nur infolge 
unterbliebener Strafanzeige und rechtzeitiger Rückgabe der entwen- 
deten Stiefel straflos ausgegangen ist. 

Es war demnach die Entlassung des Klägers nach der bezogenen 
Gesetzesstelle gerechtfertigt. Der Umstand, dass zur Zeit der Ent- 
lassung die gerichtliche Verfolgung des Klägers wegen nachträglicher 
Schadensgutmachung nicht mehr stattfinden konnte, war nicht geeignet, 
das Entlassungsrecht des Beklagten in Frage zu stellen, da dieses 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen Nr. 191 — 193. 219 

gemäß §. 82 lit. d Gew. 0. durch die Thatsache begründet wird, dass 
der Arbeiter sich eines Diebstahles schuldig gemacht und des Ver- 
trauens imwür^ig erwiesen hat, diese Thatsache jedoch gegebenenfalls 
feststeht und durch die später eingetretene Straflosigkeit keine Ände- 
rung erfuhr. 

Nr. 192. 

Fälschliche Eintragungen des Hilfsarbeiters im Lohnverrechnung$- 

buche berechtigen den Unternehmer zur sofortigen Entlassung des 

Hilfsarbeiters. (%. 82 lit. d Gew. 0.) 

Gr. V 398/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 17. Juni 1899, ;: * 

Gegen das Klagebegehren des Hafnergehilfen Anton P. wider 
Bernhard E. wegen Zahlung des Lohnes von 24 fl. für die Kündigungs- 
frist, machte der Beklagte geltend, dass Kläger ohne Kündigung ent- 
lassen wurde, weil er ihn durch falsche Aufschreibungen im Lohn- 
verrechnungsbuche zu übervortheilen versuchte, indem er zwei Öfen 
mehr verrechnete, als er thatsächlich gesetzt hat. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Durch das klägerische Zugeständnis ist erwiesen, dass 
der Kläger mittels unrichtiger Aufschreibungen im Verrechnungsbuche 
den Beklagten zu täuschen versucht hat und mehr Öfen verrechnete, als 
thatsächlich gesetzt wurden. 

Auf Grund dieses Vorgehens ist der Beklagte berechtigt gewesen, 
gemäß §. 82 lit. d Gew. 0. mit der sofortigen Entlassung ohne Kündi- 
gung vorzugehen, da sich der Kläger durch diese Handlungsweise des 
Vertrauens unwürdig erwiesen hat. Es war demnach das Klagebegehren 
als unbegründet abzuweisen. 

Nr. 193. 

Wenn der zur Bewachung eines Kohlenlagers angestellte Nacht- 
wächter entgegen einem von seinen Vorgesetzten in der letzten Zeit 
eingeschärften Verbote zu Anderen sich äußert ^^Ihr könnt Euch 
Kohlen nehmen wie früher'^, so liegt eine versuchte Verleitung zu 
Kohlendiebstählen vor und es ist die sofortige Entlassung wegen 
einer strafbaren Handlung im Sinne des §. 82 lit. d Gew. 0. 

gerechtfertigt. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brüun vom 2. September 1898, Gr. 1 10i/Ü8. 

Der in einem gewerkschaftlichen Kohlenverschleiße bedienstete 
Kläger (Nachtwächter) beanspruchte in der Klage und bei der Ver- 
handlung : 
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a) den ausstehenden Lohn für den Dienst in der Nacht vom 27. 
auf den 28. August per 1 fl., 

b) die Ausfolgung von 50 kg Kohle für den Monat August, die er 
vereinbarungsgemäß allmonatlich im nachhinein nebst seinem 
Lohne bezog und pro August noch nicht erhalten hatte, 

c) eine 14tägige Lohnentschädigung im Betrage von 14 fl., letztere 
mit der Begründung, dass er bei dem Abgange einer besonderen 
Vereinbarung nach dem Gesetze auf eine 14tägige Kündigung 
Anspruch habe, am 27. August aber ohne Kündigung grundlos 
entlassen worden sei. 

Die beklagten Gewerkschaften anerkannten den klägerischen An- 
spruch auf den Lohn für die letzte Nacht pro 1 fl. und auf 50 kg Kohle 
für den Monat August, bestritten aber den Lohnentschädigungsanspruch 
für die Kündigungsfrist. 

In Betreff dieses Anspruches vmrde eingewendet, dass die 
sofortige Entlassung des Klägers .im Gesetze begründet war, da er sich 
in der letzten Zeit der versuchten Verleitung mehrerer Bahnbediensteten 
zur Entwendung von Kohle schuldig gemacht habe. 

Der Zeuge St. Seh. bestätigte imter Eid, dass der Kläger vor 
3 bis 4 Wochen anlässlich eines mit dem Zeugen geführten Gespräches, 
welches die von dem gewerkschaftUchen Vertreter verfügte Verabfolgung 
von Kohle an die am Kohlenbahnhofe wohnhaften Bediensteten und 
das Verbot der vorher vdederholt geschehenen eigenmächtigen Weg- 
nahme von Kohle zum Gegenstand hatte, geäußert habe: „Die aus- 
gefassten Kohlen könnt Ihr verkaufen und für Euch könnt Ihr wieder 
Kohlen nehmen wie früher" , und dass nach Mittheilungen des Weichen- 
wächters D. und des Streckenwächters J. der Kläger die gleiche Äuße- 
rung auch diesen zwei Bahnbediensteten gegenüber gethan habe. 

Der Zeuge A. K. gab imter Eid an, dass die angeführten kläge- 
rischen Äußerungen dem Vertreter der belangten Firma zwei oder drei 
Tage vor der Entlassung des Klägers gemeldet worden seien. 

Die beklagten Gewerkschaften wurden verurtheilt, dem Kläger 
den Betrag von 1 fl. (a) zu bezahlen und 50 kg Kohle (b) auszu- 
folgen. 

Der weitere Anspruch (c) wurde abgewiesen. 

Gründe: Soweit inhaltlich des Sachverhaltes die klägerische 
Forderung anerkannt wurde, war gemäß §.395 G. P. 0. ein An- 
erkenntnisurtheil zu fällen. 

Insoferne aber der Kläger wegen angeblich grundlos erfolgter 
Entlassung Ansprüche auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist 
im Sinne des §. 84 Gew. 0. erhoben hatte, war die klägerische Forde- 
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rung dem Antrage des Beklagten gemäß abzuweisen, weil die kläge- 
rischen Äußerungen eine versuchte Verleitimg zu Kohlendiebstählen 
enthielten, welchen letzteren gerade durch die von dem Vertreter der 
belangten Gewerkschaften getroffenen Verfügungen und durch die dem 
B[läger übertragene Nachtwache gesteuert werden sollte und weil die 
geklagte Seite hierin angesichts des Vertrauensmissbrauches den von 
ihr geltend gemachten Entlassungsgrund im Sinne des §. 82 Ht. d 
Gew. 0. zu erblicken volle Ursache hatte. 



Nr. 194. 

Übervortheilung der Gäste durch einen Schankgehilfen berechtigt zur 
Entlassung (§. 82 lit. d Gew. 0.). 

Gr. m 972/99 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 10. Juni 1899, 7: • 

Der-Schankgehilfe Heinrich W. klagte den Johann W. auf Ent- 
schädigung wegen Nichteinhaltung der Kündigungsfrist per 23 fl. Der 
Beklagte begründete die sofortige Entlassung damit, dass Kläger wieder- 
holt die Gäste übervortheilt habe, indem er ihnen Speisen höher an- 
rechnete. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund der Aussagen der vernommenen Zeugen 
hat das Gericht als erwiesen angenommen, dass sich der Kläger im 
Gasthause des Beklagten mehrerer strafbaren Handlungen (Betrügereien 
gegenüber den Gästen) schuldig gemacht habe, welche ihn des Ver- 
trauens des Gewerbe Inhabers in besonderem Grade imwürdig erscheinen 
lassen. 

Hiedurch erscheint der Entlassungsgrund des §.82 lit. d Gew. 0. 
gegeben, \yenn daher Kläger vor Ablauf der 14tägigen Kündigungsfrist 
vom Beklagten entlassen wurde, so war letzterer hiezu berechtigt und 
erscheint das auf §. 84 Gew. 0. gestützte Klagebegehren völlig un- 
begründet. 

Nr. 196. 

Auftragwidriges Herausnehmen von POIzungen eines Canalschachtes 
durch den Hauptgerlister bildet einen Entlassungsgrund. (§. 82, lit. d 

Gew. 0.) 

Gr. II 353/99 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 3. Juni 1899, . 

' 5 

In der Rechtssache des Hauptgerüsters Johann M. wider Ferdi- 
nand R. wegen Zahlung von 24 fl. für die Kündigungsfrist begründete 
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der Beklagte die sofortige Entlassung damit, dass Gegner entgegen dem 
erhaltenen Auftrage : die Pölzungen in dem hergestellten 1 bis 11 m 
tiefen Ganalischachte zu belassen, diese Pölzungen herausnehmen ließ 
und dadurch die Gefahr des Einsturzes herbeiführte, dass Kläger 
weiters mit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung 
einverstanden war, indem er vorher selbst wiederholt ohne Kündigung 
ausgetreten ist, überdies auch in der angeschlagenen Arbeitsordnung 
die Entlassung ohne Kündigung bestimmt war. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Wenn auch nicht feststeht, dass der Ausschluss der 
Kündigung durch ausdrückliche Vereinbarung oder durch Kundmachung 
der Arbeitsordnung festgesetzt vmrde, so erscheint dennoch die Ent- 
lassung des Klägers ohne Kündigung aus dem Grunde gerechtfertigt, 
weil er durch Zuwiderhandeln gegen einen erhaltenen Auftrag eine 
große Gefahr für die körperliche Sicherheit herbeigeführt und dadurch 
sich des Vertrauens unwürdig erwiesen hat (§. 82 lit. d Gew. 0.). 



Nr. 196. 

Ein Hilfsarbeiter, welcher die Abwesenheit des Gewerbeinhabers 

dazu benutzt, um sich für mehrere Stunden aus der Werkstätte zu 

entfernen und müßig zu gehen, hat die Arbeit unbefugt verlassen 

und kann gemäß §. 82, lit. f Gew. 0. sofort entlassen werden. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 10. December 1898, Cr. 1, 288/98. 

Der Kläger (Klempnergehilfe), welcher am 6. December allein in 
dem zugleich als Werkstätte dienenden offenen Verkaufsladen sich 
befand, benützte die Abwesenheit des Beklagten (Spenglermeister), um 
sich zwischen 9 und 1 Uhr vormittags ohne jeden Anlass zu entfernen 
und erst um 1 Uhr nachmittags wiederzukommen. Bei seinem Fort- 
gange sperrte er wohl den Laden ab, ließ aber den Schlüssel 
stecken. 

Der Beklagte, welcher dies bei seiner Ankunft um llYgUhr 
wahrgenommen hatte, erwartete den Kläger im Geschäftsiocale und 
entließ denselben bei seiner Rückkehr um 1 Uhr sofort ohne Kün- 
digung. 

Der Kläger war der Ansicht, dass sein Ausbleiben keinen Grund 
zur sofortigen Entlassung gegeben habe und er beanspruchte deshalb 
Lohnentschädigung für die vierzehntägige Kündigungsfrist im Betrage 
von 16 fl. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Handlungsweise des Klägers, welcher mehr als 
zwei Stunden vor der Mittagspause den Verkaufsladen gesperrt hatte 
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und ohne den Schlüssel abzuziehen, fortgegangen war, um ohne jeden 
Grund bis zum Beginne der Nachmittagsbeschäftigung auszubleiben, 
stellt sich unstreitig als ein unbefugtes Verlassen der Arbeit und inso- 
ferne als niemand zur Bedienung von Kunden im Locale zurück- 
geblieben war, anderseits aber unberufene Personen in dasselbe hätten 
eindringen können, zugleich als eine besonders grobe Pflichtver- 
nachlässigung dar. 

Der Kläger hat damit einen gesetzlich anerkannten Grund zu 
seiner sofortigen Entlassung (§.82 lit. f Gew^. 0.) gegeben und ist 
demnach nicht berechtigt gewesen, seine Entlassung als eine ungerecht- 
fertigte zu bezeichnen und Lohnentschädigung im Sinne des §.84 
Gew. 0. zu fordern. 

Die Klage war daher abzuweisen. 

Nr. 197. 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit im Sinne des §. 82, lit. f Gew. 0. 
liegt vor, wenn ein Hilfsarbeiter, dem wegen Mangels an Arbeit vom 
Meister erlaubt worden war, zu Hause zu bleiben, zu einer nachher 
bestellten dringlichen Arbeit geholt wird, darauf zu kommen ver- 
spricht, das Versprechen aber nicht zuhält, sondern ausbleibt. 

Gr. II 15/98 

Entscheidung des Gevverbegerichtes Brunn vom 9. Juli 1898, . 

o 

Kläger (Schneidergehilfe) klagte wegen seiner am 6. Juli an- 
geblich ungerechtfertigt erfolgten sofortigen Entlassung auf Lohnent- 
schädigung für die Kündigungsfrist in der Höhe von 8 fl. und beantragte 
die Verurtheilimg des Belangten (Schneidermeisters) zur Zahlung dieses 
Betrages. Der Belangte wendete ein, dass er am 4. Juli den Kläger, 
welcher wegen Mangels an Arbeit mit seiner (des Beklagten) Erlaubnis 
zu Hause geblieben war, infolge einer nachher bestellten dringlichen 
Arbeit habe holen lassen und dass der Kläger auch zu kommen ver- 
sprochen habe, dass er jedoch entgegen seinem Versprechen aus- 
geblieben und, da auf den 5. Juli ein Feiertag fiel, erst am 6. Juli 
wieder zur Arbeit erschienen sei. Der Belangte erblickte in dem Aus- 
bleiben des Klägers ein unbefugtes Verlassen der Arbeit, erachtete sich 
bei dessen Wiedererscheinen zur Arbeit gemäß §.82 lit. f Gew. 0. zur 
sofortigen Entlassung für berechtigt und beantragte deshalb die Abwei- 
sung der Klage. 

Der Kläger gab das ThatsächUche des gegnerischen Vorbringens 
zu, bestritt aber, dass ein unbefugtes Verlassen der Arbeit vorUege, da 
ihm der Beklagte erlaubt habe, am 4. Juli zu Hause zu bleiben, und da 
der später untertags erfolgte Widerruf der Erlaubnis und sein Ver- 
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spre^^hen, zu kommen, hieran nichts mehr habe ändern können. Dass 
Kläger am 4. Juli verhindert gewesen wäre, zu kommen, wurde von 
ihrti nicht behauptet. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: In dem eingestandenen Ausbleiben des Klägers am 
4. Juli lag unverkennbar ein unbefugtes Verlassen der Arbeit, da dem 
Kläger die Erlaubnis, zu Hause zu bleiben, nur wegen Mangels an 
Arbeit gegeben worden war, imd da derselbe sich auf diese Erlaubnis 
niclit mehr berufen konnte, wenn später eine dringliche Arbeit vorlag 
und wenn er, hievon in Kenntnis gesetzt, an der Übernahme der Arbeit 
nichl verhindert war und dem Meister sagen ließ, dass er kommen 
^ verde. 

Der Entlassungsgrund des §. 82 lit. f Gew. 0. war denmach mit 
de Mi Ausbleiben des Klägers gegeben und rechtfertigte die sofortige 
Lö;^ung des Arbeitsverhältnisses bei dem darauffolgenden Erscheinen 
düfc Klägers zur Arbeit. 

Der gemäß §. 84 Gew. 0. auf die ungerechtfertigte Entlassung 
gesLützte Klagsanspruch entbehrte hiernach seiner Grundlage und war 
dei?liall) zurückzuweisen. 
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